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(C) 


54. Sitzung 

Bonn, den 7. November 1991 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sitzung 
ist eröffnet. 

Ich teile zunächst mit, daß interfraktionell verein- 
bart worden ist, die verbundene Tagesordnung zu 
erweitern. Die Punkte sind in der Ihnen vorhegenden 
Zusatzpunkthste auf geführt; 

1. Aktuelle Stunde: Weisung des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit an das Land Hessen: 
Aufhebung der Stillegungsverfügung für die Plutoniumver- 
arbeitung in Hanau vor Fertigstellung der Schwachstellen- 
analyse (In der 53. Sitzung bereits erledigt.) 

2. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des D-Markbilanzgesetzes — Drucksache 12/1467 — 

3. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Entlastung des Bundesfinanzhofes 
— Drucksache 12/1468 — 

4. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Sozialplan im Konkurs- und Ver- 
gleichsverfahren — Drucksache 12/1469 — 

5. Erste Beratung des von den Abgeordneten Egon Susset, Mei- 
nolf Michels, Richard Bayha, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Ulrich Hein- 
rich, Günther Bredehorn, Johann Paintner, Jürgen Türk und 
der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Flächenstillegungsgesetzes 1991 
— Drucksache 12/1470 — 

6. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Aufhebung 
des Gesetzes über die Errichtung und das Verfahren der 
Schiedsstellen für Arbeitsrecht und zur Änderung des Ar- 
beitsförderungsgesetzes — Drucksache 12/1483 — 

7. Beratung des Antrags der Abgeordneten Andrea Lederer, 
Dr. Hans Modrow und der Gruppe der PDS/Linke Liste: 

Initiative zur nuklearen Abrüstung — Drucksache 
12/1443 - 

8. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregierung zur Kohle- 
politik 

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll 
abgewichen werden, soweit dies bei einzelnen Punk- 
ten der Tagesordnung und der Zusatzpunkthste erfor- 
derhch ist. 


Außerdem ist interfraktionell vereinbart worden, 
den Tagesordnungspunkt 13 — Renten- Überleitungs- 
gesetz — ohne Debatte zu beraten. Dieser Tagesord- 
nungspunkt wird zusammen mit dem Tagesord- 
nungspunkt 5 auf ge rufen. Sind Sie damit einverstan- 
den? — 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Ich möchte 
Widerspruch einlegen gegen die Behandlung des 
Renten-Überleitungsgesetzes ohne Aussprache. 

Wir haben mit Erleichterung aufgenommen, daß es 
zu dem Renten-Überleitungsgesetz bereits einen Än- 
derungsgesetzentwurf gibt. Doch das nähere Hinse- 
hen brachte eine herbe Enttäuschung: Es handelt sich 
nur um redaktionelle und formelle Korrekturen und 
eine weitere Ausdehnung der fragwürdigen Art und 
Weise der „Vergangenheitsbewältigung" mit Renten- 
kürzungen bei Personen, die mit der Staatssicherheit 
zu tun hatten und bisher noch nicht erfaßt waren. Der 
grundgesetzwidrige Mißbrauch von Sozialrecht als 
Strafrecht geht also weiter. 

(Unruhe bei der CDU/CSU und der FDP) 

Offenbar hat sich die Regierungskoalition mit der 
SPD abgestimmt, die Sache heute heimlich, still und 
leise über die Bühne des Bundestags gehen zu lassen 
und damit einer erneuten Diskussion über die Verfas- 
sungsmäßigkeit des Renten-Überleitungsgesetzes 
aus dem Wege zu gehen. 

Wir beantragen eine Debatte zu diesem Tagesord- 
nungspunkt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth; Wir stimmen über 
diesen Antrag ab, bevor wir zu Tagesordnungs- 
punkt 3 kommen. 

Wer stimmt für den von der PDS/Linke Liste soeben 
gestellten Antrag, das Renten-Überleitungsgesetz mit 
Debatte zu beraten? — Wer stimmt dagegen? — Ent- 
haltungen? — Damit ist der Antrag der PDS/Linke 
Liste abgelehnt; es wird ohne Debatte beraten. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung und die Zusatz- 
punkte 2 bis 6 auf: 

3. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes über die Erstreckung von gewerb- 
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(A) liehen Schutzrechten (Erstreckungsgesetz- 
ErstrG) 

~ Drucksache 12/1399 — 

Überweisungsvorschlag t 
Rechtsausschuß 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingeb rächten Entwurfs eines Geset- 
zes zu dem Vertrag vom 3. April 1989 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über den Ver- 
lauf der gemeinsamen Staatsgrenze in der 
Sektion III des Grenzabschnittes „Schei- 
belberg-Bodensee" sowie in einem 
Teil des Grenzabschnittes „Dreieckmarkt- 
Dandlbachmündung" und des Grenzab- 
schnittes „Saalach-Scheibelberg" 

— Drucksache 12/1242 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Innenausschuß 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ulrich Adam, Dr, Walter Franz Altherr, 
Hans-Dirk Bierhng, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Günther Friedrich Nolting, 
Dr. Werner Hoyer, Dr. Sigrid Semper, wei- 
terer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 

Privatisierung der Heimbetriebsgesell- 
schaft mbH der Bundeswehr 

(B) 

— Drucksache 12/1292 — 

Überweisungsvorschlag: 

Verteidigungsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

ZP 2 Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs ei- 
nes Gesetzes zur Änderung des D-Markbilanz- 
gesetzes 

— Drucksache 12/1467 — 

übe rweisungs Vorschlag : 

Rechtsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

ZP 3 Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs ei- 
nes Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Entlastung des Bundesfinanzhofes 
— Drucksache 12/1468 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 

Finanzausschuß 

ZP 4 Erste Beratung des von Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den 
Sozialplan im Konkurs- und Vergleichsverfah- 
ren 

— Drucksache 12/1469 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 


Ausschuß für Wirtschaft (C) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

ZP 5 Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Egon Susset, Meinolf Michels, Richard Bayha, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Ulrich 
Heinrich, Günther Bredehom, Johann Paint- 
ner, Jürgen Türk und der Fraktion der FDP ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Flächenstillegungsgesetzes 1991 
— Drucksache 12/1470 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder- 
führend) 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Haushaltsausschuß 

ZP 6 Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs ei- 
nes Gesetzes zur Aufhebung des Gesetzes über 
die Errichtung und das Verfahren der Schieds- 
stellen für Arbeitsrecht und zur Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes 
— Drucksache 12/1483 — 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Es handelt sich auch bei den Zusatzpunkten um 
Überweisungen im vereinfachten Verfahren ohne De- 
batte. 

Interfraktionell wird vor geschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung auf geführten Ausschüsse 
zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? — Das 
ist der Fall. Ich höre keinen Widerspruch. (D) 


Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf: 

a) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
19. November 1990 über konventionelle 
Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag) 

- Drucksachen 12/1133, 12/1243, 12/1445 - 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1491 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Peter Kurt Würzbach 
Katrin Fuchs (Verl) 

Dr. Olaf Feldmann 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 12/1493 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Dr. Klaus Rose 
Dr. Sigrid Hoth 
Emst Waltemathe 

(Erste Beratung 40. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bim- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Ausfühningsgesetzes zu dem Vertrag vom 
19. November 1990 über konventionelle 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 

(A) Streitkräfte in Europa (KSE-Vertrag) (Ausfüh- 

rungsgesetz zum KSE-Vertrag) 

- Drucksachen 12/1135, 12/1244, 12/1445 - 

Beschlußempfehlung und Bericht des Auswär- 
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1492 — 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Peter Kurt Würzbach 
Katrin Fuchs (Verl) 

Dr. Olaf Feldmann 

(Erste Beratung 40. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen. — 
Ich sehe keinen Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erstem erteile ich 
dem Abgeordneten Würzbach das Wort. 


Peter Kurt Würzbach (CDU/CSU): Frau Präsiden- 
tin! Meine Kolleginnen und Kollegen! Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion begrüßt außerordentlich das 
heute zur Verabschiedung anstehende Abrüstungs- 
gesetz und das vorgelegte Ausführungsgesetz. 

Ich will noch einmal, wie schon bei der ersten Bera- 
tung, uns alle fragen: Wer hätte vor rund einem Jahr 
geglaubt, daß wir ein solch inhaltsreiches, wirkUch 
Abrüstung einleitendes Gesetz heute verabschieden? 
Das ist eine großartige Sache für uns alle. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

(B) Wir begrüßen, daß der Deutsche Bundestag dieses 
Gesetz jetzt verabschiedet. Wir hegen damit in der 
vordersten Spitze aller Staaten, die dies tun. Dieser 
Zeitpunkt — mit der Bitte an alle Staaten, ebenfalls 
schnell zu ratifizieren — ist deshalb politisch wichtig, 
damit die Sowjetunion in ihrer neuen Form, in der sich 
zu finden sie dabei ist, auf dem schwierigen Weg mit 
den neuen Republiken ebenfalls dazu kommt, dieses 
Gesetz so, wie es vorliegt, zu verabschieden. 

Wir stimmen heute einem Gesetz zu, das eines Ta- 
ges als das erste, umfassendste und bedeutendste in 
den Geschichtsbüchern stehen wird. Ich finde, wir 
alle, egal, welcher Fraktion wir angehören, sollten 
unseren Bürgern klarmachen, daß hiermit Zehntau- 
sende großer Waffensysteme der Teilstreitkräfte der 
Luftwaffe und des Heeres beseitigt werden. 

Müitärisch wird das Ungleichgewicht beseitigt. Mi- 
litärisch schafft dieser Vertrag Parität auf einem nied- 
rigen Niveau. MiÜtärisch nimmt er den verschiedenen 
Seiten die Möghchkeit zu einem überraschenden, 
raumgreifenden Angriff, zum Überraschungsangriff. 
Und er schafft mihtärisch lange Vorwarnzeiten. 

Dennoch will ich die politische Würdigung voran- 
stellen, nämhch daß dieser Vertrag die gewaltigen 
pohtischen Umwälzungen, die Abkehr von Konfronta- 
tion zu Kooperation in den letzten Jahren verdeut- 
hcht; das ist ein abrüstungspohtisch, sicherheitspoÜ- 
tisch und außenpohtisch bedeutsamer Schritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist ein großer Schritt, ein Schritt — das dürfen wir 
als Deutsche sagen — , an dem wir entscheidenden 


Anteü haben, daß er so und daß er so schnell zustande (C) 
gekommen ist. Im Namen meiner Fraktion möchte ich 
all denen danken, die daran mitgearbeitet haben: de- 
nen im Auswärtigem Amt, denen im Verteidigungs- 
ministerium, denen in Bonn und denen in Wien. 

Wenn wir diesen großen Schritt anerkennen und 
loben, will ich doch hinzufügen, daß dies ein erster 
Schritt ist. Diesen schon zu realisieren bedeutet eben 
auch, noch viele, viele schwieriger gewordene 
Schritte zu gehen. Die unstabüe Lage in der Sowjet- 
union ist ein besonderes Beispiel dafür. 

In der ersten Lesung haben wir oft die Vokabel 
„Flexibilität" bemüht. Es güt, auch dieses Mal festzu- 
stellen, daß wir für Zusätze unterschiedlicher Art in 
bezug auf das Baltikum, in bezug auf die Ukraine und 
in bezug auf andere Gebiete hohe Beweghchkeit an 
den Tag zu legen haben. 

Auf der Grundlage dessen, was wir heute ratifizie- 
ren, ist es ein gutes Beispiel für Flexibilität daß im 
Bereich des Baltikums die Region der drei selbständig 
gewordenen Länder ausgeklammert, daß dort aber 
weiter stationiertes sowjetisches Material dem Ver- 
trag unterworfen bleibt. Ich hoffe, daß wir das auch 
bei anderen Staaten bei all den Schwierigkeiten, die 
dort absehbar sind, ähnhch beweghch und erfolgreich 
regeln werden. 

Ich will einen Begriff bemühen, den wir aus der 
rüstungskontroUpohtischen Debatte kennen. Ich wün- 
sche, daß es uns gehngt, daß in diesem Zusammen- 
hang rüstungskontroUpolitisch keine Grauzonen in 
der früheren Sowjetunion entstehen. Das muß unser 
Anhegen sein. pj 

Vor dem Hintergrund der bedeutenden Vorschläge, 
die Bush und Gorbatschow zur weiteren Abrüstung 
besonders auch im nuklearen Bereich gemacht haben 
— das sind großartige Ziele — , will ich sagen: Den 
rüstungskontroUpohtischen Alltag läuten wir mit der 
Ratifizierung dieses Vertrages ein. Hier muß sich be- 
weisen, daß wir alle miteinander wirkhch in der Lage 
sind, große, gute Ziele nicht nur zu beschreiben, son- 
dern trotz ah der Widrigkeiten die praktischen 
Schritte wirkhch zu reahsieren. 

Neben der Flexibihtät und — auf Grund der Ände- 
rung in der Sowjetunion — hoher Sensibihtät sind 
auch zwei weitere Punkte gefragt, die ich ansprechen 
will, nämhch Geduld und auch Geld, und von beidem 
eine ganze Menge. Wenn wir die Folgen dieses Ver- 
trages betrachten — wenn die Sowjetunion wahr 
macht, was sie angekündigt hat — , nämhch nach den 
Waffen auch Personal — was auch in unserem Inter- 
esse ist — gravierend zu verringern — wir wissen, es 
handelt sich dabei um Hunderttausende von Solda- 
ten, die ahein die Sowjetunion zu reduzieren hat — , 
wird das Problem der beiden Punkte, die ich nannte, 
deuthch: Wo soUen sie wohnen? Wer soh sie ernäh- 
ren? Wo sohen sie arbeiten? 

Um die Dimension zu verdeuthchen, genügt ein 
kurzer Bhck auf unser Land, auf unser dagegen klei- 
nes Problem mit der Reduzierung unserer Bundes- 
wehr, mit der Verkleinerung vieler Standorte und mit 
denen sich daraus ergebenden Problemen für manche 
Regionen. Dennoch lohnt es sich für aUe, diese An- 
strengungen unter den Bedingungen, die ich nannte. 
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(A) mit Geduld und Geld auf sich zu nehmen, v^eil es 
einem großartigen, einem wichtigen Ziel dient. 

Ich weiß, daß heute einige Offiziere des Zentrums 
des Bundeswehramtes für Verifikation diese Debatte 
verfolgen. Ich wünsche Ihnen und damit uns, daß Sie 
recht schnell Ihre erworbene Qualifikation zur Beob- 
achtung und zur Überprüfung der verabschiedeten 
Verträge einb ringen können. Ich wünsche, daß Sie in 
allen Teilen des Vertragsgebietes diese neue, interes- 
sante und anspruchsvolle Aufgabe wahrnehmen kön- 
nen, der Sie sich als Offiziere und Beamte unserer 
Bundeswehr zu unterziehen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser Ziel muß es sein, die durch den Vertrag er- 
reichte Parität in sicherheitspolitische Stabilität um- 
zusetzen. Ich wünsche mir, daß der in den letzten Jah- 
ren spürbare, dieses Ergebnis überhaupt erst herstel- 
lende pohtische Wille so stark erhalten bleibt, daß die 
Verhandlungsdynamik, mit der diesmal an diesen 
Vertrag herangegangen wurde, auch bestehen bleibt, 
um die Folgeverhandlungen für das Personal zu errei- 
chen. Es gibt ja schlimme, abschreckende Beispiele: 
Bei dem Vorgänger dieses Vertrages, den MBFR-Ver- 
handlungen, wurde nicht wie hier rund 20 Monate, 
sondern fast 20 Jahre — und dann noch erfolglos — 
verhandelt. 

Es muß unser Interesse sein, daß nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages ähnlich gravierende Schritte bei den 
Streitkräfteumfängen, bei der Personalstärke der Sol- 
daten sehr schnell erreicht werden. Hier haben wir als 
Deutsche als einziger Staat in Ost und West ganz 

(B) große Vorleistungen erbracht, indem wir uns völker- 
rechtlich verbindhch festgelegt haben, auf 370 000 
Soldaten zu reduzieren. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang vor dem 
Deutschen Bundestag auf eines hinweisen, wo wir — 
nicht rechthch festgeschrieben, aber politisch-mora- 
lisch — eine große Verpfhchtung übernommen haben, 
nämhch die Sicherheit der neuen Demokratien im 
Osten — ich nenne als Beispiele die Ungarn, die 
Tschechen und die Polen — in diesem Zusammen- 
hang deutlich mit zu beachten. Hier haben wir eine 
ganz besondere Verpflichtung, die ich auch deutlich 
beim Namen nennen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich stelle mit Genugtuung und — ich glaube, ich 
darf das tun — mit Stolz fest, daß in der Regierungszeit 
der Union Deutschland zum abrüstungspohtischen 
Führungsstaat geworden ist und daß wir vom früheren 
Frontstaat, wie das während des Kalten Krieges und 
der Konfrontation der Fall war, jetzt zum Verbin- 
dungsglied zwischen Ost und West und damit zum 
Vorreiter und zum Wegbegleiter für Stabilität und für 
einen Frieden in Kooperation auf einem in bezug auf 
die Waffen niedrigen Niveau geworden sind. 

Dabei können wir zukünftig von einem Sicherheits- 
begriff ausgehen und uns an diesem orientieren, der 
nach den schönen außerordentlichen Veränderungen 
im Bild der militärischen Bedrohung in Zukunft mehr 
als vorher nicht nur die mihtärische Situation, sondern 
immer auch die politische, wirtschafthche, ökologi- 
sche und soziale Situation einzubeziehen hat. Der 


Vertrag, der heute verabschiedet wird, ist eine gute 
Grundlage, um in dieser Region ähnhche Verträge zu 
verabschieden. Ich hoffe, er ist ein gutes Beispiel für 
andere Regionen in der Welt — auch in der Dritten 
Welt — , um zu ähnhch vernünftigen Abmachungen zu 
kommen. 

Ich rufe die verehrten Kolleginnen und Kollegen 
aller Parteien auf, diesem Vertrag heute zuzustim- 
men. Wir ratifizieren ihn. Wir wollen hoffen, daß er 
dann schnell von allen Staaten reahsiert wird und zur 
Kontrolle immer wieder verifiziert werden kann. 

Ich freue mich — so wurde es in den Ausschüssen 
deutlich — , daß es hier Einmütigkeit zwischen den 
Fraktionen dieses Hauses gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat der 
Abgeordnete Dr. Hermann Scheer das Wort. 

Dr. Hermann Scheer (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die SPD -Fraktion begrüßt 
diesen Vertrag. Wir werden ihn heute ratifizieren. 
Welche Bedeutung er hat, kann man an den 15 Jahre 
dauernden MB FR- Verhandlungen von 1973 bis 1988 
ermessen, die seinerzeit mit einer völhgen Ergebnis- 
losigkeit endeten. Gemessen daran ist dieser Vertrag 
in der Tat ein großer Schritt. 

Zur Abrüstungspohtik gehört, daß man weiter 
drängt. Deswegen sollte man nicht vergessen hervor- 
zuheben, was bei diesen Verhandlungen alles nicht 
zustande kam. Das sind Punkte wie die sehr, sehr 
unbefriedigende Behandlung der gesamten Luftrü- 
stung. Bei der Luftrüstung sind als Höchstgrenzen 
Margen festgelegt worden, die über dem hegen, was 
die NATO gegenwärtig hat, die die NATO also gar 
nicht einhalten will. Hier ist also mehr an die alte 
Methode der Festlegung von Rüstungsobergrenzen, 
die teilweise noch nicht einmal erreicht worden sind, 
angeknüpft worden. Hier war sehr viel Verhand- 
lungsdogmatismus im Spiel; dies muß sich ändern. 
Dies ist ein Hinweis auf das, was künftig auf der 
Agenda stehen muß. 

Bei den Verhandlungen ist völhg außer acht gelas- 
sen worden — aus Gründen, die ich jetzt nicht kriti- 
sieren will, aber es ist wichtig, das festzustellen — , 
daß im Bereich der maritimen Rüstung, also der See- 
rüstung, auch ein Abrüstungserfordemis besteht, und 
zwar erhebhcher Art; ein Abrüstungserfordemis übri- 
gens, das in besonderer Weise auf die Überlegenheit 
des Westens bei der maritimen Rüstung gerichtet ist. 
Das heißt, hier ist vor allem der Westen gefordert. 

Hier sind Dinge für die Tagesordnung der Abrü- 
stungspohtik der 90er Jahre genannt. Daß das alles 
bei den Wiener Abrüstungsgesprächen noch nicht be- 
rücksichtigt wurde, daß wir, obwohl wir das immer 
wieder gefordert haben, schheßhch gesagt haben, 
nun gut, wenn es denn jetzt nicht anders geht, dann 
beschränkt euch einmal auf diese Materien, hing da- 
mit zusammen, daß wir die Verhandlungen nicht un- 
bedingt mit Dingen aufladen wollten, mit denen die 
Verhandlungsteilnehmer zu diesem Zeitpunkt viel- 
leicht überfordert gewesen wären, wer auch immer 
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(A) sich da in besonderer Weise überfordert fühlte. Dies 
muß man aber hervorheben. 

Auf dem Sektor konventioneller Waffen wird es also 
erstmals zu einer vereinbarten Rüstungsreduzierung 
kommen. Wir müssen aber gleichzeitig feststellen, 
daß der Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrages fast 
der letzte denkbare Zeitpunkt gewesen ist, so etwas 
noch zustande kommen zu lassen. Das ist ein Ver- 
tragswerk zwischen NATO- Und Warschauer-Pakt- 
Staaten. Wenige Monate danach löste sich der War- 
schauer Pakt auf. Schon zum Zeitpunkt des Verab- 
schiedens des Vertrages waren die politischen Ent- 
wicklungen zur Auflösung des Warschauer Paktes, 
zum Abzug sowjetischer Truppen so weit gediehen, 
daß es die Abzüge, die es auf östlicher Seite gibt, 
wahrscheinlich sowieso gegeben hätte. Insofern bein- 
haltet der Vertrag jetzt mehr eine Selbstverpflichtung 
des Westens, obwohl der Westen gar nicht soviel her- 
geben muß. 

Der Vertrag hat darüber hinaus eine andere Bedeu- 
tung. Er beinhaltet nämlich eine Regionalisierung der 
jeweiligen westlichen und früheren östlichen Ver- 
pflichtungen. Dies kann jetzt dazu beitragen, aus Mo- 
tiven, die es möglicherweise in bestimmten Teilen 
Europas gibt — ich denke, auch in Osteuropa — , er- 
neut — aus vöUig anderen Gründen als früher und 
nicht gegen den Westen gerichtet — irgendwelche 
Rüstungsanstrengungen zu unternehmen und damit 
das Klima imd die Konflikte in Osteuropa oder Ost- 
mitteleuropa militärisch aufzuheizen. Ich meine Kon- 
flikte zwischen ehemaligen Warschauer- Pakt- Staaten 
oder innenpolitische Konflikte in ehemaligen War- 
schauer-Pakt-Staaten. Deswegen ist es wichtig, daß 
man diesen Vertrag gerade vor diesem Hintergrund 
betrachtet, obwohl die Autoren dieses Vertrages an 
diese Entwicklung nicht haben denken können. 

Zum Vertrag gehört aber auch die Absicht, daß je- 
der Beteiligte vertrauensbildende Verteidigungs- 
strukturen entwickelt, d. h. daß durch die Art seiner 
eigenen Bewaffnung nicht Mißtrauen in seine mögli- 
chen Absichten oder Fähigkeiten gegenüber anderen 
geweckt wird. Dies ist wesentlich schwieriger auszu- 
handeln als das, was im bestehenden Vertragswerk 
ausgehandelt werden konnte. Aber es war ein aus- 
drückliches Versprechen, daß auch dies auf die Ta- 
gesordnung der künftigen Abrüstungsverhandlungen 
und politischen Bemühungen über europäische Si- 
cherheitsstrukturen kommt. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich darauf auf- 
merksam machen, daß die Absicht des Nordatlanti- 
schen Bündnisses zur Bildung schneller Eingreiftrup- 
pen gleichbedeutend mit einer größeren, gesteigerten 
Fähigkeit, zu operativen Überraschungsangriffen ist. 
Das heißt, die Absicht, schnelle Eingreiftruppen zu 
bilden, ist im Grunde das Gegenteil dessen, was ver- 
sprochen worden ist. Auch wenn die Absicht, die hin- 
ter der Bildung schneller Eingreiftruppen steht, viel- 
leicht eine andere ist, so fördern sie doch die operative 
Fähigkeit zu Überraschungsangriffen. Das ist eindeu- 
tig. Versprochen wurde noch im letzten Jahr, daß man 
sich genau um das Gegenteil bemüht. Darauf sollte 
man auch aufmerksam machen, gerade weil am heu- 
tigen Tage beim NATO-Gipfel in Rom möglicher- 


weise eine gegenteilige Richtung eingeschlagen wird, (C) 
als im letzten Jahr versprochen worden war. 

Was hat sich politisch geändert? Politisch geändert 
hat sich seit dem letzten Jahr, daß mit der Auflösung 
des Warschauer Paktes die Zeit bilateraler Abrü- 
stungsverhandlungen in Europa vorbei ist. Es wird nie 
mehr Verhandlungen zwischen NATO und War- 
schauer Pakt geben. Es wird unsinnig sein, Verhand- 
lungen irgendwelcher künstlichen zwei Pole, die mit- 
einander verhandeln und Potentiale gegenrechnen, 
noch einmal aufzuwärmen. Es werden völlig neue 
Abrüstungskriterien notwendig sein, Abrüstungskri- 
terien, die sich mehr an nationalen Verpflichtungen 
statt an Bündnisverpflichtungen orientieren. 

Aber die geographischen Bedingungen, die Größe 
der verschiedenen Länder, alles das ist so unter- 
schiedlich, daß es keinen zu simplen Maßstab geben 
kann. Es gibt Länder, die lange Küsten haben, und es 
gibt Länder, die gar keine Küsten haben. Alles dies 
sind so unterschiedliche Bedingungen, daß die Maß- 
stäbe, wenn man weiter Abrüstungsverhandlungen 
führt, noch zu entwickeln sein werden. Das heißt, 
Abrüstungsverhandlungen in der Zukunft werden 
verhandlungstechnisch, vertragstechnisch schwieri- 
ger. Das müssen wir zur Kenntnis nehmen. 

Das bedeutet aber gleichzeitig, daß wir nicht mehr 
so starr wie bisher unser ganzes Augenmerk nur auf 
Verhandlungen richten dürfen. Insofern ist auch eine 
Änderung eingetreten — das hat ja schon bei den Vor- 
schlägen von Bush und Gorbatschow auf dem atoma- 
ren Sektor begonnen — , als man eben nicht jeden 
Schritt nur von langwierigen Verhandlungen und (B) 
Verträgen abhängig macht, sondern Schritte für sich 
unternimmt in der Hoffnung, daß der andere nach- 
oder mitzieht, ohne daß man das lange und mühselig 
vertraglich ausgehandelt hat. 

Damit ist auf dem Sektor der strategischen Nukle- 
arwaffen jetzt begonnen worden. Das gleiche wird für 
die konventionellen Waffen in Europa auch gelten 
müssen. 

Ich will darauf aufmerksam machen, daß auf Grund 
der Beratungen im Unterausschuß Zahlen präsentiert 
worden sind, die nicht vertraulich sind und an Hand 
derer einmal verglichen worden ist, wieviel Militär- 
potential auf dem konventionellen Sektor denn jetzt 
die NATO in Europa und wieviel die Sowjetunion 
noch hat, die ja keine Verbündeten mehr hat. Wenn 
man davon ausgeht, daß vielleicht der Maßstab der 
eigenen Rüstung das maximale Potential des größten 
Gegenüber oder Nachbarn ist und die Kriterien vom 
Atlantik bis zum Ural berücksichtigt, dann kommen 
wir zu dem überraschenden Ergebnis, daß die NATO 
in Europa mittlerweile auch numerisch, d. h. auch bei 
den Zahlen der Rüstung, haushoch überlegen ist. 

Die NATO hat — ohne Marine — 2,9 Millionen Sol- 
daten in Europa. Das, was in der Sowjetunion übrig- 
geblieben ist und, soweit es im Rahmen einer Sowjet- 
union bleibt, eher noch weniger als mehr werden 
wird, sind 1,9 Millionen Soldaten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hermann Otto Solms 
[FDP]) 
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(A) — Die Zahlen mögen überholt sein, Herr Kollege 
Solms, aber es sind die allerjüngsten, von den Exper- 
ten des Verteidigungsministeriums ausgearbeitet 
Wenn hier etwas überholt ist, dann sind es die Zahlen 
auf der Seite der Sowjetunion, weil man dort eher wei- 
ter demobilisiert, 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Scheer, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Hermann Scheer (SPD): Ich bin sofort fertig. 

Bei den Panzern gibt es heute bei der NATO schon 
6 000 mehr, als bei der Sowjetunion, wenn man die 
Wiener Verpflichtungen berücksichtigt. Ausgehend 
von dem, was vertragliche Grundlage ist, gibt es eine 
eindeutige NATO-Überlegenheit. 

Das heißt, der nächste Schritt können nicht nur Ver- 
handlungen sein, die so schwierig sind, wie ich es 
angedeutet habe. Der nächste Schritt muß darin be- 
stehen, daß die NATO aus dieser Situation die Konse- 
quenz zieht und einseitig konventionell abrüstet. Es 
hieß immer: Wer mehr hat, muß mehr geben. Das ging 
lange an die Adresse der Sowjetunion und des War- 
schauer Paktes. Jetzt geht es an die Adresse der 
NATO. 

Ein Punkt davon wäre, daß es jetzt im Grunde ge- 
nommen angemessen wäre, wenn die NATO 1 Mil- 
lion Soldaten einseitig abbaut. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

(B) 

Dr. Hermann Scheer (SPD): Von einem militäri- 
schen Sicherheitsverlust könnte dabei keine Rede 
sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat der 
Abgeordnete Olaf Feldmann das Wort. 

Dr. Oiaf Feidmann (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! An sich hatte ich ange- 
nommen, daß die SPD diesem wichtigen KSE-Vertrag 
zustimmt. Aber bei so viel Kritik und so wenig Lob 
habe ich da gewisse Zweifel. Die FDP-Fraktion stimmt 
jedenfalls diesen beiden von der Regierung vorgeleg- 
ten Gesetzentwürfen mit Freuden zu. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU - 
Günter Verheugen [SPD]: Wir auch!) 

— Dann hätten Sie das auch zum Ausdruck bringen 
sollen. Wenn man so viel kritisiert, dann hätte man 
wirklich ein Wort des Lobes über diejenigen sagen 
können, die daran mitgewirkt haben. Wir jedenfalls 
danken allen, die hieran mitgewirkt haben. 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Warten Sie ab! — 

Norbert Gansei [SPD]: Herr Scheer konnte ja 
nicht alles sagen, was er wollte!) 

Wir hoffen, daß der KSE-Vertrag überall schnell ra- 
tifiziert und wie geplant umgesetzt wird. Denn dieser 
KSE-Vertrag ist das wichtigste RüstungskontroUab- 
kommen, dem Deutschland bisher zugestimmt hat. 


Dieser Vertrag ist auch ein wichtiger Beitrag zur (C) 
Überwindung der Spaltung Europas. Zu Beginn der 
Verhandlungen, im Frühjahr 1989, gab es noch zwei 
Militärblöcke, die sich gegenüberstanden. Heute gibt 
es den einen Block nicht mehr. Der andere, die NATO, 
ist dabei, seine Verantwortung neu zu definieren. 

Bereits heute liest sich der KSE-Vertrag wie ein 
Stück aus dem Geschichtsbuch. Denn das Tempo der 
Verhandlungen hat mit dem Tempo der Veränderun- 
gen in Europa nicht Schritt halten können. Dieses 
Abkommen ist ein erster wichtiger Schritt zur Beseiti- 
gung der Altlasten von mehr als vier Jahrzehnten mili- 
tärischer Konfrontation. Aber es wird von entschei- 
dender Bedeutung sein, daß und wie dieser Vertrag 
umgesetzt wird. 

Darüber hinaus ist eine zügige und flexible Anpas- 
sung an die politischen Veränderungen immer wieder 
notwendig. Die FDP begrüßt daher die Klarstellung 
des sowjetischen Verhandlungsführers hinsichtlich 

der baltischen Staaten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zugleich richten wir einen dringenden Appell an 
die souveränen Republiken der Sowjetunion, in 
vollem Umfang in die von Moskau im KSZE-Vertrag 
eingegangenen Verpflichtungen einzutreten. Dieser 
Vertrag ist ein Stabilitätsrahmen, der gerade für die 
Neuordnung der sowjetischen Union und die Einbe- 
ziehung der Republiken in eine gesamteuropäische 
Friedensordnung unverzichtbar ist. 

Beim KSZE-Folgetreffen in Helsinki im nächsten 
Frühjahr muß das Mandat für Verhandlungen im Rah- 
men aller Mitgliedstaaten der KSZE erteilt werden. (D) 
Bisher wurden nur Vereinbarungen über die Reduzie- 
rung von Waffen und Geräten getroffen. In der näch- 
sten Verhandlungsphase wird es darum gehen, Trup- 
penstärken drastisch zu reduzieren. 

Die Bundesrepublik hat mit der verpflichtenden Er- 
klärung vom 30. August 1990 als erster Staat eine 
Reduzierung ihrer Streitkräfte beschlossen. Sie hat 
damit einen wesentlichen Beitrag zum Zustandekom- 
men des KSE-Abkommens geleistet. Deutschland hat 
eine Vorreiterrolle im Abrüstungsprozeß übernom- 
men. Für die FDP ist dies auch für die Zukunft Ver- 
pflichtung. 

(Beifall bei der FDP) 

Für die FDP war Friedenssicherung immer und vor 
allem eine Aufgabe der Politik. Streitkräfte, Waffensy- 
steme und Strategien sind nur Instrumente dieser Poli- 
tik. Bei KSE 2 wird es darum gehen, Streitkräfte in 
Europa auf den zur Selbstverteidigung notwendigen 
Umfang zu reduzieren. Wir können es uns nicht lei- 
sten, unsere begrenzten Finanzmittel für ein Übermaß 
an Streitkräften und Waffen zu verschleudern. 

Um das neue, friedliche Europa zu schaffen, müssen 
wir uns darauf konzentrieren, unsere wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen und technischen Ressourcen für 
die Verstärkung der Zusammenarbeit in Europa und 
weltweit einzusetzen. Europa kann auf die Friedens- 
dividende nicht verzichten. 

Aber auch Abrüstung kostet Geld. In der ersten 
Lesung wurde — ich glaube, von Ihnen, Herr Kollege 
Würzbach — darauf hingewiesen, daß im Verteidi- 
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(A) gungsetat 265 Millionen DM für Rüstungskontrolle 
und Verifikation eingesetzt sind. Aber was sind 
265 Millionen DM gegenüber einem Verteidigungs- 
etat von 42, Entschuldigung, 52 Milliarden DM? 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: 42 wären aber 
besser!) 

— Da stimme ich Ihnen zu, Frau Kollegin Fuchs. — 
Diese 265 Millionen DM sind wahrhch keine Riesen- 
summe. Bundesaußenminister Genscher hat in der 
verpflichtenden Erklärung vom 30. August 1990 dar- 
auf hingewiesen, daß Vertrauensbildung und kon- 
ventionelle Abrüstung einander ergänzen. Das heißt, 
daß auch die Höhe und die Struktur eines Verteidi- 
gungsetats Signale für Vertrauensbildung sein müs- 
sen. 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]. Ja!) 

Das bedeutet, daß alle Beschaffungs- und Moderni- 
sierungsprojekte auf den Prüfstand müssen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Richtig!) 

— Das freut mich. Ich wollte Ihnen nur Gelegenheit 
geben, das deutiich zu sagen. 

(Dr. Hartmut Soell [SPD]: Da dürfen Sie aber 
nicht stehenbleiben! — Katrin Fuchs [Verl] 
[SPD]: Ja, da dürfen Sie nicht stehenblei- 
ben!) 

Wir müssen bereits heute unseren Blick über KSE 1 
hinaus auf KSE 2 richten. Die neuen Herausforderun- 
gen — der wiedererwachende Nationalismus, der 
Krieg in Jugoslawien, die Veränderungen in der So- 
wjetunion und die Verantwortung für die jungen De- 
mokratien Osteuropas — verlangen ein gesamteuro- 

(B) päisches Handlungs- und Krisenkonzept unter dem 
Dach der KSZE. 

Diese Herausforderungen, denen wir uns stellen 
werden, dürfen aber nicht zum Vorwand genommen 
werden, um die laufende Diskussion über eine Verfas- 
sungsänderung — die wir von der FDP ja wollen — 
zur Beteiligung der Bundeswehr an UN-Friedens- 
truppen unter unangemessenen Zeitdruck zu setzen; 
denn gerade in Jugoslawien können deutsche Solda- 
ten keine guten Dienste leisten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth; Als nächster hat der 
Abgeordnete Christian Schmidt das Wort. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Bedeutung des KSE -Vertrages, der heute dem Hohen 
Hause zur Ratifizierung vorliegt, für die Zukunft unse- 
res Landes und für die Zukunft Europas kann außen- 
und sicherheitspohtisch nicht hoch genug einge- 
schätzt werden. 15 Jahre lang — es wurde sogar ge- 
sagt, 20 Jahre lang; die Wahrheit liegt wohl dazwi- 
schen — war in Wien im Rahmen der früheren MBFR- 
Verhandlungen erfolglos debattiert worden. West 
imd Ost, die NATO und der Warschauer Pakt standen 
sich trotz der damahgen Entspannungsphase unver- 
söhnlich gegenüber und fanden nicht die Kraft zu 
einem Kompromiß. 


Heute ist diese dunkle Phase der Ost-West-Bezie- (C) 
hungen schon fast wieder vergessen. Die revolutionä- 
ren Veränderungen in der politischen Landschaft Eu- 
ropas vor allem im Jahr 1989 haben den Neubeginn 
der Verhandlungen ermöghcht und in weniger als 
zwei Jahren zu einem Vertragswerk geführt, das zu 
Recht die Bezeichnung „historisch" verdient. 

Im übrigen wird hierbei deutlich, daß nicht Waffen 
Spannungen produzieren, wie uns die Friedensbewe- 
gung vor zehn Jahren einzureden versuchte, sondern 
daß aus Ideologie und Freiheitsunterdrückung Span- 
nungen entstehen, die wiederum Waffen produziert 
haben. 

(Peter Kurt Würzbach [CDU/CSU]: Sehr rieh- 

üg!) 

Heute symbohsiert der KSE- Vertrag die eingetre- 
tene Veränderung vom Kalten Krieg zu einem freien 
und ungeteilten Europa. Nie zuvor in der europäi- 
schen Geschichte konnte ein so tiefgreifender Wandel 
so friedheh vollzogen werden. Rüstungskontrolle und 
Abrüstung und das geduldige Verhandeln im Rah- 
men des KSZE-Prozesses haben dabei eine wichtige 
Rolle gespielt. 

Das eigentiiehe Fundament für die Stabilität der 
europäischen Sicherheit in dieser schwierigen Phase 
des Übergangs war jedoch die Atlantische Allianz. Es 
entbehrt nicht einer gewissen Symbolik, daß wir 
heute, am Tag des NATO-Gipfels in Rom, die Ratifi- 
zierung dieses KSE-Vertrages vornehmen. 

(Beifall des Abg. Reinhard Freiherr von 
Schorlemer [CDU/CSU]) 

Die Stabilität der NATO, ihre Wachsamkeit und ihre (D) 
Festigkeit waren wichtige Wegbereiter für das neue 
Denken in der Sowjetunion. Der NATO-Doppelbe- 
schluß von 1979 und das Festhalten an der Nachrü- 
stung durch Kohl und Strauß 1983 waren wesentliche 
Voraussetzungen für diesen späteren Erfolg. 

(Dr. Hermann Scheer [SPD]: Das durfte ja 
nicht fehlen! — Gegenruf des Abg. Peter Kurt 
Würzbach [CDU/CSU] : Das ist aber wahr! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU: Genau! 

— Sehr richtig!) 

— Das ist sehr wichtig und wird in der Geschichte 
mehr Bedeutung erlangen als Ihr Vorschlag einer Eu- 
ropolizei, zu der Sie die NATO umfunktionieren woll- 
ten, Herr Scheer. 

(Dr. Hermann Scheer [SPD]: Vor allem gegen 
Strauchdiebe ist das ganz wichtig!) 

An diese Erfolge von 1983 sollten wir anknüpfen. 

Nur mit der NATO wird es weitere Abrüstungserfolge 
geben. Nur mit der NATO lassen sich stabile und 
berechenbare Sicherheitsbeziehungen in Europa auf- 
bauen und läßt sich ein politisches Umfeld gestalten, 
das zur endgültigen Überwindung der Konfrontation 
und zum Schutz der aufstrebenden Demokratien in 
Osteuropa — Kollege Würzbach hat bereits ausdrück- 
lich darauf hingewiesen — gebraucht wird. Die west- 
hche Abrüstungspolitik ist eine Erfolgsstory, deren 
letztes Kapitel hoffentlich noch nicht geschrieben 
ist. 

Im KSE-Vertrag ist festgeschrieben, daß die Ver- 
nichtung der zu reduzierenden Waffensysteme inner- 
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Christian Schmidt (Fürth) 

(A) halb eines Zeitraums von 40 Monaten abgeschlossen 
sein soll. Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu 
den Staaten die, bezogen auf die Größe ihrer Streit- 
kräfte und bedingt durch die Übernahme der Natio- 
nalen Volksarmee, mit das meiste Kriegsgerät zu ver- 
nichten hat: Rund 2 900 Kampfpanzer, über 6 000 ge- 
panzerte Fahrzeuge, 1 900 Artilleriegeschütze und 
160 Kampfflugzeuge werden nach dem Inkrafttreten 
des KSE-Vertrages zerstört werden. Hier wird sicht- 
bar, daß die vielzitierte Friedensdividende tatsächhch 
eingelöst wird. 

Mit besonderer Genugtuung können wir feststellen, 
daß die Auszahlung dieser Friedensdividende einher- 
geht mit einer Verbesserung unserer äußeren Sicher- 
heit. Auf dem Weg zu einem Frieden mit immer weni- 
ger Waffen ist diese Bundesregierung ein großes 
Stück vorangekommen, wie sie es bei ihrem Regie- 
rungsantritt versprochen hatte. 

Auch ich möchte an dieser Stelle nicht versäumen, 
den zahlreichen Soldaten im Bundesministerium der 
Verteidigung und den Diplomaten im Auswärtigen 
Amt, die sich teilweise seit 20 Jahren mit der zähen 
Abrüstungsmaterie befaßt haben, meinen aufrichti- 
gen Dank zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben in aufopferungsvoller Weise um einen Er- 
folg am Verhandlungstisch zäh gerungen. PoUtische 
Absichtserklärungen verlaufen im Sande, wenn sie 
nicht zuverlässig, umsichtig und pflichtbewußt umge- 
setzt werden. Ich glaube, wir können sehr zufrieden 
ß) sein mit dem, was hier von unserer Exekutive geleistet 
worden ist. 

Danken möchte ich auch den Soldaten und Zivilbe- 
diensteten der Bundeswehr, die persönlich von dem 
KSE-Vertrag betroffen sind, indem sie ihre Arbeits- 
plätze vertieren oder denen ein Umzug wegen Auflö- 
sung des angestammten Truppenteils bevorsteht. Wir 
alle haben als Abgeordnete in den letzten Monaten 
einen nachhaltigen Eindruck von den persönlichen 
Problemen gewinnen können, die für viele Soldaten 
und Zivilbedienstete durch diese Umstrukturierung 
zwangsläufig entstehen. 

Wer eine umfassende Abrüstung will, muß auch 
bereit sein, die sich daraus ergebenden sozialen Här- 
ten für die Betroffenen abzufangen. Ich trete daher 
nachdrücklich für eine rasche Verabschiedung des 
Personalstärkegesetzes, des Beamtenanpassungsge- 
setzes und für ergänzende Maßnahmen im Bereich 
der Arbeitsförderung sowie für Angebote zur Weiter- 
beschäftigung im zivilen Bereich ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Peter Kurt Würzbach [CDU/CSU]: Sehr gut! 

Das gehört nämlich als praktische Sache 
auch dazu!) 

Diejenigen, die uns durch ihren Dienst in der Bundes- 
wehr den Frieden erhalten haben und die die jetzt 
eingetretenen positiven Entwicklungen in Europa er- 
möglichten, dürfen dadurch keine Nachteile erlei- 
den. 

Die Ratifizierung des KSE-Vertrages ist die Voraus- 
setzung für weitere Abrüstungsschritte. Bis zur näch- 


sten KSZE-Folgekonferenz im Frühjahr 1992 in Hel- (C) 
sinki soll ein Entwurf zur Begrenzung der Personal- 
stärken vortiegen. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat hier bereits Vorleistungen durch die Zusage er- 
bracht, gemäß den Zwei-plus- Vier- Vereinbarungen 
und den Vereinbarungen mit der Sowjetunion den 
Personalbestand der Bundeswehr auf 370 000 Mann 
zu begrenzen. Wir werden sehr sorgfältig darauf ach- 
ten und zu achten haben, daß die anderen KSZE-Teil- 
nehmerstaaten ihr Mititärpersonal um eine vergleich- 
bare Größenordnung kürzen. Dabei bleibt zu hoffen, 
daß der an visierte KSE-la- Vertrag noch ausgehandelt 
werden kann, bevor der Auflösungsprozeß in der So- 
wjetunion weiter voranschreitet und bevor sich mög- 
licherweise auch auf dem Balkan neue staatliche Ein- 
heiten gebildet haben. Die hier notwendige Flexibili- 
tät hat Kollege Würzbach bereits ausführlich ange- 
sprochen. 

Zu den großen Erfolgen des KSZE-Prozesses gehört, 
daß er die Verhandlungsteilnehmer zum Nachdenken 
über die Kriterien ihrer eigenen Sicherheit geführt 
hat. Der KSZE-Prozeß hat die Erkenntnis gefördert, 
daß Sicherheit im zu Ende gehenden 20. Jahrhundert 
nur noch zu einem geringen Teü durch Waffen, zum 
größeren Teü aber durch Dialog, Öffnung und Zusam- 
menarbeit erreicht werden kann. Angesichts des Krie- 
ges auf dem Balkan und angesichts der Möglichkeit 
neuer Krisenherde in Osteuropa müssen diese Prinzi- 
pien noch nachdrücklicher als bisher vertreten wer- 
den. 

Befremden muß in diesem Zusammenhang die Mel- 
dung hervorrufen, daß die Republik Ukraine beab- 
sichtigt, eigene Streitkräfte in der Größenordnung von 
450 000 Mann aufzustellen. Eine solche Maßnahme 
wäre ein krasses Beispiel für das alte Denken, das wir 
überwunden glaubten. 

(Reinhard Freiherr von Schorlemer [CDU/ 

CSU]; Sehr wahr!) 

Die Aufstellung neuer Streitkräfte in dieser Größe 
dient weder den Interessen der Ukraine noch den In- 
teressen seiner neuen Nachbarn. Es wäre fatal, wenn 
sich die Konfrontation, die 40 Jahre in Mitteleuropa 
bestanden hat, jetzt in einem anderen Teü Europas 
neu entwickeln würde. AUe vernünftigen Kräfte müs- 
sen ein Interesse daran haben, den Erfolg, den der 
KSE-Vertrag markiert, durch KSE 1 a und KSE 2 wei- 
ter auszubauen und Europa endgültig zu einem Kon- 
tinent des Friedens und der Zusammenarbeit zu ma- 
chen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 


Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat der 
Abgeordnete Dr. Hans Modrow das Wort. 


Dr. Hans Modrow (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Die Unterzeichnung 
des Vertrages über konventionelle Abrüstung in Eu- 
ropa ist vor einem Jahr weltweit mit Zustimmung auf- 
genommen worden. Seine Ratifizierung ist, glaube 
ich, überfällig. 
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Dr. Hans Modrow 

(A) Wenn hier von Dank die Rede war, sei auch ver- 
merkt, daß Diplomaten der DDR an diesem Vertrags- 
werk noch aktiv und konstruktiv mitgearbeitet haben. 
Jeder Zeitverlust verzögert nicht nur das Inkrafttreten 
des Vertrages, sondern macht auch die Bedingungen 
für seine Ratifizierung infolge der sich schnell verän- 
dernden Situation in einigen Vertragsländern schwie- 
riger. 

Die PDS/Linke Liste stimmt der in diesem Haus 
mehrheitüch vertretenen Auffassung zu, daß die in- 
stabile und beträchtiiche Risiken in sich bergende 
Lage in der Sowjetunion kein Grund für eine Hinhal- 
tetaktik ist, sondern für alle Vertragspartner Anlaß 
sein muß, die Ratifizierung und Verwirkhchung des 
Vertrages zügig voranzutreiben. Jedes andere Heran- 
gehen gefährdete diesen Vertrag und würde zwangs- 
läufig auch Wien 2 benachteihgen und darauf Aus- 
wirkungen haben. 

Wir treten dafür ein, daß die neue Etappe in den 
Bemühungen aller 38 KSZE-Teilnehmerstaaten um 
Abrüstung, Vertrauen und Sicherheitsbildung zu 
umfassenderen Ergebnissen führt. Bei aller Genug- 
tuung über das erreichte Abkommen ist nicht zu über- 
sehen, daß auch nach seiner Verwirklichung Europa 
ein von Waffen starrender Kontinent, ja, ein atomares 
Pulverfaß bleibt. Es ist deshalb ein Gebot der Selbst- 
erhaltung, auf dem eingeschlagenen Weg weiter und 
mit größeren Schritten voranzugehen. Die NATO muß 
zur ursprünglichen Zielsetzung der Wiener Verhand- 
lungen, nämüch zum Abbau der Fähigkeit zu einem 
Überraschungsangriff imd zum Aufbau defensiver 
Militärstrukturen, konsequenter zurückkehren. 

(B) 

Für die BundesrepubÜk, deren Verpflichtung zur 
personellen Reduzierung ihrer Streitkräfte kein Akt 
selbstlosen Verzichtes, sondern Bestandteü der Rege- 
lung der äußeren Aspekte der deutschen Einheit ist, 
muß es daher heißen: eindeutiges Verbot des Einsat- 
zes deutscher Soldaten außerhalb des nationalen Ter- 
ritoriums, weitere schrittweise Verringerung der Bun- 
deswehr bis zum Jahr 2000 auf eine Personalstärke 
von 100 000, radikale Verringerung der Militäraus- 
gaben. Für das kommende Jahr sieht der aufgeblähte 
Verteidigungsetat, nach Kriterien der NATO berech- 
net, Ausgaben von weit über 68 Milharden DM vor. 
Begründet wird das vor allem mit den Erfordernissen 
einer kostenaufwendigen Modernisierung. Mit ande- 
ren Worten: Waffensysteme sollen reduziert, Streit- 
kräfte verringert, ihre Schlagkraft jedoch erhöht wer- 
den. 

Natürlich kostet auch Abrüstung Geld. Die Regie- 
rungskoahtion versäumt es nie, darauf hinzuweisen, 
so auch heute. Deshalb wurden im Verteidigungsetat 
im Kapitel Rüstungskontrolle und Abrüstung für 1992 
265 Milhonen DM eingesetzt. Im Vergleich zum Ge- 
samtverteidigungsetat ist das jedoch nur eine sehr 
geringe Summe. Höchst begrüßenswert wäre es, 
wenn der Betrag für Abrüstung verzehnfacht und da- 
für die Rüstungsausgaben wenigstens halbiert wür- 
den. Statt im bodenlosen Faß der Rüstung zu ver- 
schwinden, könnten die eingesparten Mittel sinnvoU 
und wirksam für die Beseitigung des ökonomischen 
und sozialen Notstands im Osten Deutschlands, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 


für die Sicherung von Arbeitsplätzen im ganzen Land, (C) 
vor aUem an Rhein und Ruhr, sowie für die Überwin- 
dung der wirtschafthchen, sozialen und ökologischen 
Katastrophen in der Welt eingesetzt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Immer noch die 
alte Leier!) 

Auf die Dauer macht die Verringerung der konven- 
tioneUen Streitkräfte nur dann einen Sinn, wenn sie 
von atomarer Abrüstung begleitet wird. Sosehr die 
von Bush und Gorbatschow angekündigten Reduzie- 
rungen auf diesem Gebiet auch zu begrüßen sind, so 
laufen sie letztendüch doch nur auf eine Einschrän- 
kung des quantitativen nuklearen Rüstungswettlaufs 
hinaus. Ohne Schritte zur Einstellung jegUcher hoch- 
technologischer Rüstung und zur globalen Beseiti- 
gung aller Kernwaffen bleibt die Welt von einem 
wirkhchen Durchbruch zu einem gesicherten Frieden 
noch immer entfernt. 

Wenn die BundesrepubÜk nach all dem, was nam- 
hafte Vertreter der KoaÜtion namentüch der CDU/ 
CSU, hier kürzlich erklärten, nun wirklich die Position 
eines abrüstungspoütischen Führungsstaates einneh- 
men will, dann muß sie bisherige selbstmörderische 
Verteidigungskonzepte auf geben und ihr Territorium 
von allen Kernwaffen befreien. Nicht neue Pläne für 
Streitkräftemodemisierung und globalen Truppen- 
einsatz, sondern entschlossene Schritte zu einem 
atomwaffenfreien Staat 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zu einem PDS- 
freien Staat!) 

entsprechen der besonderen Friedensverantwortung 
des vereinigten Deutschland. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Staatsminister Helmut Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Wir entscheiden heute über die Ratifizierung eines 
Vertrages, den der Bundeskanzler vor diesem Hause 
am 22. November vergangenen Jahres das umfas- 
sendste und weitreichendste Abkommen in der Ge- 
schichte der Rüstungskontrolle und Abrüstung be- 
zeichnet hat. Herr Kollege Würzbach hat das heute 
wiederholt. Wir alle sehen das genauso. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Vertrag tritt in Kraft, wenn alle 22 Unterzeich- 
nerstaaten ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt ha- 
ben. Drei ehemaüge Mitgüeder des früheren War- 
schauer Paktes, Herr Modrow, nämüch die CSFR, Un- 
garn und Bulgarien, haben diesen Vertrag bereits rati- 
fiziert. Sie haben damit deutüch gemacht, welch einen 
hohen SteUenwert dieser Vertrag für sie im Hinbück 
auf eine neue kooperative Sicherheitsordnung ln Eu- 
ropa hat. Gerade für die neuen Demokratien in Mittel- 
und Osteuropa ist dieser Vertrag, wie ihre Vorreiter- 
rolle bei der Ratifikation unterstreicht, besonders 
wichtig, weü er wesentüch dazu beiträgt, dem Entste- 
hen eines Sicherheitsvakuums nach dem ZerfaU des 
Warschauer Pakts entgegenzuwirken. 

Die erste Lesung des Zustimmungs- und Durchfüh- 
rungsgesetzes zum KSE-Vertrag am 18. September 
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Staatsminister Helmut Schäfer 

(A) 1991 und die anschließenden Ausschußberatungen 

haben gezeigt, daß alle Fraktionen dieses Hauses die- 
sen Vertrag voll mittragen und sich einmütig für ein 
rasches Inkrafttreten aussprechen. Die Bundesregie- 
rung dankt für diese Unterstützung. Ich persönlich 
danke auch für die freundÜchen Worte an die Diplo- 
maten des Auswärtigen Amtes, die in langen Jahren 
in diesen sehr zähen Verhandlungen gerungen und 
mit dazu beigetragen haben, daß dieser Vertrag er- 
folgreich abgeschlossen worden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Die Bundesregierung sieht in diesem Votum eine 
Bestätigung ihrer konsequenten Abrüstungs- und Rü- 
stungskontroUpolitik. Dies ist für sie zugleich auch 
Ansporn, auf dem Weg zu weiteren Vereinbarungen 
in der Rüstungskontrolle und Abrüstung zielstrebig 
voranzugehen. 

Meine Damen und Herren, der KSE- Vertrag ist in 
Zeiten tiefgreifender historischer Veränderungen ent- 
standen. Die Überwindung der mehr als 40 Jahre 
währenden Ost- West-Konfrontation hat die Ausarbei- 
tung dieses Vertragswerkes entscheidend beflügelt. 
In einer Zeitspanne von 20 Monaten entstand ein Ab- 
kommen, das den politischen Wandel in Europa und 
die Abkehr vom früheren Antagonismus der Blöcke 
rüstungskontroUpolitisch absichert. 

Mit der Umsetzung der Bestimmungen dieses Ver- 
trages oder, wie es so schön in der Vertragssprache 
heißt, mit der Implementierung gestalten sich die Si- 
cherheitsbeziehungen in Europa vöUig neu. Sie wer- 
den gekennzeichnet sein durch ganz neue Formen der 
Kooperation in der Sicherheitspolitik, nämlich der 
Zusammenarbeit beim Abbau früherer konventionel- 
ler Überrüstung, bei der Einhaltung einvemehmlich 
festgelegter Waffenobergrenzen und bei der gemein- 
samen Überwachung der vereinbarten Begrenzungen 
und Reduzierungen konventionellen Großgeräts. 

Durch die Anwendung und Umsetzung der Ver- 
tragsbestimmungen wird kooperative Sicherheit in 
Europa konkret. Sie werden dazu beitragen, daß Si- 
cherheit und Stabüität zunehmend auf Zusammenar- 
beit statt — wie bisher — auf wechselseitiger Ab- 
schreckung aufbauen. 

Schon während der Ausarbeitung des Vertrages 
konnte der Vertrag an ein sich rasch wandelndes poh- 
tisches Umfeld angepaßt werden. Er ist einmal als 
Instrument zur Herstellung gleicher Obergrenzen 
zwischen zwei Staatengruppen konzipiert. Gleichzei- 
tig gelang es, im Zuge der Auflösung des Warschauer 
Pakts nationale Obergrenzen für die wichtigsten Ka- 
tegorien konventioneller Müitärmacht festzulegen. 

Für uns Deutsche boten die KSE-Verhandlungen 
überdies einen bei ihrem Beginn von niemandem vor- 
hergesehenen Nutzen, indem sie einen geeigneten 
Rahmen für die sicherheitspolitische Einbindung der 
Vereinigung Deutschlands schufen. Die KSE-Ver- 
handlungen bieten den multilateralen Rahmen, um 
einen zentralen Punkt der äußeren Aspekte der deut- 
schen Einigung, nämlich die Begrenzung des Um- 


fangs unserer Streitkräfte auf 370 000 Mann, in einer (C) 
uns nicht diskriminierenden Weise zu regeln. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Das war der 
Durchbruch!) 

Auch nach der Unterzeichnung hat der Vertrag eine 
weitere Probe seiner Fähigkeit zur Anpassung an ge- 
wandelte Umstände bestanden. Nach der Wiederer- 
langung der Unabhängigkeit Estlands, Lettlands und 
Litauens stellte sich die Frage nach der Auswirkung 
dieses Vorgangs auf den Vertrag. Die 22 Unterzeich- 
nerstaaten haben diese Frage einvemehnüich und 
rechtiich verbindlich gelöst. In ihrer Erklärung vom 
18. Oktober 1991 stellten sie fest, daß zwar das Terri- 
torium der baltischen Staaten nicht zum Vertragsge- 
biet gehört, die dort vorübergehend verbleibenden 
sowjetischen Streitkräfte jedoch den Bestimmungen 
des Vertrages unterworfen bleiben. Das bedeutet vor 
allem: Auch die in den baltischen Staaten noch statio- 
nierten sowjetischen Streitkräfte unterliegen allen 
Verpflichtimgen aus dem Vertrag, einschließlich der 
Pflichten der Sowjetunion zur zahlenmäßigen Begren- 
zung und Reduzierung ihrer konventionellen Haupt- 
waffensysteme. 

Mit Blick auf die radikalen Umwälzungen in der 
Sowjetunion gewinnt der Vertrag eine völlig neue 
Bedeutung. Das ist hier schon mehrfach deutiich ge- 
worden. Angesichts des Entstehens neuer Streitkräfte 
in einigen der früheren Sowjetrepubliken wächst dem 
KSE-Vertrag und den durch ihn festgelegten Ober- 
grenzen eine ursprünglich nicht vorgesehene Funk- 
tion zu. Er wird zusammen mit der jetzt verhandelten 
KSE- la- Vereinbarung den Ordnungsrahmen zur rü- ' ' 
stungskontroUpolitischen Einbindimg der neuen kon- 
ventionellen Streitkräftekulturen bilden, die auf dem 
Boden der alten UdSSR entstehen. Gerade auch im 
Hinblick auf diese neue Aufgabe ist das rasche In- 
krafttreten des KSE-Vertrages ein dringliches Gebot 
der Stunde. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Gorbatschow hat wiederholt den Willen 
der Sowjetunion zur Ratifizienmg und vollen Imple- 
mentierung des KSE-Vertrages bekräftigt. Er hat das 
auch gegenüber Bundesaußenminister Genscher bei 
dessen jüngsten Gesprächen in Moskau eindeutig 
zum Ausdruck gebracht. Angesichts der fundamenta- 
len Machtverschiebung in der Sowjetunion hängen 
jedoch Ratifizierung und Implementierung von Rü- 
stungskontrollvereinbarungen wie dem KSE-Vertrag 
inzwischen nicht mehr nur vom Willen der Zentrale in 
Moskau, sondern auch vom Zusammenwirken der 
früheren Sowjetrepubliken ab. Dementsprechend hat 
sich der Bundesaußenminister bei seinen jüngsten Be- 
suchen in Alma-Ata und Kiew mit Nachdruck für die 
Mitwirkung dieser Staaten beim Inkrafttreten des 
KSE-Vertrages eingesetzt. Die ukrainischen Ge- 
sprächspartner versicherten, die Ukraine wolle die 
Verpflichtungen der Sowjetunion aus dem KSE-Ver- 
trag übernehmen und suche noch nach Mechanismen 
zur Teilnahme an der Vertragsratifizierung. Auch 
beim bevorstehenden Besuch des russischen Präsi- 
denten Jelzin in Bonn wird das ein wichtiges Thema 
sein. 
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Staatsminister Helmut Schäfer 

(A) Meine Damen und Herren, in den vergangenen 
zwei Jahren waren wir Zeugen dynamischer Umbrü- 
che in Europa. Zwischen dem politischen Wandel und 
den Fortschritten in Abrüstung und Rüstungskontrolle 
bestand eine enge Wechselwirkung. Der KSE-Vertrag 
ist ein Meüenstein auf dem Weg zu einer neuen dau- 
erhaften Friedensordnung in Europa. Um die in die- 
sem Vertrag zum Ausdruck kommende neue Sicher- 
heitspartnerschaft zwischen den einstigen Gegnern 
des Kalten Krieges konkrete Wirklichkeit werden zu 
lassen, kommt es jetzt darauf an, diesen Vertrag um- 
gehend zu ratifizieren und seine Bestimmungen in die 
Tat umzusetzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter zu die- 
sem Tagesordnungspunkt spricht der Herr Abgeord- 
nete Günter Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Wer würde 
sich nicht freuen, Herr Kollege Feldmann, wenn ein 
RüstungskontroUvertrag ratifiziert werden kann, der 
zum ersten Mal wirklich Abrüstung, Rüstungsvermin- 
derung, bedeutet? Das ist ganz selbstverständhch. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Das wollten wir 
von Ihnen hören!) 

Aber wer würde nicht auch verstehen, wenn sich in 
diesem freudigen Moment auch Sorge mischt über 

(B) das, was uns die Zukunft bringen mag, und wenn wir 
diesen freudigen Moment mit Erwartungen über das 
verbinden, was in der Zukunft geschehen soll? 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Das khngt schon 
anders!) 

Es ist ja wohl notwendig, hier noch einmal ganz klar 
zu machen, daß dieser Vertrag in einer ganz einmali- 
gen historischen Situation zustande gekommen ist. Es 
hatte sich — um einen bekannten Begriff aus der Ab- 
rüstungsdiskussion zu benutzen — ein Fenster der 
Gelegenheit geöffnet. Das neue Denken in der 
Sowjetunion hatte bereits begonnen. Einige übrigens 
— das muß ich hier schon sagen — haben die Ernst- 
haftigkeit dieses neuen Denkens etwas früher begrif- 
fen als andere; das güt auch für Mitglieder der Bun- 
desregierung. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Aber wir waren 
dabei!) 

Aber es hat ja gerade noch gereicht, solange die 
Sowjetunion noch handlungsfähig war, diesen Ver- 
trag abzuschließen. 

Die neue Situation, meine Damen und Herren, 
macht aber Abrüstung nicht etwa weniger wichtig, 
weil jetzt die Blockkonfrontation vorbei ist. Daß der 
Kalte Krieg überwunden ist, heißt nicht, daß wir uns 
nicht mehr um Abrüstung kümmern müßten, ganz im 
Gegenteil. Es ist auch nicht so, daß die konventionelle 
Seite der Abrüstung, die in der internationalen Dis- 
kussion gern auch als die weniger bedeutsame darge- 
stellt worden ist, etwa an Bedeutung verloren hätte. 
Auch hier sage ich: Im Gegenteil, die konventionelle 
Abrüstung gewinnt an Gewicht, mehr noch als früher. 


weil die Gefahren, mit denen wir heute in Europa kon- (C) 
frontiert sind — wenn ich einmal von der Frage der 
zukünftigen Kontrolle über die auf dem Gebiet der 
bisherigen Sowjetunion stationierten Atomwaffen ab- 
sehe — , eher durch die konventionelle Seite bedingt 
sind. In Jugoslawien haben wir es ja zum Glück nicht 
mit Atomraketen zu tun, aber eben mit einer konven- 
tionellen Rüstung. 

Meine Damen und Herren, die zufällige Überein- 
stimmung der Ratifizierungsdebatte heute mit dem 
Beginn des NATO-Gipfels in Rom veranlaßt mich, ein 
paar Wünsche und Forderungen auszusprechen. Von 
diesem Gipfel in Rom muß ein sehr deutliches und 
starkes Signal im Hinblick darauf ausgehen, wie der 
Abrüstungsprozeß in Europa weitergehen soll. Wir 
haben doch schon erhebliche Differenzen gehabt 

— das darf man doch nicht verschweigen, und ich will 
das hier nicht verschweigen — , als es um die Bestim- 
mung des Mandates für die KSE-Konferenz ging. Ich 
will hier noch einmal sagen, daß sich die sozialdemo- 
kratische Partei wesentlich mehr gewünscht hätte, ein 
wesentlich weitergehendes Mandat. Das muß jetzt 
geschehen! Es muß jetzt darum gehen, zu erreichen, 
daß die quantitative Abrüstung nicht zu einer qualita- 
tiven Rüstungsverbesserung führt, daß der Rüstungs- 
wettlauf jetzt nicht etwa in die Forschungsstätten und 
in die Laboratorien verlegt wird. 

Kollege Feldmann hatte darauf hingewiesen, daß 
Programme, Projekte, Neuentwicklungen auf den 
Prüfstand gehörten — das ist richtig — , aber mit der 
klaren Tendenz, daß wir auf Dinge, die heute von uns 
gefordert werden, in Zukunft verzichten wollen. 

Wir sind der Meinung, daß die Luft- und Seestreit- (D) 
kräfte jetzt vollständig in die Abrüstungsverhandlun- 
gen einbezogen werden müssen und daß wir bei all 
dem, was jetzt in Europa geschieht, noch stärker als 
bisher den Grundsatz der strukturellen Nichtangriffs- 
fähigkeit aller Mitgliedsländer der KSZE zum Prinzip 
der Abrüstungsverhandlungen machen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man 
kann vielleicht ein bißchen darüber streiten, ob das 
mit der Abrüstung der NATO und ihrer Führerschaft 
in der Abrüstung wirklich eine große Erfolgsstory 
ist. 

(Reinhard Freiherr von Schorlemer [CDU/ 

CSU]: Nur kein Neid!) 

Wenn ich sehe, daß die NATO-Staaten zur Zeit allein 
600 Milliarden Dollar für die Rüstung aufwenden 

— das sind weit über 60 % der gesamten Rüstungsauf- 
wendungen in der Welt — , fällt es mir schwer, einer 
solchen Einschätzung zuzustimmen. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

Hier sind entschiedene Schritte von seiten der NATO 
notwendig, nachdem der Vertrag, den wir jetzt ratifi- 
zieren werden, im wesenttichen Konzessionen der 
Sowjetunion zur Grundlage hat. 

Ich will in diesem Zusammenhang auf einen Punkt 
hinweisen, der uns besonders wichtig ist: Die jetzt ein- 
getretene abrüstungspohtische Situation, die ja im 
Grunde dem Vertrag vorauseilt, verlangt strukturelle 
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Günter Verheugen 

(A) Anpassungen bei uns selber. Die Tatsache, daß die 
Bundeswehr in ihrer Truppenstärke vermindert wird, 
hat zunächst einmal nichts mit dem KSE- Vertrag zu 
tun — das wissen wir — ; sie ist vielmehr das Ergebnis 
der Vereinbarungen zwischen dem Bundeskanzler 
und dem sowjetischen Präsidenten vom vergangenen 
Jahr und hat etwas mit der deutschen Einheit zu tun. 
Aber nichtsdestoweniger gehört es in den Zusammen- 
hang. 

Ich möchte hier als ein Wort an die Angehörigen der 
Bundeswehr sehr deuthch sagen, daß wir uns der 
Schwierigkeit der strukturellen Anpassung sehr wohl 
bewußt sind und daß wir von der Bundesregierung 
erwarten, daß sie die Sorgen der Offiziere und Solda- 
ten ernst nimmt, daß sie ihre soziale Verantwortung 
für diejenigen, die in der Bundeswehr Dienst tun, be- 
greift und im Deutschen Bundestag ein klares Kon- 
zept vorlegt, wie der versprochene Abbau der Trup- 
penstärken ohne soziale Härten und ohne daß im Ein- 
zelfall Unrecht geschieht, vollzogen werden kann. 
Dazu gehört übrigens auch 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Verheugen, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Günter Verheugen (SPD): Aber sehr gern. 

Günther Friedrich Nolting (FDP): Herr Kollege Ver- 
heugen, kann ich Ihren Ausführungen entnehmen, 
daß Sie in der nächsten Woche an der Verabschie- 
dung des Personalstärkegesetzes und des Bundes- 
wehrbeamtenanpassungsgesetzes nicht nur teilneh- 
men werden, sondern daß Sie diesen beiden Gesetzen 
auch zustimmen werden? 

Günter Verheugen (SPD) : Sie werden die Stellung- 
nahme der SPD-Bundestagsfraktion zu diesen beiden 
Gesetzen hören, wenn sie hier aufgerufen sind. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Der macht es aber 
heute spannend!) 

— Wenn Sie es hören wollen. Meine Meinung ist ganz 
eindeutig, daß es ohne Frühpensionierung nicht ge- 
hen wird in diesem Fall. Aber es gibt wohl kaum 
jemanden, der das anders sieht. Ich weiß nicht, welche 
Kontroverse Sie hier versuchen aufzubauen. 

Der Punkt ist klar: Abrüstung kann nicht auf dem 
Rücken derjenigen betrieben werden, die sich in den 
Dienst der Verteidigung unseres Landes gestellt ha- 
ben, übrigens auch nicht auf dem Rücken derjenigen, 
die regionale Wirtschaftsstrukturen im Interesse der 
Verteidigungsfähigkeit unseres Landes entwickelt 
haben. Auch hier ist ein klares Wort notwendig, wie 
denjenigen geholfen werden soll, die Standorte und 
damit wirtschaftliche Leistungsfähigkeit verlieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich will noch ganz kurz auf ein paar Probleme hin- 
weisen. Es ist schon gesagt worden — ich unterstrei- 
che das — : Es muß sichergestellt sein, daß die Sowjet- 
union, die auf der Unionsebene den Ratifizierungs- 
prozeß eingeleitet hat, die Abrüstungsverpflichtun- 
gen des Vertrages verbindhch garantiert, ganz gleich, 
wie sich das Verhältnis zwischen den Repubhken ent- 
wickelt. Es sind ja immerhin vier Repubhken, die von 
dem Vertrag betroffen sind, die aber, im Augenblick 


jedenfalls, weil sie im Obersten Sowjet nicht mehr mit- (C) 
wirken, am Ratifizierungsprozeß nicht beteihgt sind: 
Ukraine, Georgien, Moldavien und Armenien. 

Ich möchte weiter darauf hinweisen, daß die Wiener 
Verhandlungen das Ziel hatten, ein konventionelles 
Gleichgewicht zwischen zwei Staatengruppen in Eu- 
ropa zu schaffen. Das ist nun wahrhch erreicht, aber 
seit der Auflösung des Warschauer Paktes wieder in 
Frage gestellt. Es gibt keine konventioneUe Überle- 
genheit des Ostens mehr, weü es den Osten in dem 
Zusammenhang nicht mehr gibt. Was es aber gibt, ist 
eine konventionelle Überlegenheit des Westens. Ich 
unterstreiche, was mein Kollege Hermann Scheer ge- 
sagt hat: Dieses muß korrigiert werden: Die nächsten 
Abrüstungsleistungen sind westhche Leistungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir verstehen die Ratifi- 
zierung des Abkommens nicht als Endpunkt konven- 
tioneller Abrüstungsbemühungen. Auch nach der 
Verwirklichung der Abrüstungsverpflichtungen aus 
dem Vertrag bleibt Europa eine Hochrüstungsregion. 

Die Chancen, dies zu ändern und sowohl bei der Zahl 
des Mihtärpersonals als auch bei den Waffen drastisch 
herunterzugehen, sind heute objektiv günstiger als je 
zuvor. Es kommt jetzt auf den pohtischen Willen ins- 
besondere der NATO an, daß wir dieses Ziel anstre- 
ben und auch erreichen. 

Der KSE-Vertrag ist zwar von allen europäischen 
Staaten auf der Pariser KSE-Konferenz unterzeichnet 
worden, er betrifft aber unmittelbar nur eine be- 
grenzte Zahl mitteleuropäischer Staaten. Jugoslawien 
war z. B. nicht beteiligt. Wir brauchen für die Zukunft 
Sicherheitsregelungen, die regionale Gleichgewichte 
auf möghchst niedrigem Niveau festschreiben. Ich 
glaube, daß das Sicherheitsbedürfnis der südosteuro- 
päischen Staaten durch vertrauensbildende Maßnah- 
men und durch ein Ausbalancieren der mihtärischen 
Kräfte in der Region selber sinnvoll ist, weil es mit 
kooperativen Mitteln reahsiert werden kann, jeden- 
falls sinnvoller, als wenn wir versuchen wollten, es mit 
der Ausweitung militärischer Sicherheitsinstitutio- 
nen, wie NATO, WEU oder durch Ausweitung von 
Beistandsverpfhchtungen zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Frage, was man tun kann, wenn ein Staat den 
anderen angreift, darf sich in Europa nicht mehr stel- 
len. Es bleibt unser Ziel, Angriffsfähigkeiten zu redu- 
zieren, um einen Krieg in Europa auch praktisch un- 
möghch zu machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 


Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim- 
mung, und zwar zunächst über den von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zum 
KSE-Vertrag auf den Drucksachen 12/1133, 12/1243 
und 12/1445. Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 12/1491, den Gesetzentwurf unverändert 
anzunehmen. 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 

Ich rufe Art. 1 und 2, Einleitung und Überschrift des 
Gesetzentwurfs auf. Ich bitte diejenigen, die dem Ge- 
setzentwurf zuzustimmen wünschen, sich zu erheben. 

— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Ge- 
setzentwurf ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim- 
mung über den von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Entwurf eines Ausführungsgesetzes zum KSE- 
Vertrag — Drucksachen 12/1135, 12/1244 und 

12/1445 — . Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 12/1492, auch diesen Gesetzentwurf un- 
verändert anzunehmen. 

Ich rufe §§ 1 bis 8, Einleitung und Überschrift auf. 
Ich bitte diejenigen, die den aufgerufenen Vorschrif- 
ten zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die aufge- 
rufenen Vorschriften sind einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

(Norbert Gansei [SPD]; Frau Präsidentin, Sie 
sollten Staatssekretär Würzbach wieder auf 
der Regierungsbank begrüßen! — Reinhard 
Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Die 
Schleswig-Holsteiner werden schon wieder 
nervös!) 

— Ich habe seinen neuen Platz wahrgenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zuzustimmen wün- 
schen, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist einstimmig 
angenommen. 


Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 5 a) bis f) 
und 13 auf: 

5. a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung eines Bun- 
desgesundheitsamtes 
— Drucksache 12/1259 — 

Be Schluß empfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Gesundheit (15. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1489 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete AnneÜese Augustin 
(Erste Beratung 50. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Aufhebung des Heim- 
kehrergesetzes und zur Änderung anderer 
Vorschriften 

— Drucksache 12/1254 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1481 — 

Berichterstattung : 

Abgeordneter Franz Römer 
(Erste Beratung 47. Sitzung) 


c) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Durchführung der 
Zwölften Richtlinie des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften auf dem Gebiet des 
Gesellschaftsrechts betreffend Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung mit einem 
einzigen Gesellschafter 

— Drucksache 12/625 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1440 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Dr. Bertold, Reinartz, 

Ludwig Stiegler 

(Erste Beratung 31. Sitzung) 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Aus- 
schuß) 

zu der dem Deutschen Bundestag zugelei- 
teten Streitsache vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht 2 BvH 4/91 

— Drucksache 12/1298 — 

Berichterstattung : 

Abgeordneter Herbert Heimlich 

e) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 34 zu Petitionen 

— Drucksache 12/1358 — 

f) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 35 zu Petitionen 

— Drucksache 12/1453 — 

13. Zweite und dritte Beratung des von den Frak- 
tionen der CDU/CSU, SPD und FDP einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Renten-Überleitungsgesetzes (RÜG- 
ÄndG) 

— Drucksache 12/1275 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1479 — 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Ulrike Mäscher 
Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 12/1480 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Karl Dille r 
Hans-Gerd Strube 
Ina Albowitz 

(Erste Beratung 47. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kommen 
zunächst zur Einzelberatung und Abstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung eines Bundesgesundheitsamtes 
auf den Drucksachen 12/1259 und 12/1489 — Tages- 
ordnungspunkt 5 a — . Der Ausschuß für Gesundheit 
empfiehlt, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh- 
men. 
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Ich rufe Art. 1 und 2, Einleitung und Überschrift auf. 
Ich bitte diejenigen, die den auf gerufenen Vorschrif- 
ten zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? 

(Gerhnde Hämmerle [SPD]: Frau Präsiden- 
tin, wir haben eine kleine Verwirrung!) 

— Ich wiederhole die Abstimmung. Es geht um die 
Umsetzung von EG-Recht in nationales Recht bei 
Diätetikvorschriften. Wer den Vorschriften zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Darf ich noch 
einmal fragen: Enthaltungen? — Keine. 

Damit sind die aufgerufenen Vorschriften einstim- 
mig angenommen. Die zweite Beratung ist abge- 
schlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zuzustimmen wün- 
schen, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist einstimmig 
angenommen. 

Wir stimmen jetzt ab über den von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Auf- 
hebung des Heimkehrergesetzes und zur Änderung 
anderer Vorschriften auf Drucksache 12/1254 — Ta- 
gesordnungspunkt 5 b — . Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung empfiehlt auf Drucksache 
12/1481, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh- 
men. 

Ich rufe Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift auf. 
Ich bitte diejenigen, die den aufgerufenen Vorschrif- 
ten zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei zwei 
Enthaltungen sind die auf gerufenen Vorschriften an- 
genommen. Damit ist die zweite Beratung abge- 
schlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zuzustimmen wün- 
schen, sich zu erheben. — Gegenstimmen? — Enthal- 
tungen? — Der Gesetzentwurf ist bei zwei Enthaltun- 
gen angenommen. 

Wir kommen nun — TOP 5c— zur Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Durchführung der 12. EG-Richth- 
nie auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts, Drucksa- 
che 12/625. Der Rechtsausschuß empfiehlt auf Druck- 
sache 12/1440, den Gesetzentwurf unverändert anzu- 
nehmen. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Ich bitte diejenigen, die den aufgerufenen Vor- 
schriften zuzustimmen wünschen, um das Handzei- 
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die auf- 
gerufenen Vorschriften sind einstimmig angenom- 
men. Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 


ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die- (C) 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zuzustimmen wün- 
schen, sich zu erheben. — Gegenstimmen? — Enthal- 
tungen? — Der Gesetzentwurf ist einstimmig ange- 
nommen. 

Wir kommen jetzt — TOP 5 d — zur Beschlußemp- 
fehlung des Rechtsausschusses auf Drucksache 
12/1298 zu einer Streitsache vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht. Wer stimmt für die Beschlußempfeh- 
lung des Rechtsausschusses? — Gegenstimmen? — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist bei ei- 
ner Enthaltung angenommen. 

Wir stimmen jetzt — TOP 5e und f — über die Be- 
schlußempfehlungen des Petitionsausschusses auf 
Drucksachen 12/1358 und 12/1453 ab. Das sind die 
Sammelübersichten 34 und 35. 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlungen? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp- 
fehlungen sind bei drei Enthaltungen angenommen. 

Wir stimmen jetzt noch — TOP 13 — über den von 
den Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Renten-Überleitungsgesetzes — Drucksachen 
12/1275 und 12/1479 — ab. Dazu hegt ein Entschhe- 
ßungsantrag der Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
vor. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Ich bitte diejenigen, die 
den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wün- 
schen, um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — 
Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften sind 
bei drei Gegenstimmen der Gruppe PDS/Linke Liste 
angenommen. Damit ist die zweite Beratung abge- 
schlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zuzustimmen wün- 
schen, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Keine. Damit ist der Gesetzentwurf 
gegen die Stimmen der Gruppe der PDS/Linke Liste 
angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschhe- 
ßungsantrag der Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 12/1482. Wer stimmt für diesen Ent- 
schheßungsantrag? — Gegenprobe! — Enthaltungen? 

— Damit ist der Entschheßungsantrag bei Gegenstim- 
men und Enthaltungen abgelehnt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 a und b und Zusatz- 
punkt 7 auf: 

6. a) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 

Beseitigung der französischen HADES- 
Atomraketen 

— Drucksache 12/1212 — 

Überweisungsvorschlag; 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 
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(A) Abrüstung taktischer Atomwaffen 

— Drucksache 12/1213 — 

Überweisungsvorschlag : 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigimgsausschuß 

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten An- 
drea Lederer, Dr. Hans Modrow und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste 

Initiative zur nuklearen Abrüstung 

— Drucksache 12/1443 — 

Überweisungs Vorschlag : 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

V erteidigungsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen. — 
Dazu sehe ich keinen Widerspruch, 

Wir beginnen die Aussprache. Das Wort hat die 
Abgeordnete Katrin Fuchs. 


Katrin Fuchs (Verl) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kollegen imd Kolleginnen! Drei Tage vor der Bush- 
Initiative hatte meine Fraktion einen Antrag zur welt- 
weiten Beseitigung aller taktischen Atomwaffen ein- 
gebracht. Das haben wir seit Jahren getan. Dieser 
Antrag ist durch die weitreichenden Vorschläge von 
Präsident Bush und die Beschlüsse des Bündnisses 
nicht hinfällig geworden. Natürlich ist es ein Fort- 
schritt, daß jetzt alle landgestützten taktischen Atom- 
waffen der USA und der Sowjetunion nicht nur abge- 
zogen, sondern auch vernichtet werden. Aber jeder 
(ß) wird zugeben müssen, daß dieses „Opfer" so groß 
nicht ist angesichts der Tatsache, daß es für diese Waf- 
fen außer dem Selbstmord keine Einsatzoptionen 
mehr gibt. 

Es ist auch ein Fortschritt, daß die seegestützten tak- 
tischen Atomwaffen in Friedenszeiten von den Schif- 
fen, U-Booten imd Marineflugzeugen abgezogen 
werden. Dies kann die überaus notwendige Einbezie- 
himg der Seestreitkräfte in Abrüstungsverhandlun- 
gen in der Zukunft erleichtern. Noch besser wäre es 
gewesen, der Anregung Gorbatschows zu folgen, 
diese Waffen nicht nur auf Land zu lagern, sondern sie 
vollständig zu vernichten; denn so bleibt die Tür offen, 
um Kriegsschiffe im Bedarfsfall neuerlich nuklear zu 
bewaffnen. 

Mit dieser Entscheidung, weiterhin Atomwaffen in 
Europa bereitzuhalten, hat das Bündnis allerdings 
eine historische Chance, von der ja immer gesprochen 
wird, vertan. Die 700 oder 800 Atombomben, die jetzt 
bleiben sollen, sind schließlich keine Kleinigkeit. Auf 
Hiroshima und Nagasaki wurden zwei Atombomben 
abgeworfen. Das Ergebnis ist bekannt. 

Mir drängt sich der Eindruck auf, daß diese Bomben 
Platzhalter sein sollen für eine neue Generation luft- 
gestützter Atomraketen, der sogenannten Abstands- 
waffen. Zwar hat Bush bekanntgegeben, daß er das 
gegenwärtige Programm für eine neue luftgestützte 
Atomrakete beendet hat. Herr Stoltenberg hat daraus 
gleich den Schluß gezogen, daß das Problem damit 
insgesamt vom Tisch sei. Andererseits schließen aber 
weder der Verteidigungsminister noch der Präsident 
der Vereinigten Staaten noch die NATO den Bau 


neuer luftgestützter Atomraketen aus. Ich frage nun: (C) 
Was gilt eigentlich? Gibt es Pläne in den USA, neue 
Atomraketen für Europa zu bauen oder gibt es sie 
nicht? Verfolgt die NATO solche Planungen oder tut 
sie es nicht? Die Auskunft, daß sie das auf lediglich 
absehbare Zeit nicht tue, genügt keineswegs. Hier 
wird eine Menge Nebel geworfen. Ich meine, nicht 
nur das Parlament, sondern auch die Bevölkerung 
unseres Landes, hat einen Anspruch darauf, zu erfah- 
ren, was wir zu erwarten haben. Ich fordere Sie auf, 
endlich Klarheit zu schaffen, ob es solche Pläne für 
neue Atomwaffen gibt, Herr Staatsminister, 

(Heinrich Lummer [CDU/CSU]: Da müssen 
Sie eine Große Anfrage stellen!) 

und wenn ja, heute zu erklären, daß die Bundesrepu- 
blik niemals bereit sein wird, diese Waffen auf deut- 
schem Boden zu stationieren. 

Ich möchte verhindern, daß das alte Spiel wieder- 
aufgenommen wird, das wir ja nun aus der Vergan- 
genheit kennen, wo die Bundesregierung in der Öf- 
fentlichkeit unwissend tut, während sie in NATO- 
Gremien allen amerikanischen Wünschen entgegen- 
kommt. Denn nicht nur ich habe in der Zeitung gele- 
sen, daß in den USA schon längst wieder neue Atom- 
raketen für Europa erarbeitet werden; nur der Name 
soll geändert werden. Hier besteht Klärungsbedarf. 

Das Grundproblem bleibt, daß die NATO immer 
noch an der atomaren Abschreckung festhält und da- 
mit verdammt ist zu dem ewigen Teufelskreis aus Dro- 
hung, Gegendrohung und Aufrüstung, den wir seit 
Jahrzehnten kennen. Nur, wen wollen wir noch ab- 
schrecken, wo es ringsherum nur noch Freunde und pj 
keine Gegner gibt? 

Die Atomwaffen, die die NATO jetzt behalten 
möchte, sind Ausdruck des alten konfrontativen Den- 
kens. Sie sind das falsche Signal an die früheren Mit- 
glieder der Warschauer Vertragsstaaten und an die 
jungen Republiken aus der Sowjetunion gerade jetzt, 
wo diese Staaten im Umbruch sind und ihre endgül- 
tige Orientierung noch suchen. Wir selbst haben es in 
der Hand, ob das vielfach beschworene Restrisiko 
kleiner wird oder ob es auch durch das Festhalten an 
konfrontativen Militärkonzepten wächst. 

(Heinrich Lummer [CDU/CSU]: Wo ist denn 
ein konfrontatives Militärkonzept?) 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, ich möchte jetzt 
einen Aspekt ansprechen, der nur scheinbar und auf 
den ersten Blick nichts mit dem heutigen Thema zu 
tun hat. Ich meine die neuen Pläne des amerikani- 
schen Präsidenten für ein Raketenabwehrsystem. Da- 
bei geht es, wie der Sprecher des Weißen Hauses, 
Fitzwater, sagte, um die Neuorientierung der strate- 
gischen Verteidigungsinitiative SDI. Diese Neuauf- 
lage von SDI hat nicht nur mit dem Verhältnis der 
Supermächte zueinander zu tun, von denen es ja nur 
noch eine gibt, sondern auch mit dem Bündnis und mit 
unserem Land. Schon die offizielle Bezeichnung die- 
ses neuen SDI — globaler Schutz gegen begrenzte 
Raketenangriffe — deutet darauf hin. Der Zweck die- 
ses Systems liegt nicht mehr primär in der Abwehr 
eines sowjetischen Raketenangriffs, sondern in der 
Abwehr nichtautorisierter Raketenabschüsse und sol- 
cher von dritten Staaten. Konventionelle Spreng- 
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(A) köpfe sollen ebenso wie atomare, chemische und bio- 
logische abgefangen werden. 

Der amerikanische Chefunterhändler bei den Gen- 
fer Weltraumverhandlungen, David Smith, hat aus- 
drückhch darauf hingewiesen, daß Freunde und Ver- 
bündete einbezogen werden sollen. Damit sind die 
NATO und die Bundesrepubhk direkt angespro- 
chen. 

Das neue SDl muß nicht erst aus der Taufe gehoben 
werden, wie man meinen möchte. Drei Komponenten 
Zeichen sich ab und sind sozusagen schon unterwegs: 
Landgestützte Raketen zum Schutz der Vereinigten 
Staaten vor strategischen Raketenangriffen, welt- 
raumgestützte Systeme und taktische Raketenabwehr 
als Weiterentwicklung des Patriot-Luftabwehr- 
systems, das wir ja kennen. Patriot wird gerade bei der 
Bundeswehr eingeführt. Die in Europa stationierten 
Einheiten sind genauso wie die amerikanischen zur 
Raketenabwehr befähigt. Die Bundesrepubhk arbei- 
tet dabei seit Jahren mit den USA zusammen. Seit 
Jahren werden dafür Haushaltsmittel ausgegeben. 
Wir sind also jetzt schon an der Entwicklung von Kom- 
ponenten für das neue SDI beteüigt. 

Zusätzhche sicherheitspoh tische Brisanz hegt darin, 
daß die USA, entgegen einigen Presseberichten, die- 
ses neue SDI ausdrückhch nicht in Kooperation mit 
der Sowjetunion aufbauen woUen. Man habe, so der 
amerikanische Chefunterhändler in Genf, ledighch 
Gespräche über einen neuen völkerrechtlichen Rah- 
men für die neue Raketenabwehr angeboten. Auf 
deutsch: Man wül Gespräche nüt der Sowjetunion 
über die Beerdigung des ABM-Vertrages, 

15 Jahre lang hat es in diesem Haus Übereinstim- 
mung gegeben, daß dieser Vertrag einen Eckpfeiler 
von Stabihtät darsteUt und daß die Einführung einer 
Raketenabwehr nur ein neues Wettrüsten zwischen 
Raketen und Raketenabwehr-Raketen nach sich zie- 
hen würde. Dieser Zusammenhang ist heute noch 
richtig, auch nach dem Ende der Ost-West-Konfronta- 
tion. 

Wer jetzt meint, daß wir mit einer neuen Raketen- 
bedrohung aus Nahost konfrontiert sein könnten, 
wäre besser beraten, nicht auf müitärische Lösungen 
zu setzen. Statt dessen sollten verstärkte Anstrengun- 
gen bei Rüstungsexport-Kontrollen, bei der Nichtwei- 
terverbreitung und bei UNO-Inspektionen unternom- 
men werden, wenn nötig, mit zusätzhchen Instrumen- 
ten für die UNO. 

Meine Fraktion sieht mit Sorge — ich möchte dies 
hier ausdrückhch festhalten — daß die Bundesregie- 
rung seit gut zwei Jahren von der gemeinsamen Posi- 
tion, die Einhaltung des ABM-Vertrages zu unterstüt- 
zen, abgerückt ist. Seit zwei Jahren nennt sie dieses 
Ziel nicht mehr in ihren Abrüstungsberichten. Nie- 
mand aber kann sich auf die Position zurückziehen, 
daß uns der ABM-Vertrag nichts angehe, weil er ein 
Vertrag zwischen den USA und der Sowjetunion sei. 
Wenn wir schweigend Zusehen, wie die USA eine fast 
handlungsunfähige Sowjetunion zur Aufgabe des 
ABM-Vertrags drängen, und wenn wir gleichzeitig 
beim neuen SDI mitarbeiten, machen wir uns mit- 
schuldig an der Beseitigung dieses Vertrages, mit- 
schuldig an der Beseitigung eines der wenigen über- 


greifenden Stabihtätselemente, die in den vergange- (C) 
nen 20 Jahren gelungen sind. 

(Heinrich Lummer [CDU/CSU]: Kommt man 
dafür in den Hades oder in die Hölle? — 

Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Wer arbeitet da bei 
SDI nicht mit?) 

— So hören Sie doch zu! 

Die Beibehaltung der Atomwaffen und der Einstieg 
in ein neues SDI, das sind zwei Seiten derselben Me- 
daille auf einem grundlegend falschen sicherheitspo- 
htischen Kurs. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, Festreden über 
das Ende der Ost-West-Konfrontation haben wir ge- 
nügend gehört. Niemand sieht mehr Gegner oder 
Feinde in Europa, nur noch Partner und Freunde. 

(Heinrich Lummer [CDU/CSU]: Bis auf die 
Serben!) 

Völhg im Gegensatz dazu hält das Bündnis an Atom- 
waffen fest und plant die westliche Führungsmacht 
eine Raketenabwehr. Darin hegt die Gefahr einer 
neuen Spaltung, neuen Mißtrauens und neuer Rü- 
stung nicht nur in Europa. 

(Zuruf des Abg. Dr. Olaf Feldmann [FDP]) 

Das alte mihtärisch dominierte Denken ist leider nicht 
mit der Ost-West-Konfrontation untergegangen. Für 
Europas Zukunft brauchen wir aber weder Atomwaf- 
fen noch ein neues SDI, sondern umfassende soziale 
und ökologische Reformen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die brauchen wir 
weltweit, nicht nur in Europa!) 

Solange das nicht begriffen ist, können wir uns alles (D) 
Gerede über historische Stunden sparen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 

GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste — Ulrich Irmer [FDP]: Verhalte- 
ner Beifall!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Dr. Friedbert Pflüger. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Das Hauptthema heute ist, 
wenn ich es richtig sehe, nicht ABM und nicht SDI, 
sondern taktische Atomraketen und die französische 
Rakete Hades. Damit wollten wir uns beschäftigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte mit dem Hades-Thema beginnen, das uns 
alle nicht erst seit Ihrem Antrag, sondern schon seit 
geraumer Zeit beschäftigt. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Jetzt bin ich aber 
gespannt!) 

Frankreich ist unser Partner und Freund, Herr Kol- 
lege Feldmann. De Gaulle und Adenauer, Pompidou 
und Brandt, Giscard und Schmidt, Mitterrand und 
Kohl — diese Namenspaare stehen für die immer en- 
ger werdende deutsch-französische Zusammenarbeit 
seit Abschluß des Elysee- Vertrages. Über alle Partei- 
grenzen hinweg ist es gelungen, zwischen Deutsch- 
land und Frankreich Freundschaft zu begründen und 
zu vertiefen. 
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(A) Als ISjähriger bin ich 1970 mit einer Gruppe Ju- 
gendlicher aus meinem Heimatort Hannover-An- 
derten zu unserer Partnergemeinde Oissel-sur-Seine 
gefahren. Schon damals waren wir uns einig, daß wir 
uns gar nicht mehr vorstellen können, uns gegenseitig 
zu bedrohen oder Krieg zu führen. Heute wohne ich in 
Hannover in der Oisseler Straße. Französische Be- 
kannte von mir wohnen in der Rue d' Anderten in 
Oissel. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Und was ist mit 
Hades?) 

Deutsche und Franzosen sind zusammengewachsen. 
Inzwischen haben wir sogar beschlossen, nach der Bil- 
dung einer deutsch-französischen Brigade im Jahr 
1988 nun sogar ein deutsch-französisches Corps zu 
bilden. 

Angesichts dieser Entwicklung stellt sich natürhch 
die Frage: Warum brauchen die Franzosen Hades, 

(Zuruf von der FDP; Sehr richtig!) 

gegen wen richtet sich diese Waffe? Sofern sie von 
Frankreich gestartet würde, könnte sie mit einer 
Reichweite von ca. 480 Kilometern ja fast nur deut- 
sches Territorium erreichen, Polen und die Tschecho- 
slowakei noch dazu. 

(Norbert Gansei [SPD]: Belgien, Holland! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Spanien!) 

Wozu soll das eigenthch gut sein? 

Natürhch müssen wir über diese Frage offen und 
freundschafthch mit den Franzosen sprechen. Sie wis- 
sen, daß wir das in der Vergangenheit immer wieder 
getan haben, z. B. der Bundesverteidigungsminister 
am 9. September bei seinem Besuch in Frankreich 
oder die Abgeordneten Voigt und Lamers am 31. Ok- 
tober gemeinsam in Paris. Den Franzosen sind die 
deutschen Bedenken seit langem bekannt. Wir sind 
uns also alle einig darüber, daß wir über Hades mit 
den Franzosen ernsthaft sprechen müssen. 

Jetzt aber einen formalen Antrag auf die Tagesord- 
nung zu setzen, und zwar mit der nach allen diploma- 
tischen Regeln unfreundhchen Formuherung, die 
Bundesregierung solle die Abschaffung der Hades- 
Atomraketen fordern, das halte ich für einen Fehler. 
Unter Freunden redet man über solche Fragen diskret. 
Man „gibt zu bedenken" oder man „regt an", 

(Dr. Hartmut Soell [SPD]: Wir sind Pohtiker, 

Parlamentarier, keine Diplomaten! — Günter 

Verheugen [SPD]: Das macht man im Präsi- 
dialamt, aber nicht im Bundestag!) 

aber man fordert nicht gegenüber befreundeten Staa- 
ten. Vor allen Dingen tut man es dann nicht, Herr Kol- 
lege Verheugen, wenn man kurz vor einem EG-Gipfel 
in Maastricht steht, wo wir alles andere gebrauchen 
können, nur nicht einen zusätzhchen öff enthch ausge- 
tragenen Konflikt über diese Waffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In einer solchen Situation dieses Thema hochzuziehen 
und Frankreich an den Pranger zu stellen, ist nicht 
sachdienhch. Es könnte Gegenreaktionen hervorru- 
fen. Es verhärtet die Fronten, die sich doch, wie Sie 
wissen, gerade aufweichen. Das ist keine gute Idee 


und vor allen Dingen nicht so kurz vor wichtigen euro- (C) 
päischen Entscheidungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wollen das 
Korps unterlaufen! Das ist es!) 

Wie genau ist der Sachverhalt? Müssen wir uns 
wirkhch so viel Sorgen machen, wie uns einige versu- 
chen einzureden? Frankreich ersetzt veraltete Pluton- 
durch moderne Hades-Raketen. Ursprünglich planten 
die Franzosen, 120 Waffen dieses Typs zu bauen. Da- 
von sind nach heutigen Planungen noch 30 Systeme 
Übriggebheben. Sie sollen nicht an einem bestimmten 
Ort disloziert werden, sondern sie sollen in Bunkern 
eingelagert werden. Sie sind also nicht schußbereit. 

Da das System darüber hinaus mobil ist, kann von der 
Lagerung der Waffen im Frieden keineswegs auf 
möghche Einsatzorte geschlossen werden. Darauf hat 
übrigens die Bundesregierung, zuletzt in einer Ant- 
wort auf die Frage des Kollegen Augustinowitz am 
25. September 1991, hingewiesen. 

Auf die Frage, warum Hades dann überhaupt noch 
gebraucht würde, hat der französische Präsident Fran- 
gois Mitterrand in einer Presseerklärung am 11. Sep- 
tember 1991 folgendes erklärt: „Frankreich besitzt ei- 
nige hundert Nuklearsprengköpfe, die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion haben noch 13 000 bis 
14 000. Sie haben versprochen, ihr Arsenal erhebhch 
zu reduzieren. Wenn sie dabei auf einem gewissen 
Niveau sind, dann wird Frankreich sich an den Ver- 
handlungen beteihgen. Es wird nicht unnütz sein, 
dann über Verhandlungsmasse zu verfügen. " 

Das ist doch ein sehr erfreuUches Umdenken, das 
sich hier dokumentiert. Hades ist für die Franzosen (^) 
kein Instrument der Bedrohung mehr, sondern ein 
Faustpfand für Verhandlungen. Das ist doch ein Fort- 
schritt, den wir bei aller Kritik, die fortbesteht, Herr 
Kollege Gansei, doch würdigen sollten. Es ist ein 
Fortschritt! Es ist in der gesamten deutschen Presse als 
ein Abrücken von der Hades gewertet worden. 

(Norbert Gansei [SPD]: Herr Pflüger, Sie soll- 
ten sich um landwirtschafthche Geräte küm- 
mern!) 

Seit den Äußerungen Mitterrands ich habe leider 
Ihren Zwischenruf nicht verstanden, sonst wäre ich 
gerne darauf eingegangen 

(Norbert Gansei [SPD]: Sie sollten sich um 
landwirtschaftliche Geräte kümmern!) 

— Herr Kollege Gansei, landwirtschafthche Geräte 
sind das sicherlich nicht. Wir sind doch auch der Auf- 
fassung, daß wir die Hades loswerden müssen. Den- 
noch, so finde ich, sollten wir die Bewegung in der 
französischen Position erkennen und auf diese Bewe- 
gung eingehen, anstatt jetzt neue Fronten zu bauen 
und die Franzosen in die Ecke zu stellen. 

Seit den Äußerungen Mitterrands sind nur wenige 
Wochen vergangen. Dennoch ist inzwischen viel pas- 
siert. Kollegin Fuchs hat eben auf die Bush-Gorba- 
tschow-Initiative hingewiesen. Der Bestand von 
Atomwaffen wird um 80 % verringert. Was Pohtik und 
Diplomatie unter entscheidender Mitwirkung der 
Deutschen in den letzten Jahren erreicht haben, hätte 
sich auch der kühnste Vertreter der Friedensbewe- 
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(A) gung Anfang der 80er Jahre kaum ausmalen kön- 
nen. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Sehr richtig!) 

Daß die Bush-Gorbatschow-Vorschläge ohne Aus- 
wirkungen auf das französische Sicherheitsdenken 
bleiben werden, ist kaum vorstellbar. Wir sollten die 
von den Franzosen zugesagte Überprüfung im Lichte 
der jüngsten Initiativen in freundschaftlichem Geist 
konstruktiv begleiten, auch weiter mahnen und auf 
sie einwirken, aber wir sollten auf keinen Fall durch 
Forderungen oder Belehrungen das deutsch-französi- 
sche Klima vergiften. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Sehr diploma- 
tisch!) 

Auch in Frankreich wachsen die Stimmen — gerade 
auch aus der Sozialistischen Partei — , die Hades vor 
dem Hintergrund der neuen Entwicklungen völlig zu 
Recht als anachronistisch ansehen und die die Abrü- 
stung aller landgestützten Nuklearwaffen befürwor- 
ten. Auch in Frankreich gibt es niemanden, der Hades 
in den Himmel hebt. 

(Dr. Walter Franz Altherr [CDU/CSU]: Dafür 
ist die Reichweite zu kurz!) 

Meine Damen und Herren, mit Frankreich und mit 
unseren anderen NATO-Partnern vertritt die Bundes- 
regierung völlig zu Recht die Auffassung — das jetzt 
zu dem zweiten Antrag der SPD — , daß wir in Zukunft 
leider weiterhin ein Mindestmaß an Nuklearwaffen 
benötigen werden. Auf der Ministertagung der Nu- 
klearen Planungsgruppe in Taormina Mitte Oktober 
ist Einigkeit darüber erzielt worden, daß der Umfang 
der für Flugzeuge vorgesehenen Abwurfwaffen in Eu- 
ropa drastisch reduziert wird. Zusätzlich zu der völli- 
gen Abrüstung der landgestützten Nuklearwaffen in 
Europa wird es also auch eine Abrüstung im Bereich 
der luftgestützten Nuklearwaffen geben. 

Die Initiatve des amerikanischen Präsidenten 
schließt ferner den Verzicht auf die Entwicklung luft- 
gestützter nuklearer Abstandswaffen ein. Frau Kolle- 
gin Fuchs, Bush widerlegt damit alle Mutmaßungen 
hinsichtlich einer angeblich bevorstehenden Statio- 
nierung solcher Systeme. 

(Abg. Norbert Gansei [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Ich gehe auf den Punkt ein, den Sie jetzt wahr- 
scheinlich ansprechen wollen. 

Präsidentin Dr, Rita Süssmuth: Ich darf trotzdem 
fragen, ob Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Gansei gestatten. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Selbstverständ- 
lich gern. 

Norbert Gansei (SPD): Wenn die Erklärung von 
Bush in bezug auf die Nichteinführung und Nichtwei- 
terentwicklung von atomaren Abstandswaffen mit ei- 
ner Reichweite bis zu 500 km so eindeutig wäre, 
warum könnte die Bundesregierung auf unsere Fra- 
gen und Bitten dann nicht khpp und klar erklären, daß 
sie sich an keinerlei Überlegungen zur Einführung 
solcher nuklearer Abstandswaffen beteiligt? Darum 
haben wir immer wieder gebeten. Wenn sie in diesem 


Punkt Klarheit schaffen könnte, wären wir einen gro- (C) 
ßen Schritt weiter. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Jetzt warten Sie 
doch einmal ab! So etwas kann man nicht 
von heute auf morgen machen!) 

Deshalb die Bitte an den Vertreter der Bundesregie- 
rung, sich so zu äußern, und die Bitte an Sie, das zu 
unterstützen, wenn Sie die Bush- Initiative so verste- 
hen. 


Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Herr Kollege 
Gansei, ich habe die Bush-Initiative so verstanden. 

Man kann sie nur so verstehen; denn Bush hat das 
expressis verbis so formuliert. Wenn sich die Bundes- 
regierung zu einem Thema äußern soll, dann müssen 
Sie diese Frage in der Tat an die Bundesregierung 
richten. Für uns ist nach der Initiative des amerikani- 
schen Präsidenten klar, daß niemand vorhat, diese 
TASMs einzuführen. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Sehr gut!) 

Ich finde an dem Vorschlag der Sozialdemokraten, 
den Sie hier eingebracht haben, aber eines wirklich 
falsch, Frau Kollegin Fuchs. Sie schreiben: 

Der Deutsche Bundestag fordert darüber hinaus 
die Bundesregierung auf, gegenüber ihren Bünd- 
nispartnern zu erklären, daß sie unter keinen Um- 
ständen die Stationierung neuer atomarer Waffen 
auf deutschem Territorium dulden wird. 

Dazu kann ich nur sagen: Da können wir nicht zustim- 
men. Wissen wir, wie die Welt in fünf, zehn oder fünf- 
zehn Jahren aussieht? Wollen wir für alle Zeiten sol- (D) 
che Waffen — gleich, welcher Bedrohung wir ausge- 
setzt sind —von vornherein ausschließen? Ich glaube, 
es war ein Fehler, diese Formulierung in Ihren Antrag 
aufzunehmen. 

Meine Damen und Herren, es wäre wirklich falsch, 
wenn wir den Versuch unternähmen, Europa zum jet- 
zigen Zeitpunkt in eine nuklearwaffenfreie Zone zu 
verwandeln. Niemand will Nuklearwaffen einsetzen. 

Aber unsere Partner und wir sind uns darüber einig, 
daß letztlich nur Nuklearwaffen das Risiko eines Ein- 
griffs für jeden möglichen Aggressor wirklich unkal- 
kulierbar machen. Nuklearwaffen schützen vor jeder 
Versuchung, Vorteile aus der Androhung militäri- 
scher Gewalt gegen NATO-Staaten gewinnen zu kön- 
nen. Der neue Generalinspekteur der Bundeswehr, 
Klaus Naumann, hat auf die Notwendigkeit einer 
strategischen Verbindung zwischen Amerika und 
Europa hingewiesen. Wir erhalten nuklearen Schutz 
nur, wenn wir auch nukleare Lasten teilen. In der Tat, 
eine begrenzte Anzahl luftgestützter atomarer Waffen 
scheint als Rückversicherung gegen eventuelle Droh- 
potentiale in einem sich radikal wandelnden Europa 
geboten. Das mag unpopulär sein, aber es ist wahr. 

Wer für Europa und gegen nationale Sonderwege ist, 
der sollte hier nicht Forderungen stellen, die der Hal- 
tung des Bündnisses so entscheidend zuwiderlau- 
fen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der FDP) 

Die nukleare Minimalversicherung gegen militäri- 
sche Restrisiken ist auch deshalb so wichtig, weil in 
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(A) einem sich wandelnden Europa neue Risiken entste- 
hen. Das ist nicht Ausdruck von altem Denken. Die 
Mehrheit der Menschen in Mittel- und Osteuropa er- 
leben die neue Freiheit zunächst als Armut und Not. 
Was bedeutet das für das Vertrauen dieser Menschen 
in die Demokratie? Was hätte der Putsch in der So- 
wjetunion, wäre er erfolgreich gewesen, für außenpo- 
htische Folgen gehabt? Wie hätten die Teilrepubliken 
auf den gewaltsamen Umsturz in Moskau reagiert? 
Wir sehen eine große instabile Situation mit der 
furchtbaren Gefahr, daß Kontrolle und Verfügung 
über die in allen Republiken verteilten Atomwaffen 
beeinträchtigt werden. 

(Dr. Wolfgang Ullmann [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Deshalb müssen sie weg!) 

Die Lage ist sehr schwierig, und deshalb rüsten wir 
auch ab. Aber niemand kann dafür garantieren, daß in 
einem solchen Khma der Unsicherheit, Herr Kollege 
Ullmann, nicht plötzlich irgendwo Nuklearwaffen 
auftauchen, wo sie nicht hingehören, oder daß sie 
nicht weiterverkauft werden. 

(Dr. Wolfgang Ullmann [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Deshalb müssen sie weg, alle!) 

Ich bin ja sehr dafür, sie abzurüsten, aber es dauert 
noch einige Zeit, bis wir das umgesetzt haben. 

Wir wissen nicht, wie sich die Weiterverbreitungs- 
problematik entwickeln wird; da hat die Kollegin 
Fuchs ganz recht. Die Hauptantwort auf die Instabili- 
tät muß sein 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege Pflü- 
ger, Ihre Redezeit ist beendet. 

(B) 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU); Ich bin beim letz- 
ten Gedanken. 

Der Hauptpunkt dessen, was wir machen müssen, 
Frau Kollegin Fuchs, ist natürlich, für ökonomische 
und soziale Sicherheit in Osteuropa zu sorgen. Aber 
darüber hinaus können wir auf diese Restversiche- 
rung im miütärischen Bereich nicht verzichten. 

Ich glaube nicht, daß sich die Menschen am Ende 
des Kalten Krieges verändert haben. Das Prinzip Hoff- 
nung brauchen wir wie das täghche Brot. Aber der 
Frieden entsteht mehr durch die Skepsis, nicht durch 
die Illusion von einer endgültig friedhcheren Welt. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Dr. Olaf Feldmann. 

Dr. Olaf Feldmann (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Tage der taktischen 
Nuklearwaffen in Europa sind gezählt. Vor vier Wo- 
chen haben wir im Deutschen Bundestag die einseiti- 
gen Abrüstungsinitiativen von Präsident Bush und 
Präsident Gorbatschow begrüßt. Diese Ankündigung 
der Abschaffung aller land- und seegestützten nukle- 
aren Kurzstreckenwaffen in Europa und weltweit ist 
ein Meilenstein in der Geschichte der Abrüstung. Die 
wechselseitigen Abrüstungserklärungen der USA 
und der Sowjetunion sind auch eine Pohtik des guten 


Beispiels, und diese Pohtik des guten Beispiels sollte (C) 
auch bei anderen Nuklearmächten Schule machen. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie sind aufgefordert, sich der amerikanisch- sowjeti- 
schen Initiative anzuschheßen. Das gilt auch für un- 
sere europäischen Sicherheitspartner und vor allem 
für unseren Nachbarn Frankreich. Die französischen 
Hades -Atomraketen passen nicht mehr in unsere 
europäische sicherheitspoütische Landschaft. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Mit ihrer Reichweite von fast 500 km bedrohen sie uns 
und die jungen Demokratien Osteuropas genauso wie 
die bisher hier stationierten und jetzt abzuziehenden 
und zu vernichtenden Nuklearwaffen der USA und 
der Sowjetunion. 

Die FDP begrüßt daher, daß Präsident Mitterrand 
zugesagt hat, die Hades-Raketen nicht aufzustellen 
und keine weiteren Hades-Systeme mehr zu produ- 
zieren. 

(Beifall bei der FDP und beim Bündnis 90/ 

GRÜNE) 

Es bleibt aber trotzdem Tatsache, daß 30 % dieser stra- 
ßenmobilen Systeme an der deutsch-französischen 
Grenze in Bunkern eingelagert sind. Warum werden 
diese Atomwaffen in Bunkern eingelagert, wenn man 
sie nicht mehr braucht? Als deutscher Parlamentarier, 

Herr Kollege Pflüger, fordere ich eine andere Regie- 
rung natürhch nicht auf, vielmehr appeUiere ich an die 
französische Regierung, das Hades-Programm einzu- 
stellen und die Systeme abzubauen. pj 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Wir in Europa müssen jetzt die Signale für eine glo- 
bale Abrüstung aller taktischen Nuklearwaffen set- 
zen. Die bei uns abgerüsteten Atomwaffen dürfen 
auch nicht neue Abnehmer im Nahen Osten, in Asien, 
im Balkan, in Afrika oder in einer sonstigen krisenge- 
schüttelten Region dieser Welt finden. Dort bedeuten 
sie noch eine viel größere Gefahr als in Europa. 

Die konsequente Umsetzung des Nichtverbrei- 
tungsziels ist Aufgabe aller Staaten, vomehmhch de- 
rer, die diese Waffen entwickeln und bauen. Dies ist 
ein weiterer Grund dafür, Hades-Raketen abzuschaf- 
fen. Wir Liberale würden es begrüßen — der Kollege 
Gansei ist leider schon gegangen — 

(Geründe Hämmerle [SPD]: Er kommt gleich 
wieder!) 

wenn die SPD ihren Einfluß auf ihre soziahstischen 
Freunde in Frankreich stärker geltend machen 
würde. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zuruf von der FDP: Sehr gut!) 

Sie haben direkten Einfluß. Nutzen Sie, hebe Kolle- 
gen von der SPD, nutzen Sie, Herr Kollege Gansei, 
stärker diese Möghchkeiten auf die französischen So- 
zialisten Einfluß zu nehmen, und helfen Sie uns, die- 
ses Hades-Programm endgültig zu stoppen. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Feldmann, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Gansei? 


Dr. Olaf Feldmann (FDP): Zunächst einmal, lieber 
Herr Kollege Gansei, freue ich mich, daß Sie diesen 
langen Satz noch zu Ende gebracht und eine vernünf- 
tige Frage daraus gemacht haben. 

(BeifaU bei der FDP) 

Ich stimme Ihnen zu, daß es sinnvoll war, einen Ver- 
such zu unternehmen, mit den französischen Soziali- 
sten über Hades zu sprechen, bevor Sie eine solche 
Aufforderung an die Bundesregierung gerichtet ha- 
ben. Leider muß ich Ihnen aber auch sagen, daß Ihr 
Versuch, wie wir bisher gesehen haben, offensichtlich 
nicht sehr erfolgreich war. Ich würde es deshalb be- 
grüßen, wenn Sie weiterhin solche Versuche mit den 
französischen Sozialisten, die ja an der Regierung 
sind, unternehmen würden, um das Hades-Programm 
zu stoppen. 

(Beifall bei der FDP — Norbert Gansei [SPD] : 

Was ist mit der Bundesregierung und dem 

Außenminister? Sollen wir sie beim näch- 
stenmal mitnehmen?) 

— Ich habe Ihren Zuruf nicht verstanden. 

(Nobert Gansei [SPD]: Darf ich eine zweite 
Frage stellen?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Da müßte Herr Feld- 
mann zustimmen, wenn Sie eine weitere Zusatzfrage 
stellen wollen. — Er stimmt zu. 

Norbert Gansei (SPD): Herr KoUege Feldmann, ist 
Ihr Kompliment für die Initiativen der SPD-Fraktion so 
zu verstehen, daß Sie Vorschlägen, daß der Bundesau- 


ßenminister und der Bundeskanzler uns beim näch- 
stenmal begleiten bei unseren Bemühungen, 

(Heinrich Lummer [CDU/CSU]: Wenn schon, 
dann umgekehrt!) 

nachdem sie im Hinblick auf die deutsch-französische 
Verteidigungs- und außenpolitische Zusammenarbeit 
keine eigenen Bemühungen zustande gebracht ha- 
ben? 


Dr. Olaf Feldmann (FDP): Herr Kollege Gansei, da 
kann ich Ihnen absolut nicht zustimmen. Sie wissen 
genausogut wie ich, daß sowohl der Außenminister als 
auch der Bundeskanzler in ihren Bemühungen sehr 
erfolgreich sind 

(Norbert Gansei [SPD]: Für neue Waffen!) 

— nein! — , in unserem Sinne auf die französische 
Regierung einzuwirken. Aber ich würde Ihnen emp- 
fehlen, Ihre Bemühungen bei den französischen So- 
zialisten, die ja — im Gegensatz zu Ihnen ~ an der 
Regierung sind, zu verstärken, 

(Zuruf von der SPD: Wie die FDP!) 

damit auch von der Opposition der Beitrag geleistet 
wird, den sie leisten kann, wirken Sie auf die franzö- 
sischen Sozialisten in diesem Sinne ein. Wenn dann 
unsere Regierung und Sie als Opposition ein wirken, 
dann — dessen bin ich sicher — werden wir im Hin- 
blick auf das gemeinsam von uns angestrebte Ziel 
auch Erfolg haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie haben keine weiteren Fragen mehr. Das freut 
mich, denn auch die einseitigen Abrüstungsinitiativen 
von Bush und Gorbatschow lassen noch viele Fragen 
offen, Herr Kollege Gansei. Ungewiß ist vor allem, ob 
die Gorbatschow-Initiative und die Abrüstungspläne 
konsequent umgesetzt werden können. Sie wissen: 
Da gibt es noch einige Fragezeichen. Noch ist nicht 
völlig klar, wie viele sowjetische taktische Nuklearsy- 
steme wirklich zerstört werden, wie viele wo eingela- 
gert werden, wo sie zerstört werden sollen und wer in 
Zukunft die Kontrolle über die noch vorhandenen 
Waffen haben soll. Es wäre gut, wenn sich die Zen- 
tralregierung in Moskau mit den betroffenen Teilre- 
publiken schnell über die notwendige geordnete Ab- 
rüstung, zentrale Lagerung und kontrollierte Vernich- 
tung der betroffenen Waffensysteme einigen 
könnte. 

Dafür sollten wir der Sowjetunion auch unsere Hilfe 
anbieten. Nur so können wir dauerhaft sicherst eilen, 
daß dieses neue Kapitel der nuklearen Abrüstung, das 
wir alle begrüßen, auch erfolgreich abgeschlossen 
werden kann. 

In der Frage der schnellen Umsetzung der jetzt auf 
dem Tisch liegenden Abrüstungsinitiativen ist unsere 
Politik der konsequenten, kooperativen, wenn auch 
noch etwas kleinen Schritte die beste Lösung, Frau 
Kollegin Fuchs. 

Ich darf aber trotzdem zum Schluß noch anmerken: 
Mittelfristig sollten wir auch vor einer Abrüstung der 
noch verbleibenden luftgestützten taktischen Atom- 
waffen in Europa nicht zurückschrecken. Eine Mo- 


Dr. Olaf Feldmann (FDP): Dem Kollegen Gansei na- 
türlich immer. Ich freue mich, daß er wieder aufge- 
taucht ist. 

Norbert Gansei (SPD): Ich danke Ihnen, Herr Kol- 
lege Feldmann. 

Stimmen Sie mit mir darin überein, daß es sinnvoll 
war, daß wir als SPD-Fraktion, bevor wir unseren An- 
trag zur Abschaffung der Hades-Raketen im Bundes- 
tag eingebracht haben, durch die Kollegen Voigt und 
Fuchs versucht haben, mit der Sozialistischen Partei 
Frankreichs darüber zu sprechen, und wäre es nicht 
genauso sinnvoll, wenn z. B. der Bundeskanzler zu- 
sammen mit dem französischen Präsidenten eine Ver- 
tragsänderung zum WEU-Text und die Bildung eines 
deutsch-französischen Korps vorschlägt, wobei er 
dann auf die Idee kommen müßte, daß dies auch 
etwas mit der französischen Nuklearstrategie zu tun 
haben könnte, so daß die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang auf gef ordert wäre, unter tätiger Mit- 
wirkung des Außenministers — 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth; Machen Sie eine 
Kurzintervention, oder stellen Sie eine Frage? 

Norbert Gansei (SPD): — die Franzosen dazu zu 
bewegen, die Hades-Raketen nicht weiter zu produ- 
zieren und zu stationieren? 
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Dr. Olaf Feldmann 

(A) dernisiening dieser Systeme kommt j edenf alls nicht in 
Frage. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth; Als nächster hat der 
Abgeordnete Dr. Hans Modrow das Wort. 

Dr. Hans Modrow (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Die Initiative von Prä- 
sident Bush und die weitergehenden Vorschläge von 
Präsident Gorbatschow zur Verringerung und zum 
Abbau taktischer Kernwaffen gilt es nicht nur zu be- 
grüßen, sondern auch als Herausforderung für die 
Bundesrepubhk zu betrachten. Es erwächst damit die 
Möglichkeit, alle nuklearen Waffen vom Territorium 
der Bundesrepubhk zu beseitigen, die nicht ungenutzt 
bleiben darf. Dies ist der Hintergrund für den Antrag 
der Abgeordnetengruppe der PDS/Linke Liste, den 
wir Ihnen heute unterbreiten. Der Vorschlag der SPD- 
Fraktion zur Abrüstung der taktischen Kernwaffen 
weist auch in diese Richtung. 

Die NATO erklärt sich zu einer deuthchen Verrin- 
gerung ihrer luftgestützten Atomwaffen bereit, nicht 
aber zum vöUigen Verzicht, wie ihn der sowjetische 
Präsident vorgeschlagen hat. 

Als Begründung müssen zynischerweise Atomwaf- 
fen herhalten, die zum Teü durch den Export waffen- 
fähiger Technologien auch seitens der Bundesrepu- 
bhk in andere Länder gebracht wurden. Auf dem Ter- 
ritorium der Bundesrepubhk wird in Ramstein eine 
neue Generation spezialgehärteter unterirdischer 
Bunkerkammem zur Lagerung neuer flugzeugge- 
stützter atomarer Abstandsraketen und Bomben er- 
richtet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie müssen es ja 
wissen!) 

— Dann soll die Bundesregierung doch dazu SteUung 
nehmen. 

Die Bundesregierung muß sich fragen lassen, ob sie 
meint, damit einen Beitrag zur nuklearen Abrüstung 
zu leisten. Die Bundesrepubhk schneUstmöghch von 
Kernwaffen freizumachen wäre das richtige Zeichen 
für nukleare Abrüstung in Europa und des erklärten 
Wandels in der NATO. 

Die Geschichte der nuklearen Teilhabe der Bundes- 
repubhk hat bisher noch immer andere Zeichen ge- 
setzt. Mit den nuklearen Kampfflugzeugen und ihrer 
atomaren Bewaffnung bleiben die gefährhchsten, mo- 
dernsten und destabihsierendsten Kernwaffen ausge- 
klammert. Immer noch hält die Bundesregierung am 
Projekt Jäger 90 fest, der eigenthch als Gegengewicht 
zur Mig 29 und deren NachfolgemodeUen geschaffen 
werden sollte und der mithelfen soUte, der NATO die 
Luftüberlegenheit zu sichern. 

Abgesehen davon, daß die Bundeswehr durch die 
Einverleibung der NVA auch über die Mig 29 verfügt: 
Wem gegenüber soU denn nun noch eine Luftüberle- 
genheit hergesteUt werden, wenn sie in diesem Sinne 
entfäUt? 

(Heinrich Lummer [CDU/CSU]: Die NVA ha- 
ben wir nicht übernommen!) 


Dem Jäger 90 ist die Aufgabe abhanden gekommen. (C) 
Aber die Deutschen soUen aUes in aUem rund 90 Mü- 
harden DM für das Gesamtprogramm zahlen. 

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Sprechen 
Sie doch mal zum Thema!) 

Die Bundesregierung hat im Haushalt 1991 8,9 MiUi- 
arden DM und für 1992 890 MiUionen DM dafür vor- 
gesehen — fürwahr Beiträge, die gerade jetzt in 
Deutschland für Nützhcheres eingesetzt werden 
könnten. 

Wir fordern deshalb als Beitrag der Bundesrepubhk 
zur weiteren Abrüstung ein Verbot und die vollstän- 
dige Abrüstung aller offensivfähigen Kampfflugzeuge 
bis zum Jahre 1996, darunter als ersten Schritt die 
sofortige Einstellung der Entwicklung des Jägers 90 
und als nächsten Schritt die Abrüstung aller doppelt 
verwendbaren Kampfflugzeuge unter entsprechen- 
der internationaler Kontrolle. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Modrow, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Nolting? 

Dr. Hans Modrow (PDS/Linke Liste): Bitte schön. 

Günther Friedrich Noiting (FDP): Herr Modrow, Ihre 
Vorgängerpartei SED, 

(Günter Verheugen [SPD]: Muß das denn im- 
mer wieder sein!) 

der Sie lange angehört haben, ist für die Verelendung 
in der ehemahgen DDR zuständig. Ich frage Sie: Was 
haben Sie eigenthch dagegen getan? 

Dr. Hans Modrow (PDS/Linke Liste): Sie gehen auf 
einen Zeitpunkt zurück, der die beiden Blöcke in ihrer 
Gegenüb ersteUung charakterisierte. Sie möchten mir, 
bitte, hier aus Ihrer Sicht beantworten, ob es so war, 
daß die Bundesrepubhk Deutschland in ihren Medien 
stets ein sehr freundhches Bhd über die Sowjetunion 
und über den Warschauer Vertrag verbreitet hat und 
wir demzufolge in einer Situation waren, daß wir nur 
einem Phantom nachgelaufen sind, oder ob es in der 
Zeit des Kalten Krieges nicht so war, daß auf beiden 
Seiten, was die atomaren Waffen angeht, immer die 
Frage gegenseitiger Bedrohung und des Gleichge- 
wichts die Grundlage der Pohtik gewesen ist. 

Zugleich sollte die Bundesregierung auf ein Verbot 
aller taktischen Kernwaffen einschheßhch der luft- 
und seegestützten und ihrer Trägersysteme sowie ein 
umfassendes und globales Verbot aUer Rüstungs- und 
Technologieexporte mit direkter Relevanz für takti- 
sche Kernwaffen und Trägermittel jeghcher Art hin- 
wirken. Wenn hier die Frage der Hades noch einmal 
zur Diskussion steht und vor aUem darüber polemi- 
siert wird, wieweit das für deutsche und französische 
Verhältnisse mit der Reichweite zusammenhängt, will 
ich eines mit Deutlichkeit sagen: Es geht vor allem um 
Zeichen für weltweite nukleare Abrüstung in diesem 
Zusammenhang. Das ist auch die Frage, die natürlich 
in Verbindung mit der Initiative von Bush und den 
weitgehenden Vorschlägen Gorbatschows zu sehen 
ist. 
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Dr. Hans Modrow 

(A) Für uns Deutsche ergibt sich doch offensichtlich 
eine neue Situation, die wir gemeinsam — Sie wie 
wir — zur Kenntnis nehmen. Mitten in Europa ist das 
vereinigte Deutschland erstmals in seiner langen Ge- 
schichte von wohlgesinnten Nachbarn umgeben. So 
charakterisieren wir die Situation ja. Es hängt von der 
Friedensinitiative der Deutschen und wohl auch von 
manchen Reden ab, Kollege Pflüger, die man hält, ob 
es dabei bleiben wird. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr, Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Staatsminister Helmut Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Wir haben gerade einstimmig den KSE- Vertrag gebü- 
hgt. Das wichtigste Ergebnis des Jahres 1990 in der 
konventionellen Rüstungskontrolle wurde also mit al- 
len Stimmen dieses Parlamentes gutgeheißen. Wir ha- 
ben gesagt, daß dies ein Meilenstein auf dem Weg zu 
einer dauerhaften und stabilen Friedensordnung ist. 
Aber im Zusammenhang mit der anschheßenden De- 
batte ist zu sagen, daß auch das Jahr 1991 einen 
Durchbruch markiert hat, nämlich eine drastische 
Verringerung amerikanischer und sowjetischer 
Nuklearpotentiale. 

Ich darf sagen: Wenn hier nun schon wieder im 
Blick auf das, was gerade erreicht worden ist, gesagt 
wird, das sei nicht genug, es müsse mehr sein, dann 
haben Sie doch bitte die heute morgen mehrfach ge- 
forderte Geduld, da das alles Schritt für Schritt gehen 
muß. Diejenigen, die im Abrüstungsgeschäft inzwi- 
schen hinlänghch Übung gewonnen haben, wissen, 
daß man das Khma der Verhandlungen nicht mit per- 
manent neuen, zusätzlichen Forderungen verbessern 
kann, sondern daß man für Fortschritte Zeit braucht. 

Meine Damen und Herren, nach achtjährigen Ver- 
handlungen ist am 31. Juli dieses Jahres in Moskau 
der START-Vertrag unterzeichnet worden. Auch das 
sollten Sie nicht übersehen. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Ein weiterer Mei- 
lenstein!) 

Danüt werden erstmals in der Geschichte der nuklea- 
ren Rüstungskontrolle strategische Nuklearwaffen 
nicht nur auf hohem Niveau begrenzt, sondern deut- 
hch verringert. 

(Beifall bei der FDP) 

Politisch — das darf man doch nicht übersehen — hat 
dieser Vertrag eine sohde Basis für den Ausbau der 
Beziehungen zwischen den USA und der Sowjetunion 
gebracht. 

Sicherheitspolitisch hat dieser Vertrag die strategi- 
sche Stabiütät gefördert. Das kommt auch uns in Eu- 
ropa zugute; denn ohne strategische Stabihtät kann es 
auch keine stabilen neuen Sicherheitsstrukturen in 
Europa geben. Am 27. September — das ist hier mehr- 
fach erwähnt worden; das ist genau das Datum Ihrer 
vorliegenden Entschheßungsanträge — hat nämlich 
Präsident Bush eine umfassende Abrüstungsinitiative 
verkündet. Sie sieht wiederum drastische Reduzie- 
rungen in allen Bereichen der amerikanischen Nukle- 
arwaffenbestände vor und geht damit über das 


START- Abkommen hinaus. Die Ankündigung einsei- (C) 
tiger Abrüstungsschritte wurde begleitet von einem 
Angebot zu einer engen Zusammenarbeit mit der So- 
wjetunion zur Stärkung des Vertrauens und der Sta- 
bihtät auf dem Gebiet der nuklearen Rüstungen. Prä- 
sident Gorbatschow hat am 5. Oktober positiv reagiert 
und seinerseits weitreichende weitere Abrüstungs- 
schritte angekündigt, die der amerikanischen Initia- 
tive entsprechen, so daß wir davon ausgehen können, 
daß all das, was heute hier debattiert wird, weiter ver- 
folgt wird. 

Der für uns in Deutschland und Europa wichtigste 
Teil der beiden Abrüstungsinitiativen ist die überein- 
stimmende Entscheidung der USA und der Sowjet- 
union, ihre nukleare Artilleriemunition und die Ge- 
fechtsköpfe für nukleare Kurzstreckenraketen welt- 
weit zu beseitigen. 

Präsidentin Dr, Rita Süssmuth: Herr Minister Schä- 
fer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne- 
ten Gansei? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Nein, ich möchte Herrn Gansei nicht die Gele- 
genheit geben, da er zu diesen beiden Themen heute 
nicht spricht, in Form von Zwischenfragen die Debatte 
zu verlängern. 

(Heinrich Lummer [CDU/CSU]: Sehr gut, 

Herr Minister!) 

Ich hatte den Eindruck, Herr Kollege Feldmann hat 
Ihnen vorhin ausführlich Gelegenheit zu einem fast 
schon platonischen Dialog gegeben. (D) 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP — Nor- 
bert Gansei [SPD]: Die Regierung kneift mal 
wieder! — Gerlinde Hämmerle [SPD]: Was 
ist denn ein platonischer Dialog?) 

Diese Entscheidung geht weit über den vorhegen- 
den Entschließungsantrag der SPD-Fraktion, Herr 
Kollege Gansei, zur Abrüstung taktischer Atomwaffen 
hinaus. Sie bedeutet nicht nur den Abzug nuklearer 
Kurzstreckenwaffen aus EuropUr sondern ihre welt- 
weite Eliminierung. Damit wird doch einem der wich- 
tigsten deutschen Anüegen Rechnung getragen, ei- 
nem Anhegen, das nicht nur von der Regierung, son- 
dern auch von Ihnen kam und für das sich die Bun- 
desregierung — das wird man uns nicht nehmen kön- 
nen — von Anfang an sehr intensiv eingesetzt hat. 

Nach der Beseitigung der Mittelstreckenraketen 
wird eine weitere Kategorie amerikanischer und so- 
wjetischer Nuklearwaffen vollständig beseitigt. Zu- 
gleich wird damit eine gravierende Lücke im nuklea- 
ren Abrüstungsprozeß geschlossen. Die beiden 
Initiativen sehen auch die Einstellung von Rüstungs- 
programmen, die Einbeziehung seegestützter Sy- 
steme und die Erweiterung des Verhandlungsgegen- 
standes bei strategischen Waffen über den START- 
Vertrag hinaus vor. Diese Abrüstungsinitiativen der 
Präsidenten Bush und Gorbatschow haben den Weg 
zu einer neuen Kooperation eröffnet und dem Prozeß 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle insgesamt neue 
Impulse gegeben. 

Nun darf ich auf das eingehen, was mir Herr Pflüger 
im wesenthchen schon vorweggenommen hat, näm- 
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(A) lieh auf die Erklärung des Präsidenten Mitterrand, der 
am 11. September angekündigt hat, das ursprüngheh 
auf 120 Flugkörper angelegte Hades-Programm auf 
30 Raketen zu reduzieren, 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Das war ein guter 
erster Schritt!) 

diese Raketen nicht zu dislozieren, also in der Sprache 
der Bevölkerung, die das alles nicht mehr ganz ver- 
steht — ich stelle immer wieder fest, die langen Ver- 
handlungen in diesem Bereich haben auch zu einer 
Deformation unserer Sprache geführt — : diese Rake- 
ten, jetzt muß ich wieder ein Fremdwort bringen: nicht 
zu stationieren — ich glaube, das ist verständlicher — 

(Günter Verheugen [SPD]: Aufstellen tut 
man die!) 

— nicht aufzusteUen; vielen Dank, Herr Verheugen, 
das ist noch besser. Vielmehr sollen diese Raketen in 
Depots verwahrt werden. 

Präsident Mitterrand hat in diesem Zusammenhang 
betont, daß Frankreich keinerlei Absicht verfolge, 
deutschen Interessen zu schaden. Der Sinn des Ha- 
des-Systems hege vorrangig darin — Herr Pflüger hat 
darauf hingewiesen — , als Verhandlungsgegenstand 
für künftige nukleare Abrüstungsverhandlungen zu 
dienen, nämhch dann, wenn die Nuklearpotentiale 
der USA und der Sowjetunion auf ein mit Frankreich 
vergleichbares Niveau abgebaut seien. 

Die Entscheidung, wann Frankreich diesen Zeit- 
punkt für gekommen hält, hat sich die französische 
Regierung verständheherweise Vorbehalten. Ich darf 
aber in diesem Zusammenhang sehr deutheh sagen: 

(B) Die Bundesregierung hat immer wieder erklärt, daß 
landgestützte nukleare Kurzstreckenwaffen ein 
Anachronismus sind und in neuen europäischen Si- 
cherheitsstrukturen keinen Platz haben. 

Eine 80%ige Reduzierung des Bestandes an Nukle- 
arwaffen wurde auf der letzten Sitzung der Nuklearen 
Planungsgruppe innerhalb des Atlantischen Bündnis- 
ses beschlossen. Neben der weltweiten Beseitigung 
landgestützter Kurzstreckenwaffen wird auch die 
Zahl der luftgestützten Nuklearwaffen deutheh ver- 
ringert. Zwar steht — das ist hier von Frau Fuchs 
bemängelt worden — eine Entscheidung über luftge- 
stützte Abstandswaffen in der NATO derzeit nicht an; 
doch ist auf Initiative von Präsident Bush die amerika- 
nische Entwicklung des Systems beendet worden, das 
Grundlage einer luftgestützten Abstandswaffe hätte 
werden können. Von einer Absicht zur Stationierung 
neuer luftgestützter Atomraketen in Europa kann da- 
her keine Rede sein. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU) 

(Vorsitz: Vizepräsident Dieter- Juüus Cro- 
nenberg) 

Meine Damen und Herren, das nach Durchführung 
der erwähnten Abrüstungs schritte verbleibende, dra- 
stisch reduzierte Potential an luftgestützten Nuklear- 
waffen des Bündnisses dient mehr denn je ausschheß- 
hch dem poütischen Ziel der Wahrung des Friedens 
und der Verhinderxing von pohtischer Pression sowie 
jeder Art von Krieg. Ich finde, wir sind in Europa in 
einer Lage, in der wir nicht so ganz oberflächlich mit 
einer Bewegung der linken Hand sagen können: Alle 
Probleme beseitigt, aUe Waffen weg, Herr Kollege 


Modrow, alle Nuklearwaffen überflüssig! So schnell (C) 
geht es leider nicht. Wir hoffen, daß es am Ende dazu 
kommen kann. Aber dazu bedarf es, glaube ich, auch 
einer sehr sorgsamen Beobachtung dessen, was sich 
zur Zeit in Europa abspielt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß kommen. Ich soUte sagen: Wir halten auch an 
der im Bündnis gemeinsam festgelegten Regelung 
fest, was die im Entschließungsantrag angesprochene 
Frage der Bekanntgabe nuklearer Lagerorte betrifft. 
Danach werden Aussagen zu Lagerorten nuklearer 
Waffen — das galt auch schon für eine frühere Regie- 
rung, Frau Kollegin Fuchs — auch künftig weder be- 
stätigt noch dementiert. Dies liegt im Interesse der 
Sicherheit solcher Waffen, die auch in Friedenszeiten 
vor unbefugtem Zugriff geschützt werden müssen. 

Meine Damen und Herren, wir hoffen, daß die an- 
gekündigten Initiativen und Durchführungen den An- 
stoß zu weiteren Abrüstungsschritten in Europa und 
auch weltweit geben. Ich darf noch einmal ausdrück- 
hch betonen, daß die Bekämpfung der Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen ein vorrangiges Ziel 
unserer Regierung bleibt. Daher ist es für uns auch 
von größter Bedeutung, daß die derzeitigen und gege- 
benenfalls auch zukünftigen Staaten in Mittel-, Ost- 
und Südosteuropa und ebenso auf dem Gebiet der 
heutigen Sowjetunion dieses Ziel unterstützen. Das 
gilt in gleicher Weise für die Mitgliedschaft im Atom- 
waffensperrvertrag, für die C-Waffen- Verbotskon- 
vention, die 1992 abgeschlossen werden soll, und für 
das Übereinkommen über bakteriologische Waffen, (D) 
wobei die dritte Konferenz zu seiner Überprüfung ge- 
rade eine Intensivierung der begleitenden vertrau- 
ensbildenden Maßnahmen beschlossen hat. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir sind ein 
großes Stück weiter gekommen, und wir sollten diesen 
Tag, der so etwas gemütlich verläuft — diesen Ein- 
druck hat man, wenn man die Mienen der Abgeord- 
neten sieht — vielleicht doch nicht als einen unbedeu- 
tenden Tag ansehen, nachdem wir uns jahrelang alle 
gemeinsam um solche Schritte bemüht haben, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und heute nicht die Stunde verpassen, froh zu sein 
bzw. auch einmal gemeinsam hier etwas freudigere 
Gesichter zu zeigen, statt das alles in einer Art Routi- 
nedebatte ablaufen zu lassen. 

Vielen Dank 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg; Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Soell. 


Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst zwei Vorbe- 
merkungen. Herr Kollege Pflüger, finden Sie die Be- 
merkungen des Kollegen Dregger sehr diplomatisch, 
daß die kurze Reichweite der französischen Pluton 
bzw. auch der Hades im Konfliktfalle das Dilemma mit 
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(A) sich brächten, dem Verbündeten und Freund in den 
Rücken zu schießen? 

(Norbert Gansei [SPD]: Wörtliches Zitat 
Dregger!) 

Ist das besonders diplomatisch? 

Herr Kollege Schäfer, Sie haben hier gesagt, das 
Projekt der luftgestützten Abstandswaffen sei durch 
die Bush-Initiative erledigt. Wir haben andere Infor- 
mationen. Die Frage ist: Welche gelten? Wir haben die 
Information, daß dieses Projekt fortgesetzt wird und 
daß die Entscheidung über die Stationierung nur ei- 
nige Jahre später fallen soll. 

Nun aber zu unserem Antrag auf Drucksache 
12/1212. Er ist im Wortlaut und in der Sache unmiß- 
verständlich: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre- 
gierung auf, von der französischen Regierung die 
Abschaffung der Hades-Atomraketen zu for- 
dern. 

Im Hinbhck auf die Forderung nach Abschaffung 
der französischen Kurzstreckenraketen hat es in die- 
sem Hause in den letzten Jahren eine gewisse Über- 
einstimmung gegeben. Das galt sowohl für die Kurz- 
streckenraketen vom Typ Pluton mit 120 km Reich- 
weite, die 1993 und 1994 ausgemustert werden sollen, 
als auch für die jüngst produzierten Hades-Raketen 
mit einer Reichweite von 480 km, die von Frankreich 
aus weitgehend nur deutsche Ziele und Ziele im We- 
sten der Tschechoslowakischen Föderation treffen 
können. 

Die Forderung nach Abschaffung auch der Hades 
kann man insbesondere dann vertreten, wenn man 

— wie ich — in den vergangenen Jahren Verständnis 
für den Ausgangspunkt und für die prinzipielle Über- 
legung, die der französischen Nuklearstrategie zu- 
grunde hegt, hatte. Der historische Ausgangspunkt ist 
klar: Frankreich sollte nie mehr in eine demütigende 
Lage wie im Jahre 1940 kommen. Die prinzipielle, 
wenn auch sehr abstrakte Überlegung, die der franzö- 
sischen Nuklearstrate gie zugrunde liegt, war für mich 

— jedenfalls für sich genommen — einleuchtender als 
die NATO- Strategie der sogenannten flexiblen Ant- 
wort und der angebhch kontrolherbaren Eskalation 
auch mit sogenannten taktischen Atomwaffen. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf eigene 
Erfahrungen als Wehrpflichtiger in der Reserveoffi- 
ziersausbildung Anfang der 60er Jahre. Damals gal- 
ten natürhch noch sehr viel großzügigere Einsatz - 
grundsätze: Jeder Brigadekommandeur konnte da- 
mals, falls der Gegner durchgebrochen wäre, eigen- 
ständig einen Atomschlag mit atomarer ArtiUerie an- 
fordern. Als uns im Hörsaal, eine solche Aufgabe ge- 
stellt worden ist, haben wir unisono gesagt, wir wür- 
den unsere besten Leute nehmen und uns auf die Bat- 
terie nach hinten werfen, diese besetzen und im Not- 
fall eben die weiße Flagge hissen. Ich glaube, das war 
in diesen Jahren in dem Bewußtsein von Tausenden 
von Offizieren verankert. 

Inzwischen hat die NATO einiges dazugelernt, 
wenn der Lernprozeß — das machte meine zweite 
Vorbemerkung deutlich — auch um einiges schneller 
sein könnte, als es tatsächlich der Fall ist. Jedenfalls 


die „Flexibilität" bei der Antwort an die Adresse eines (C) 
möglichen Gegners hätte bei einem Einsatz das in 
Mitteleuropa zerstört, was zu verteidigen sie vor gab: 
das Leben und die Lebensbedingungen von Millionen 
von Menschen. 

Die französische Nuklearstrategie wollte durch 
ihre Drohung mit dem sofortigen Einsatz strategischer 
Nuklearwaffen die Abschreckung im Kopf eines mög- 
lichen Gegners erzielen und dadurch den Krieg ver- 
hindern. Nur waren die Mittel, insbesondere die Ra- 
keten kurzer und kürzester Reichweite, die als soge- 
nannte letzte Warnung vor dem Einsatz der strategi- 
schen Waffen dienen sollten und teüweise immer 
noch dienen, diesem Ziel nie dienlich. Sie hatten nicht 
nur einen hohen Grad an Selbstabschreckung — die 
Wiederholung der Sicherheitsillusion der Maginot- Li- 
nie der 30er Jahre, diesmal nuklear organisiert — , 
sondern sie behandelten das Territorium der nächsten 
Nachbarn, der Bündnispartner und Freunde, insbe- 
sondere das der Deutschen, als Sicherheitsglacis, des- 
sen Zerstörung in Kauf genommen worden wäre. Es 
gehört nicht viel Phantasie dazu, sich vorzustellen, 
wie sich die Deutschen im Falle eines großen müitäri- 
schen Konflikts verhalten hätten. Deswegen habe ich 
hier vorhin auch meine eigenen Erfahrungen darge- 
stellt. 

Daher waren die französischen Kurzstreckenrake- 
ten immer fehl am Platze. Dabei helfen auch nicht 
Hinweise — das sage ich ausdrücklich im Lichte der 
Diskussion in den letzten Wochen — auf die Mobilität 
der Hades und die mögliche Verlagerung an die deut- 
sche Ostgrenze. Das würde nur neues Mißtrauen bei 
unseren östlichen Nachbarn säen. 

Inzwischen können wir — jedenfalls hier in Eu- 
ropa — von den hochalarmistischen Bedrohungsbil- 
dern und den Hochreizungszuständen der Nuklear- 
strategie Abstand nehmen. Die Risiken, denen sich 
Franzosen und Deutsche heute und in den nächsten 
Jahren gegenübersehen, sind nur noch zum gering- 
sten Teil militärischer Natur. Falls solche vorhanden 
sind, taugen dazu am wenigsten Nuklearwaffen. Für 
die Bekämpfung der ökologischen und wirtschaftli- 
chen Großrisiken, denen wir alle uns gemeinsam ge- 
genübersehen, taugen überhaupt keine Waffen. Das 
Gegenteil ist vielmehr richtig: Substantielle Abrü- 
stung läßt finanzielle Mittel frei werden, die die 
Chance vergrößern, diesen Risiken zu begegnen. 

Wir begrüßen es, daß die intensiven Gespräche, die 
sowohl von der Opposition als auch von der Regierung 
mit unseren französischen Freunden in den letzten 
Jahren geführt wurden, schon die Zahl der Hades ver- 
ringert und die Stationierungsart — sie wurden bisher 
nicht aufgestellt, sondern in Depots gelagert — positiv 
beeinflußt haben. Es wäre noch besser, wenn die fran- 
zösische Regierung auch die vorhandenen Hades-Ra- 
keten abschaffen würde. Die Bundesregierung ist je- 
denfalls aufgefordert, alles in ihrer Macht Stehende zu 
tun, damit dies bald geschieht und damit ein wichtiges 
Signal für die weltweite Abrüstung von Nuklearwaf- 
fen und aller Arten von Waffen überhaupt gegeben 
wird. 

Ich betone, Herr Kollege Schäfer, daß es in der Zu- 
sammenarbeit mit Frankreich sinnvoll wäre, auch was 
die neuen Ideen des deutsch-französischen Korps an- 
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(A) geht, zunächst einmal nicht auf integrierte Streitkräfte 
zu setzen, sondern erst einmal die Einsatzgrundsätze, 
und zwar die taktischen wie die operativen, anzuglei- 
chen, Stabsrahmenübungen in dieser Richtung zu 
veranstalten und auf diese Weise einen wichtigen Bei- 
trag zu einer neuen Art von Stabihtät hier in Europa 
und zu mihtärischer Zusammenarbeit zu leisten und 
natürhch auch Verifikation von Abrüstungsmaßnah- 
men im weitesten Sinne und auch den Einsatz von 
Friedensstreitkräften nach dem Muster der Blauhelme 
zu üben. Das wäre vor allen anderen die gemeinsame 
Aufgabe französisch- deutscher Rüstungs- und Mih- 
tärkooperation. 

Ich bedanke mich sehr für die Aufmerksamkeit 
beim Zuhören. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- 
teile ich dem Abgeordneten Lummer das Wort. 

Heinrich Lummer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte ein wenig re- 
sümieren. Das erste, was auffällt — der Kollege Schä- 
fer hat das schon angedeutet — , ist die ganz beson- 
dere Atmosphäre heute. Ich freue mich in Wahrheit 
aufrichtig darüber, daß wir dieses Thema in so großer 
Gelassenheit diskutieren, daß die Aufgeregtheiten 
vergangener Monate und Jahre vorbei sind. Das ist 
schön. Das ist gut. Was ist der Hintergrund? Der Hin- 
tergrund ist der Erfolg, den wir auf diesem Gebiet 

(B) gehabt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sorgen, die wir hatten, müssen wir nun nicht mehr 
haben. 

(Norbert Gansei [SPD]: Oder die Ruhe vor 
dem Sturm!) 

Zweitens. Ich glaube, es ist eindeutig und auch 
wichtig festzustellen: Niemand mag Atomraketen 
und schon gar nicht Hades-Raketen. 

(Dr. Walter Franz Altherr [CDU/CSUj: Und 
schon gar nicht im Rücken!) 

Es ist richtig festzustellen, daß eine Änderung der 
Lage auch eine Änderung der Strategie verlangt. Das 
wird in Rom gegenwärtig diskutiert. Das alles ist im 
vollen Gange. Auch Frankreich zieht zu einem Teü 
seine Schlüsse daraus, bisher nicht in dem Umfang, 
wie wir das gewünscht haben. Aber nichtsdestoweni- 
ger meine ich feststellen zu dürfen: Zu Eile oder zum 
Hetzen haben wir keine Veranlassung, sondern wir 
können es auf Grund der gegebenen Situation in aller 
Ruhe machen, notfalls auch, wie Willy Brandt gesagt 
hat, in kleinen Schritten. Aber bisher haben wir ganz 
erkleckhch gute Schritte auf diesem Gebiete gelei- 
stet. 

Bei Ihnen werden Forderungen gestellt. Kollege 
Feldmann hat von „appelüeren" geredet. Kollege 
Dregger hat gelegentüch einmal Bitten geäußert. Ich 
will auf eines hinweisen: Nicht nur gegenüber Kin- 
dern bewirken Forderungen gelegentüch das Gegen- 
teil dessen, was man erreichen will. Wenn es sensible, 
kritische Freundschaften sind — darum geht es hier 


im ZweifelsfaU — , dann kommt es darauf an, daß man (C) 
jemanden überzeugt, daß er aus eigenem Antrieb und 
eigenem Willen das Richtige tut. Zu Überzeugungsar- 
beit gehört in erster Linie — das sei in aUer Entschie- 
denheit gesagt; darüber darf keine Unklarheit beste- 
hen — : Wir woUen die Hades weghaben, auch wenn 
inzwischen eine Umdeutung erfolgt ist: von „takti- 
schen Atomwaffen " zu „prästrategischen Waffen" im 
Sinne der letzten Warnung. Wir möchten auch nicht, 
daß diese Waffen gegen Dritte als letzte Warnung auf 
unsere Kosten eingesetzt werden. Kosten wäre in die- 
sem Falle nicht einfach nur Geld. Das Zeug muß also 
weg. 

Insofern darf keine Unklarheit entstehen. Diese 
Waffen sind anachronistisch, und sie sind überflüssig. 

Wie gesagt: Sie müssen weg. 

(Dr. Walter Franz Altherr [CDU/CSUj: Sie 
taugen auch nichts!) 

Es gibt in diesem konkreten FaU aber auch Erfolge. 
Zunächst einmal haben wir festgesteUt: In Frankreich 
gibt es über dieses Thema parteiübergreifend und 
parteüntern eine intensive kritische Diskussion. Nicht 
aUe sind der Meinung, daß man diese Waffen braucht. 

Man spürt aUenthalten die inneren Zweifel, ein zähes 
Festhalten an einer Sache, die man eigentüch schon 
längst abgeschrieben hat. Das ist erfreuüch, meine 
ich. 

Zweitens. Wenn man sich die Zahlen anguckt, 
denkt man an die Geschichte von den kleinen Neger- 
lein. Erst waren es 120, dann waren es 50, dann 40 und 
dann 30. Davon war noch gestern die Rede. Wenn der 
Kollege Karsten Voigt da wäre, könnte er sich daran 
erinnern: Er hat in der letzten Woche in Paris mit den 
Franzosen geredet. Sie haben gesagt, wir soUten uns 
freuen, jetzt üegt die Zahl schon unter 30. Sie haben 
nicht genau gesagt, wie viele, aber jedenfaUs unter 30. 

Sie sehen also bei der zahlenmäßigen Entwicklung 
einen ganz beachtüchen Fortschritt. Das soUten wir 
mit Genugtuung registrieren. 

(Norbert Gansei [SPD]: Aber drei reichen, 

um aus Deutschland eine Wüste zu ma- 
chen!) 

— Ja, das wissen wir. Wir wissen das doch alles. Wir 
lächeln uns gemeinsam an und wissen, wovon wir 
reden. 

Drittens muß man doch sehen: keine Dislozierung, 
sondern Deponierung. Ja, was heißt denn diese Art 
von Deponierung? Normalerweise höre ich diesen Be- 
griff immer im Zusammenhang mit MüU. 

(Günter Verheugen [SPD]: Genau!) 

Ich wiU durchaus einmal den Propheten riskieren und 
sagen: Diese Art von Deponierung bedeutet Verbrin- 
gung als MÜU. Das wird man eines Tages feststeUen, 
das getraut man sich jetzt aber noch nicht zu sagen. 

Das ist die Wahrheit. Und das ist gut so. 

(BeifaU des Abg. Dr. Friedbert Pflüger [CDU/ 

CSU]) 

Nun wollen wir diese Themen insgesamt, die Sie in 
den beiden Anträgen drinhaben, nach dem Motto an- 
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(A) gehen — weil es ja um Verbündete geht — , hart in der 
Sache, aber in der Form verständnisvoll. 

(Dr. Olaf Feldmann [FDP]: Sehr richtig!) 

Diese Entscheidung zugunsten von Hades ist vor 
etwa zehn Jahren von Herrn Mitterrand getroffen 
worden. Das war seine erste gravierende militärpoliti- 
sche Entscheidung. Es ist doch ganz klar: Wenn einer 
so etwas gemacht hat, hat er den Kopf angestrengt, 
seine Gefühle angespannt. Und nun ist das auf einmal 
alles Kappes. Man muß verstehen, wie es nun bei ihm 
aussieht. 

Wir kennen doch unsere Freunde: Souveränität, 
Selbstwertgefühl, Autonomie, Nationalstolz, das reimt 
sich nicht immer mit Logik. Wir reden hier in der 
Sache ganz logisch, ganz nüchtern, auch aus eigener 
Interessenlage natürlich, aber die haben damit an sol- 
chen Stellen ein bißchen Schwierigkeiten. 

(Dr. Uwe- Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: Lo- 
gik! Descartes!) 

— Ja, die haben damit an solchen Stellen ein bißchen 
Schwierigkeiten. Ich weiß, daß da viel Logik entdeckt 
worden ist. Aber wir wissen auch, daß im modernen 
Frankreich die Politik gelegentlich nicht mehr logisch 
verlaufen ist. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: 

ÜberaU!) 

Hier sind solche Punkte, wo das gewisse Schwierig- 
keiten bereitet. Da wollen wir Verständnis haben. 

Insgesamt gesehen wissen wir genau: Das Entschei- 
ßj dende sind hier nicht einfach die Waffen, sondern der 
Geist, der entstanden ist. Ich glaube, da sind wir doch 
wirkhch auf einem Wege, der positiv ist. 

Es ist doch wirkhch eine böse Sache — Herr Gansei 
hat das mit dem Zwischenruf noch einmal deutiich 
gemacht — , was nur eine Hades an unendlichem 
Schaden anrichten kann. Aber es gibt keine Hades, 
die schon einen Schaden angerichtet hätte. 

(Kathrin Fuchs [Verl] [SPD]: Gott sei 
Dank!) 

Meine Damen und Herren, diese atomare Rakete hat 
noch keinen getötet. Aber eine billige konventionelle 
Kalaschnikow tötet jeden Tag in Jugoslawien. 

Deshalb möchte ich diese Gelegenheit benutzen, 
darauf hinzuwirken, daß wir den Blick für das Wesent- 
hche nicht verheren. Ich sage: Jugoslawien ist im Mo- 
ment wesenthcher als Hades, ob Sie es wollen oder 
nicht. 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 

Deswegen möchte ich ein Ceterum censeo anfügen 
— das sollten wir alle mal wieder sagen — : Es wird 
höchste Zeit, daß unsere Regierenden begreifen, daß 
Slowenien und Kroatien anerkannt werden müssen, 

(Staatsminister Helmut Schäfer: Ach!) 

damit die chauvinistischen Serben auf den Teppich 
kommen. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: Ju- 
goslawien als Karthago? — Günter Verheu- 
gen [SPD]: Esse delendam?) 


Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. (C) 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Damit 
sind wir am Ende der Debatte. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen die Überweisung der 
Vorlagen auf den Drucksachen 12/1212, 12/1213 und 
12/1443 an die in der Tagesordnung auf geführten 
Ausschüsse vor. 

Ich nehme an, das Haus ist damit einverstanden. — 

Das ist offensichtlich der FaU. Dann darf ich dies als 
beschlossen feststeUen. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung 

Bericht der Bundesregierung zu den Möglich- 
keiten der Verringerung der Belastungen für 
die Bevölkerung im Raum Soltau-Lüneburg 
durch militärische Ausbildungs- und Übungs- 
aktivitäten 

— Drucksache 12/463 — 

Überweisungsvorschlag: 

Verteidigungsauschliß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
einer Stunde vor. — Das Haus ist offensichtlich damit 
einverstanden. 

Dann darf ich die Debatte eröffnen und zunächst 
dem Abgeordneten Bargfrede das Wort erteilen. pj 

Heinz-Günter Bargfrede (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Der Durchbruch ist 
erzielt. Dies ist die erste Bunde stagssitzxmg zum 
Thema Soltau-Lüneburg- Abkommen, zu der wir ein 
eindeutiges Verhandlimgsergebnis der Bimdesregie- 
rung auf dem Tisch haben. 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 

Die seit über 30 Jahren im Soltau- Lüneburg-Raum 
stattfindenden Übungen der britischen Streitkräfte 
werden bis spätestens Mitte 1994 voUständig abge- 
baut. Nach dem langen und mühevoUen Bohren dik- 
ker Bretter ist dies für mich zunächst einmal eine wirk- 
hch erfreuhche Tatsache. 

Ich danke aUen Kolleginnen und KoUegen, die in 
den verschiedenen Fachausschüssen dieses Hauses 
an diesem guten Ergebnis mitgewirkt haben. Ich 
danke vor aUem Verteidigungsminister Dr. Gerhard 
Stoltenberg. Er hat im März dieses Jahres mit seinem 
britischen KoUegen Tom King die gemeinsame Ar- 
beitsgruppe eingesetzt und die Verlagerung der 
Übungen auch zu seinem ganz persönUchen Anliegen 
gemacht. 

Dank gebührt vor allem den Bürgern des Soltau- 
Lüneburg-Raumes, die in über 30 Jahren diese imge- 
wöhnUchen Belastungen mit sehr viel Geduld ertra- 
gen haben und sich in den letzten Jahren auch ganz 
engagiert für die Auflösung dieses SLA eingesetzt 
haben. MögUch wurde diese Rahmenvereinbarung 
durch die konsequente Friedens- und Abrüstungs- 
pohtik dieser Bundesregierung. 
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Heinz-Günter Bargfrede 

(A) Helmut Kohls erfolgreiche Friedenspohtik unter 
dem Motto „Frieden schaffen mit weniger Waffen" 
zeigt hier ganz konkrete Ergebnisse. Mein besonderer 
Wunsch in dieser Stunde: Wenn in spätestens zwei- 
einhalb Jahren der letzte britische Panzer sich aus der 
Lüneburger Heide verabschiedet, dann möchte ich, 
daß dieses als ein Abschied unter Freunden gefeiert 
wird, daß sich dann wirkhch alle Beteihgten mit 
freundschaftlichen und guten Gefühlen voneinander 
verabschieden. Dazu wird es aber nur kommen, wenn 
sich jetzt alle Beteihgten ganz besonders besonnen 
verhalten. Es ist z. B. psychologisch verheerend, daß 
ausgerechnet in diesen Tagen die britischen Truppen 
intensiver und brutaler üben als jemals zuvor. So darf 
es nicht weitergehen. Die aktuelle Übungspraxis muß 
dringend geändert werden. 

Ich warne in diesem Zusammenhang aber auch vor 
unüberlegten Aktivitäten. Ich habe von einigen Über- 
legungen der Bürgerinitiativen in diesem Raum ge- 
hört. Ungesetzhche Handlungen sind in jedem Fall 
der falsche Weg. Jetzt geht es darum, den vereinbar- 
ten Rahmen vernünftig auszufüllen und gemeinsam 
mit den Beteihgten vor Ort eine gute Zukunft ohne 
Panzer zu planen. 

Dazu gehört erstens, sich im Rahmen der weiteren 
Abrüstung ergebende Möghchkeiten für eine schnel- 
lere Verlagerung konsequent zu nutzen. Die verein- 
barten Zeiten sind ja als Enddaten anzusehen; eine 
Vorverlegung müßte jederzeit möghch sein. 

Zweitens. Die 1992 und 1993 vorzunehmende Frei- 
gabe von Teilflächen darf auf keinen Fall zu einer 
Intensivierung der Übungen im Raum Schneverdin- 

(B) gen führen, der leider als letzter Abschnitt geräumt 
werden soll. 

Drittens. Die zeithch noch festzulegende verlän- 
gerte Sommerpause ab 1992 soUte auf jeden FaU die 
gesamte Zeit der Heideblüte erfassen 

(Reinhard Freiherr von Schorlemer [CDU/ 
CSU]; Sehr richtig!) 

und auch die Weihnachts- und Osterzeit mit einbezie- 
hen. 

Viertens. Britische Fahrzeuge haben sich strikt an 
die deutsche Straßenverkehrsordnung zu halten. Am 
9. Oktober dieses Jahres geschah in Soderstorf auf 
Grund eines unzureichend beleuchteten britischen 
Panzers ein schreckhcher Verkehrsunfall. Es gab vier 
Tote. Dieser Unfall muß der letzte Unfall dieser Art 
gewesen sein. 

Fünftens. Bei den Zukunftsplanungen sollte den 
Landkreisen, den Städten und Gemeinden jede ge- 
wünschte möghche Hilfe gewährt werden. 

Sechstens. Die Renaturierung der freigemachten 
Flächen hat in Abstimmung mit den betroffenen Ge- 
bietskörperschaften zu erfolgen. 

Siebtens. Der Sanierungsbedarf ist eingehend fest- 
zustellen. Notwendige Maßnahmen sind unter Auf- 
bringung der erforderhchen Kosten durchzuführen; 
der Verein „Naturschutzpark" erhält zur Zeit von den 
Briten jährUch 360 000 DM Entschädigung. 

Achtens. Der Härtefonds SLA muß weiterbestehen, 
solange es Belastungen gibt und solange Schäden 
beseitigt werden müssen. 


Neuntens — das ist nicht der unwichtigste Punkt — : (C) 

Die bei den britischen Streitkräften seit vielen Jahren 
beschäftigten deutschen zivilen Angestellten und Ar- 
beiter haben Anspruch auf Fürsorge. 

Ich fasse zusammen: Der wichtige Durchbruch ist 
erzielt. Es kommt jetzt darauf an, diesen Rahmen mit 
vernünftigen Vereinbarungen zu füllen. Es bleibt 
noch viel zu tun. Ich bitte alle Beteihgten, diese wich- 
tigen Aufgaben mit großer Verantwortungs- und Ein- 
satzbereitschaft zu erfüUen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Heistermann. 

Dieter Heistermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der von der Bun- 
desregierung vorgelegte Bericht zu den Möghchkei- 
ten der Belastungen für die Bevölkerung im Raum Sol- 
tau-Lüneburg durch mihtärische Ausbildungs- und 
Übungsaktivitäten zeigt schon in seiner Überschrift, 
worum es der Bundesregierung bisher ging: ledighch 
Reduzierung und Verringerung der Ausbildungs- und 
Übungsaktivitäten. Lassen Sie mich das hier aktueU 
einfügen: Die Blaßheit und Unverbindhchkeit dieses 
Berichtes ist aherdings eine Zumutung. Aus diesem 
Bericht ist wahrhch nichts zu entnehmen. 

Schon in der Debatte am 30. Oktober 1990 haben 
wir diese Position der Bundesregierung und der Koah- 
tionsfraktionen für falsch gehalten, nämhch nur zu 
reduzieren. Denn diese Haltung der Bundesregierung (D) 
beinhaltete, daß der Raum Soltau-Lüneburg weiterhin 
mihtärisch genutzt werden sollte. Das ist falsch gewe- 
sen, Kollege Harries, im Hinbhck auf das, was die Bür- 
gerinitiativen und die Parteien im Raum Soltau-Lüne- 
burg an Meinungsbildung herbeigeführt haben. 

Seit Jahren hat die SPD die Bundesregierung auf ge- 
fordert, mit der britischen Regierung Verhandlungen 
darüber zu führen, das Soltau-Lüneburg- Ab kommen 
aufzuheben. Die SPD wußte sich bei ihrer pohtischen 
Position immer einig mit den vielen Bürgern, die in 
diesem militärisch so schwer belasteten Gebiet woh- 
nen. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt ausdrück- 
hch die gemeinsame deutsch-britische Vereinbarung 
zwischen Bundesverteidigungsminister Dr. Gerhard 
Stoltenberg und dem britischen Verteidigungsmini- 
ster Tom King, die bis 1994 einen vollständigen Ver- 
zicht auf Übungen im Gebiet Soltau-Lüneburg zur 
Folge haben soll. 

Es bleibt hier festzustellen: Ohne den öff entheben 
Druck der betroffenen Bevölkerung und ohne unsere 
parlamentarischen Initiativen wäre die Bundesregie- 
rung sich erheb noch nicht so weit, wie es in der Ver- 
einbarung zwischen den beiden Verteidigungsmini- 
stern zum Ausdruck kommt. 

(Klaus Harries [CDU/CSU] : Das kann man 
auch anders sehen!) 

— Wir haben kein Verständnis dafür aufbringen 
können, daß die Belange der deutschen Bevölkerung 
gegenüber den britischen Mihtärinteressen immer 
nachrangig behandelt wurden. Hier bleibt ein bitterer 
Nachgeschmack zurück. 
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(A) Daß es vor Ort weiter Protest geben wird, hängt 
damit zusammen, Herr Kollege Harries, daß die Bun- 
desregierung die deutschen Interessen gegenüber 
den Briten mehr als vernachlässigt hatte. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Widerspruch!) 

Bei der ersten Beratung dieses Berichts geht es hier 
nicht um ein Nachkarten oder das Aufzeigen von 
überholtem Denken und überholten Positionen der 
Bundesregierung; es geht heute darum, daß die Hoff- 
nungen der Menschen, die mit dieser neuen Verein- 
barung verbunden sind, nicht wiederum enttäuscht 
werden. Es muß nämlich ein für allemal Schluß sein 
mit der militärischen Nutzung des Soltau-Lüneburg- 
Gebiets. So, wie es bisher im Abkommen geregelt 
war, ging es nicht und geht es nicht weiter. 

(Zustimmung des Abg. Norbert Gansei [SPD] 

— Klaus Harries [CDU/CSU] : Das ist 
richtig!) 

Ich denke, das ist die politische Aufgabe. Dieses ge- 
schundene Gebiet muß endlich wieder das werden, 
was es über viele Jahrzehnte vorher war, nämlich ein 
Naturschutz- und Erholungsgebiet für Tausende von 
Menschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die SPD-Bundestagsfraktion hätte sich natürlich 
gewünscht, daß die Aufgabe des Soltau-Lüneburg- 
Gebiets als militärisches Übungsgebiet noch schneller 
realisiert wird, als es jetzt geplant ist. Wir schließen 
auch nicht aus, daß sich vor Ort weiterer politischer 
Druck entwickeln wird, wenn die jetzt erklärten Ziel- 
Setzungen nicht erreicht werden oder aber — mein 
Vorredner hat darauf hingewiesen — der Übungsbe- 
trieb weiterhin so abläuft, daß die Bürger keine Ver- 
besserung erkennen können. 

Wir erwarten deshalb von der Bundesregierung ei- 
nige Antworten, die den Bürgern Rechtssicherheit 
über die Frage verschaffen, wie die Vereinbarung 
zwischen den beiden Verteidigungsministern zu wer- 
ten ist. Wir fragen die Bundesregierung erstens, wel- 
che rechtliche Qualität und Verbindlichkeit die Mini- 
stervereinbarung vom 17. Oktober 1991 hat. Hat diese 
Vereinbarung die Rechtskraft, das bestehende Soltau- 
Lüneburg-Abkommen aufzuheben, oder welche 
Schritte beabsichtigt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, das Soltau-Lüneburg-Abkommen im Som- 
mer 1994 tatsächhch und endgültig außer Kraft zu set- 
zen? 

Zweitens haben wir zu fragen, ob die Bundesregie- 
rung bereit ist, auf die britische Regierung dahin ge- 
hend einzuwirken, daß im Übungsgebiet des Soltau- 
Lüneburg- Abkommens nur noch jene britischen Ein- 
heiten üben, die hier in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stationiert sind, und nicht wie bisher alle briti- 
schen Panzereinheiten. Eine solche Regelung würde 
bereits jetzt zu einer wirksamen Entlastung des be- 
troffenen Übungsgebiets führen. 

Drittens ist zu fragen: Welche konkreten ErsatzlÖ- 
sungen hat der Bundesminister der Verteidigung der 
britischen Regierung angeboten? Aus der gemeinsa- 
men deutsch-britischen Presseerklärung ist lediglich 
zu ersehen, daß der britischen Armee alternative 


Übungsmöglichkeiten auf bestehenden Truppen- (C) 
Übungsplätzen der Bundeswehr eingeräumt werden. 

(Jürgen Koppehn [FDP]: Das ist doch im Aus- 
schuß gesagt worden!) 

Der Bundestag hat sicherlich ein Recht darauf zu er- 
fahren, in welchem Umfang, mit wieviel Soldaten und 
mit welchem Gerät die Truppenübungsplätze künftig 
in Anspruch genommen werden sollen. 

(Jürgen Koppelin [FDP]: Das ist im Verteidi- 
gungsausschuß alles gesagt worden!) 

— Kollege Koppelin, da dieser Bericht erst heute dem 
Verteidigungsausschuß zugewiesen wird, kann ich 
nicht nachvollziehen, woher Ihre Weisheit rührt. Das 
muß ich ehrlich sagen, Kollege Koppelin. 

(Jürgen Koppehn [FDP]: Das ist mündhch 
vorgetragen worden! — Gerhard Redde- 
mann [CDU/CSU]: Vielleicht waren Sie auch 
nicht im Ausschuß! Das kommt ja häufiger 
vor!) 

Aus der Sicht der SPD-Fraktion hat die Bundesre- 
gierung die Chance verpaßt, wichtige Einzelheiten 
der deutsch-britischen Vereinbarung in einem ergän- 
zenden Bericht vorzulegen. Bisher ist diesem Haus 
nur eine Presseerklärung der Bundesregierung be- 
kannt. Es ist mehr als bedauerlich, daß die Bundesre- 
gierung nicht von selbst darauf kommt, diesem Parla- 
ment alle notwendigen Informationen umgehend zu- 
zuleiten. 

(Jürgen Koppehn [FDP]: Stimmt überhaupt 

nicht!) PI 

Spätestens bei den Beratungen im Verteidigungsaus- 
schuß erwarten wir diese Informationen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang darauf 
hinweisen, daß die SPD-Bundestagsfraktion einen 
Antrag eingebracht hat, der die Verminderung der 
Anzahl der Truppenübungsplätze in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland und die Erstellung eines künftigen 
Truppenübungsplatzkonzepts für die Streitkräfte zum 
Ziel hat. Es ist an der Zeit, daß nach der Verminderung 
des Umfangs der Bundeswehr, nach dem Teilabzug 
alhierter Streitkräfte und nach dem Abzug der West- 
gruppe der sowjetischen Streitkräfte ein neues Nut- 
zungskonzept für Truppenübungsplätze erarbeitet 
wird. 

Mit der Umghederung der Bundeswehr und den 
neuen Stationierungsentscheidungen besteht die 
große Chance, bisherige Brennpunkte bei den Nut- 
zungskonzeptionen zu vermeiden. Die Menschen in 
den betroffenen Gebieten werden diese Bundesregie- 
rung zu Recht daran messen, ob sie trotz der interna- 
tionalen Entwicklung nach wie vor gewillt ist, mihtä- 
rischen Forderungen Vorrang vor berechtigten Inter- 
essen der Bürger einzuräumen. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Das ist langsam 
reiner Popuhsmus!) 

Den Menschen im Raum Soltau-Lüneburg können 
wir von dieser Stehe aus schon jetzt sagen, daß sie in 
der SPD-Bundestagsfraktion einen bewährten Partner 
behalten werden, der anstrebt, daß das Soltau-Lüne- 
burg-Abkommen endgültig aufgehoben wird. 
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Dieter Heistermann 

(A) Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der FDP: 

Mit Speck fängt man Mäuse! — So ein wirres 
Zeug!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- 
teile ich das Wort dem Abgeordneten Hansen. 

Dirk Hansen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist sehr erfreulich, daß Herr Heister- 
mann gesagt hat, er wolle nicht nachkarten, und an 
dem Bericht nichts auszusetzen hat; denn er hat ihn ja 
begrüßt. Sie sollten sich insgesamt an diesen Stil hal- 
ten und ganz sachhch zur Kenntnis nehmen, was die 
Bundesregierung mit dem Bericht heute vorgelegt 
hat. Auch mit Bhck auf den von Ihnen vorhin erwähn- 
ten Antrag, mit dem Sie ein Gesamtkonzept für die 
Nutzung von Truppenübungsplätzen in der Bundes- 
republik Deutschland vorlegen wollen, können Sie 
ermessen, wie erfolgreich die Bundesregierung hier 
gehandelt hat. Sie ist nämlich unabhängig davon 
schon jetzt gewillt, das Soltau-Lüneburg- Abkommen 
außer Kraft zu setzen — mit einer Perspektive, die 
ausgesprochen erfreuHch ist — , 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

obwohl im Bericht selber darauf hingewiesen wird 

— insofern gehen Sie dann doch fehl, Herr Heister- 
mann — , wo der Schlüssel zur Aufhebung des Soltau- 
Lüneburg-Abkommens liegt, nämhch beim Zusatzab- 
kommen zum NATO-Truppenstatut. Das Soltau-Lü- 
neburg-Abkommen wird also in der Zeit zwischen 
1992 und 1994 aufgehoben. Das ist für die Bewohner 
im Raum Soltau-Lüneburg, in einem Siedlungsgebiet 

— das weiß sonst kaum jemand — , das als mihtäri- 
scher Übungsraum seit Jahrzehnten genutzt, miß- 
braucht und geschädigt worderf ist, die positive Mel- 
dung des Jahres. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat es in diesem Jahr endhch 
erreicht, daß ein Einvernehmen zwischen dem Bun- 
desverteidigungsminister Dr. Stoltenberg und dem 
britischen Verteidigungsminister Tom King erzielt 
wurde. Das Ende der mihtärischen Übungen ist ab- 
sehbar. 

Die Aufgabe des Gebietes als eines mihtärischen 
Übungsgebiets soll bis Mitte 1994 erreicht werden. 
Die Bewohner der Heide von Lüneburg über Ame- 
linghausen bis Schneverdingen sind froh, sie atmen 
auf. Endhch ist es erreicht, das Unikum militärischer 
Nutzungen bewohnter Gebiete zu beenden. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Es war nicht länger akzeptabel, daß britische Truppen 
ihre Übungen in normal besiedelten Gebieten, d. h. 
außerhalb offizieller Truppenübungsplätze, das 
ganze Jahr über Vornahmen — und das angesichts 
europaweiter Entspannung und Abrüstung. Dabei ist 
zu betonen und zuzugestehen, daß im Laufe der ver- 
gangenen Jahre Einschränkungen des Übungsbe- 
triebs durchgesetzt werden konnten: in der Sommer- 
pause, an Wochenenden, an Feiertagen usw. Auch 
das war ein Erfolg dieser Bundesregierung in den ver- 
gangenen zwei Jahren. 


Dennoch ist zu betonen — das ist, wenn man so will, (C) 
ein bißchen die Kehrseite dieser glänzenden Me- 
daille — , daß es weiterer Bemühungen und Gesprä- 
che zwischen den Regierungen bedarf, um die in Aus- 
sicht gestellte stufenweise Verringerung und Einstel- 
lung der Übungen zu beschleunigen und schon vor 
dem avisierten Jahr 1994 zu erreichen. 

Auf die erhebhche Entlastung muß sehr bald die 
vollständige Einstellung des militärischen Übungs- 
betriebs folgen. Die sicherheitspolitische Landschaft 
in Deutschland und in Europa hat sich verändert. 

Was bei dem Soltau-Lüneburg-Abkommen erreicht 
wurde, ist der erste unmittelbare Erfolg in der Region, 
wo das für alle deutÜch wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Bundeswehr wird reduziert, wie alle wissen. Die 
britische Rheinarmee wird um mehr als 50 % verrin- 
gert. Von daher konnte es auch gar nicht anders sein, 
als daß mit diesem Anachronismus des Jahres 1959 
Schluß gemacht wurde. 1991 ist niemandem mehr ein- 
sehbar zu machen, daß außerhalb von Truppen- 
übungsplätzen dauerhaft über das Jahr hinweg ge- 
nutzte Übungsräume für das Militär zur Verfügung 
stehen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Sind Sie 
bereit, eine Zwischenfrage zu beantworten, Herr Ab- 
geordneter Hansen? 

Dirk Hansen (FDP): Ja. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte sehr, 

Herr Abgeordneter. 

Dieter Heistermann (SPD): Herr Kollege Hansen, 
können Sie mir nach Ihrer Einleitung jetzt erklären, 
warum Sie dann am 30. Oktober vorigen Jahres einen 
Antrag der SPD abgelehnt haben, das Soltau-Lüne- 
burg-Abkommen aufzukündigen, was Sie heute hier 
als große Leistung Ihrer Koalitionsfraktion und dieser 
Regierung abfeiern? 

Dirk Hansen (FDP): Herr Heistermann, Sie wissen 
sogar besser als ich — denn Sie waren vor einem Jahr 
in der 11. Wahlperiode dabei — , daß es gar nicht um 
die Kündigung des Soltau-Lüneburg-Abkommens 
geht und gehen kann, und zwar aus juristischen Grün- 
den. Insofern ist es vor Ort und möglicherweise auch 
in der Debatte am 30. Oktober, von der Sie sprechen, 
immer ein falsches Spiel gewesen. Der Bevölkerung 
ist etwas vorgemacht worden, wenn von Ihrer Seite 
von Kündigung gesprochen worden ist. Es ging 
darum, daß in dem Raum tatsächlich nicht mehr geübt 
wurde; aber juristisch gesehen war es sehr viel 
schwieriger. Ich habe eingangs darauf hingewiesen, 
daß das Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut 
den Weg gewiesen hat, eine Revisionsklausel — nicht 
eine Kündigungsklausel — in Anspruch zu nehmen, 
um im Felde diplomatischer Beziehungen insgesamt 
etwas für Soltau-Lüneburg herauszubekommen. Inso- 
fern karten Sie mit Ihrer Frage leider doch nach, ob- 
wohl Sie vorhin dementiert haben, es tun zu wollen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Gestatten 
Sie eine weitere Frage des Abgeordneten Koppehn? 

— Bitte sehr. 
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(A) Jürgen Koppelin (FDP): Herr Kollege Hansen, kön- 
nen Sie mir erklären, warum sich der Kollege Heister- 
mann nicht genauso freut wie 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Frage 
lasse ich nicht zu. Das ist eine Dreiecksfrage, Herr 
Abgeordneter Koppehn. 

Herr Hansen, fahren Sie in Ihrer Rede fort. 


Dirk Hansen (FDP): Es ist gewissermaßen die Rolle 
der Opposition, ihre eigene Enttäuschung über den 
tatsächlichen Erfolg hier nicht zum Ausdruck bringen 
zu dürfen. 

(Beifall bei der FDP — Dieter Heistermann 
[SPD] : Wir freuen uns auch für die Menschen 
dort!) 

Die FDP-Fraktion — das unterscheidet sie eben 
doch von Ihnen, und das nicht nur des Rollenspiels, 
sondern auch der Sache wegen — dankt der Bundes- 
regierung ausdrücklich, d. h. dem Bundesverteidi- 
gungsminister einerseits und besonders auch dem 
Außenministerium andererseits. 


(B) 


(BeifaU bei der FDP) 

Ich verweise einfach einmal darauf, daß Staatsmini- 
ster Schäfer nicht erst vor einem halben Jahr — ich 
blicke in eine bestimmte Richtung — mit allen Abge- 
ordneten aller drei Fraktionen aus dem Raum Soltau- 
Lüneburg gesprochen hat, als die Unterschriften der 
Bürgerinitiativen überreicht worden sind, sondern 
sich, seit er im Amt ist, um das Thema Soltau-Lüne- 
burg immer und intensiv bemüht hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie werden es mir zugestehen, dem Staatsminister 
Schäfer ausdrücklich auch unseren persönlichen 
Dank in diesem Zusammenhang noch einmal auszu- 
drücken. 


(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Regierung insgesamt hat — und es ist, wie Sie ja 
zu Ihrem eigenen Bedauern bestätigen müssen, eine 
erfolgreiche Bemühung gewesen — ergebnisorien- 
tiert, kontinuierlich und konstant auf den jetzigen Er- 
folg hingearbeitet. Die roten Rächen — diese Einma- 
Ugkeit in der Landkarte der Republik — können ver- 
schwinden. Dennoch werden zusätzUche Anstren- 
gungen erforderUch sein — Herr Bargfrede hat schon 
kurz darauf hingewiesen — , die Regeneration ver- 
seuchten Bodens und die Rekultivierung der von 
Panzern zerstörten Flecken selbst zu betreiben. Auch 
eine Lösung der Frage der Entschädigung — sie ist 
schon angesprochen worden — der betroffenen Kreise 
und Gemeinden in dem Raum wird nicht zu umgehen 
sein. Dennoch sollte man jetzt hier keinen Forde- 
rungskatalog aufstellen, aber die Frage auch nicht 
negieren; denn sie wird zunehmend gestellt. 

Die Heidjer — ich wiederhole mich insofern — at- 
men auf. Der Unfall, von dem Herr Bargfrede schon 
gesprochen hat, hat in den letzten Wochen deutiich 
gemacht, daß die Zustände hier nicht weiter tragbar 
waren. 

Der Bündnispartner Großbritannien ist immer wie- 
der darauf hingewiesen worden. Der Verbindungsof- 
fizier am Ort, den wir ja alle kennen, hat immer ein 


Spiel zwischen Diplomatie und Eigeninteresse voll- (C) 
bringen müssen. Mr. Keeney war insofern durchaus 
nicht ungeschickt bei der Vertretung seiner Regie- 
rung. Man wird auch sagen müssen: Der Bündnispart- 
ner Großbritannien hat sich nicht immer in der glei- 
chen diplomatischen Weise von, wenn man so sagen 
will, der Queen abwärts bis zum letzten Sergeanten in 
der Heide aufgeführt. Die Besuche der Prinzessin 
Anne waren immer sehr erfreulich. Aber die Besuche 
mancher Panzer mit ihren Besatzungen waren weni- 
ger erfreulich, nicht nur hinsichtiich der Zerstörung 
und der erwähnten Unfälle, sondern auch hinsichtlich 
des Verhaltens. Dennoch wird man anerkennen müs- 
sen, daß immer wieder — damit meine ich den Ver- 
bindungsoffizier — versucht wurde, einen Interessen- 
ausgleich zu betreiben. Dafür ist letztlich bei allem 
Verständnis für die Probleme, die anstanden, auch 
ihm zu danken. 

Der Bericht der Bundesregierung, über den wir 
heute sprechen, hat den Weg gewiesen. 

Die FDP-Fraktion stimmt der Überweisung an die 
Ausschüsse natürlich zu. 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Juiius Cronenberg: Das Wort 
hat die Abgeordnete Frau Braband. 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): Guten Morgen! 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich sehe. 

Sie freuen sich schon ungeheuer. — Die Abgeordne- 
ten der Gruppe PDS/Linke Liste begrüßen, daß die (D) 
Bundesregierung mit ihrem Bericht zu den Möglich- 
keiten der Verringerung der Belastungen für die Be- 
völkerung im Raum Soltau-Lüneburg durch militäri- 
sche Ausbildungs- und Übungsaktivitäten das Pro- 
blem der Tiefflüge in diesem Land aufgegriffen hat 
und daß Verhandlungen mit der britischen Regierung 
geführt werden, die die Aufgabe dieser Übungsplätze 
in Soltau-Lüneburg zum Ziel haben. 

Das entspricht, denke ich, den Bedürfnissen der 
Menschen und der Natur in dieser Region und trägt 
den vielfältigen Forderungen von betroffenen Men- 
schen und politischen Initiativen, etwa der GRÜNEN 
und der SPD, im vergangenen Jahr Rechnung, die seit 
vielen Jahren auf die Folgen für die physische und die 
psychische Gesundheit der Menschen hinweisen. 

Es ist bekannt, welche umfassenden Schäden für 
die Natur solche Übungsplätze anrichten und wie spe- 
ziell die Region Soltau-Lüneburg auch in ihrer Infra- 
struktur geschädigt wurde. 

(Karl Deres [CDU/CSU]: Sind Sie mal dort 
gewesen?) 

— Nein. Ich hatte dazu leider noch keine Gelegen- 
heit. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Die weiß gar 
nicht, wo das liegt!) 

Dieses Land, in das ich, ohne es zu wollen, hineinge- 
worfen wurde, ist sehr groß, und ich brauche ein biß- 
chen Zeit. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Sie sind trotzdem 
auf gefordert, in die Heide zu kommen!) 
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Jutta Braband 

(A) Die Bewohnerinnen von Soltau atmen auf, wie Sie 
gerade gesagt haben. Was aber ist mit den Bewohne- 
rinnen in Laage in Mecklenburg und anderen Orten 
dieses Landes, 

(Bernd Wüz [CDU/CSU]: Ja!) 

die mit genau dem gleichen Problem konfrontiert 
sind? 

(Reinhard Freiherr von Schorlemer [CDU/ 
CSU]: Zechün zum Beispiel!) 

Denn die Tatsache, daß der Standort zwar auf gegeben 
wird, die Tiefflüge aber an andere Orte verlegt wer- 
den, wodurch die Belastung angebhch gerechter ver- 
teilt werden soll, 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Nun verwech- 
seln Sie aber nicht Äpfel mit Birnen! — Ge- 
genruf des Abg. Franz Müntefering [SPD]: 

Laßt sie doch mal reden; mein Gott noch 
mal!) 

zeigt, daß die Bundesregierung nicht gewillt ist, die- 
ses Problem grundsätzhch zu behandeln. 

Das ist um so erstaunlicher, als in einer gemeinsa- 
men deutsch-britischen Presseerklärung die Verteidi- 
gungsnünister beider Länder feststellen, daß die voll- 
ständige Einstellung des militärischen Übungsbe- 
triebs bis Mitte 1994 in diesem Raum möglich wurde 
— ich zitiere — „durch Umplanungen und eine Ver- 
ringerung des Umfangs der Streitkräfte der NATO in 
einer veränderten sicherheitspohtischen Landschaft 
in Europa“. Ich stelle fest, daß diesen konstatierten 
veränderten sicherheitspohtischen Bedingungen 
durch eine Verlagerung der Übungsplätze und der 
dazugehörenden Tiefflüge eben nicht Rechnung ge- 
tragen wird. 

Nebenbei bemerkt, zeigt der Jacobson-Bericht als 
zukunftsorientiertes Papier genauso, daß diese neuen 
Bedingungen und damit Chancen für eine umfas- 
sende Abrüstung auch in Zukunft keine Rohe spielen 
werden und daß Abrüstungsschritte, sei es der Abzug 
von Waffen, die Verringerung von Streitkräften oder 
eben die Aufgabe von Truppenübungsplätzen, ledig- 
hch einer höheren müitärischen Effizienz dienen, statt 
daß quahtativ abgerüstet wird, weil die Erkenntnis, 
daß Kriege im Zeitalter von Hochtechnologie nicht 
mehr führbar sind und kein einziges Menschheits- 
problem lösen, endhch auch diese Regierung erreicht 
hätte; das Gegenteü ist der Fall. 

Ich finde, der Golf-Krieg bleibt mit seinen verhee- 
renden Folgen für die Menschen dort für lange Zeit 
ein furchtbares Beispiel dafür. Es muß hier gefragt 
werden, wie Tiefflug als Bestandteil einer offensiven 
Kriegsführungsoption — das scheint hier niemandem 
aufzufallen — , die verteidigungspolitisch keinen Sinn 
macht, eigentiich noch begründet werden soll in einer 
Zeit, da keine Bedrohung ausgemacht werden kann. 
Mit welchen Kriegsszenarien rechnet eigenthch die 
Bundesregierung? Das möchte ich wissen. Welche Ra- 
daranlagen müssen unterflogen werden? 

Wir fordern die Bundesregierung auf Grund des 
Dargelegten auf, sofortige Anstrengungen zu unter- 
nehmen im Interesse aller Menschen dieses Landes, 
aber auch beispielsweise der Bürgerinnen und Bürger 
Kanadas, wo ich denke, daß in dessen Himmel bun- 
desdeutsche Flieger schon gar nichts zu suchen ha- 


ben, die Tiefflüge für die gesamte Bundesrepublik (C) 
sowohl hier als auch in Kanada sofort einzustellen und 
sich darüber hinaus Gedanken zu machen, wie wir der 
veränderten Situation in Europa durch andere Überle- 
gungen, durch Überlegungen, die wir in Richtung auf 
eine ganz andere Art von Sicherheitsdoktrin anstellen 
— ich denke, hier ist Phantasie gefragt — , tatsächhch 
Rechnung tragen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- 
teile ich dem Staatsminister Helmut Schäfer das 
Wort. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Meine Damen und Herren! Abrüstung und Sol- 
tau-Lüneburg hängen zusammen. Das ist heute mor- 
gen deutlich geworden, nachdem ich zu zwei abrü- 
stungspohtischen Erfolgen sprechen durfte. Da ich 
auch noch zu einem Erfolg in Soltau-Lüneburg spre- 
chen darf, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 

Zuruf von der CDU/CSU: Alle guten Dinge 
sind drei!) 

wird mir schon langsam angst und bange, trotz der 
bitteren Miene von Herrn Heistermann so viele Er- 
folge vorzustellen. 

(Zuruf von der FDP: Er kann es nur nicht zei- 
gen!) 

Meine Damen und Herren, wir sind sehr froh, und (D) 
Herr Kollege Heistermann, wir sind wahrscheinlich 
zusammen sehr froh, daß es nun endhch gelungen ist, 
eine Entlastung der Bevölkerung dieses Gebiets auf 
Grund der Absprachen, die getroffen worden sind, 
möghch zu machen. 

(Zuruf von der FDP: Heistermann freut sich! 

Er darf es nur nicht zeigen!) 

Ich glaube, daß das natürhch im Zusammenhang steht 
mit der ganzen Entwicklung in Europa, mit der Mög- 
hchkeit, Truppen zu reduzieren. Aber man kann nun 
einmal nicht, wie Sie es dargestellt haben, Herr Hei- 
stermannn, sagen, das hätte alles schon wesenthch 
besser, früher, intensiver geschehen soUen, man hätte 
die Engländer mehr unter Druck setzen müssen. Sie 
hatten 13 Jahre Gelegenheit dazu. Damals waren Sie 
wahrscheinhch noch nicht im Deutschen Bundestag, 
aber auch der Kollege Schmidt (Hamburg) — wie viele 
Hamburger, die dort ihren Urlaub verbringen — hätte 
damals ^e Briten nicht dazu bringen können. Ich 
glaube, er hatte andere Interessen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Ich bin Herrn Hansen dankbar, daß er mich hier auf 
einmal gelobt hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Das passiert sonst nur dem Bundesaußenminister. 

Aber das ist ja auch ganz nett. 

Meine Damen und Herren, es ist doch sicher so, daß 
wir die Probleme der Bevölkerung des Raumes Lüne- 
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Staatsminister Helmut Schäfer 

(A) bürg immer sehr ernst genommen haben. Der Ver- 
such, das so darzustellen, als hätte es nur die SPD 
getan, kann natürlich nicht ernst genommen wer- 
den. 

Ich kann nur sagen, lieber Herr Heistermann, ich 
habe von Anfang an, und zwar gleich zu Beginn mei- 
ner Amtszeit, die Gelegenheit gehabt, mir vor Ort die 
Probleme anzusehen. Aber ich hatte auch von Anfang 
an die Probleme bei den Gesprächen mit unseren bri- 
tischen Freunden, die mir gesagt haben: Wenn Sie uns 
einen neuen Übungsplatz zur Verfügung stellen 
möchten, können und wollen, dann können wir dar- 
über reden. 

Aber da nun freundlicherweise keine deutsche Ge- 
meinde in Versuchung geraten ist, die Belastung der 
Lüneburger Heide zu übernehmen, war das nicht 
möglich, und es gab und gibt immer noch die NATO. 
Und das heißt — ich bin sehr dankbar, daß der Bun- 
desverteidigungsminister mit seinen britischen Kolle- 
gen hier den letzten Durchbruch geschafft hat — , daß 
es für die verbleibenden Streitkräfte noch Übungs- 
möglichkeiten geben muß, Frau Kollegin. Wenn die 
nun dorthin verlagert werden, wo sowjetische Einhei- 
ten abziehen, kann man nicht davon sprechen, daß es 
zusätzliche Belastungen sind, sondern es sind Bela- 
stungen, die über die ganze Bundesrepublik verteüt 
werden müssen. 

Aber eines ist klar — Herr Hansen hat darauf hin- 
gewiesen — : Angesichts der erfreulichen Ergebnisse 
der Gespräche ist für eine bloße Überprüfung des 
Abkommens Soltau- Lüneburg kein Rahmen mehr, 
sondern es geht jetzt als Ziel unserer weiteren Ver- 

(B) handlungen — hier hat Kollege Hansen den richtigen 
Ausdruck gewählt — um die einvernehmliche Aufhe- 
bung des Soltau-Lüneburg-Abkommens. Das ist die 
Zielsetzung und dazu werden wir auch kommen, und 
ich bin sehr froh darüber. 

Herr Kollege Heistermann, um die Sache abzukür- 
zen: Ich hätte heute eigentlich etwas anderes erwartet 
als die merkwürdige Unterscheidung, die Sie in Ihrer 
Rede zwischen Menschen einerseits und der Bundes- 
regierung andererseits gemacht haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Ich hätte doch erwartet, daß Sie gesagt hätten ich 
springe über meinen Schatten einmal, obwohl ich hier 
eine Wahlrede halten muß, drei Jahre vor Ihrer Wie- 
derwahl; es ging um eine eindeutige Wahlrede, die 
auf die Lüneburger Heide gezielt war — : Wir alle, die 
wir uns ein bißchen um Soltau- Lüneburg bemüht ha- 
ben, sollten uns einmal an einem Abend in der Heide 
zu einem Heidschnuckenessen treffen. Ich gehe da- 
von aus, Herr Kollege Heistermann, daß Sie mir, der 
Frau Kollegin Braband, die noch nie da war, und wei- 
teren verdienten Persönlichkeiten noch privat eine 
Einladung überreichen. Das wäre doch einmal ein Stü, 
der uns allen Vergnügen machen würde angesichts 
der Erfolge, die hier erzielt worden sind. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Wal- 
ter Franz Altherr [CDU/CSU]) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg; Herr 
Staatsminister, ich weiß nicht, ob jetzt eine Einladung 


kommt. Aber zumindest bittet der Abgeordnete Hei- (C) 
stermann um das Wort. Es muß dann nicht unbedingt 
eine Frage sein. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Auch der Bundestagsvizepräsident liebt diese 
Gegend, darf ich feststellen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Heistermann. 

Dieter Heisteimann (SPD): Herr Staatsminister 
Schäfer, ich nehme die Einladung natürlich für die 
gesamte Arbeitsgruppe „Sicherheitsfragen" der SPD- 
Bundestagsfraktion an. 

(Staatsminister Helmut Schäfer: Das ist zu- 
wenig! — Zuruf von der CDU/CSU; Alle, die 
heute dabei sind, werden eingeladeni) 

Ich denke, wenn die Bundesregierung eine so nette 
Einladung überbringt, stünde es uns nicht an, diese 
abzulehnen. Im Gegenteil, wir freuen uns, demnächst 
eine gemeinsame Terminabsprache treffen zu kön- 
nen. 

Vielen Dank. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich be- 
fürchte, daß hier ein grobes Mißverständnis vorliegt 

(Heiterkeit) 

zwischen dem Einladenden und den Einzuladenden. 

— Herr Minister, Sie haben das Wort. 

(D) 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich stelle fest: Wenn es darauf ankommt, zahlt 
die Bundesregierung immer die Essen. Das ist mir 
bekannt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Der Abge- 
ordnete Harries hat das Wort. 

Klaus Harries (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Staatsmini- 
ster, wir greifen Ihr Angebot auf. Ich empfehle nur 
dringend, daß alle, die die Heide nicht kennen, mor- 
gen anfangen, Heidelikör zu trinken und das Überste- 
hen zu üben. Das ist sonst etwas schwierig. 

Herr Staatsminister, ich darf Sie zu Beginn gleich 
noch einmal zitieren. Es ist kein Dreivierteljahr her, 
daß die Abordnung einer Bürgerinitiative aus dem 
Gebiet Soltau-Lüneburg bei Ihnen im Auswärtigen 
Amt vorsprach, ihre Sorgen dargelegt hat und auf die 
Belastung des Übungsraumes konkret hingewiesen 
hat. Insbesondere — das fand ich damals gut — haben 
Ihnen die Sprecher dieser Bürgerinitiative vorgetra- 
gen, daß sie im Grunde eine Perspektive sichtbar ge- 
macht haben wollen, wie es mit Soltau-Lüneburg aus- 
geht. 

Meine Damen und Herren, wir haben es inzwischen 
mehrfach gehört: Diese Perspektive ist vorhanden, 
und zwar nicht als lockeres, unverbindliches Gebüde, 
sondern mit ganz konkreten zeitlichen Absprachen. In 
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Klaus Harries 

(A) drei Jahren, so die heutige Abmachung, verlassen die 
britischen Panzer endgültig den Übungsraum Soltau- 
Lüneburg. Dafür sagen wir Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Parallel dazu — auch das ist bereits gesagt wor- 
den — laufen im Auswärtigen Amt erfolgverspre- 
chende Verhandlungen, um das Soltau- Lüneburg- 
Abkommen — das ist ja die rechthche Grundlage für 
die Benutzung durch Panzer und Streitkräfte gewe- 
sen — endgültig aufzuheben. 

Damit geht nun ein Kapitel auch dieses Hauses zu 
Ende. Mehr als dreißig Jahre lang hat sich der Bun- 
destag — ganz egal, welche Regierung die Verant- 
wortung trug — um die Belastung der Bevölkerung 
gekümmert, hat sich bemüht, Verbesserungen anzu- 
streben, und hat diese im Verfolg der Tage und Jahre 
auch erreicht. Der Verteidigungsausschuß und eigens 
gebildete Unterausschüsse sind wdederholt vor Ort 
gewesen 

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Wohl 
wahr!) 

und haben sich mit den Nöten und Problemen der 
Bevölkerung dort befaßt. 

Denn, meine Damen und Herren, Soltau- Lüneburg 
war und ist noch etwas Besonderes, nicht nur in unse- 
rem Lande, sondern im Grunde in ganz Westeuropa. 
Es gibt nicht ein Gebiet, was rund um das Jahr und 
rund um die Tagesuhr mihtärisch intensiv genutzt 
werden kann und wo gleichzeitig Leute wohnen. Es 
gibt blühende Dörfer, blühende Städte; das hier so 
leicht angedeutete Katastrophenbild, Herr Heister- 
mann, stimmt aber nicht. An den Belastungen ist gar 
nichts zu rütteln und zu deuteln. Aber es als ein Kata- 
strophengebiet zu bezeichnen, was nicht lebenswert 
sei, ist eben auch verkehrt. 

Das Gebiet war etwas Besonderes: Die Bevölkerung 
dort lebte mit Umweltbelastungen, obwohl diese in 
keiner Weise mit denen zu vergleichen sind, die wir 
nicht ganz weit entfernt auf der anderen Seite der 
Elbe zu erleiden und aufzuarbeiten haben. Da gibt es 
eben wdrkhch riesengroße strukturelle Unterschiede. 
Aber die Bevölkerung lebt mit Lärmbelästigungen; 
sie lebt mit viel zuviel Verkehrsunfällen, die zu tödh- 
chen Unfällen — das ist hier mit Recht vorgetragen 
worden — geführt haben. 

Ich darf hier aber auch eine andere Seite ganz be- 
wnßt und gewollt ansprechen: Die intensive Bela- 
stung und Nutzung dieses Raumes hat nie zu Feind- 
schaft zwischen der dort lebenden Bevölkerung und 
den britischen Soldaten geführt — trotz der Über- 
griffe, die wir immer bedauert haben, die wir immer 
moniert haben und die wdr abgestellt wtissen woll- 
ten. 

Es hat trotz dieser einmahgen Situation partner- 
schafthche, freundschafthche Begegnungen gege- 
ben; das darf ich auch einmal herausstellen. Auch das 
spricht eben für ein funktionierendes Bündnis zwd- 
schen uns, den Briten, den Kanadiern und den ande- 
ren Streitkräften, die wir zur Bewahrung von Frieden 
und Freiheit hier hatten und noch haben und weiter- 
hin pflegen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Ich darf eine andere Seite ansprechen, die auch (C) 
nicht vergessen werden sollte. Jahrelang hat die Bun- 
desrepubhk, haben Bundestag — ich glaube, es wa- 
ren sogar einstimmige Beschlüsse — und Bundesre- 
gierung MiUionenbeträge in diesen Raum gegeben. 

Das war nötig, um die Belastungen zu minimieren, um 
Schäden zu beseitigen. Es sind Straßen, Fußwege, 
Wanderwege, Radwege und Kindergärten gebaut 
worden. Das waren keine Bestechungsnüttel, sondern 
Entschädigungsleistungen für zu ertragende Bela- 
stungen. 

Ich sagte, jetzt ist eine Perspektive da: In drei Jah- 
ren ist das Ende erreicht, und das ist gut so. Die Op- 
position hat in diesem Punkt für meine Begriffe immer, 
wie so oft, auf dem falschen Fuß hurra geschrien, 
indem Sie, Herr Heistermann, die Kündigung verlangt 
haben. Sie wollten den Briten, einem Bündnispartner, 
unserem NATO-Partner, unserem Freund in Europa, 
im Grunde den Stuhl vor die Tür setzen. So geht man 
nicht mit Freunden um, so geht man nicht mit Partnern 
um. Das war absolut der verkehrte Weg. Der richtige 
Weg ist von der Bundesregierung mit Erfolg began- 
gen worden. Man hat in der faktischen Lösung, die 
jetzt Gegenstand unserer Debatte ist, Einvernehmen 
dahin erzielt, daß in drei Jahren die letzten britischen 
Panzer das Soltau-Lüneburg-Gebiet verlassen; die 
Verhandlungen sind erfolgversprechend eingeleitet. 

Das ist der richtige Weg, weil er das NATO-Bündnis 
pflegt. Hier ist in fairer Weise gezeigt worden, wie 
man mit einem Verbündeten umgeht. Dabei sind die 
Interessen der Bevölkerung — das sage ich ausdrück- 
hch — nicht zu kurz gekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Sind Sie 
bereit, eine Frage zu beantworten? — Herr Abgeord- 
neter Heistermann, Sie haben die Möghchkeit. Bitte 
sehr. 

Dieter Heistermann (SPD): Herr Kollege Harries, 
darf ich Sie an unseren Antrag erinnern, der aus zwei 
Punkten bestand; erstens Aufkündigung und zwei- 
tens die Übungsaktivitäten auf Truppenübungsplätze 
zu verlegen. Das ist genau das, was die Vereinbarung 
der beiden Verteidigungsminister heute beinhaltet. 

Was ist daran, was die deutsch- britische Freundschaft 
betrifft, eigenthch schädüch? Wie können Sie da von 
„vor die Tür setzen" und ähnüchem sprechen? 

Klaus Harries (CDU/CSU): Lieber Herr Heister- 
mann, ich meine, meine Kollegen hätten zu dieser 
Frage schon Stellung genommen und sie beantwortet. 

Ich darf es wiederholen: Sie haben beantragt zu kün- 
digen, Ich habe hier dargelegt, daß eine Kündigung 
vom Abkommen her gar nicht möghch ist. Man hätte 
natürhch pohtisch ein Zeichen setzen können. Das 
wäre aber — das habe ich dargelegt — pohtisch ein 
falsches Zeichen gewesen. Man verhandelt und strebt 
eine Aufhebung an. Das ist das Ziel und der erfolgver- 
sprechende Weg. So geht man mit Freunden, Verbün- 
deten und Partnern um. 

Meine Damen und Herren, zum Abschluß sage ich 
dem Verteidigungsminister danke für dieses erfolg- 
reiche und richtig erzielte Ergebnis. Ich wünsche dem 
Auswärtigen Amt Erfolg für die angelaufenen Ver- 
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(A) handlungen. Ich bitte — das gilt vor allen Dingen für 
den Soltauer Bereich, Herr Bargfrede — , auch zu be- 
denken, daß man gerade als Folge der Abrüstung 

— das ist doch unsere Poütik — eher auf freie Kapazi- 
täten auf Übungsplätzen verweisen kann, um auch in 
diesem Bereich eine Beseitigung der größeren Bela- 
stungen, die — das gestehe ich zu — bei Ihnen immer 
geherrscht haben, zu erreichen. Ich bitte die Bundes- 
regierung, dafür Sorge zu tragen, daß eingetretene 
Schäden mit Mitteln des Bundes rechtzeitig beseitigt 
werden. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- 
teile ich dem Abgeordneten Fuhrmann das Wort. 

Ame Fuhrmann (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
ginnen! Liebe Kollegen! Zuerst möchte ich mich dafür 
bedanken, daß so viele noch hier sind und ich nicht 
ausschheßhch leere Sitze sehe. Ich weiß, dieses 
Thema berührt im Grunde nur ganz wenige; denn der 
Bereich, um den es geht, der Bereich des Soltau-Lüne- 
burg-AbkommenSr ist ein landschafthch kleiner Be- 
reich. 

Nachdem nun die Koahtionsparteien kräftig ge- 
feiert haben 

(Zuruf von der FDP: Zu Recht!) 

— ich kann gut verstehen, daß Sie das getan haben; 
wenn ich mich in Ihre Lage versetze, dann habe ich 
dafür Verständnis — , wollen wir doch wieder zurück- 
kommen zum Alltag, zu der Reahtät in diesem Heide- 
bereich. 

Ich muß vorher aber noch sagen: Bis auf ein paar 
merkwürdige Schlußfolgerungen, Herr Kollege Han- 
sen, haben Sie letztlich ja ein ganz gutes Plädoyer 
gehalten, 

(Zuruf von der FDP: Das ist auch ein guter 
Mann!) 

zwar fein abgestimmt, aber doch so, daß ich mich an 
manchen Punkten wiederfinden konnte; das ist ganz 
schön. 

(Zuruf von der FDP: Ich bin gespannt darauf, 
was Sie jetzt sagen!) 

Wir befassen uns heute mit einer Unterrichtung, an 
der exemplarisch deuthch wird, wie sehr Pohtik ein 
Tagesgeschäft ist und wie schnell Dinge durch Erledi- 
gung, durch Änderung auf die Ablage geraten kön- 
nen. 

Erstaunhch bei der ganzen Geschichte ist für mich, 
daß die Bundesregierung, vorrangig an handelnder 
Stelle der Herr Bundesminister der Verteidigung, die 
Gunst der Stunde und die bereits in Aktion umge- 
setzte Truppenreduzierung der Briten in der Bundes- 
repubhk nicht dazu genutzt hat 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

— Herr Harries, nicht mit Ketten rasseln wie die briti- 
schen Panzer, sondern zuhören! — , durch aktive und 
überzeugende Verhandlungsführung in dem Ge- 
spräch mit seinem britischen Kollegen eine sofortige 
spürbare Verringerung der miütärischen Belastung im 


Soltau-Lüneburg-Bereich hinzukriegen. Hinter dem (C) 
lapidaren Kürzel SLA — ich sage es noch einmal in 
Worten: Soltau-Lüneburg- Abkommen — verbirgt 
sich ein überflüssiges Rehkt aus der Vergangenheit. 

Ich gehe sogar so weit, zu sagen, es ist ein Paradoxon 
jeglichen Umweltschutzgedankens in unserer Zeit, 
der Besinnung z. B. auf Ruhe, Verkehrsberuhigung, 
Erholungsgebiete, schützenswerte Natur, Arten- 
schutz, Frieden und Entspannung. Das SLA ist gera- 
dezu ein Symbol für Rückschritt, Militarismus, Vanda- 
hsmus und ewiggestrige Wertewelt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Fuhrmann, sind Sie bereit, eine Zwischen- 
frage des Abgeordneten Nolting zu beantworten? 

Ame Fuhrmann (SPD): Im Grunde meines Herzens 
bin ich dazu nicht bereit; ich denke, es ist besser, ich 
fahre in meinen Ausführungen fort und lasse mich 
nicht aus dem Konzept bringen. 

(Günter Friedrich Nolting [FDP]: Springen 
Sie über die Hürde!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ist das ein 

klares Nein? 

Ame Fuhrmann (SPD): Das ist ein ganz klares Nein. 
Wissen Sie, es macht mir richtig Spaß, dabei zuzuse- 
hen, wie die Feierstunde, in der Sie sich gerade befun- 
den haben, nun doch ein bißchen zurückgedreht wird. 

Es wäre schön, wenn Sie zuhören würden; dann wür- 
den Sie nämlich auch begreifen, was die Bewohner im 
Bereich Soltau-Lüneburg im Grunde ihres Herzens (f^) 
erwarten, nämhch nicht eine Feier- und Jubelstunde 
der Regierenden, sondern ein Auf-sie-Eingehen. 

(Zuruf von der FDP: Wie übhch, Sie übertrei- 
ben!) 

In einer der schönsten, von Hermann Löns weithin 
gepriesenen Heidegebiete nicht nur — das haben wir 
ja schon festgestellt — Deutschlands, sondern Euro- 
pas tobt seit der Besatzungszeit — festgeschrieben 
1959 und durch das Änderungsabkommen von 1970 
noch einmal — ein dauernder, durch Lärm, Gestank 
und permanente Betroffenheiten von Menschen, Tie- 
ren, Pflanzen, Wasser und Luft gekennzeichneter 
Krieg; zumindest empfinden die Bewohner dieser Re- 
gion, die in ihrer Entfaltungsmöglichkeit eingeengt 
sind, diesen Zustand als Krieg. 

Keine andere Region in Westeuropa wird durch eine 
ähnüche Vielfalt an nülitärischen Einrichtimgen auch 
nur annähernd so stark belastet wie der nördliche Teil 
der Lüneburger Heide. Eine absurde Einmaügkeit 
dabei sind die ganzjährigen Panzerübungen der briti- 
schen und kanadischen Streitkräfte in großen Teilen 
des Naturschutzparks Lüneburger Heide, in dem es 
Feriengästen und Bewohnern verboten ist, die Wege 
zu verlassen. Sie wissen das doch genausogut wie ich, 

Herr Harries; Sie waren da lange genug OKD. 

Es ist kaum zu glauben, daß nach einer so kurzen, 
für die Region nun wirklich kurzen Zeit, in der die 
Briten nicht anwesend waren, was ein Geschenk für 
die Bevölkerung war, daß nach dieser kurzen Besin- 
nungspause nach dem Krieg am Golf am 16. Septem- 
ber dieses Jahres bereits wieder 1 000 Soldaten imd 
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(A) 200 Fahrzeuge im wahrsten Sinne wie mit Pauken 
und Tropeten über diese geschundene Gegend her- 
gefallen sind. Die Bevölkerung im Bereich des 
Übungsgebiets Soltau- Lüneburg hat keinerlei Ver- 
ständnis dafür, daß die Übungstätigkeit nach der 
Rückkehr der britischen Truppen wieder neu begon- 
nen hat, 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Sie sprechen 
doch nicht für die ganze Bevölkerung!) 

ln Anbetracht des von Herrn Stoltenberg formuherten 
Zieles, bis Ende 1994 abschheßende Verhandlungen 
hinzukriegen, sind die Heidekreise jetzt natürhch da- 
von ausgegangen, daß im Vorgriff auf diese Verhand- 
lungen die Übungstätigkeit eingestellt oder zumin- 
dest spürbar reduziert wird. 

Natürhch kam alles vöUig anders. Zur Zeit muß sich 
die Region mit solchen Dingen wie mehr Umweltver- 
träghchkeit, mehr deutsche Mitsprache und weniger 
Belästigung der Anwohner herumschlagen. Das beru- 
higt die Menschen in der Region kaum. Fakt ist: Die 
Panzer rollen; die Rugzeuge donnern über Men- 
schen, Tiere, Pflanzen und die Landschaft hinweg. 

(Jürgen KoppeÜn [FDP]: Der begreift über- 
haupt nichts!) 

— Herr Koppehn, ich glaube. Sie begreifen gar nichts. 
Wenn Sie mit solchen Zwischenrufen versuchen wol- 
len, in irgendeiner Form Ihre Meinung deutÜch zu 
machen, dann tun Sie das vernünftig! 

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Können 

Sie sich nicht freuen? — Gerhard Redde- 

(B) mann [CDLF/CSU]: Jawohl, Herr Oberleh- 

rer!) 

Neben der Landschaftszerstörung und der Gefähr- 
dung von Menschen und Tieren in diesem Zusam- 
menhang ist noch einmal daran erinnert, daß wir 
durch Schlagzeilen wie „Panzer überfuhr spielende 
Kinder" oder „Unbeleuchtetes Kettenfahrzeug wurde 
zum tödhchen Hindernis" auch in diesem Bereich des 
SLA eine eigene und sehr traurige Geschichte haben. 
Es geht mir heute im Prinzip überhaupt nicht darum, 
einen ideologischen Kampf darum zu führen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann lassen Sie 
das auch! Sie tun das doch gerade!) 

wer sich wann, wo und in welchem Maße besonders 
um die Aufhebung des SLA verdient gemacht hat. 
Unstrittig ist, daß sich in den betroffenen Gebieten 
Menschen mit höchst unterschiedhchen pohtischen 
Zugehörigkeiten zu Bürgerinitiativen gegen mihtäri- 
sche Belastung zusammengeschlossen haben. 

Ich zitiere da einen Satz eines Schneverdinger Bür- 
gers, der mich heute erreicht hat: „Das einzige, was 
wir zur Zeit hier nicht haben, sind U-Boote und Zer- 
störer. " Dies mag im Prinzip auch darüber Auskunft 
geben, wie die Empfindung bei den Menschen in die- 
ser Region im Augenbhck ist. 

Tatsache ist — das ist ja einige Male zumindest von 
meinen Kollegen Harries und Hansen gesagt wor- 
den — , daß bereits im März Staatsminister Schäfer 
13 500 Unterschriften vorgelegt wurden und daß in 
der Zwischenzeit durch Resolutionen der Kreistage 
Soltau, Fallingbostel sowie Lüneburg die sofortige 


Aufhebung des SLA gefordert wird. Dies sind also nun (C) 
keineswegs Punkte, die ausschließüch bei uns, bei der 
Bundestagsfraktion, landen. 

Es ist in höchstem Maße bedauerÜch, daß die der- 
zeit verfügbaren Verhandlungsergebnisse nicht den 
objektiven Schluß zulassen, daß im SLA-Bereich vor 
1994 merkliche Entlastungen zu erwarten sind und 
daß in absehbarer Zeit die ersten elementaren Forde- 
rungen erfüllt werden. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
alles gar nicht!) 

— Was heißt: Das stimmt nicht? — Wir wissen, daß die 
Briten im Augenbhck, genauso wie aUe anderen, mit 
mehr mihtärischer Belastung um sich schlagen als je 
zuvor. 


Vizepräsident Dieter- Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Fuhrmann, sind Sie denn bereit, eine 
Frage des Herrn Abgeordneten Koppehn zuzulas- 
sen? 


Arne Fuhrmann (SPD): Nein, ich beantworte keine 
Frage von Herrn Koppehn. 

(Dirk Hansen [FDP]: Sie sind ohne Maß und 
intolerant!) 

Wir fordern die Beendigung des täghchen Panzer- 
krieges, der immer noch vor den Haustüren und auf 
den Grundstücken Heidjer Bürger stattfindet. Wir for- 
dern die Beendigung der sinnlosen Zerstörung einer 
Kulturlandschaft und der Verseuchung des Bodens 
mit Ölen, Kadmium, Blei und Quecksilber. Wir fordern 
die Beendigung der Gesundheitsgefährdung der Be- 
völkerung, der Gäste und selbst der übenden Solda- 
ten auf Grund des Einatmens giftiger Stäube. Wir for- 
dern die Beendigung eines Zustandes, der einer gan- 
zen Generation im Heidebereich Soltau, Schneverdin- 
gen, Bispingen und Amehnghausen keine Chance zu 
einer friedhchen und ruhigen Zeit der eigenen Ent- 
wicklung und damit ihrer Soziahsation gegeben hat. 

Die hier vorgelegten und durch meine Fraktion wie- 
derholt gesteUten Forderungen sind in ihrem Umfang 
minimal und entsprechen dem grundgesetzhch zuge- 
sicherten Gleichheitsgebot für aUe Bürger, auch die- 
jenigen im SLA-Gebiet. Seit 1985 hat sich die sozial- 
demokratische Bundestagsfraktion 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Warum nicht 
vorher?) 

intensiv mit den aus dem Übungsbetrieb für Men- 
schen und Umwelt erwachsenden schwersten Bela- 
stungen befaßt und bereits 1989 im Bundestag die 
Beendigung aller militärischen Übungen in diesem 
Gebiet gefordert. 

Sie konnte sich damit nicht gegen die Regierungs- 
koahtion durchsetzen, die sich noch im Jahre 1990 
nur für eine Verringerung der Manöver einsetz en 
wollte. 

(Dirk Hansen [FDP]: Stimmt doch gar nicht! 

Das ist überhaupt nicht wahr!) 

Wir erneuern unsere Forderung. Das Gebot der 
Stunde heißt für den Bundesverteidigungsmiiüster: 
neue und zielstrebige Verhandlungen mit der Ab- 



4478 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. November 1991 


Arne Fuhrmann 

(A) sicht, nicht nur verbale Kraftakte in die Öffentiichkeit 
zu lancieren, 

(Dirk Hansen [FDP]: Wie Sie z. B. jetzt!) 

sondern Ergebnisse und greifbare Verbesserungen 
für die SLA-Region zu erzielen. — Herr Hansen, ich 
freue mich unheimhch darüber, 

(Dirk Hansen [FDP]: Endhch freuen Sie 
sich!) 

daß Sie so intensiv zuhören. Dies ist ein Grund der 
Freude für mich. Ansonsten war die bisherige Debatte 
nicht sehr erfreuhch. 

(Dirk Hansen [FDP]: Das erste Mal: Er freut 
sich! — Gerhard Reddemann [CDU/CSU]: 

Bei Ihrer Rede ist es auch schwer zuzuhö- 
ren!) 

Das heißt im Klartext auch Antwort auf die Frage 
nach konkreten Maßnahmen zur Regeneration der 
verseuchten Landschaft, zu Aufforstaktionen und zur 
Renaturiening der als Truppenübungsplätze mißhan- 
delten Heideflächen. Es heißt außerdem, klare Leitii- 
nien der Regierung zu formulieren, wie und in wel- 
cher Höhe Entschädigungs- und Ausfallzahlungen für 
die betroffenen Kreise und Gemeinden von seiten des 
Bundes festgeschrieben und gesichert werden. 

Nach über 30 Jahren zusätzlichen Belastungen, re- 
gelrechten Kriegseinwirkungen, 

(Dirk Hansen [FDP]: Gott sei Dank wissen 
Sie, was Kriegseinwirkungen sind! Es ist un- 
glaublich!) 

haben die Bewohner des Heideraums endhch einen 

(B) Anspruch darauf, in ihrem Anspruch auf Frieden ernst 
genommen zu werden. 

Ich danke Ihnen sehr für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Gerhard Reddemann [CDU/CSU]: Sie 
werden nicht ernst genommen!) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zu einer 
Kurzintervention erteile ich dem Abgeordneten Nol- 
ting das Wort. 


Günther Friedrich Nolting (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nachdem der Kollege 
Fuhrmann eine Zwischenfrage nicht zugelassen hat, 
habe ich mich hier zu einer Kurzintervention gemel- 
det, um auf einige Punkte kurz einzugehen. 

Ich habe den Eindruck, Herr Kollege Fuhrmann, 
daß Sie hier fürwahr einen ideologischen Kampf füh- 
ren, der uns allerdings in der Sache nicht weiterbringt 
und nicht weiterbringen kann. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich denke, der Weg, der hier heute auf gezeigt 
wurde, ist der einzig richtige und führt ims zu den 
Erfolgen, die wir offensichtiich alle gemeinsam wol- 
len. 

Ich habe ferner den Eindruck, Herr Kollege Fuhr- 
mann, daß Sie offensichtlich nicht für die Mehrheit der 
Bevölkerung im Raum Soltau-Lüneburg sprechen. Al- 
lein schon Ihr Wahlergebnis spricht dagegen. 


Ich möchte Sie aber noch auf einen Punkt hinwei- (C) 
sen. Die SPD hat hier im November 1989 einen Antrag 
vorgelegt, in dem es in der Überschrift heißt: „Über- 
prüfung und Aufhebung des Soltau-Lüneburg-Ab- 
kommens". Unter II heißt es u. a. — ich zitiere — : 

Ziel dieser Überprüfung soll die Verlegung der 
Übungen auf dafür geeignete Truppenübungs- 
plätze innerhalb der nächsten zehn Jahre sein. 

(Zuruf von der FDP: Aha!) 

Wir erreichen dies jetzt innerhalb von drei Jahren. 
Deshalb bitte ich Sie, das was Sie hier heute an unrich- 
tigen Dingen gesagt haben, wenigstens bei der Proto- 
kollüberprüfung richtigzustellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Offensichtiich ärgern Sie sich über den Erfolg, den wir 
hier gemeinsam mit der Regierung erzielt haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dies kann und darf doch wohl nicht der politische Stil 
sein, in dem wir hier miteinander umgehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Da ich an- 
nehme, daß die Herren Abgeordneten Heistermann 
und Fuhrmann um eine Kurzintervention bitten, muß 
ich sie darauf aufmerksam machen, daß auf Grund des 
Rundschreibens der Präsidentin vom 19. März verein- 
bart wurde, daß auf eine Kurzintervention nicht mit 
einer Kurzintervention geantwortet werden kann, und 
ich nüch deswegen außerstande sehe, ihren Wün- 
schen nachzukommen. 

Deswegen erteüe ich dem Parlamentarischen 
Staatssekretär Hennig das Wort. 

(Norbert Gansei [SPD]: Aber danach können 
die Kollegen intervenieren!) 

— Die Kollegen haben nach der Geschäftsordnung 
selbstverständlich das Recht zu einer persönlichen Er- 
klärung, 

(Norbert Gansei [SPD]: Nein, eine Kurzinter- 
vention nach dem Staatssekretär!) 

Dr. Ottfried Hennig, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desnünister der Verteidigung: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Vielleicht ist das dann nicht mehr nötig, Heber Herr 
Kollege Gansei. Ich glaube, wir sollten zu dem We- 
sentiichen zurückkommen. Ich bin dem Kollegen Nol- 
ting dankbar, daß er seine Bemerkungen hier ge- 
macht hat, die dringend waren, weil der Jargon, in 
dem hier gesprochen wurde, zutiefst zu mißbilügen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im Grunde, Hebe KoUeginnen und KoUegen, Hegt es 
am Prozeß der deutschen Einheit, daß wir jetzt auch zu 
einer Neugestaltung der Rechtsbeziehungen, auch 
des Stationierungsrechtes kommen können und daß 
wichtige rechtHche Signale bereits gesetzt wurden, 
die unsere wiedergewonnene Souveränität verdeutH- 
chen. 

Die Wiedervereinigung mit der Wiedererlangung 
der voUen Souveränität erfordert auch eine Anglei- 
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(A) chung des Stationiemngsrechts im Sinne von mehr 
internationaler Normalität, Gegenseitigkeit und 
Gleichheit im westlichen Bündnis. Diese positive Ent- 
wicklung ist gemeinsam und einvemehmlich auf dem 
Wege von Verhandlungen, wie dies unter befreunde- 
ten Staaten üblich ist, zu fördern. Als ein besonders 
gelungenes Beispiel solcher partnerschaftlichen Ver- 
handlungen ist das Einvernehmen über das in abseh- 
barer Zeit bevorstehende Ende militärischer Übungen 
im Soltau-Lüneburg-Gebiet hervorzuheben. 

Meine Damen und Herren, am 17. Oktober 1991 
haben Gerhard Stoltenberg und sein britischer Kol- 
lege Tom King eine Regelung vereinbart, die der bri- 
tischen Armee schrittweise bis Mitte 1994 einen voll- 
ständigen Verzicht auf Übungen im Raum Soltau- 
Lüneburg erlaubt. Die Aufgabe des Gebietes ist wie 
folgt geplant. 1992 erfolgt die Aufgabe eines größeren 
Geländes südwestlich von Lüneburg und die Verlän- 
gerung der bisher vierwöchigen Sommerpause. Dabei 
werden sicher die Heideblüte und ähnliche Anliegen 
der ortsansässigen Bevölkerung zu berücksichtigen 
sein. 1993 erfolgt die Aufgabe des Gebietes ostwärts 
der Bundesautobahn 7 und die Beibehaltung der ver- 
längerten Sommerpause. 1994 erfolgt die vollständige 
Einstellung der gesamten Übungstätigkeit in diesem 
Raum ab Mitte des Jahres. 

Als Ausgleich für diesen Verzicht der britischen 
Streitkräfte stellt die Bundeswehr aus ihren Nut- 
zungsanteilen auf verschiedenen anderen Truppen- 
übungsplätzen den britischen Streitkräften die erfor- 
derlichen Nutzungskapazitäten zur Verfügung. Diese 
Vereinbarung wurde durch die veränderte sicher- 

(B) heitspohtische Lage in Europa und die daraus abge- 
leiteten Truppenreduzierungen möghch. 

Beide Seiten, die britische wie die deutsche, haben 
erhebliche Zugeständnisse gemacht, um die Bevölke- 
rung im Raum Soltau-Lüneburg zu entlasten. Die bri- 
tischen Streitkräfte haben eine Rechtsposition auf ge- 
geben, die ihnen das Abkommen aus dem Jahre 1959 
einräumte. Ich meine, dies verdient ganz einfach An- 
erkennung, — wenn es geht, von allen Seiten dieses 
Hauses. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es muß auch anerkannt werden, daß die Bevölke- 
rung dieser Region in ganz besonderer Weise über 
30 Jahre lang die Belastungen des militärischen 
Übungs- und Ausbildungsbetriebes getragen hat. 
Trotz der Reduzierung bleibt ein Teü der britischen 
Rheinarmee in Niedersachsen stationiert, so daß auch 
weiterhin dort ausgebüdet werden muß — nicht an 
diesem Ort, aber im Lande Niedersachsen. Denn auch 
in Zeiten der Entspannung brauchen wir gut ausgebil- 
dete Streitkräfte in Europa. 

Lieber Kollege Heistermann, ich weiß, daß Sie dies 
normalerweise akzeptieren. Wer dies nicht akzeptiert, 
wer die NATO in Frage stellt, wer mittelfristig ganz 
auf die Bundeswehr verzichten will, wie dies gele- 
gentlich andere Mehrheiten tun, der ist in meinen 
Augen ein völliger niusionist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese erhebliche Entlastung für den Raum Soltau- 
Lüneburg schon ab 1992 und die vollständige Einstel- 


lung des militärischen Übungsbetriebes bis Mitte (C) 
1994 ist ein Ergebnis erfolgreicher Bemühungen der 
Bundesregierung und der beiden Verteidigungsmini- 
ster King und Stoltenberg im besonderen. Das Ziel, 
die militärischen Übungen der britischen Rheinarmee 
in Soltau-Lüneburg zu reduzieren und mittelfristig zu 
beenden, wie es zu Recht gefordert wurde, ist damit 
erreicht. 

Mit den kanadischen Streitkräften wird noch eine 
entsprechende Vereinbarung geschlossen werden. 

Da ^e kanadischen Streitkräfte von ihrem Übungs- 
recht im Raum Soltau-Lüneburg wenig Gebrauch ge- 
macht haben, erwarten wir hier keine Schwierigkei- 
ten. 

Meine Damen und Herren, die Regierung Kohl 
schafft wirklich Frieden mit weniger Waffen. Ich 
glaube, dies ist unser gemeinsamer Erfolg. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bevor ich 
nun dem Abgeordneten Heistermann zu einer Kurzin- 
tervention das Wort erteile möchte ich noch folgendes 
feststeUen: Ich hätte in der Tat die Möglichkeit ge- 
habt, dem Abgeordneten Fuhrmann zu erlauben, auf 
die Kurzintervention des Abgeordneten Nolting als 
Redner zu antworten. Diese Möglichkeit hätte ich ge- 
habt. Insofern habe ich eben falsch informiert. Ich 
bitte um Nachsicht. — Herr Abgeordneter Heister- 
mann, Sie haben das Wort. 


Dieter Heistermann (SPD) : Ich möchte den Kollegen 
Nolting bitten, den Antrag der SPD-Bundestagsfrak- 
tion auf Drucksache 11/8361 noch einmal nachzule- 
sen. Dieser Antrag vom 29. Oktober 1990 enthält zwei 
Punkte, die ich vorlesen möchte, damit das auch im 
Protokoll richtig steht: 

„Die Anträge in den Drucksachen 11/5665 und 
11/6804 werden in folgender Fassung angenom- 
men: 

1. Gemäß Artikel 7 Abs. 2 SLA in Verbindung mit 
Artikel 82 Buchstabe b bzw. Artikel 82 Buch- 
stabe c Doppelbuchstabe ü des Zusatzabkom- 
mens zum NATO-Truppenstatut ist durch die 
Bundesregierung von der Regierung des Verei- 
nigten Königreichs eine Überprüfung des Soltau- 
Lüneburg- Abkommens mit dem Ziel seiner Auf- 
hebung zu verlangen. 

2. Die Ausbüdungs- und Übungsvorhaben der 
britischen Rheinarmee sind unverzüglich in das 
System der dafür vorbehaltenen Einrichtungen 
und Truppenübungsplätze einzughedem. " 

Bonn, den 29. Oktober 1990 
Dr. Vogel und Fraktion 

Das, was Sie hier vorgebracht haben, ist ein über- 
holter Antrag. Um Ihr Wissen aufzufrischen, wollte ich 
das hier einmal zitieren. 

Zweitens sage ich: Ich möchte den Herrn Staatsse- 
kretär Hennig bitten, Begriffe wie „Jargon" gegen- 
über einem Abgeordneten hier nicht zu benutzen. Es 
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(A) steht dem Staatssekretär nicht zu, einen Abgeordne- 
ten zu klassifizieren. 

(Gerhard Reddemann [CDU/CSU]: Er wurde 
ja nicht selbst qualifiziert, sondern die Art 
seines Ausdrucks!) 

Drittens darf ich dem Kollegen Nolting noch einmal 
sagen: Wer hier Wahlergebnisse als Qualifikation ein- 
führt — 

(Ulrich Inner [FDP]: Unterstützung der Be- 
völkerung! — Günther Friedrich Nolting 
[FDP]: Zuhören!) 

— Das Wahlergebnis in Soltau-Lüneburg bestätigt 
nicht, daß Sie für die Mehrheit sprechen, haben Sie 
geäußert. Ich sage: Da müßte man auch einmal auf die 
eigene Position zurückschauen und müßte fragen, ob 
man als FDP-Abgeordneter hier dann die Mehrheit für 
sich in Anspruch nehmen darf, Kollege Nolting. 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, damit sind wir nun am Ende der 
Debatte über diesen Bericht der Bundesregierung. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlage auf Druck- 
sache 12/463 an die in der Tagesordnung auf geführ- 
ten Ausschüsse zu überweisen. — Widerspruch erhebt 
sich nicht. So ist es beschlossen, und ich kann den 
Tagesordnungspunkt 8 auf rufen: 

a) Beratung des Antrags der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste 

Bericht der Bundesregierung zur Entwicklung 
(B) in der Türkei 

— Drucksache 12/987 — 

Überweisungsvorschlag : 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuß) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Gerd Poppe, 
Vera Wollenberger und der Gruppe Bünd- 
nis 90/DIE GRÜNEN 

Zur aktuellen Situation der Kurden am 
16. März 1991, dem 3. Jahrestag von Halabja 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Lage der Kurden nach dem Golfkrieg 

zu dem Entschließimgsantrag der Gruppe 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN zur Erklärung der 
Bundesregierung 

Die Lage im Irak und die Situation der iraki- 
schen Flüchtlinge, insbesondere der Kurden 

- Drucksachen 12/279, 12/282, 12/373, 

12/1362 - 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Heinrich Lummer 
Freimut Duve 
Dr. Olaf Feldmann 
Gerd Poppe 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen folgendes Verfahren 
vor: Es soll eine Aussprache mit einer Fünf-Minuten- 


Runde stattfinden, wobei der Gruppe PDS/Linke Liste (C) 
siebeneinhalb, d. h. acht Minuten — anders können 
wir es ja nicht einstellen — , zugebilligt werden. Von 
dieser Zubilligung, Frau Abgeordnete Jelpke, können 
Sie jetzt Gebrauch machen. 

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gestern im Innenausschuß 
gab es leichten Unmut, weil zwei Entschließungsan- 
träge vom Februar dieses Jahres behandelt werden 
mußten. Nicht nur die Geschwindigkeit der Arbeit des 
Bundestages wird deutlich, wenn ich sage, daß es um 
die sowjetische Initiative zur Beendigung des Golf- 
krieges ging. Aufschlußreich ist bei der Lektüre dieser 
alten Anträge, daß die Probleme an Aktualität eher 
gewonnen als verloren haben. 

Genauso ist es mit den heute zur Debatte stehenden 
Anträgen. Weder wurden die Minderheitenrechte der 
Kurden von der Bundesregierung im letzten Dreivier- 
teljahr politisch oder praktisch unterstützt, noch 
wurde die dort geforderte humanitäre Unterstützung 
für die kurdischen Opfer des Golfkrieges geleistet, im 
Gegenteil: Die Menschenrechtssituation in der Tür- 
kei, speziell die der Kurden, hat sich dramatisch ver- 
schlechtert. Seit August hat die türkische Armee 
mehrfach tagelang kurdische Dörfer und Flüchtlings- 
lager im Irak bombardiert. Gegenüber der Presse ha- 
ben Vertreter der türkischen Regierung geäußert, daß 
die Bundesregierung vor den Bombardierungen infor- 
miert worden sei. 

Die Tatsache, daß die türkische Armee gegen die 
Zivilbevölkerung mit Napalmbomben einen mörderi- 
schen Krieg führt, wird in der Presse nachgewiesen. 

Die Bundesregierung will bis heute diese Tatsachen 
nicht anerkennen und daraus keine Konsequenzen 
ziehen. Sie wolle erst prüfen, ob von den Bombardie- 
rungen im Irak auch die Zivilbevölkerung betroffen 
sei. 

Fakt ist, daß trotz militärischer Verfolgung der Kur- 
den von seiten der Türkei und trotz Vernichtungs- 
krieg gegen die kurdische Bevölkerung die Bundesre- 
gierung an der diplomatischen, politischen, wirt- 
schaftlichen und militärischen Zusammenarbeit fest- 
hält. Fakt ist, daß die Bundesregierung über Waffen- 
lieferungen im Rahmen der NATO und über Polizei- 
hilfe mit die materielle Voraussetzung für diesen 
Staatsterror gegen die kurdische Bevölkerung 
schafft. 

Öffentliche Protesterklärungen aus dem Außenmi- 
nisterium in Richtung türkische Regierung, die mit 
keinerlei Konsequenzen verbunden sind, sollen das 
Einverständnis verschleiern. Während im Falle Jugo- 
slawiens täglich öffenthche Überlegungen über Sank- 
tionen, Beobachtergruppen und politische Konse- 
quenzen angestellt werden, gibt es im Falle der Türkei 
nichts. 

Meine Damen und Herren, im JuÜ dieses Jahres war 
ich anläßhch des Mordes an dem Vorsitzenden der 
kurdischen Oppositionspartei HEP, Vedat Aydin, 
und des Massakers gegenüber dem Trauerzug, an 
dem über 100 000 Menschen beteihgt waren, mit ei- 
ner Delegation in der Türkei. Pohtische Verfolgung, 
Folter und Mord gehören in der Türkei zum Staatsge- 
schäft. In Diyarbakir berichtet uns die Augenzeugin 
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(A) und Frau von Vedat Aydin, wie die politische Polizei 
ihren Mann entführte. Nur wenige Tage später wird 
Aydin schwer gefoltert und ermordet gefunden. Trotz 
Vermißtenmeldung — auch in der Zeitung — wird er 
nur wenige Stunden später als Unbekannter in Maden 
auf dem Friedhof verscharrt. Eine Autopsie der gefol- 
terten Leiche fand gar nicht erst statt, geschweige 
denn eine Spurensicherung am Fundort der Leiche. 
Ein Verantwortlicher der türkischen Regierung sagt 
dazu kaltblütig: „Die Pohzei war es nicht, denn die 
hätte die Leiche verschwinden lassen ..." 

Nicht weniger widersprüchhch sind die Ereignisse 
einige Tage später um das Massaker gegen den Trau- 
erzug von über 100 000 Menschen in Diyarbakir. Mas- 
kierte Sonderheiten der Pohzei schießen auf unbe- 
waffnete Demonstranten. Mindestens sieben Men- 
schen sterben, und über 500 Menschen werden 
schwerverletzt in Krankenhäuser gebracht, darunter 
auch Abgeordnete der HEP. Die Angehörigen kom- 
men tagelang nicht in die Krankenhäuser, weil die 
Pohzei diese zu Verhör- und Verhaftungszwecken be- 
lagert. Mehrere hundert Menschen werden verhaftet; 
bis heute werden einige festgehalten und der Mit- 
ghedschaft in einer terroristischen Vereinigung be- 
schuldigt. 

Meine Damen und Herren, wir selbst haben dort 
erlebt, daß die staathchen Stehen in der Türkei ahe 
erdenkhchen Maßnahmen getroffen hatten, um eine 
Aufklärung zu verhindern. Daß die Mörder geschützt 
wurden, muß als indirektes Schuldeingeständnis ge- 
wertet werden. Die europäische und deutsche Öffent- 
hchkeit hat diese Menschenrechtsverletzungen leider 

ßj kaum zur Kenntnis genommen. 

Unsere Delegation wül sich damit nicht zufrieden- 
geben. Medico hat bereits eine Dokumentation über 
diese Reise mit Augenzeugenberichten herausgege- 
ben, und unsere Delegation hat eine internationale 
Untersuchungskommission gebildet, die sich weiter 
für die Aufklärung der Ereignisse um den Mord an 
Vedat Aydin und die Bestrafung der Verantworthchen 
einsetzen wül. 

Meine Damen und Herren, selbstverständhch un- 
terstützen wir ahe humanitären Maßnahmen, selbst- 
verständhch unterstützen wir ahe Maßnahmen, die 
helfen können, das Selbstbestimmungsrecht der Kur- 
den zu verwirldichen. Selbstverständhch fordern wir, 
daß es keine Abschiebungen der Kurden in die Türkei 
geben darf. Eine wichtige Voraussetzung dafür wäre, 
daß die Bundesregierung die Türkei bei ihrer Pohtik 
gegen die kurdische Bevölkerung nicht weiter unter- 
stützt. 

Wir fordern deshalb in unserem Antrag, daß die 
Bundesregierung über ihre pohtischen, wirtschafth- 
chen, mihtärischen und pohzeihchen Beziehungen 
zur Türkei einen genauen Bericht vorlegen muß. Wei- 
ter fordern wir, daß die Bundesregierung ausführhch 
darlegen muß, welche Anstrengungen sie unternom- 
men hat, Menschenrechtsverletzungen in der Türkei 
zu untersuchen, und zu welchen Ergebnissen sie da- 
bei gekommen ist. Für die Bürgerinnen und Bürger 
der BRD wäre diese Transparenz wichtig, um nachzu- 
voUziehen, wie sich die Zusammenarbeit zwischen 
der BRD und der Türkei exakt gestaltet. 1984 heß sich 
die Bundesregierung von der bloßen Versprechung 


des türkischen Regimes nach Demokratisierung ver- (C) 
leiten, auf jährliche Berichte zur Situation der Men- 
schenrechte in diesem NATO- Partnerland zu verzich- 
ten. 

Deshalb denken wir, daß Sanktionen gegen die 
Türkei dringend nötig sind und daß keine MiÜtärhilfe 
geleistet und keine Polizeiausbüdungsprogramme ge- 
fördert bzw. daß keine Gelder für solche Zwecke zur 
Verfügung gestellt werden sollten. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie des 
Abg. Dr. Wolfgang Ullmann [Bündnis 90/ 

GRÜNE]) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gerd Andres. 


Gerd Andres (SPD): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Unter Punkt 8b der Tagesordnung hegt 
eine Beschlußempfehlung des Auswärtigen Aus- 
schusses vor. Dieser Beschlußempfehlung werden wir 
ausdrückhch zustimmen. Sie bezieht sich auf die drei 
Drucksachen, die die Lage der Kurden im ersten Halb- 
jahr dieses Jahres zum Gegenstand haben. 

Ich möchte mich zu Punkt 8 a der Tagesordnung 
äußern, nämhch zur Wiederaufnahme der Berichter- 
stattung über die Lage in der Türkei. Der Deutsche 
Bundestag hatte am 5. Juni 1981 unter dem Eindruck 
des Müitärputsches in der Türkei regelmäßige Be- 
richte der Bundesregierung zur Entwicklung in der 
Türkei erbeten. Die Bundesregierung hat am 2. De- 
zember 1982 und am 10. Februar 1984 entsprechende 
Berichte vorgelegt. Wir werden in den Ausschußbera- 
tungen darauf drängen — das ist unsere Position — , 
daß die Berichterstattung über die Lage in der Türkei 
wiederaufgenommen wird. Uns schwebt auch vor, 
daß der Bundesregierung für diese Berichterstattung 
eine bestimmte zeitüche Frist gesetzt wird. 

Unsere Einschätzung ist, daß die gegenwärtige 
Lage in der Türkei außerordentüch schwierig ist. Es 
gibt systematisch Folter, Einschränkung der Presse- 
und Meinungsfreiheit und im Gegensatz zur Zusage 
von Präsident Özal die Unterdrückung der kurdischen 
Sprache und Kultur und die Unterdrückung demokra- 
tischer Rechte insbesondere im Osten der Türkei. 

Ein Hintergrund dafür ist sicherhch die schwierige 
Lage, die wir hier vorfinden. Man muß zur Kenntnis 
nehmen, daß es in der Tat terroristische Übergriffe der 
PKK gibt und daß sich daraus eine innenpolitische 
Lage ergibt, die dazu führt, daß sich die Gruppierun- 
gen gegeneinander hochschaukeln. Die Aktivitäten 
der PKK führen zu Aktivitäten von Sondereinheiten 
und ähnhchem. Wenn man mit Freunden aus der Tür- 
kei spricht, wird einem erklärt: In dieser Region 
herrscht schhcht Krieg, und im Krieg gelten be- 
stimmte innere Bedingungen und Gesetzmäßigkei- 
ten, die übhcherweise gelten, nicht. Ich will dazu sa- 
gen: Sie galten auch vorher unter dem Müitärregime 
nicht. Auch kann eine solche Position keine Begrün- 
dung dafür sein, alles an menschhcher Selbstbestim- 
mung und an Schutz der Menschenrechte außer Kraft 
zu setzen. 
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(A) Man muß festhalten, daß die Türkei eine ganze 
Reihe von internationalen Abkommen zum Schutz der 
Menschenrechte unterzeichnet hat, daß sie Mitglied 
im Europarat ist, daß sie Mitglied des Nordatianti- 
schen Verteidigungsbündnisses ist und daß sie als 
assozüertes Mitglied der EG Antrag auf die Vollmit- 
gliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft gestellt 
hat. Es ist vor dem Hintergrund dieser Tatsachen für 
uns bedeutsam, daß wir unseren Einfluß wahrnehmen 
und die Bundesregierung auffordern, auf die Türkei 
einzuwirken, daß einerseits die Herstellung von De- 
mokratie und Menschenrechten gewährleistet wird 
und daß andererseits völkerrechtswidrige Übergriffe 
auf andere Staatsgebiete im Zusammenhang mit der 
Kurdenfrage unterlassen werden. 

Ich will als zusätzliche Position festhalten, daß nicht 
zu verkennen ist, daß es seit 1981 auch Entwicklungen 
gegeben hat. Beispielsweise die Zusage durch Özal 
im Frühjahr dieses Jahres, die kurdische Sprache zu- 
zulassen, 

(Ulla Jelpke [PDS/Linke Liste]: Aber nicht 
die politische!) 

halten wir für einen wichtigen Schritt und für ein 
wichtiges Zeichen. Dennoch gehört für unsere Be- 
griffe zur Identität und zur Selbstbestimmung von 
Minderheiten etwas mehr. Deswegen wäre es not- 
wendig — darüber muß gestritten und diskutiert wer- 
den — , daß erstens der Entwicklungsprozeß, der hier 
stattgefunden hat, nicht gestoppt und umgedreht wird 
und daß man zweitens überlegt, wie man das Bünd- 

(B) nisland Türkei in vielfältiger Hinsicht dazu bewegen 
kann, die eingeschlagene Entwicklung fortzusetzen. 

Ich will einen letzten Aspekt nennen, weil er für uns 
wichtig ist. Ich denke, man muß zur Kenntnis nehmen, 
daß wir es mit einem dramatischen Anstieg der Asyl- 
bewerber aus der Türkei zu tun haben und daß das 
ein Reflex auf die innenpolitische Lage in der Türkei 
ist. Die Bundesregierung muß in diesem Zusammen- 
hang zur Kenntnis nehmen, daß die Anerkennungs- 
quote bei türkischen Asylbewerbern Stück für Stück 
angestiegen ist. Das ist ein Hinweis darauf, daß wir es 
hier nicht mit Menschen zu tun haben, die so einsor- 
tiert werden können, wie das in den tagespolitischen 
Debatten üblicherweise der Fall ist, sondern daß wir 
es in ganz, ganz erheblichem Ausmaß mit Menschen 
zu tun haben, die aus politischen, kulturellen, ethni- 
schen oder sonstigen Gründen in ihrem Herkunfts- 
land, der Türkei, verfolgt werden und damit einen 
Anspruch darauf haben, bei uns Asyl zu finden. 

Unsere Kemposition in diesem Zusammenhang ist, 
mit der Zahl der Asylbewerber in der Art und Weise 
umzugehen, daß wir in den Herkunftsländern dafür 
sorgen, daß die Menschen erst gar nicht vor der Not- 
wendigkeit stehen, bei uns Asyl zu suchen. Auch das 
ist ein Hinweis darauf, daß die Bundesregierung, daß 
die Bundesrepublik Deutschland sehr genau überle- 
gen muß, wie sie in diesem Zusammenhang mit unse- 
rem Bündnispartner, mit dem Land Türkei umgeht. 
Die Einzelschritte und die Maßnahmen seien dem 
Ausschuß Vorbehalten. Wir unterstützen nachdrück- 
lich die Wiederaufnahme der Berichterstattung. 


Herzlichen Dank. (C) 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- 

teüe ich dem Abgeordneten Gerhard Reddemann das 
Wort. 

Gerhard Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Der Auswärtige Aus- 
schuß legt dem Haus eine mit großer Mehrheit verab- 
schiedete Beschlußempfehlung vor, in der unmißver- 
ständlich der im Internationalen Pakt für bürgerliche 
und politische Rechte verbriefte Menschenrechts- 
schutz für die Kurden angemahnt wird. Die Mahnung 
richtet sich an den Irak, an den Iran, an Syrien, an die 
Türkische Republik und an die Sowjetunion, also an 
alle jene Staaten, in denen Kurden seit Jahrhunderten 
leben. 

Die Aufzählung der Staaten allein verdeutlicht aber 
bereits, daß das Kurdenproblem nicht nur ein Problem 
dieses geteilten Volkes ist, sondern ein Problem einer 
ganzen Region, ein Problem, das wir mit einer Reihe 
von Staaten gemeinsam lösen müssen. 

Ich gestehe, daß ich im Augenblick außer in der hier 
wieder so stark kritisierten Türkischen Republik keine 
Bereitschaft bei den anderen Regierungen finde, 
überhaupt über die Kurden zu sprechen. Ich habe das 
in der letzten Woche erst wtieder in Teheran erlebt. 

In den vergangenen Jahren und Jahrzehnten haben 
eben immer wieder Auseinandersetzungen zwischen 
den Staaten der Region stattgefunden, bei denen sich (D) 
die Kurden instrumentalisieren ließen und einmal für 
die eine und einmal für die andere Regierung gegen 
den jeweiligen Nachbarstaat gekämpft haben. Der 
Haß, der uns in den Gesprächen über die Menschen- 
rechte für die Kurden oft genug entgegenschlägt, be- 
sitzt in diesen Kriegen seinen Ursprung. Ich stelle das 
nur fest und werte es nicht, aber ich meine, wir müs- 
sen ein bißchen mehr über die Sache nachdenken als 
bei nur tagespolitischen Auseinandersetzungen. 

(Staats minister Helmut Schäfer; So ist es!) 

Ich weiß nicht — und das sage ich ganz offen — , wie 
andere Völker reagiert hätten, wenn sie wtie das kur- 
dische Volk nach dem Ersten Weltkrieg in ihrem Sied- 
lungsgebiet plötzlich in fünf Staaten aufgeteüt wor- 
den wären. 

Aber die Aufforderung in der Beschlußempfehlung, 
meine Damen, meine Herren, daß sich der Europarat 
speziell um das kurdische Problem kümmern solle, 
nehme ich gern sehr ernst. Wir haben im Europarat 
bereits seit Jahren versucht, auf Gesprächsebene mit 
den verschiedenen Regierungen das Thema der Kur- 
den nicht nur in der Öffentlichkeit publik zu machen, 
sondern vor allem auch lösbar zu machen, was ich für 
viel wuchtiger halte als demonstrative Erklärungen im 
Bundestag, in Zeitungen oder im Fernsehen. 

Ich begrüße wie mein Vorredner ausdrücklich, daß 
sich die türkische Regierung in der letzten Zeit ent- 
schieden hat, die kurdische Identität nicht mehr zu 
bestreiten, und wenigstens den Anfang gemacht hat, 
die kurdische Sprache wueder zu akzeptieren, damit 
nicht nur den kulturellen Zusammenhang dieses Vol- 
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(A) kes zu akzeptieren, sondern das auch als eine zu- 
kunftsweisende Möglichkeit anzusehen. Aber ich 
füge ausdrücklich hinzu: Dies ist nur der richtige Weg, 
es ist noch nicht das Ziel, das wir anstreben. 

Ich möchte nicht, daß wir uns in einer merkwürdi- 
gen Demonstration über die Kurden unterhalten, son- 
dern ich möchte, daß wir mit den Kurden über die 
Mögüchkeiten sprechen. Ich darf dem Hause mittei- 
len, daß ich als Vorsitzender des Pohtischen Aus- 
schusses im Europarat für Januar die verschiedenen 
Gruppierungen der Kurden zum Europarat eingela- 
den habe, damit wir gemeinsam mit Vertretern der 
Nachbarstaaten das Problem angehen können. 

(Staatsminister Helmut Schäfer: Sehr gut!) 

Meine Damen, meine Herren, ich habe seit dem 
damahgen Miütärputsch die Entwicklung in der Tür- 
kischen Repubhk im Sonderausschuß Türkei des Eu- 
roparats intensiv verfolgt. Wir haben als Gremium des 
Europarats damals Schritt für Schritt mit den seiner- 
zeitigen Machthabern die Rückkehr zur Demokratie 
vorbereitet und auch die Rückkehr zur Achtung der 
Menschenrechte. Ich füge hinzu: Wir wollen diesen 
Weg weitergehen, weü wir feststellen, daß er eine 
Fülle von Mögüchkeiten bietet. 

Deswegen darf ich Ihnen heute empfehlen, der Be- 
schlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu- 
zustimmen, aber auf der anderen Seite nicht die Wie- 
deraufnahme der Berichterstattung, die seinerzeit im 
Zusammenhang mit dem Miütärputsch eingeführt 
worden war, zu akzeptieren. 

Ich füge hinzu: Ich würde üeber neuere Berichte 
' über den GULaq der Genossen Zaisser, Wollweber 
^ ^ und Mielke hören als propagandistische Debatten, die 
zu nichts führen, auch wenn sie von dem einen oder 
anderen mögücherweise guten Herzens geführt wer- 
den. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg; Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Poppe. 

Gerd Poppe (Bündnis 90/GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir vorab 
eine kurze Bemerkung zum SteUenwert dieser De- 
batte. Wir halten es nicht gerade für eine glücküche 
Idee, zwei solche Themenkomplexe, wie die verzwei- 
felte Lage der Kurden im Irak und in der Türkei einer- 
seits und die aUgemeine Menschenrechtssituation in 
der Türkei andererseits mal eben kurz vor der Mit- 
tagspause in Fünf-Minuten-Beiträgen abzuhandeln. 

(Gerd Andres [SPD]: Sehr richtig! — Gerhard 
Reddemann [CDU/CSU]: Einverstanden!) 

Weder den Kurden im Irak, die im Oktober zum drit- 
ten Mal von der türkischen Luftwaffe bombadiert 
wurden, noch ihren Lahdsleuten in den kurdischen 
Provinzen der Türkei, denen seit Jahrzehnten ele- 
mentarste Menschenrechte vorenthalten werden, 
noch den Milüonen von Türken, die ohnmächtig Zuse- 
hen müssen wie sich ihre MachteÜten auf Kosten der 
individueUen Freiheitsrechte erfolgreich als treue 
NATO-Verbündete verkaufen, werden wir mit dieser 
Form der Auseinandersetzung gerecht. 


In der gemeinsamen Beschlußempfehlung des Aus- (C) 
wärtigen Ausschusses zur Lage der Kurden sind wich- 
tige Forderungen enthalten, die die Haltung der Bun- 
desregierung gegenüber dem kurdischen Volk wohl 
positiv beeinflussen können, wenn sie sich in prakti- 
sche Poütik Umsetzen lassen. Daß wir der Beschluß- 
empfehlung gleichwohl nur mit Vorbehalten zustim- 
men, werden Sie sicher verstehen, wenn Sie sich die 
erhebüch weitergehenden Forderungen unserer ur- 
sprüngüchen Anträge zum Vergleich heranziehen. 
Diese Anträge wurden am 19. März bzw. am 16. April 
eingebracht und haben natürüch inzwischen einen 
erhebÜchen Teü ihrer Aktuaütät eingebüßt. Damals 
waren die Kurden auf der Flucht, und was wir be- 
fürchteten, hat sich leider bestätigt. Nach der Rück- 
kehr in ihre Wohngebiete hat sich die Lage der Kur- 
den nicht verbessert. Es gibt Anzeichen dafür, daß 
ihnen die nächste Ruchtwelle bevorsteht. Die Hüfsor- 
ganisation Cap Anamur hat vor einigen Tagen vermu- 
tet, daß ein weiterer irakischer Angriff auf die Kurden 
bevorstehen könnte. So ist wohl Skepsis angebracht, 
auch wenn der Bundestag heute mit großer Mehrheit 
der Beschlußempfehlung zustimmen wird. Uns ist be- 
wußt, daß unsere Forderungen an ein skurpeUoses 
Regime im Irak gerichtet sind, das an einer wirklichen 
Lösung der Kurdenproblematik gänzÜch uninteres- 
siert ist. 

Andererseits ist aber auch der andere Ansprech- 
partner, die Türkei, in keiner Weise bereit, auch nur 
die elementarsten Voraussetzungen dafür zu schaf- 
fen, daß Türken und Kurden innerhalb des türkischen 
Staatsgebietes friedüch miteinander oder doch wenig- 
stens unter Gewaltverzicht nebeneinander leben kön- 
nen. Das wird durch die skandalösen Äußerungen in 
einem „Spiegel" -Interview belegt, mit denen Präsi- 
dent Özal kürzüch den Kurden in der Türkei schücht 
das Existenzrecht als eigenständige Kultumation be- 
stritten hat. Das sage ich gerade Ihnen, Herr Vorred- 
ner, weil es nicht so ist, daß die eigenständige kurdi- 
sche Identität in der Türkei akzeptiert wird. 

(Gerhard Reddemann [CDU/CSU]: Das ist 
inzwischen überholt, Herr Kollege!) 

— Dieses Interview ist nicht sehr alt; es ist vor wenigen 
Wochen entstanden, und es wird sich wahrscheinlich 
an der Auffassung von Herrn Özal nichts Wesentli- 
ches verändert haben. 

(Gerhard Reddemann [CDU/CSU]: Wie 
lange ist Herr Özal noch im Amt?) 

— Herr Özal steht damit nicht allein. Es gibt nicht nur 
den Präsidenten, sondern es gibt Anzeichen dafür, 
daß die Kreise, die statt seiner an die Macht kommen, 
keine wesenthch andere Position haben werden. Herr 
Özal würde wahrscheinüch für sein Interview auch 
von einer Mehrheit in der Türkei Beifall bekommen, 
selbst von vielen Demokraten, die ihrerseits wieder 
mutig für die Verbesserung der Menschenrechtssitua- 
tion gekämpft haben. Minderheitenrechte und Min- 
derheitenschutz sind in der kemahstischen Staats- 
ideologie gänzhch unbekannt, und deshalb wird die 
Türkei noch auf lange Zeit ein Prüfstein für die Glaub- 
würdigkeit europäischer Menschenrechtspohtik blei- 
ben. 

Gerade in jüngster Zeit ist von der Bundesregierung 
und von Poütikern aller Parteien immer wieder der 
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(A) hohe Stellenwert betont worden, den die Einhaltung 
der Menschenrechte und ein damit unauflöslich ver- 
bundener aktiver Minderheitenschutz für die bundes- 
deutsche Außenpolitik hat. Von daher sollte es eigent- 
lich kein Problem sein, auch dem Antrag zu folgen, 
der die Wiederaufnahme einer regelmäßigen Bericht- 
erstattung zur Menschenrechtssituation in der Türkei 
zum Inhalt hat. 

Nicht genug danüt: Die Bundesregierung sollte ge- 
genüber der Türkei nun endlich einmal unmißver- 
ständlich klar machen, daß die Mißachtung der Men- 
schenrechte nicht länger hingenommen wird. Wie uns 
der Krieg in Jugoslawien beweist, bleibt das bloße 
Nachdenken über Sanktionen völlig wirkungslos. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Juiius Cronenberg: Nun 

spricht der Abgeordnete Zurheide. 


Burkhard Zurheide (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zum wiederholten Male besteht 
Anlaß für den Deutschen Bundestag, sich mit der Si- 
tuation der Kurden zu beschäftigen, die als ethnische, 
sprachliche und religiöse Minderheit in insgesamt 
fünf Staaten leben: in der Türkei, im Irak, im Iran, in 
Syrien und in der Sowjetunion. Das Bemühen der Kur- 
den, als Nation mit eigener Kulturgeschichte aner- 
kannt zu werden, ist in der Vergangenheit immer wie- 
der in teilweise brutaler Form unterdrückt und be- 
kämpft worden. 

Das Augenmerk der Weltöffentlichkeit wurde auf 
die Situation der Kurden gelenkt, als Saddam Hus- 
seins Streitkräfte am 16. März 1988 massiv gegen kur- 
dische Aufständische vorgingen und dabei sogar Gift- 
gas einsetzten, dem kurdische Zivilbevölkerung zum 
Opfer fiel. 

Drei Jahre nach Halabja ließ Saddam Hussein er- 
neut Kurden bekämpfen, und zwar noch zu einem 
Zeitpunkt, als diese sich auf der Flucht befanden. Der 
Versuch Saddam Husseins, die irakischen Kurden zu 
vertreiben, um das Problem auf diese Weise zu lösen, 
ist zum Glück gescheitert. 

(Beifall bei der FDP) 

Gleichwohl sind die Kurden noch heute weit davon 
entfernt, in den Ländern, in denen sie leben, die durch 
internationale Abkommen verbrieften Minderheiten- 
rechte genießen zu können. 

Es muß mit Entschiedenheit auf allen zur Verfügung 
stehenden Ebenen und mit allen zulässigen Mitteln 
dafür gesorgt werden, daß die kurdischen Minderhei- 
ten in allen Ländern, in denen sie beheimatet sind, 
gleiche Rechte haben wie die dort lebenden Mehrhei- 
ten. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Wolf- 
gang LFUmann [Bündnis 90/GRÜNE]) 

Der freie Gebrauch der eigenen Sprache ist dabei 
von elementarer Bedeutung. Es ist aber nicht genug, 
wenn nur der Gebrauch der kurdischen Sprache ge- 
stattet wird. Es muß die Möglichkeit geschaffen wer- 
den, die kurdische Sprache in der Schule oder in an- 
deren Büdungseinrichtungen zu erlernen. Gebrauch 


der Sprache bedeutet auch immer Ihre Anwendung (C) 
im täglichen Leben. Die Kurden müssen die Möghch- 
keit erhalten, z. B. Zeitungen in ihrer eigenen Sprache 
herauszugeben. Einen ersten bescheidenen Schritt 
hat die Türkei durch die ersatzlose Abschaf fimg ihres 
Sprachengesetzes am 12. April dieses Jahres vollzo- 
gen. 

Formal haben die Kurden in der Türkei gleiche 
Rechte wie die übrigen türkischen Staatsbürger. 
Rechtlich existiert keine ethnische Diskrinünierung, 
die etwa durch Gesetz festgeschrieben wäre. Auch 
dies sollten wir zur Kenntnis nehmen. 


Gleichwohl ist es an der Zeit, an die Türkei als 
Bündnispartner klare Worte zu richten. Wir erkennen 
an, daß sich die Türkei auf Grund der zunehmend als 
militärisch zu bezeichnenden Gewaltaktionen der 
Kurdischen Arbeiterpartei, der PKK, besonderen Her- 
ausforderungen ausgesetzt sieht. Wir verkennen auch 
nicht, daß es das Ziel der marxistisch orientierten PKK 
ist, auf lange Sicht durch Einsatz müitärischer Gewalt 
die Schaffung eines kurdischen Nationalstaats zu er- 
zwingen. Die Türkei hat das Recht, sich terroristi- 
scher Angriffe zu erwehren und die territoriale Inte- 
grität des Staates zu schützen. 


Dies alles — ich meine, das sollte auch angespro- 
chen werden — rechtfertigt natürlich nicht Luftan- 
griffe, die das türkische Militär in den letzten Wochen 
hat fliegen lassen und bei denen offensichthch auch 
Zivübevölkerung zu Schaden gekommen ist. Ich 
meine, daß die Verhältnismäßigkeit der Mittel nicht 
gegeben gewesen ist. 

(BeifaU bei der FDP) 


(D) 


Der Bundesaußenminister hat diese Aktionen der 
Türkei verurteüt. Wir unterstützen ihn dabei aus- 
drücklich. Diese Haltung, die sich an den Menschen- 
rechten orientiert, kann nicht dadurch relativiert wer- 
den, daß sich die Türkei in der Vergangenheit als 
zuverlässiger Partner erwiesen hat und den irakischen 
Flüchtiingen humanitäre Hüfe zuteil werden ließ. 

Gleichwohl — das möchte ich bei dieser Gelegen- 
heit nochmals betonen — ist die Situation der Kurden 
in der Türkei von allen in Frage kommenden Ländern 
rechüich noch am besten. Auch das muß an dieser 
Stelle gesagt werden. 

Eine Lösung des Problems der kurdischen Minder- 
heiten in den fünf Staaten, in denen sie leben, kann 
nur auf friedlichem Wege erreicht werden. Allen Be- 
teiligten muß deutiich gemacht werden, daß Gewalt, 
insbesondere militärische Gewalt, die berechtigten 
Forderungen der Kurden, deren politische Repräsen- 
tanten überwiegend kooperations- und gesprächsbe- 
reit sind, nicht durchsetzen kann. Solange — in wel- 
cher Form auch immer — Gewalt ausgeübt wird, ist 
ein friedliches Miteinander nicht möglich, denn Ge- 
walt — egal, von welcher Seite — erzeugt immer wie- 
der Gegengewalt und führt zu einer eskalierenden 
Repression. Es ist zu hoffen, daß der internationale 
Druck auf alle Seiten verstärkt werden kann, so daß 
das kurdische Volk schon bald unter Achtung seiner 
kulturellen Identität sicher und unbeheUigt leben 
kann. 
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Burkhard Zurheide 

(A) Ich empfehle Ihnen daher, die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses anzunehmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Juiius Cronenberg: Ich erteile 
zum Schluß Staatsminister Helmut Schäfer das 
Wort. 

Heimut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich habe in diesem Hause in letzter Zeit 
zu dieser Frage wiederholt Stellung genommen. Es 
kann also nicht davon die Rede sein, daß die Bundes- 
regierung ausweicht. Wir vollführen auch keine „Ei- 
ertänze“, wie ein Journahst heute in der „Zeit" fest- 
stellt, den ich im Deutschen Bundestag bisher selten 
gesehen habe, 

(Gerhard Reddemann [CDU/CSU]: Das ist 
ein „Zeit"-Genosse!) 

der aber die Protokolle offensichthch wenig sorgsam 
hest und falsche Schlüsse daraus zieht. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, es ist sehr 
wesenthch, daß noch einmal zusammengefaßt wird, 
was zu diesem Thema gesagt werden muß. 

Es kann kein Zweifel daran sein — das ist mehrfach 
zum Ausdruck gekommen — , daß die Menschen- 
rechtslage in der Türkei in vielen Bereichen nach wie 
vor bedrückend ist; 

(Gerd Andres [SPD]: Richtig!) 

(B) 

daß der Pohzei immer wieder vorgeworfen wird, daß 
sie Personen in ihrem Gewahrsam foltert; daß solche 
Vorwürfe international und national untersucht wer- 
den, z. B. im Europarat — darauf hat Kollege Redde- 
mann dankenswerterweise hingewiesen — ; daß Auf- 
klärung und strafrechthche Ahndung von Einzelfällen 
durch die türkischen Behörden nicht immer unseren 
Erwartungen entsprechen. 

Bedauerlich, meine Damen und Herren — das müs- 
sen Sie bei der Beschäftigung mit diesem Lande aber 
auch zur Kenntnis nehmen — , ist sicher auch, daß der 
zunehmende Druck der linksextremen, des kurdisch- 
radikalen und auch des fundamentahs tischen Terro- 
rismus reformfeindliche Kräfte in der Türkei stärkt 

(Gerd Andres [SPD]: Richtig!) 

und die Entwicklung eines für Reformen günstigeren 
politischen Klimas behindert. 

(Gerhard Reddemann [CDU/CSU]: Das ist 
leider so!) 

Zu den Fortschritten, die wir in der Türkei sehen 
und anerkennen müssen — sonst wird die Türkei 
langsam zum einzigen Prügelknaben der Deutschen; 
das muß man hier einmal sagen — , gehören die Ab- 
schaffung der Todesstrafe bei bestimmten Dehkten — 
was in einer ganzen Reihe von anderen Staaten noch 
nicht der Fall ist — sowie die Abschaffung einer gan- 
zen Reihe von Straf normen, wie z. B. der sogenannten 
Gesinnungsstraftatbestände, mit denen die Büdung 
staatsfeindhcher Vereinigungen sowie staatsfeindli- 
che und rehgiöse Propaganda früher unter Strafe ge- 
stellt waren; das gibt es jetzt nicht mehr. 


Es sind zwei Verfahren, die uns in der Vergangen- (C) 
heit sehr beschäftigt haben, durch Freisprüche been- 
det worden: zum einen der Massenprozeß gegen 
264 Funktionäre des Revolutionären Gewerkschafts- 
bundes, DISK, zum anderen das Verfahren gegen die 
Führer der Türkischen Kommunistischen Partei. Eine 
Amnestie für politische Straftaten ist schätzungs- 
weise 46 000 Häftlingen zugute gekommen. Ich bitte, 
das auf der Positivseite eines immerhin demokrati- 
schen Staates, der gerade sein Parlament neu gewählt 
hat, zu vermerken. Sämthche in der Türkei verhäng- 
ten rechtskräftigen Todesurteile wurden inzwischen 
in Haftstrafen umgewandelt. 

Zur Kurdenproblematik: Es kann kein Zweifel 
daran sein — Herr Zurheide hat das noch einmal sehr 
klar dargestellt — : Wir wollen — dafür haben wir uns 
immer eingesetzt — , daß die kulturelle, die sprachli- 
che Identität der kurdischen Minderheit in der Tür- 
kei berücksichtigt wird. Im übrigen dürfen Sie aber 
nicht immer nur die Minderheit sehen, sondern müs- 
sen zur Kenntnis nehmen, daß die Türkei heute eine 
Bevölkerung mit 10 Millionen Kurden hat. Das heißt: 

Ein Fünftel der türkischen Bevölkerung ist kurdisch, 
und zwar keineswegs nur im kurdischen Sprachraum, 
sondern längst integriert in der Türkei. 

(Monika Ganseforth [SPD]: Aber der Vor- 
wurf trifft niemanden hier im Haus!) 

— Wir reden hier von den Kurden, die in dem Gebiet 
Ostanatohen leben, wo die schhmmen Auseinander- 
setzungen stattfinden; das ist richtig. 

Die Hindernisse, die einer freien Entfaltung dieser 
Identität entgegenstehen, werden nur sehr zurückhal- pj 
tend abgebaut; das wissen wir. Entscheidend für uns 
bleibt — ich sage das noch einmal in aller Deutlich- 
keit — : Die im Grundsatz berechtigte Abwehr von 
Terrorismus und Separatismus darf die Grenzen des 
Rechtsstaates nicht verletzen und auch nicht das Völ- 
kerrecht brechen. Das ist vollkommen klar. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Aber wir wissen, daß Liberalisierungsansätze in 
der Kurdenpolitik nicht nur in der Türkei umstritten 
sind. Auch in benachbarten Staaten — Herr Zurheide 
hat darauf hingewiesen, daß Kurden nicht nur in der 
Türkei leben — stoßen sie auf große Skepsis. Es gibt 
nicht mehr das osmanische Reich, in dem die Kurden 
Zusammenleben konnten, ohne durch Grenzen ge- 
trennt zu sein. Es gibt auch kein — wie manche deut- 
sche humanistische Organisation sich das vorstellt — 
Kurdistan — ich werde oft angeschrieben, ich solle 
mich für die Freiheit Kurdistans einsetzen — , das gibt 
es nur bei einem berühmten Schriftsteller. 

(Reinhard Freiherr von Schorlemer [CDU/ 

CSU]: Der nie da war!) 

— Gut, ich will das jetzt nicht fortsetzen. 

Meine Damen und Herren, ich kann nur sagen: Wir 
haben immer wieder zu den türkischen Militäraktio- 
nen kritisch Stellung genommen. Sie müssen bitte 
auch anerkennen, daß es intensive diplomatische Be- 
mühungen in Ankara gegeben hat — die keineswegs 
allein vom deutschen Botschafter ausgegangen 
sind — und daß wir der Türkei wiederholt deuthch 
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(A) gemacht haben, daß wir — auch im Interesse einer 
langen deutsch-türkischen Freundschaft — die Tür- 
kei davor gewarnt haben, durch solche Übergriffe 
eine ganz schwierige Lage heraufzubeschwören und 
sich zu Recht international zu isolieren. 

Das möchte ich aber auch noch einmal sagen, meine 
Damen und Herren: wenn sich in Deutschland im 
Gegensatz zu allen unseren europäischen Nachbar- 
staaten die Kritik an der Türkei mehr und mehr in 
ständigen öffentlichen Attacken und in einer Politik 
der Ausgrenzung erschöpft, tun wir den Kurden kei- 
nen Gefallen. 

(Ulla Jelpke [PDS/Linke Liste]: Das fordern 
Sie doch selber!) 

Ich würde dringend darum bitten — und möchte das 
noch einmal sehr unterstreichen — , daß wir uns so- 
wohl von Regierung zu Regierung, aber auch von Par- 
lament zu Parlament darum bemühen, unsere Sorgen 
und unsere Kritik anzubringen, und daß dies nicht in 
der Form der öffentlichen Anklage geschieht, sondern 
in der permanenten unmittelbaren Auseinanderset- 
zung mit den Türken selbst und uns nahestehenden 
türkischen Parteien. Ich darf übrigens darauf hinwei- 
sen, daß seit der letzten Wahl im Oktober 23 Abgeord- 
nete der Kurden im Parlament sitzen und zum ersten- 
mal auch die Möghchkeit haben, ihre Rechte in ihrem 
Parlament sehr deutlich zum Ausdruck zu bringen. 
Worum es uns nur geht — und das ist eben kein „Ei- 
ertanz" — : Wir sollten bei der Auseinandersetzung 
vorsichtig sein mit Begriffen wie, es würde ein „Ver- 
nichtungskrieg" gegen die Kurden geführt. Meine 

(B) Damen und Herren, das ist einfach so nicht richtig. 

Ich darf Ihnen darüber hinaus folgendes sagen, 
nachdem Sie behauptet haben, wir hätten für die Kur- 
den rüchts getan. Die deutsche Kurdenhilfe im Zu- 
sammenhang mit der Verfolgung der Kurden durch 
den Irak hat über 80 Milhonen DM betragen. Ich bitte 
Sie, dies einmal mit der Unterstützung zu vergleichen, 
die andere Staaten geleistet haben. Ich warne davor, 
auf Grund miserabler Kenntnisse hier Behauptungen 
aufzustellen, die in keiner Weise zutreffen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Im übrigen beantworten wir gerade Ihre Große An- 
frage. 

Eine letzte Bemerkung noch zu Herrn Andres. Es tut 
mir leid — ich bin wirkhch Ihrer Meinung, Herr 
Poppe — , wir hätten vielleicht doch ein bißchen län- 
ger zur Türkei als zu Soltau-Lüneburg sprechen müs- 
sen. Herr Andres, ich wollte nur sagen, es ist nicht 
ganz zutreffend, daß sich die Asylantenzahl durch die 
Kurden so dramatisch verstärkt habe; das stimmt 
nicht. 

(Gerd Andres [SPD]: Habe ich nicht ge- 
sagt!) 

Es ist bislang und auch jetzt noch nur etwa 4% der 
türkischen Bewerber um Asyl aus pohtischen Grün- 
den Asyl gewährt worden. Es ist also nicht zutreffend, 
daß Menschenrechtsverletzungen im Irak dazu ge- 
führt hätten, daß die Asylantenzahl hier beträchtlich 
gestiegen sei. 


Vielen Dank. (C) 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Weitere 
Wortmeldungen, meine Damen und Herren, hegen 
nicht vor, so daß ich die Aussprache schUeßen kann. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen die Überweisung der 
Vorlage auf Drucksache 12/987 an die in der Tages- 
ordnung aufgeführten Ausschüsse vor. — Das Haus ist 
damit einverstanden. Ich kann das als beschlossen 
feststellen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschluß empfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
auf Drucksache 12/1362. Wer dieser Beschlußempfeh- 
lung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 
gen? — Bei Enthaltungen aus der Gruppe PDS/Linke 
Liste ist die Beschlußempfehlung angenommen wor- 
den. 

Wir treten nunmehr in die Mittagspause ein. Die 
Sitzung wird um 14 Uhr mit der Fragestunde fortge- 
führt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 12.58 Uhr 
bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Wir setzen die unterbrochene 
Sitzung fort. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 12/1447 — 

Zum Geschäftsbereich des Bundesministers des In- 
nern liegen noch drei Fragen vor, nämlich die 
Frage 40 des Abgeordneten Gerd Wartenberg (Berlin) 
und die Fragen 41 und 42 der Abgeordneten Ingrid 
Köppe. Die Fragesteller haben um schriftliche Beant- 
wortung gebeten. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung. Zur Beantwortung der ein- 
gereichten Fragen steht uns Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Ottfried Hennig zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 8 der Abgeordneten Monika Gan- 
seforth auf: 

Welches sind die Gründe und die Rechtsgrundlage, nach der 
den Beschäftigten des Lufttransportgeschwaders (LTG) 62 in 
Wunstorf auch bei einer Versetzungsbereitschaft im Rahmen der 
Verlegung des Transportgeschwaders nach Briest/Brandenburg 
die Übernahme an den neuen Standort verweigert wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Ottfried Hennig, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister der Verteidigung: Frau Kollegin, für das 
Zivilpersonal des Lufttransportgeschwaders 62 he- 
gen zur Zeit noch keine konkreten Umsetzungspla- 
nungen vor, zumal sich die Organisationsmaßnahmen 
bis Ende 1994 erstrecken. Die Feststellung jedoch, daß 
versetzungsbereiten Mitarbeitern die Übernahme an 
den neuen Standort Brandenburg/Briest verweigert 
wird, ist ebenso werüg bekannt wie Rechtslagen, die 
einer Versetzung entgegenstehen. Vielmehr ist die 
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Pari. Staatssekretär Dr. Ottfried Hennig 

(A) Versetzung von Mitarbeitern der betroffenen Dienst- 
stelle an den neuen Dienstort mit Priorität zu betrei- 
ben. 

Hinzu kommt, daß mit der geplanten Stationierung 
des Flugzeugmusters Transall C 160 in Brandenburg/ 
Briest ein Bedarf an zivilen Mechanikern auf allen 
Gebieten der Luftfahrzeugtechnik entsteht, der mit 
dem vor Ort vorhandenen Personal bei weitem nicht 
gedeckt werden kann. 

Die Bereitschaft des in Wunstorf tätigen Personals, 
sich nach Brandenburg/Briest versetzen zu lassen, ist 
daher ausdrückhch zu begrüßen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Ganseforth, 
eine Zusatzfrage, bitte. 

Monika Ganseforth (SPD): Herr Staatssekretär, was 
spricht dagegen, diese Information auch dem Perso- 
nalrat des Lufttransportgeschwaders und den Be- 
schäftigten vor Ort zu geben, die mich gebeten haben, 
diese Frage zu stellen? 

Dr. Ottfried Hennig, Pari. Staatssekretär: Nichts, 
Frau Kollegin. Im Gegenteil, ich werde das umgehend 
veranlassen, wenn es noch nicht geschehen sein 
sollte. Dies ist in der Tat ein wichtiger Teil eines sozi- 
alverträghchen Umsetzens dessen, was beschlossen 
worden ist. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Noch eine Zusatz- 
frage, Frau Ganseforth. 

Monika Ganseforth (SPD): Sie sagten, daß über die 

(B) Umsetzung der Planung noch nachgedacht werde. 
Auch dazu habe ich die Frage — die eine Bitte ent- 
hält — , ob die Beschäftigten selber, aber auch die 
betroffenen Kommunen bei diesem Vorgang besser 
einbezogen und früher informiert werden, als es in der 
Vergangenheit der Fall gewesen ist. 

Dr. Ottfried Hennig, Pari. Staatssekretär: Frau Kolle- 
gin, von Vergangenheit kann insofern kaum die Rede 
sein, als erst im August die Entscheidung des Bundes- 
ministers der Verteidigung ergangen ist, was wo sta- 
tioniert wird. Wir sind jetzt am Anfang der dreiein- 
halbjährigen Umsetzungsphase. Ich habe gesagt, daß 
sich diese Maßnahmen bis Ende 1994 erstrecken wer- 
den. Wir können also im Augenblick noch nicht für die 
einzelnen Betroffenen sagen, wie sie umgesetzt wer- 
den. Aber die Tendenz ist so, wie ich sie Ihnen be- 
schrieben habe. Wir wollen das natürhch mit den Be- 
troffenen besprechen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe die Frage 9 
der Frau Abgeordneten Monika Ganseforth auf: 

Wie soll das Gelände des Fliegerhorstes Wunstorf einschließ- 
lich der Gebäude nach der Verlegung des LTG 62 nach Briest/ 
Brandenburg genutzt werden, bzw. wird es zu einer sinnvollen 
zivilen Nutzung durch die Stadt Wunstorf oder zur Rückführung 
in die ursprüngliche landwirtschaftliche Nutzung freigege- 
ben? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Ottfried Hennig, Pari. Staatssekretär: Frau Kolle- 
gin, auf dem Gelände des Fliegerhorstes verbleiben 
nach der Verlegung des LTG 62 weiterhin die Luft- 
waffenwerft 2 1 und die Luftwaffenwerft 22, die un- 


verändert ihre Unterkunftsbereiche nutzen werden. (C) 
Die Flugbetriebsflächen sollen erhalten bleiben, um 
den Platz im Bedarfsfall — nach einer dann allerdings 
längeren Vorbereitungszeit — wieder fliegerisch be- 
treiben zu können. Konkrete Anfragen hinsichtlich 
einer zivilen Nutzung von Einrichtungen der Liegen- 
schaft werden im Bundesministerium der Verteidi- 
gung geprüft werden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage, 

Frau Ganseforth. 

Monika Ganseforth (SPD): Wenn die Flächen für 
einen eventuellen Bedarf eingemottet werden — wie 
ich mit meinen Worten sagen würde — , bedeutet das 
für die betroffenen Kommunen und für die Region, die 
ja durch die Freisetzung einer großen Zahl von Mitar- 
beitern ziemlich belastet sind, eine schwierige Situa- 
tion. Wäre es nicht eine Möglichkeit, den Kommunen 
und der Region entgegenzukommen, indem Liegen- 
schaften für die zivile Nutzung, etwa für Gewerbean- 
siedlung, zur Verfügung gestellt würden? 

Dr. Ottfried Hennig, Pari. Staatssekretär: Frau Kolle- 
gin, dies werden wir, wenn es soweit ist, sehr gerne 
prüfen. Ich kann Ihnen jetzt nur in groben Zügen 
sagen, daß die beiden Werften dort bleiben und daß 
auch die Flugbetriebsflächen, d. h. die Rollbahnen im 
eigentlichen Sinne, zumindest nach mittelfristiger 
Vorbereitungszeit benutzbar bleiben sollen. Eine zi- 
vile Nutzung oder Teilnutzungen von Einrichtungen 
der Liegenschaft werden zu prüfen sein, wenn wir mit 
der Planung ein Stück weiter sind. 

(D) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Ganseforth, 
eine weitere Zusatzfrage. 

Monika Ganseforth (SPD): In der Region bestehen 
Befürchtungen, daß der Rughafen in der vorüberge- 
henden Zeit für zivile Hubschrauber, für Hobbyflieger 
und ähnliches zur Verfügung steht, nicht aber für 
Dinge, die der Region — außer Belastungen — kon- 
kret etwas bringen. Können Sie diese Gefahr aus- 
schließen? 

Dr. Ottfried Hennig, Pari. Staatssekretär: Ich kann 
nur auf meine Antwort verweisen, daß wir alle Anfra- 
gen in bezug auf eine zivile Nutzung zu gegebener 
Zeit prüfen werden. Dies alles ist aber bis zur Stunde 
noch nicht entschieden. Ich kann Ihnen dazu definitiv 
nichts sagen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Staatssekretär 
Dr. Hennig, herzlichen Dank für die Beantwortung 
der Fragen. 

Die Frage 10 und die Frage 11 der Abgeordneten 
Claire Marienfeld und die Frage 12 des Abgeordneten 
Dr. Olaf Feldmann sollen schriftlich beantwortet wer- 
den. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Damit ist der Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung abgeschlossen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters des Auswärtigen. Wir begrüßen unter uns zur 
Beantwortung Frau Staatsministerin Ursula Seiler- 
Albring. 
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Ich rufe die Frage 27 des Abgeordneten Jochen 
Welt auf: 

Was hat die Bundesregierung nach dem Parteiengespräch 
unternommen, um die Ausländerbehörden bei der Abschiebung 
abgelehnter Asylbewerber dahin gehend zu unterstützen, daß 
die Beschaffung fehlender Reisepapiere auf diplomatischem 
Wege beschleunigt wird? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti- 
gen Amt: Herr Kollege, die Bundesregierung unter- 
stützt nicht erst seit dem Spitzengespräch vom 10. Ok- 
tober 1991 die zuständigen Behörden der Bundeslän- 
der bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten 
für Ausländer, die zur Ausreise verpflichtet sind. 
Wenn die Ausländerbehörden auf Schwierigkeiten 
stoßen und das Auswärtige Amt um Unterstützung 
ersuchen, interveniert das Auswärtige Amt nach- 
drücklich bei der betreffenden Botschaft in dem Be- 
streben, die offenen Fragen zu klären und die baldige 
Ausstellung von Heimreisepapieren zu erreichen. 

Dies geschieht ständig und in einer Vielzahl von 
Fällen. Die Interventionen betreffen sowohl einzelne 
Personen als auch Personengruppen sowie Rechts- 
und Verfahrensfragen. Das Auswärtige Amt bemüht 
sich ständig und intensiv darum, daß sich die auslän- 
dischen Botschaften in solchen Fällen kooperativ ver- 
halten und die Identität der Staatsangehörigen, der 
Ausländer auch bei unvollständigen oder unzuverläs- 
sigen Angaben über die Personendaten möglichst un- 
bürokratisch und zügig prüfen. 

Diese Intervention geschieht je nach Lage des Fal- 
les in den Formen, die für Kontakte zwischen dem 
Auswärtigen Amt und den Botschaften gebräuchlich 
sind, einschließhch der Einbestellung des Botschaf- 
ters. 

Auch die deutschen Auslandsvertretungen werden 
in diese Bemühungen einbezogen. Das Auswärtige 
Amt bietet den Behörden der Bundesländer seine Un- 
terstützung bei der Beschaffung von Heimreisedoku- 
menten bei jeder geeigneten Gelegenheit an. Ich wie- 
derhole dieses Angebot auch an dieser Stelle. 

Die Ministerkonferenz vom 30. und 31. Oktober 
1991 in Berlin hat gezeigt, daß unter den teilnehmen- 
den europäischen Staaten Konsens darüber besteht, 
daß die Heimatstaaten verpfhchtet sind, ihre Staatsan- 
gehörigen, die illegal in andere Staaten eingereist 
sind, zurückzunehmen. Hierzu gehört auch die Aus- 
stellung von Heimreisepapieren. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Abgeordneter 
Welt, eine Zusatzfrage. 

Jochen Welt (SPD): Frau Staatsministerin, wie hat 
sich die Praxis der Visaerteüung an Ausländer aus den 
Herkunftsländern seit dem Parteiengespräch am 
10. Oktober verändert? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege, genaue Zahlen kann ich Ihnen im Moment nicht 
vorlegen. Wenn Sie damit einverstanden sind, lasse 
ich Ihnen eine Darstellung dazu gerne zustellen. 

Jochen Welt (SPD): Ja, damit bin ich einverstan- 
den. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage, Herr Kollege Welt. 


Jochen Welt (SPD): Beabsichtigt die Bundesregie- (C) 
rung, den Katalog der visapfüchtigen Länder zu er- 
weitern? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Auch diese 
Frage würde ich Ihnen gerne in der schriftlichen Be- 
antwortung erläutern. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nunmehr rufe ich 
die Frage 28 unseres Kollegen Gernot Erler auf: 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die aktive 
Beteiligung deutscher Staatsangehöriger an den kriegerischen 
Auseinandersetzungen in Jugoslawien? 

Frau Staatsministerin, bitte. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege Erler, der Bundesregierung liegen keine gesi- 
cherten Erkenntnisse darüber vor, daß einzelne deut- 
sche Staatsangehörige an den Kämpfen in Jugosla- 
wien beteiligt sind. Eine Beteiligung von deutschen 
Staatsangehörigen an den Kämpfen kann allerdings 
auch nicht ausgeschlossen werden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Erler, 
eine Zusatzfrage. 

Gernot Erler (SPD): Frau Staatsministerin, können 
Sie dem Haus erklären, in welcher Weise Sie diese 
Erkenntnisse geprüft haben? Sie sagen, es hegen 
keine gesicherten Erkenntnisse vor. Heißt das, daß Sie 
Nachrichten darüber haben, daß sich deutsche Staats- 
angehörige an diesen Kämpfen beteihgen? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege Erler, uns hegen — sicherhch wie Ihnen — Pres- 
semeldungen darüber vor, daß z. B. ein bestimmter 
deutscher Staatsbürger an solchen Aktionen beteüigt 
sein soll. Im Falle dieses einzelnen Staatsbürgers hat, 
weil er der Wehrüberwachung unterhegt, das zustän- 
dige Ministerium den Fall an die zuständigen Stellen 
abgegeben. 

Darüber hinaus, Herr Kollege, versuchen wir natür- 
hch im Rahmen der uns zur Verfügung stehenden 
Informationen, auch im Lande diesen Dingen nachzu- 
gehen. Aber einstweüen hegen uns keine gesicherten 
Daten und Zahlen darüber vor, ob deutsche Staatsan- 
gehörige an den Kämpfen dort tatsächhch teilneh- 
men. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage des Kollegen Erler, bitte. 

Gernot Erler (SPD): Frau Staatsministerin, in diesem 
Zusammenhang interessiert mich, mit welchen jugo- 
slawischen bzw. serbischen oder kroatischen Stellen 
Sie Kontakt haben, um über solche Fragen zu spre- 
chen. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege, diese Fragen werden in Bonn an der geeigneten 
Stelle, mit den uns zugänghchen Kollegen bei den 
Vertretungen, erörtert und dann selbstverständhch 
auch in Jugoslawien durch die Botschaft und das zu- 
ständige Generalkonsulat. 

Vizepräsident Heimuth Becker: Nunmehr rufe ich 
die Frage 29 des Abgeordneten Gernot Erler auf: 
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Vizepräsident Helmuth Becker 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über deutsche 
Waffenlieferungen in das jugoslawische Kriegsgebiet seit Be- 
ginn der offenen Kämpfe? 

Bitte sehr, Frau Staatsminister. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege Erler, die Bundesregierung hat seit der krisenhaf- 
ten Zuspitzung der Ereignisse im Frühjahr dieses Jah- 
res, also 1991, Ausfuhrgenehmigungen für Rüstungs- 
güter jeder Art nach Jugoslawien nicht mehr erteilt. 
Die Bundesregierung ist allen Hinweisen über mögh- 
che illegale Lieferungen von Waffen aus Deutschland 
nach Jugoslawien intensiv nachgegangen. Bisher ha- 
ben sich keine konkreten Hinweise dafür ergeben, 
daß deutsche Firmen an der Lieferung von Waffen 
nach Jugoslawien beteihgt sind. 

(Wolf gang Roth [SPD]: Nachrichtendien- 
ste!) 

— Ich habe Ihre Frage nicht verstanden, Herr Kol- 
lege. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Erler, bitte. 

Gemot Erter (SPD): Frau Staatsministerin, Ihre Aus- 
sage beruht sicherhch auf intensiven Nachforschun- 
gen. Mich interessiert, ob sich diese Nachforschungen 
bei diesem Konflikt unterscheiden von den normalen 
Nachforschungen oder ob sie in besonderer Weise auf 
diesen Konflikt angewendet werden. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege Erler, sie unterscheiden sich deshalb nicht von 
anderen Nachforschungen auf diesem Gebiet, weü 
wir immer äußerst intensiv nachforschen. Das tun wir 
auch in diesem Falle. 

Vizepräsident Heimuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Dr. Soell, bitte. 

Dr. Hartmut Soell (SPD): Frau Staatsministerin, he- 
gen Ihnen Informationen darüber vor, ob andere 
NATO-Staaten — ich denke da an Meldungen über 
Griechenland — am Aufbau der Rüstungsindustrie in 
Serbien beteihgt sind, und, faüs Ihnen diese Informa- 
tionen nicht präsent sind, würden Sie sie mir schrift- 
hch nachreichen? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Das tue ich 
sehr gerne, Herr KoÜege. Mir sind Nachrichten über 
den von Ihnen genannten Gegenstand im Moment 
nicht bekannt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, die Frage 30 des Abgeordneten Dr. Olaf Feld- 
mann soll schrifthch beantwortet werden. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen nun zur Frage 31 des Abgeordneten 
Claus Jäger: 

Treffen Presseberichte zu, nach denen in Straflagern der So- 
wjetunion noch immer poütische Häftlinge eingekerkert sind 
und Haftpraktiken unterliegen, die massiv gegen die VN-Men- 
schenrechts-Pakte und gegen die KSZE-Beschlüsse verstoßen, 
und welche Abhilfemaßnahmen wird die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls ergreifen? 

Bitte sehr, Frau Staatsminister. 


Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- (C) 
lege Jäger, der Bundesregierung sind die Pressebe- 
richte über schlechte Haftbedingungen in sowjeti- 
schen Gefängnissen bekannt. Eine Vertreterin der 
deutschen Sektion der Internationalen Gesehschaft 
für Menschenrechte besuchte Ende September ein 
Straflager im nordrussischen Archangelsk und berich- 
tete darüber im Rahmen des dritten Treffens über die 
Menschliche Dimension der KSZE, das vom 10. Sep- 
tember bis zum 4. Oktober dieses Jahres in Moskau 
stattfand. Die niederländische KSZE-Delegation schil- 
derte ihren Besuch zweier Gefangenenlager in der 
Nähe von Perm am Rande desselben Treffens. 

Die Bundesregierung tritt für die Förderung und 
Unterstützung des Reformprozesses in der Sowjet- 
union ein. Dies betrifft auch Reformvorhaben auf dem 
Gebiet des Rechts- und Strafwesens. 

Der KSZE-Prozeß, der sich die Durchsetzung der 
Menschenrechte zur Aufgabe gemacht hat, muß wei- 
ter vorangebracht werden. Die Bundesregierung wird 
sich dafür wie bisher auch gegenüber der Sowjet- 
urüon einsetzen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Jäger, bitte. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Frau Staatsminister, darf 
ich noch einmal auf einen speziellen Teü meiner 
Frage zurückkommen, auf den Sie noch nicht einge- 
gangen sind, nämhch ob sich in diesen Straflagern 
oder in einigen davon noch immer pohtische Gefan- 
gene befinden? Ist der Bundesregierung z. B. der Fall 
Jefimov bekannt, der durch die Presse gegangen ist? 

Er wurde nur dafür bestraft, daß er ein Lenin-Plakat 
aus Protest angezündet hat, und verbüßt eine lang- 
dauernde Strafe in einem dieser Straflager. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege Jäger, gestatten Sie mir die grundsätzhche Be- 
merkung, daß jeder, der den Bericht gelesen hat — ich 
habe dies getan — , der Ansicht sein muß, daß die dort 
herrschenden Zustände mit unseren Vorstellungen ei- 
nes menschenwürdigen Haft- und Strafvollzuges 
rücht vereinbar sind. 

Es gibt in der Tat Hinweise darauf, daß noch eine 
gewisse Zahl von Gefangenen aus politischen Grün- 
den inhaftiert ist. Ich kann Ihnen aber exaktes Zahlen- 
material nicht zur Verfügung stellen. Die Bundesre- 
gierung verfügt nicht über ein exaktes Zahlenmate- 
rial. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage, Herr Jäger bitte. 

Claus Jäger (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, nach- 
dem Ihnen diese Berichte bekannt sind, möchte ich 
mich danach erkundigen, ob die Bundesregierung 
diese Berichte sowjetischen Stellen zur Nachprüfung 
und gegebenenfalls Abhilfe übermittelt hat? 

Ursula Seiler-Albring, Staats ministe rin: Herr Kol- 
lege Jäger, dieser Bericht wurde ja in Moskau veröf- 
fentiicht. Ich gehe davon aus, daß die betroffenen Stel- 
len in der Sowjeturüon diese Berichte sehr genau prü- 
fen und im Rahmen der Verpflichtungen, die sich aus 
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(A) dem KSZE-Prozeß ergeben, auch entsprechend wei- 
terverfolgen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe Frage 32 
des Kollegen Claus Jäger auf: 

Wie viele Straflager des bisherigen Archipels GULAG sind in 
der Sowjetunion noch in Betrieb, und unter wessen Verantwor- 
tung und Kontrolle stehen diese Lager? 

Bitte sehr, Frau Kollegin Seiler-Albring. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege, auch in diesem Bereich liegen uns keine präzi- 
sen Angaben vor. Die Bundesregierung wird, wie ich 
das vorhin schon in Beantwortung Ihrer ersten Frage 
gesagt habe, die angesprochene Problematik weiter- 
hin mit großer Aufmerksamkeit verfolgen und im Rah- 
men der EPZ und im Rahmen der KSZE mit ihren Part- 
nern erörtern, 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage, 
Herr Jäger, bitte. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Frau Staatsminister, nach- 
dem ich Verständnis dafür bekunde, daß Sie zum er- 
sten Teil meiner Frage keine genauen Zahlen ange- 
ben können, möchte ich noch einmal nach dem zwei- 
ten Teil fragen. Unter wessen Kontrolle und Verant- 
wortung stehen diese Lager? Liegt das immer noch 
beim KGB, der als solcher inzwischen bekanntlich 
aufgelöst worden ist, oder bei irgendwelchen Nachfol- 
georganisationen, oder ist das inzwischen in Landes- 
hoheit, also in die Hoheit der einzelnen Republiken 
übergegangen? Dies hängt ja mit der Frage des An- 

(B) Sprechpartners zusammen. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege Jäger, ich würde Ihnen diese Beantwortung 
gerne sehr exakt und daher schrifthch übermitteln. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Jäger, 
eine weitere Zusatzfrage. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Ich hätte noch eine Zu- 
satzfrage mit der Bitte, auch sie gegebenenfalls 
schriftlich zu beantworten, wenn es jetzt nicht geht: 
Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, ob es Be- 
strebungen gibt — etwa von seiten der russischen 
Regierung, wofür es Andeutungen gibt — , diese La- 
ger samt und sonders zu schließen, oder sind das vor- 
eilige Hinweise? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol- 
lege Jäger, ich kenne diese Hinweise nicht. Ich gehe 
aber davon aus, daß es Bestandteü der Reformpolitik 
der verschiedenen Republiken in der früheren So- 
wjetunion sein muß, diese Art von Lagern in Zukunft 
aufzulösen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Die Fragen 33 und 
34 des Abgeordneten Dr. Klaus Kübler sollen schrift- 
hch beantwortet werden. Die Antworten werden als 
Arüagen abgedruckt. 

Wir sind damit am Ende der Beantwortung der Fra- 
gen aus dem Geschäftsbereich des Bimdesministers 
des Auswärtigen. Frau Staatsminister, wir danken Ih- 
nen. 


Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- (C) 
nisters der Finanzen. Zur Beantwortung steht uns Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Manfred Carstens 
zur Verfügung. 

Die Frage 43 des Abgeordneten Ortwin Lowack 
und die Fragen 44 und 45 des Abgeordneten Ludwig 
Stiegler sollen schrifthch beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 46 der Frau Abgeordneten 
Dr. Cornehe Sonntag- Wolgast: 

Welche Verhandlungen zwischen den einzelnen Ressorts so- 
wie mit den Ländern und Gemeinden sind seit dem Parteien- 
gespräch vom 10. Oktober 1991 geführt worden, um die Zurver- 
fügungstellung der notwendigen Anzahl an Gemeinschaftsun- 
terkünften für Asylbewerber zu erreichen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister der Finanzen: Es haben bisher Gespräche 
der Innen- und Justizminister der Länder und des 
Bundes am 17. und am 25. Oktober 1991 stattgefun- 
den. Dabei hat man sich darauf geeinigt, daß die Län- 
der dem Bund den notwendigen Raumbedarf benen- 
nen. Der Bund stellt im Rahmen seiner Möghchkeiten 
auf diese Anforderungen hin den Ländern frei gewor- 
dene militärische Objekte entgelthch zur Verfügung. 
Dabei ist an Gemeinschaftsunterkünfte von durch- 
schiütthch rücht mehr als 500 Personen gedacht. Der 
Bund geht von einvernehmlichen Lösungen aus, ins- 
besondere von einer Einigung der Länder, die für die 
Standortentscheidung zuständig sind, mit den Ge- 
meinden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
der Frau Abgeordneten Sonntag-Wolgast, bitte. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD) : Herr Staatsse- 
kretär, wie beurteilt die Bundesregierung die bishe- 
rige Bereitschaft der Länder, in dieser Frage mitzuar- 
beiten mit dem Ziel, zügig und effektiv zu einem Er- 
gebnis zu kommen? Denn man hörte ja gelegentlich, 
daß die Bereitschaft sehr unterschiedlich ist, hier wirk- 
lich mitzutun? 

Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: Uns liegt 
erst eine sehr bescheidene Zahl von Anträgen vor. Wir 
müssen wohl die nächsten Tage und Wochen ab war- 
ten, um beurteilen zu können, wie die Bereitschaft der 
Länder ist, in dieser Frage weiterzukommen. Ich 
glaube nicht, daß es mir ansteht, hier eine bewertende 
Beurteilung über die Länder abzugeben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage, Frau Abgeordnete Sonntag-Wolgast. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Gibt es nicht 
doch Möglichkeiten für die Bundesregierung, im Hin- 
bhck auf die Bereitschaft der Länder etwas motivie- 
rend und anschiebend zu wirken? Denn wir wissen ja, 
unter welchem Zeitdruck wir bei dieser Problematik 
stehen? 

Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: Den 
Ländern sind die Kasernen des Bundes — in den 
meisten Fällen sind es ja Kasernen — bekannt, die 
frei werden. Es hat darüber ja viel Schriftverkehr und 
Gespräche gegeben. Da die Länder die Standortent- 
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Pari. Staatssekretär Manfred Carstens 
(A) Scheidungen zu fällen haben, hegt es in der Tat in der 
Hand der Länder, nun zügiger voranzukommen, als es 
Ihrer Meinung nach offensichthch der Fall ist. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Wolfgang Roth. 

Wolfgang Roth (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha- 
ben gesagt, Sie wollten keine Bewertung vornehmen; 
die wollen wir von Ihnen auch nicht hören. Sagen Sie 
uns doch einfach, welche Länder besonders aktiv an 
den Bund herangetreten sind, damit Kasernen bereit- 
gestellt werden, und bei welchen Ländern es bisher 
eine Fehlanzeige gegeben hat. Das ist doch keine 
Bewertung, sondern einfach eine Tatsachenfeststel- 
lung, die aber das Parlament nach der heftigen De- 
batte sehr interessiert. 


(B) 


Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: Herr Kol- 
lege Roth, ich habe davon gesprochen, daß die letzte 
Besprechung mit den Ländern am 25. Oktober 1991 
gewesen ist. Allzuviel Zeit ist noch nicht ins Land 
gegangen. Wir haben von einem Bundesland, nämlich 
von Hessen, eine Anfrage gehabt; es hat bereits eine 
vorübergehende Überlassung einer Kaserne in Butz- 
bach gegeben. 

Ein weiterer Abschluß steht unmittelbar bevor, und 
zwar mit Baden-Württemberg, im Regierungsbezirk 
Freiburg. Zumindest hat die OFD von uns die Ermäch- 
tigung bekommen, dort einen Abschluß zu tätigen. 

Weitere konkrete Fälle sind mir im Moment nicht 
bekannt, so daß Sie die in Abwicklung befindlichen 
Anträge, die auf den Tisch des Bundesfinanzministers 
gekommen sind, hiermit kennen, es sei denn, in den 
letzten Stunden ist noch etwas hinzugekommen. 


Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Claus Jäger. 

Claus Jäger (CDU/CSLF): Herr Kollege Carstens, ist 
Ihnen bekannt, daß der baden-württembergische In- 
nenminister Schlee bereits eine rege Tätigkeit zur Er- 
mittlung geeigneter Objekte — darunter z. B. in mei- 
nem Wahlkreis, in der Stadt Göppingen — entfaltet 
und daß von daher gesehen zu erwarten ist, daß aus 
Baden-Württemberg eine ganze Reihe von konkreten 
Hinweisen kommen wird? 


Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: Der Regie- 
rungspräsident von Freiburg, den wir ja alle als ehe- 
maligen Kollegen gut kennen, hat mir bestätigt, daß 
die Aktivitäten in Baden-Württemberg so sind, Herr 
Kollege Jäger, wie Sie es gesagt haben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nun rufe ich die 
Frage 47 der Abgeordneten Dr. Comelie Sonntag- 
Wolgast auf: 

Welche Objekte sind konkret in Aussicht genommen? 

Ein Teil der Frage ist schon beantwortet worden. 
Aber bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: In der Tat 
ist ein Teil dieser Frage schon mitbeantwortet worden, 
Frau Kollegin. Aber ich trage vor, was ich zur Beant- 
wortung dieser Frage vorbereitet hatte. 


Da die Länder nach der Kompetenzverteilung des (C) 
Grundgesetzes für die Unterbringung der Asylbe- 
werber zuständig sind, hat der Bund keinen Einfluß 
auf die Auswahl der in Betracht kommenden Objekte. 
Bisher haben erst einige Länder Liegenschaften ange- 
fordert. Die Verhandlungen sind noch nicht abge- 
schlossen. Deshalb kann ich noch keine konkreten 
Objekte benennen. 

Ich habe eben bei der Antwort auf die Zusatzfrage 
zu Frage 46 von Butzbach gesprochen, jedoch hinzu- 
gefügt, daß es noch keine endgültige vertragliche 
Vereinbarung, sondern nur eine vorübergehende 
Überlassung gegeben hat, die aber in eine endgültige 
einmünden soll. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
der Frau Cornehe Sonntag-Wolgast. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Wie beurteüt 
die Bundesregierung angesichts der doch dünnen 
Lage die Aussichten, zum Jahresbeginn in allen Tei- 
len der Bundesrepublik ein gutes Angebot an Unter- 
künften machen zu können? 

Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: Wie gesagt, 
das liegt an den Bundesländern. Aber es sieht durch- 
aus so aus, daß auch aus anderen Ländern Anfragen 
kommen. Nur ist es für mich schwierig, das konkret zu 
beantworten, da ich mich dafür in die Lage der Bun- 
desländer versetzen müßte, was ich nicht kann. Die 
Gespräche im Oktober hatten aber bei uns den Ein- 
druck vermittelt, daß hier Bedarf besteht und wir mit 
weiteren Anträgen rechnen können. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage des Kollegen Gernot Erler. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatssekretär, Ihre Äuße- 
rungen über die rege Tätigkeit zur Erreichung des 
Ergebnisses des Parteiengesprächs sind nicht sehr 
hoffnungsspendend. Wird die Bundesregierung, die- 
ses Parteiengespräch ernst nehmend, innerhalb eines 
vertretbaren Zeitraumes die Öffenthchkeit über die 
Zwischenergebnisse hinsichtlich der Erfüllung dieses 
Parteiengesprächs unterrichten? 

Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: Das wollen 
vdr gerne tun. Das Sicherste, dies zu klären, ist eine 
Anfrage im Parlament. Dann könnten Sie sogar den 
Termin bestimmen, an dem das geschehen soll. Aber 
es wird wohl richtig sein, die Frage weiter zu disku- 
tieren, so daß es sich anbietet, das einmal in der Öf- 
fentlichkeit darzulegen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage des Kollegen Claus Jäger. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teüen 
Sie meine Auffassung, daß die im AugenbÜck zum 
Teü noch unvollständigen Ergebnisse der Umfrage 
darauf beruhen, daß die jeweils zuständigen Kommu- 
nen gefragt werden müssen, in deren Gemeinderäte, 
wenn man das näher betrachtet, meistens eine genau 
umgekehrte große Koahtion fast aller Fraktionen ge- 
gen die Einrichtung solcher Sammelunterkünfte be- 
steht, weshalb sie nicht besonders beschleunigt auf 
die Wünsche des jeweiligen Landes eingehen? 
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(A) Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: Das könnte 
einer der Gründe sein. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage der Frau Kollegin Sonntag-Wolgast. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Staatsse- 
kretär, ist die Bundesregierung bereit, den Gemein- 
den bei den sicherlich vorhandenen Sorgen, Nöten 
und Fragen, wie sie denn an das Gelände herankom- 
men können, bei der preisüchen Gestaltung noch wei- 
ter entgegenzukommen? Sind Sie also bereit, noch 
weitere Zugeständnisse im Hinbhck auf eine preis- 
günstige Übergabe dieser Gelände zu machen? 

Manfred Carstens, Pari. Staatssekretär: Wir haben 
das Paket der Verbilligung von Grundstücken zwi- 
schenzeithch beraten. Nachdem der Haushaltsaus- 
schuß sein Votum dazu abgegeben hat, geht die Bun- 
desregierung davon aus, daß das nun Festgesetzte die 
Grundlage für alle Verhandlungen mit den Ländern 
ist. 

Es gibt ja erhebhche Verbühgungen, zum Teil bis zu 
75 %. Die Bundesregierung meint, daß sie damit wirk- 
hch die Grenze dessen erreicht hat, was man auch aus 
der Sicht der Bundesfinanzen vertreten kann. Weiter- 
gehendes möchte ich hier nicht signahsieren. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär. 

Wir sind damit am Ende der Fragen aus Ihrem Ge- 
schäftsbereich, weil die Frage 48 des Abgeordneten 

(B) Werner Schulz (Berhn) schriftlich beantwortet werden 
soll. Die Antwort wird als Anlage ab gedruckt. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. 
Erich Riedl zur Verfügung. 

Die Frage 49 des Abgeordneten Ortwin Lowack soll 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 50 des Abgeordneten Klaus Kirsch- 
ner auf: 

Ist die in dem Magazin „Stern" veröffentlichte Anzeigen- 
aktion „Europas Vorteile bleiben überall haften" vom Bundes- 
minister für Wirtschaft, Jürgen W. Möllemann, nach Auffassung 
der Bundesregierung mit den vom Bundesverfassungsgericht 
auf gestellten Grundsätzen zur Öffentlichkeitsarbeit der Bundes- 
regierung vereinbar, und sieht sie hier nicht eine unzulässige 
Parteinahme der Bundesregierung zugunsten einer einzelnen 
politischen Gruppe oder Person? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 


Eine — wie Sie, Herr Abgeordneter, es formulie- (C) 

ren — Parteinahme zugunsten einer einzelnen politi- 
schen Gruppe oder Person erfolgt damit natürüch 
nicht. 

Wenn ich den Zwischenruf des Herrn Abgeordne- 
ten richtig verstanden habe: Es ist unbestreitbar, daß 
eine Anzeige des Bundesnünisters für Wirtschaft auch 
mit dessen Namen, Amtstitel und Amtsbereich be- 
zeichnet werden muß. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kirschner. 

Klaus Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, wer hat 
denn geprüft und entschieden, daß diese Parteinahme 
nicht erfolgt? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Wir halten uns 
Herr Abgeordneter, an das vor einigen Jahren ergan- 
gene Urteil des Bundesverfassungsgerichts. Wir prü- 
fen das selbst. Sie können davon ausgehen, daß diese 
Anzeige nicht erschienen wäre, wenn die Prüfung 
nicht so verlaufen wäre, wie ich das hier gesagt 
habe. 


Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage, Kollege Kirschner. 


Klaus Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, weim 
Sie sagen, daß Broschüren und entsprechende Schrif- 
ten aus Ihrer Sicht selbstverständüch auch mit dem 
Namen des Bundeswirtschaftsministers gekenn- 
zeichnet werden müßten, sind Sie dann der Auffas- 
sung, daß dies auch für einen Aufkleber notwendig 
ist, den der Bimdeswirtschaftsminister mit seinem Na- 
men anbietet und auf dem ausdrücklich steht „Ich 
kenne keine Grenzen — Europa 92, Jürgen W. Mölle- 
mann, Bundeswirtschaftsminister"? Was hat dies 
denn eigentlich mit Aufklärung zu tun? 


(D) 


Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, es ist doch ganz klar, daß die pohtische Aus- 
sage, die hinter diesem Spruch steht, personifiziert 
werden muß. Jedermann kennt den Namen Jürgen 
Möllemann. Er garantiert Klarheit, Offenheit und 
Verst ändhchkeit . 

(Heiterkeit — Wolfgang Roth [SPD]: An die- 
ser Stelle rufe ich immer: Hipp, hipp, hurra! 

— Dr. Hartmut Soell [SPD]: Herr Riedl spricht 
in vollem Brustton der Überzeugung!) 


Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
unseres Kollegen Herrn Reddemann. 


Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Wirtschaft: Herr Präsident! Herr Abgeordne- 
ter, die Anzeige im Magazin „Stern" zum Thema „Eu- 
ropas Vorteüe bleiben überall haften" vom Bundesmi- 
nister für Wirtschaft, Jürgen Möllemann, 

(Gerhard Reddemann [CDU/CSU]: Wer war 
das?) 

die über den europäischen Binnenmarkt informiert 
und auf weitere Informationsmöghchkeiten hinweist, 
hält sich an die vom Bundesverfassungsgericht gezo- 
genen Grenzen für Öffentlichkeitsarbeit der Bundes- 
regierung. 


Gerhard Reddemann (CDU/CSU): Herr Kollege 
Riedl, würden Sie mir zustimmen, daß diese Art der 
Öffentiichkeitsarbeit des Wirtschaftsministeriums in 
der Zeit des Bundeswirtschaftsministers Karl Schiller 
eingeführt wurde? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Karl Schiller ist 
mir noch heute wegen seines ausgeprägten Dranges 
zur Öffenthchkeitsarbeit in lebhafter Erinnerung. Er 
war schlechthin ein Vorbüd für den Plum, den der 
Phsch so schön an der Hand geführt hat. Phsch und 
Plum, Schiller und Strauß, sie sind unvergessen, ein 
Paradebeispiel für deutsche Öffenthchkeitsarbeit. 
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(A) Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Gernot Erler. 

Gemot Erler (SPD): Herr Staatssekretär, wenn wir 
uns schon jetzt an Anzeigen und Aufklebern dieser 
Art Ihres Chefs erfreuen können, können Sie uns dann 
darüber aufklären, mit welchen Steigerungen wir in 
einem Wahljahr zu rechnen haben werden? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Die Steige- 
rungsraten werden sich im Verhältnis seiner Bereit- 
schaft, noch höhere Ämter als bisher zu erkhmmen, 
nach oben entwickeln. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Wolf gang Roth. 

Wolfgang Roth (SPD): Herr Staatssekretär, ich weiß 
nicht, wie lange Ihre Erinnerung zurückreicht, 

(Pari. Staatssekretär Dr. Erich Riedl: Noch 
nicht so lange!) 

aber ich möchte Ihnen jedenfalls die Frage stellen: 
Erinnern Sie sich daran, daß Karl Schiller niemals be- 
zahlte Anzeigen nötig hatte, um sich bekanntzuma- 
chen? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Daß er geizig 
war, das weiß ich. 

(Heiterkeit) 

Aber daß man ihm Anzeigen geschenkt hat, das halte 
ich für unwahrscheinlich. Er war — das gebe ich Ih- 
nen gerne zu — ein Meister der Darstellung, der 
Selbstdarstellung und damit auch der Öffenthchkeits- 
arbeit. 

(Dr. Hartmut Soell [SPD]: Durch seine Sach- 
arbeit!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nach diesem Inter- 
mezzo rufe ich nun die Frage 51 des Abgeordneten 
Klaus Kirschner auf. 

In welchen anderen Zeitungen bzw. Zeitschriften ist diese 
Anzeige noch geschaltet worden, und wie hoch belaufen sich 
die Gesamtkosten für diese Anzeigenaktion? 

Herr Staatssekretär, bitte schön. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, die Anzeige, von der wir soeben gesprochen 
haben, im „Stern"' erschienen, ist außerdem in der 
Zeitschrift „Spiegel" geschaltet worden. Die Gesamt- 
kosten für diese Anzeige betragen rund 265 000 DM. 
Insgesamt sind fünf Anzeigenmotive geschaltet wor- 
den. Die Kosten für die gesamte Anzeigenaktion be- 
tragen rund 3,5 Mühonen DM. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Aua!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kirschner, bitte. 

Klaus Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, da die 
Selbstdarstellungskünste des Herrn Bundeswirt- 
schaftsministers sicherlich keine Grenzen kennen, 
auch nicht in der Luft, wie uns ja bekannt ist, frage ich: 
Was ist in Zukunft im Hinbhck auf Europa '92 noch 
geplant? 


Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- (C) 
neter, je näher wir der Vollendung des europäischen 
Binnenmarktes kommen, je näher wir der europäi- 
schen Wähmngsunion kommen, um so dringender 
wird es sein, die deutsche Öffentlichkeit über diesen 
sehr wichtigen Teü der Bundespohtik zu informieren. 

Ich verhehle nicht, daß wir auch in der Zukunft Öf- 
fenthchkeitsaktionen — PR- Aktionen, wie es so schön 
heißt — gestalten und durchführen wollen. Herr Ab- 
geordneter, das war zu Zeiten der sozialliberalen Ko- 
ahtion genauso. Das gehört notwendigerweise zu ei- 
ner offenen und aufrichtigen Öffentlichkeitsarbeit, 

Wir halten die Kosten ja in Grenzen, Sie bekommen 
heute im „Stern" und im „Spiegel" für 1 000 DM 
keine Anzeige. Die Frage von Ihnen zielt ja auf die 
Kosten ab. Die Kosten sind heute, wenn Sie das Fern- 
sehen mit hineinnehmen, halt nicht mehr ein- oder 
zweistellig, sondern hegen eben in dieser Dimension. 

Die Beamten des Wirtschaftsministeriums verhandeln 
— darauf können Sie sich verlassen — so, daß die 
Preise ein Minimum an Belastung für uns darstel- 
len. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Weitere Zusatz- 
frage des Kollegen Kirschner. 

Klaus Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, ist zu 
erwarten oder ist Ihnen bekannt, daß die Bundesre- 
gierung in Zukunft von jedem Ressort solche Aufkle- 
ber, Buttons oder vielleicht Luftballons anfertigen 
läßt, wo dann jedesmal möghcherweise der Name des 
zuständigen Ressortministers auf gedruckt und der Öf- 
fenthchkeit angeboten wird? 

(D) 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Ich würde jetzt 
meine Kompetenzen überschreiten, wenn ich in an- 
dere Ressorts hineinredete. Für das Bundeswirt- 
schaftsministerium können Sie nicht ausschließen, 
daß wir noch mit anderen interessanten Öffentlich- 
keitsaktionen aufwarten. 

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Sehr 
gut!) 

Allein dadurch, daß wir heute darüber reden, wird die 
Aktion bekanntgemacht; die Öffentlichkeit erfährt 
wieder etwas. Der Werbewert dieser Anzeige vergrö- 
ßert sich durch diese Fragestunde um mindestens ein 
Drittel. Ich bin Ihnen dafür außerordentlich dankbar, 

Herr Abgeordneter. 

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Das ist 
besser als eine Anzeige im „Spiegel"!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Abgeordneten Wolfgang Roth. 

Woifgang Roth (SPD); Vorweg will ich sagen: Herr 
Staatssekretär, Sie müßten sich eigentlich bei uns da- 
für bedanken, daß wir Ihnen umsonst so viel Hilfe 
geben. 

(Pari. Staatssekretär Dr. Erich Riedl: Wenn 

Sie nicht Soziahst wären, würde ich sagen: 

Vergelt' s Gott!) 

Aber abgesehen davon lautet meine Frage: Halten Sie 
den Binnenmarktgedanken und die Information über 
den Binnenmarkt für so gefährdet in der Bundesrepu- 
bhk, daß Sie dafür 3,5 Millionen DM in einer Situation 
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Wolfgang Roth 

(A) ausgeben, wo die ostdeutsche Industrie immer noch 
stark gefährdet ist z. B. Standortwerbung für Ost- 
deutschland nach unserer Bewertung viel wichtiger 
wäre? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, Sie schneiden hier eine prinzipielle Frage an — 
und wenn Sie es gestatten, will ich auch so grundsätz- 
lich antworten — , nämlich die nach dem Wert von PR- 
Aktionen dieser Art. 

(Wolf gang Roth [SPD]: Nein, ich setze andere 
Prioritäten! Keine Unterstellungen!) 

— Herr Abgeordneter, nehmen Sie doch die Auzei- 
genkampagnen der politischen Parteien in den Wahl- 
kämpfen. Auch dazu wird von vielen Wählern gesagt: 
Das Geld dafür ist zum Fenster hinausgeworfen. 
Trotzdem werden diese Anzeigen geplant, durchge- 
führt und finanziert, weü sie notwendig sind. 

Der europäische Binnenmarkt ist längst noch nicht 
in den Köpfen aller Menschen so verwirkhcht, wie wir 
uns das vorstellen. Für viele Menschen ist der euro- 
päische Binnenmarkt noch recht weit weg. 

Ich stehe nicht an, die Frage vielleicht auch an Sie 
zu richten, ob es nicht noch mehr an Werbeaufwand 
bedürfen sollte, um diese schwierigen Zusammen- 
hänge durch plakativ eindrucksvolle Werbekampag- 
nen darzustellen und verständlich zu machen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Die Frage ist zwar 
gestellt, aber es ist eine rhetorische Frage, denn die 
Fragestunde läßt ihre Beantwortung nicht zu. 

Nun hat zu einer weiteren Zusatzfrage der Kollege 

(B) Gerhard Reddemann das Wort. 

Gerhard Reddemann (CDU/CSU): Herr Staatsse- 
kretär, hat das Bundeswirtschaftsministerium die An- 
zeigen in den Zeitschriften „Stern" und „Spiegel" 
deswegen geschaltet, weü sich die Redaktionen die- 
ser Zeitschriften permanent gegen eine vernünftige 
Entwicklung im europäischen Raum aussprechen, 
oder aus welchen Gründen sind diese beiden Zeit- 
schriften vom Wirtschaftsministerium bedacht wor- 
den? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, wir wenden uns mit diesen Anzeigen an den 
Leserkreis dieser Zeitschriften, nicht etwa an einzelne 
Redakteure. Der Leserkreis und die Auflagen von 
„Stern" und „Spiegel" sind für solche Anzeigen — 
der Preis sagt dies ja schon aus — natürlich außeror- 
dentlich interessant. Wer in diesen beiden Illustrierten 
so plakativ schaltet, wie wir es mit dieser Anzeigen- 
kampagne gemacht haben, kann davon ausgehen, 
daß sich das eingesetzte Geld wirklich bezahlt 
macht. 

(Günther Friedrich Nolting [FDP]: Sehr 
gut!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe nunmehr 
ohne weiteren Kommentar die Frage 52 des Abgeord- 
neten Wieland Sorge auf: 

Ist dem mit Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft vom 
14. Oktober 1991 — Gesch.-Z.: Z C 2 - 1101 - 12/91 — verfügten 
Ausschluß der Angehörigen der Heüberufe von den ERP- Darle- 
hen für die Existenzgründung zu entnehmen, daß die Bundes- 


regierung bei Ärzten und Zahnärzten, Tierärzten und Apothe- (C) 
kern, Krankengymnasten und Physikalischen Therapeuten die 
Niederlassung in freier Praxis nicht mehr für erforderlich und 
förderungswürdig hält? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Ich möchte 
mich bei Ihnen, Herr Präsident, dafür bedanken, daß 
Sie meine Antworten ernst nehmen, und darf dem 
Herrn Abgeordneten Sorge die Frage 52 folgender- 
maßen beantworten. 

Für die Bundesregierung hat die Niederlassung von 
Angehörigen der Heilberufe in den neuen Bundes- 
ländern unverändert große Bedeutung. Ledighch aus 
der ERP- Förderung mußten wegen der überaus star- 
ken Nachfrage nach den ERP- Krediten die Heilberufe 
nunmehr herausgenommen werden. Ihre Berücksich- 
tigung im Rahmen der ERP-Förderung hatte ohnehin 
nur Ausnahmecharakter. Im Westen, also in den alten 
Bundesländern, konnten sie nie ERP-Kredite erhal- 
ten. 

Den Angehörigen der Heilberufe in den neuen Bun- 
desländern stehen aber die Investitionszulage und 
die Kreditprogramme der Deutschen Ausgleichsbank 
und der Kreditanstalt für Wiederaufbau und die diver- 
sen steuerlichen Hilfen weiterhin zur Verfügung. Das 
sind Hilfen mit insgesamt erheblichem — jetzt darf ich 
dieses Wort einmal verwenden — Subventionsqe- 
halt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Sorge, bitte. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Staatssekretär, wenn die 
Möglichkeiten, die Sie eben genannt haben, bei den 
Heüberufen die Chance eröffneten, daß man sich pri- 
vat niederlassen kann, wären ja die Klagen nicht so 
groß. Sind Sie nicht doch der Meinung, daß man durch 
diese Maßnahme die Entwicklung dieser Berufe be- 
hindert oder gar gefährdet? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, das ist im Kern die Frage, vor die wir immer 
gestellt waren. Wir haben z. B. auch heute im Haus- 
haltsausschuß über dieses Thema diskutiert und ha- 
ben Konsens über die von mir vorgetragene Lösung 
herbeigeführt. Es gibt ja Kompensationen, die ich auf- 
geführt habe. Nach allen Erfahrungen, die wir haben, 
reichen diese aus. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Sorge? 

(Wieland Sorge [SPD]: Nein!) 

— Dann kommen wir zur Beantwortung der Frage 53 
des Abgeordneten Wieland Sorge: 

Ist die Anweisung des Bundesministers für Wirtschaft vom 
14. Oktober 1991 - Gesch.-Z.: Z C 2 - 1101 - 12/91 - an die 
Kreditinstitute des Bundes, „ab sofort auf neu eingehende An- 
träge von Angehörigen der Heilberufe keine ERP-Darlehen 
mehr zuzusagen", mit anderen Ressorts der Bundesregierung 
und mit den Regierungen der neuen Bundesländer abge- 
stimmt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, die Entscheidung ist vom Bundesministerium 
der Finanzen und vom Bundesministerium für Wirt- 
schaft gemeinsam getroffen worden. Die neuen Bun- 
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(A) desländer wurden über diese Entscheidung selbstver- 
ständlich informiert. Eine Abstimmung mit den Län- 
dern war der Sache nach nicht erforderhch und ist 
auch nicht erfolgt. Die Länder praktizieren diese Re- 
gelung. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Sorge, 
eine Zusatzfrage, bitte. 

Wieland Sorge (SPD); Herr Staatssekretär, gleich- 
zeitig wmrde mit diesem Schreiben aber auch signah- 
siert, daß man an eine Änderung der ERP-Förderung 
gedacht hat. Ist dieser Plan in die ReaÜtät umgesetzt 
worden, und erfolgt die geänderte ERP-Förderung 
schon? 

Dr_ Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, dies ist in der Tat in dieser Richtung der Fall, 
weil wir, wenn ich das noch etwas ausführhcher dar- 
legen darf, in diesem Bereich angesichts der Vielzahl 
von Anträgen an finanzielle Grenzen stoßen. Die 
Nachfrage nach ERP-Krediten nimmt immer stärker 
ZU; das ist ja außerordenthch erfreuhch. Es sind bereits 
133 000 Einzelanträge mit einem Kreditvolumen von 
fast 15 Milliarden DM eingereicht worden. Ohne Ein- 
schränkung der Förderung, wie es bei dem Beispiel, 
das ich genannt habe, der Fall war, hätten die insge- 
samt verfügbaren Mittel weder 1991 ausgereicht, 
noch würden sie 1992 ausreichen. Um die Förderung 
des ERP-Sondervermögens im gesetzüch vorgegebe- 
nen Kernbereich ohne Beeinträchtigung fortführen zu 
können, büeb zur Beendigung der Förderung der 
Heilbemfe — ich sagte es schon — leider keine Alter- 

(B) native. 

Das Volumen der Förderung für die Heilberufe 

— vielleicht interessiert Sie das ebenfalls noch — hat 
einen Umfang von mehr als 2 Milharden DM ange- 
nommen. Damit ist auch ein wesentiicher Beitrag zur 
medizinischen Grundversorgung geleistet worden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage des Kollegen Sorge, bitte. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Staatssekretär, die Viel- 
zahl der Anträge, die Sie soeben genannt haben, zeigt 
doch, daß die Heilberufe mit den Möghchkeiten, die 
Sie in der Antwort auf meine erste Frage genannt 
haben, doch nicht auskommen. Es besteht also ein 
Finanzierungsproblem, so daß das Ministerium nicht 
davon ausgehen kann, daß die anderen Kreditmög- 
hchkeiten, die Sie genannt haben, ausreichen. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Das ist richtig. 
Vielleicht ist das in meiner Antwort etwas zu kurz 
gekommen. Aber wir haben auch nur einen Finanz- 
rahmen von 15 Milliarden DM, den wir nicht über- 
schreiten können. Das läßt der Gesetzesbeschluß zmn 
ERP-Kreditprogramm leider nicht zu. Die Kompensa- 
tionsmöghchkeiten, die wir haben, sind nach unserer 
Meinung allerdings ausreichend. 

Wenn die Heilberufe im Kreis der Anspmchsbe- 
rechtigten verbheben wären, Herr Abgeordneter, 
dann hätte es mit Sicherheit Ablehnungen in anderen 
Bereichen gegeben. Das ist ganz klar. Wir haben eben 
nur 15 Milüarden DM zu vergeben. Dieser Rahmen ist 
entsprechend ausgefüllt worden. 


Das ist schon ein finanzielles Problem; da gebe ich (C) 
Ihnen nochmals ausdrückhch recht. Wenn wir 20 Mil- 
harden oder 25 MiUiarden DM zur Verfügung hätten, 
dann bräuchten wir im Prinzip keine Einschränkun- 
gen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage des KoUegen Clemens Schwalbe, bitte. 

Clemens Schwalbe (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, gilt diese Regelung nur für die neu eingehenden 
Anträge oder auch für die bereits in der Bearbeitung 
befindhchen Anträge? 

Dr. Erich Riedi, Pari. Staatssekretär: Sie galt von 
Anfang an. 

Ciemens Schwaibe (CDU/CSU): Nur für die neu 
eingereichten? 

Dr. Erich Riedi, Pari. Staatssekretär: Nein. 

Ciemens Schwaibe (CDU/CSU): Also für aUes, was 
im Moment nicht bearbeitet ist? 

Dr. Erich Riedi, Pari. Staatssekretär: Das wurde un- 
ter der Maßgabe dieser Regelung vom Zeitpunkt des 
Erlasses dieser Bekanntmachung an so behandelt. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Danke!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage des Kollegen Wohgang Roth. 

Wolfgang Roth (SPD): Herr Staatssekretär, glauben 
Sie nicht, daß diese Entscheidung im Hinbhck auf 
künftige Ertragserwartungen dieser Berufe vertretbar 
war? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, ich sage es noch einmal: Wenn wir die Heilbe- 
mfe total im Kreis der Anspmchsberechtigten belas- 
sen hätten, dann wären andere Bemfe nicht zum Zuge 
gekommen, denn der Rahmen von 15 Milharden DM 
darf nicht überschritten werden. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Herr Präsident, der 

Herr Staatssekretär hat meine Frage nicht 
verstanden!) 

— Wir konnten mit dieser Beschränkung, mit dieser 
Einschränkung allerdings die Quahtät eines größeren 
Fördervolumens erreichen. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Sie haben meine 
Frage nicht verstanden!) 

— Sie können sie gerne wiederholen. 

Wolfgang Roth (SPD); Ich sage es noch deuthcher: 

Da ich der Auffassung bin, Herr Staatssekretär, daß 
wir begrenzen mußten, glaube ich — stimmen Sie mir 
darin zu? — , daß hinsichtiich der Ertragserwartungen 
in den Heilberufen in diesem Zusammenhang nicht 
die größte Notwendigkeit der Förderung bestand. Da 
ich an dem Entscheidungsprozeß beteihgt war, er- 
laube ich mir, die Frage zu stellen: Freuen Sie sich, 
daß ich Sie unterstütze? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihre 
Frage mit Ja beantworten. Nur, ich war der Meinung, 
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(A) daß ich vorhin genauso konkret geantwortet habe. Ich 
bitte um Nachsicht. Ich bin nicht so flexibel wie Sie. 
Ich bin in Bayern zur Schule gegangen. Da hat man 
gewisse Probleme. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Heimuth Becker; Nachdem die Frage 
doppelt beantwortet worden ist, hält das auch bes- 
ser. 

Die Fragen 54 und 55 der Frau Abgeordneten Dr. 
Christine Lucyga sollen auf Wunsch der Fragestellerin 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 56 des Abgeordneten Wolfgang Roth 
auf: 

In welcher Höhe hat die Firma AEG für die AEG Olympia 
Office GmbH in der Vergangenheit Mittel aus der Regionalför- 
derung des Bundes erhalten, und inwieweit leitet die Bundesre- 
gierung hieraus eine Verpflichtung der Firma AEG ab, den Pro- 
duktionsstandort Wilhelmshaven zu erhalten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, ich hoffe, es gelingt mir, Sie nun besser zu ver- 
stehen. 

(Wolf gang Roth [SPD]: Jetzt ist es ja schrift- 
lich! — Heiterkeit) 

— Ja, jetzt kann ich es lesen. 

(Erneute Heiterkeit) 

Herr Präsident! Herr Abgeordneter, die Weitergabe 
von Daten und Informationen darüber, ob und gege- 
benenfalls in welcher Höhe die Firma AEG für die 
Firma AEG Olympia Office GmbH Fördermittel aus 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" erhalten hat, würde gegen 
das Gebot der Wahrung des Geschäftsgeheimnisses 
gemäß den §§ 30 Verwaltungsverfahrensgesetz und 
203 Strafgesetzbuch verstoßen und ist daher — Herr 
Abgeordneter, es tut mir leid — leider unzulässig. 

Wenn ein privater Investor Fördermittel der Ge- 
meinschaftsaufgabe annimmt, verpflichtet er sich, die 
dem Antrag zugrunde hegenden und im Bewilh- 
gungsbescheid des Landes enthaltenen Fördervor- 
aussetzungen zu erfüUen. Eine weitergehende Ver- 
pflichtung wie etwa die Erhaltung des Produktions- 
standortes übernimmt er nicht. 

Vizepräsident Heimuth Becker: Zusatzfrage des 
KoUegen Roth. 

Woifgang Roth (SPD): Ich habe volles Verständnis 
für Ihre Antwort, weü sie auf der Basis des Gesetzes 
gegeben worden ist. 

Ich habe daran anschheßend eine Frage zur Bewer- 
tung des Vorganges. Da wir beide wissen, daß regio- 
nale Förderungsmittel in erhebüchem Umfang an die 
entsprechende Firma — AEG — geflossen sind, frage 
ich Sie: Halten Sie es für morahsch vertretbar, wenn 
ein Großkonzem aus der Bundesrepubhk Deutsch- 
land so kurzfristig regionalwirtschafthch derart ver- 
heerende Entscheidungen trifft? 

Dr. Erich Riedi, Pari. Staatssekretär: Morahsche Kri- 
terien, sosehr man an ihnen Interesse hat, Herr Abge- 


ordneter, können hier keine Rolle spielen. Die Bun- (C) 
desregierung hat auch nicht die Möghchkeit, die be- 
triebswirtschaftliche Notwendigkeit von Be- 
triebsschließungen dieser Art nachzuprüfen. Dafür ist 
sie nicht da. Ich bitte um Verständnis, wenn ich mich 
einer Wertung — die in Ihrer Frage hegt — enthalten 
muß. Ich kann allerdings verstehen, daß ein Poütiker 
und Parlamentarier Zusammenhänge sieht: hie ein 
beachtüches Fördervolumen und da Entlassungen 
von Menschen, die auf Grund dieses Fördervolumens 
geraume Zeit einen, wie sie meinten, sicheren Ar- 
beitsplatz hatten. 

Vizepräsident Heimuth Becker: Weitere Zusatz- 
frage des Kollegen Roth, bitte. 

Woifgang Roth (SPD). Sie haben jetzt eine Antwort 
gegeben, die einen Weltkonzern dieses Umfangs von 
jeder regionalen Wirtschaftsverantwortung freisteUt. 
Wollen Sie das wirkhch ernsthaft vertreten? Gestern 
ist in diesem Zusammenhang nach den Zuschüssen 
für Forschung und Entwicklung gefragt worden; 
heute wird nach den Zuschüssen für Regionalförde- 
rung gefragt. Möchten Sie wirkhch behaupten, daß 
ein derartiger Konzern nach den Vorstellungen des 
Wirtschaftsministeriums von jeder Wirtschaftsethik 
befreit ist? 

Dr. Erich Riedi, Pari. Staatssekretär: Schon die Dif- 
ferenzierung in Ihrer Frage — Sie beziehen sich auf 
einen Konzern und lassen die anderen Größenord- 
nungen in unteren Kategorien außer acht — zeigt, daß 
Sie eine Wertung vornehmen, Herr Abgeordneter. 

Der kann sich die Bundesregierung nicht anschheßen. (d) 
In den Förderbescheiden ist — das habe ich schon 
gesagt — keine Verpflichtung enthalten, die lautet: 

Wir verpfhchten uns, den Produktionsstandort, der 
gefördert worden ist, auf Dauer sicher zu erhalten. Das 
kann auch niemand verlangen. Eine solche Förderung 
würde auch niemand annehmen. 

Ich überlasse es Ihnen, im gesellschaftspohtischen 
Bereich diese Auffassung zu vertreten. Aber den Ver- 
treter der Bundesregierung bringen Sie nicht dazu, 
von der Linie, die ich hier vertrete, abzugehen. 

Vizepräsident Heimuth Becker: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir wissen, daß wir uns im Augenbhck 
haargenau an der Grenze dessen bewegen, was die 
Geschäftsordnung nicht mehr zuläßt, nämlich Wer- 
tungen oder entsprechende Auffassungen und Fest- 
stellungen in eine Frage zusätzhch hineinzubringen. 

Nun hat zu einer weiteren Zusatzfrage der Kollege 
Arne Börnsen das Wort. 

Arne Börnsen (Ritterhude) (SPD); Hoffentlich ohne 
unzulässige Wertung darf ich Sie fragen, Herr Staats- 
sekretär, welche Initiativen die Bundesregierung er- 
griffen hat, um die Vorgehensweise der niedersäch- 
sischen Landesregierung gegenüber dem betroffe- 
nen Konzern zu unterstützen, in der betroffenen Re- 
gion Ausgleichsmaßnahmen vorzunehmen, wenn die 
Entscheidung hinsichtlich des Standorts selber nicht 
in Frage gestellt werden konnte. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Präsident, 
jetzt bin ich in einer Geschäftsordnungsproblematik, 
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(A) die wir aber lösen können. Die Antwort auf die 
Frage 57 würde auch diese Zusatzfrage beantworten. 
Soll ich diese Antwort jetzt geben? 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ja, ich würde sie 
bitten, zuerst die Frage 57 zu beantworten. Danach 
könnten Sie die Zusatzfrage erneut stellen, Herr Kol- 
lege Börnsen. 

(Ame Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Aber 
gern!) 

Dann rufe ich Frage 57 des Kollegen Roth auf: 

steht die Bundesregierung hinter dem VEBA-Projekt eines 
Importkohleverstromungszentnims, und ist sie bereit, die An- 
siedlung eines Importkohleverstromungszentrums am Tiefwas- 
serhafen in Wilhelmshaven zu unterstützen, um der Region bei 
der Überwindung ihrer Struktur- und arbeitsmarktpolitischen 
Krise (Arbeitslosenquote nach der Stillegung von AEG Olympia 
Office GmbH ca. 25%) zu helfen? 

Zur Beantwortung, bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Danke schön, 
Herr Präsident. 

In einem Gespräch zwischen dem Ministerpräsi- 
denten des Landes Niedersachsen und dem Vor- 
standsvorsitzenden der VEBA AG am 17. Oktober 
1991 ist vereinbart worden, eine gemeinsame Arbeits- 
gruppe einzusetzen, die untersuchen soll, wie langfri- 
stig gesicherte Stromerzeugungskapazitäten im Land 
Niedersachsen erhalten werden können. Diese Ar- 
beitsgruppe soll geeignete Standorte für Gas- und 
Kohlekraftwerke prüfen und insbesondere klären, ob 
Wilhelmshaven als Standort für ein großmaßstäbh- 
(ßj ches Importkohleverstromungszentrum in Betracht 
kommt. 

Die Bundesregierung begrüßt — Herr Abgeordne- 
ter Börnsen, das war Ihre Frage an mich — , daß zwi- 
schen dem Land Niedersachsen und der VEBA AG 
rechtzeitig geeignete Standorte für Kraftwerke ausfin- 
dig gemacht werden sollen. Allerdings bleiben kon- 
krete Ergebnisse dieser Prüfung abzuwarten — die 
Zeit war noch zu kurz — , bevor bewertet werden 
kann, ob für ein solches Projekt FÖrdermöghchkeiten 
in Betracht kommen. Die Bundesregierung ist aber 
hierzu jederzeit gesprächsbereit. 

Ich verrate hier kein Geheimnis, weil es auf die 
Initiative von Abgeordneten zurückgeht: Ich werde in 
den nächsten Tagen sowohl mit der zuständigen Indu- 
striegewerkschaft als auch mit dem zuständigen 
Christlichen Gewerkschaftsbund hierüber erste Ge- 
spräche führen. 

Sie sind im übrigen, Herr Abgeordneter, ebenfalls 
herzlich eingeladen, mit mir im Bimdeswirtschaftsmi- 
lüsterium die Dinge zu besprechen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Keine weiteren Zu- 
satzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 58 der Frau Kollegin 
Gabriele Iwersen auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein Zusam- 
menhcuig zwischen der positiven Entwicklung des Daimler- 
Benz-Konzems und der durch den „Haussmannerlaß" möghch 
gewordenen Fusion mit MBB zu sehen ist, und erwartet die Bun- 
desregierung, daß hohe staathche Zuwendungen an Unterneh- 
men eine entsprechende wirtschafts- und sozialpolitische Ver- 
antwortung für einen ohne konzerninterne Umstrukturierung 


gefährdeten Standort in einer strukturschwachen Region wie im (C) 
Falle der AEG Olympia Office GmbH, Wilhelmshaven, zur Folge 
haben sollten? 

Zur Beantwortung, bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Abgeord- 
nete, die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, 
daß zwischen der Entwicklung des Daimler-Benz- 
Konzerns und der seinerzeitigen Ministererlaubnis für 
den Zusammenschluß von Daimler-Benz und MBB 
ein Zusammenhang besteht. Die Ministererlaubnis 
wie auch Entscheidungen über gegebenenfalls ge- 
zahlte Fördermittel des Bundes dienen jeweils beson- 
deren wirtschaftspolitischen Zielen. So wird durch 
den Zusammenschluß der beiden Firmen gewährlei- 
stet, daß mittel- und langfristig die Subventionen für 
den Airbus abgebaut werden können und das Absatz- 
risiko schrittweise privatisiert werden kann. 

Soweit Mittel beispielsweise zur Forschungsförde- 
rung geflossen sind, dienen sie dem Ausgleich spezi- 
fischer Kosten in innovativen, als förderungswürdig 
anerkannten Produktionsbereichen. Weitergehende 
Ansprüche an das Unternehmen können daraus nicht 
abgeleitet werden, insbesondere nicht eine Verpflich- 
tung der Firma AEG, den Produktionsstandort Wil- 
helmshaven zu erhalten. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage, Frau 
Kollegin Iwersen. 

Gabriele Iwersen (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ih- 
nen bekannt, ob vielleicht schon einmal ein Konzern 
in irgendeiner Weise auf eine Form der Intervention 
durch die Regierung, durch einen Minister oder gar 
durch den Bundeskanzler reagiert und sich dadurch 
zum Erhalt oder zur Sanierung gefährdeter Arbeits- 
plätze bereitgefunden hat? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Abgeord- 
nete, es ist ganz selbstverständhch, daß sich Parla- 
mentarier, Pohtiker aller Gruppierungen und Katego- 
rien in solchen Fällen engagiert einsetzen. Wenn Sie 
sich aber — das habe ich auch als Abgeordneter schon 
selbst erlebt — bei entsprechenden Unternehmen für 
die Arbeitsplatzerhaltung einsetzen, wird an Sie die 
Frage gerichtet: Welche MögÜchkeiten haben Sie, 
uns zu helfen, aus den roten Zahlen herauszukom- 
men? — Dann kommt immer die Frage an die Pohtik: 

Wie wollen Sie das Defizit ausgleichen, das Minus 
abdecken? Dann schweigen auf Pohtikerseite mei- 
stens die Höten. Das ist doch das große Problem! Na- 
türhch habe ich Verständnis für AEG Wilhelmshaven. 

Ich kenne die Problematik seit Jahren. 

Frau Abgeordnete, wenn Sie mir noch eine Ergän- 
zung gestatten, weü Sie den Airbus und die Fusion 
von Daimler-Benz und MBB angesprochen haben: Mit 
dieser Fusion konnte das Airbus-Programm mit den 
Modellen A 330 und A 340 auf eine sichere finanzielle 
Basis gestellt werden, was gerade im norddeutschen 
Raum, im Bereich zwischen Bremen und Hamburg, 
Tausende von Arbeitsplätzen sichert. Ich sage immer: 

Das Airbus- Programm ist das beste Werften-Pro- 
gramm. Wenn es uns nicht gelungen wäre, den Airbus 
in die industrielle Verantwortung von Daimler-Benz 
zu überführen, würden in Norddeutschland noch an 
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(A) ganz anderen Stellen die Lichter ausgehen. Diesen 
Zusammenhang bitte ich zu sehen. 

Vizepräsident Heimuth Becker: Wir kommen von 
der Frage natürhch immer weiter weg; trotzdem eine 
weitere Zusatzfrage der Frau Kollegin Iwersen. 

(Pari. Staatssekretär Dr. Erich Riedl: Ent- 
schuldigung, Herr Präsident, das hängt 
schon damit zusammen!) 

Gabrieie Iwersen (SPD): Stimmt das Gerücht, daß 
sich der Bundeswirtschaftsminister in schrifthcher 
Form an den Vorstandsvor sitzenden von Daimler- 
Benz mit der Bitte um Erhalt der Arbeitsplätze bei 
AEG-Olympia gewandt hat, und kann es sein, daß die 
Tatsache, daß die Airbusproduktion im norddeut- 
schen Raum sehr erfolgreich ist, zu der Überlegung 
hätte führen können oder sollen, eine neue Produkt- 
linie für AEG-Olympia zu finden? Denn dort hängt 
keiner an den Schreibmaschinen, sondern nur an dem 
Standort. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Abgeord- 
nete, ob das mit dem Brief stimmt, müßte ich nach- 
schauen. Wir tauschen in der Leitungsebene des Mini- 
steriums zwar gegenseitig all die Briefe aus, aber Sie 
werden verstehen, daß ich bei den riesigen Stößen, 
die da jeden Tag rauslaufen, nicht den Überb hck 
habe. 

Ich werde sofort veranlassen, daß gesucht wird. 
Wenn der Brief gefunden wird und das Briefgeheim- 
nis gewahrt wird, werde ich Ihnen den Inhalt mitt ei- 
len. Ich bin aber nicht ganz sicher, ob es rechthch in 
Ordnung ist, weil ich auch in diesem Fall an Initiati- 
ven, die vor allen Dingen Ihre Fraktion immer ergrif- 
fen hat, nicht rütteln möchte. 

Vizepräsident Heimuth Becker: Eine weitere Zu- 
satzfrage des Kollegen Wolfgang Roth. 

Wolfgang Roth (SPD): Herr Staatssekretär, als da- 
mals die Fusion Daimler Benz-AEG geschah, ist dies 
in der Öffenthchkeit unterstützt worden mit der Fest- 
stellung, damit würden insbesondere in struktur- 
schwachen Regionen Arbeitsplätze gesichert. Können 
Sie verstehen, daß jetzt nach den fünf bis sechs Jahren 
erfolgter Fusion die Enttäuschung in Wilhelmshaven 
doppelt so schwer wiegt, weil dort genau mit dem 
Argument, das heute enttäuscht wird, die Fusion ver- 
kauft worden ist, übrigens unter Einschluß des Wirt- 
schaftsministeriums? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, ich kenne die Sache von damals auch noch ganz 
genau. Wenn es damals dieses Zusammengehen von 
Daimler Benz und AEG nicht gegeben hätte, wären 
damals in Wilhelmshaven — entschuldigen Sie, wenn 
ich es nochmal sage — schon die Lichter ausgegan- 
gen. Sie können doch nicht sagen, daß eine damals als 
richtig erkannte Entscheidung, die einige Jahre ge- 
halten hat, auf ewig hätte halten können, wenn die 
Produkthnien, die Produktion und der gesamte be- 
triebhche Ablauf auf Dauer zu immer größeren roten 
Zahlen führen. Das kann niemand vertreten und 
schon gar nicht in einem völhg privat geführten Unter- 
nehmen. 


Vizepräsident Heimuth Becker: Herr Staatssekre- (C) 
tär, herzhchen Dank für die Beantwortung der Fragen 
und der Zusatzfrage. 

Die Fragen 59 und 60 aus Ihrem Geschäftsbereich 
müssen schrifthch beantwortet werden, weü wir am 
Ende der Fragestunde sind. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Dasselbe güt für die Fragen 61 bis 65 aus dem Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Auch diese Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir bedanken uns trotzdem, Herr Parlamentari- 
scher Staatssekretär Gallus, daß Sie hier waren. 

Wir fahren nun in der Tagesordnung fort. Ich rufe 
den Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
erziehungsgeldgesetzes und anderer Vor- 
schriften 

— Drucksachen 12/1125, 12/1288 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Famihe und Senioren (13. Aus- 
schuß) 

— Drucksache 12/1495 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Walter Link (Diepholz) 

Hildegard Wester 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung (D) 

— Drucksache 12/1496 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Irmgard Karwatzki 

Dr. Sigrid Hoth 

Dr. Konstanze Wegner 

(Erste Beratung 50. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch. — Dann ist das so be- 
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Frau Kol- 
legin Erika Reinhardt das Wort. 

Erika Reinhardt (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der uns vorliegende Gesetzent- 
wurf zur Änderung des Bundeserziehungsgeldgeset- 
zes und anderer Vorschriften ist die Folge einer kon- 
sequenten Famihenpohtik der CDU/CSU. Diese Re- 
gierung hat gehandelt und 1986 das Erziehungsgeld 
gegen die Stimmen der SPD eingeführt und eine 
schrittweise Verbesserung angestrebt und auch er- 
reicht. 

In diesen fünf Jahren hat sich gezeigt, daß das von 
der Koahtion beschlossene und bis heute fortgeschrie- 
bene Gesetz ein Kernstück der Familienpolitik in 
Deutschland geworden ist. Seit dem Inkrafttreten ha- 
ben rund 97 % der Eltern Erziehungsgeld beantragt, 
bis heute rund 3 Millionen. Dafür wurden bis Ende 
1990 16,5 MiUiarden DM auf gewendet, und für die 
jetzt vorgesehene Veränderung, Verlängerung wer- 
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(A) den die Mittel um 2,7 Milliarden DM erhöht. Diese 
Zahlen sprechen für sich und bestätigen unsere Poh- 
tik. 

Die SPD hat während ihrer Regierungszeit aus fi- 
nanzpohtischer Krise heraus, in der sie sich damals 
befand, eine Reihe von wichtigen familienpohtischen 
Leistungen, z. B. auch das Kindergeld, gekürzt. Auch 
wir hatten nach der Regierungsübernahme — das 
muß man sehen — mit dieser Finanzsituation unsere 
Probleme. Um Verbesserungen im famihenpolitischen 
Bereich anbieten zu können, war es notwendig, dafür 
systematisch wieder Boden zu schaffen. Forderungen 
allein genügen eben nicht. Die Umsetzung muß reah- 
sierbar sein, d. h. wirtschafthch vertretbar, finanzier- 
bar. 

Innerhalb des Pakets von famihenpolitischen Maß- 
nahmen waren und sind Erziehungsgeld und Erzie- 
hungsurlaub für die CDU/CSU die Herzstücke. Sie 
ermöghchen den Erziehungsberechtigten — dem Va- 
ter oder der Mutter — , sich ohne unzumutbare Ein- 
schränkungen der Erziehung des Kindes zu widmen. 
Da gerade die ersten drei Lebensjahre — darin sind 
sich die Wissenschaftler übrigens einig — für die Ent- 
wicklung des Kindes entscheidend und prägend sind, 
ist der systematische Ausbau von Erziehungsgeld und 
Erziehunqsurlaub der richtige Ansatz zum Wohl des 
Kindes. 

Entscheidend bezüghch des Erziehungsurlaubs ist 
es, daß die volle soziale Absicherung, insbesondere 
der Erhalt des Arbeitsplatzes, gewährleistet ist, damit 
die Wiedereingliederung problemlos möghch ist. 

(B) Gleichzeitig haben wir uns auch für die Bezeichnung 
„Berufsbildung" statt „Berufsausbildung" entschie- 
den, denn nur so sind Fortbildung und Weiterbildung 
wirkhch gewährleistet. 

Mit dem vorhegenden Entwurf eines Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Bundeserziehungsgeldge- 
setzes werden wichtige Verbesserungen erreicht. So 
wird für Kinder, die nach dem 31. Dezember 1991 
geboren werden, ein dreijähriger Erziehungsurlaub 
gewährt. Die Gewährung von Erziehungsgeld wird ab 
1993 von derzeit 18 Monaten auf dann 24 Monate aus- 
gedehnt, wobei die soziale Sicherung voll erhalten 
bleibt. Obwohl der Bezug von Erziehungsgeld ab dem 
siebten Monat einkommensabhängig ist, erhalten 82 
Prozent der Eltern den vollen Betrag auch nach dieser 
Zeit. 

Meine Damen und Herren, die Erhöhung der Ein- 
kommensgrenze wäre sicher wünschenswert, aber 
auch hier bleibt die Frage der Finanzierbarkeit. Die 
CDU/CSU ist der Überzeugung, daß es zunächst vor- 
rangig ist, den Kindern in ihrer entscheidenden Le- 
bensphase die bestmöghche Fürsorge zukommen zu 
lassen. Sie hat sich deshalb für die Verlängerung der 
Gewährung von Erziehungsgeld und Erziehungsur- 
laub entschieden. 

Das in einigen Bundesländern, so in Rheinland- 
Pfalz — noch unter der CDU-Regierung — , in Baden- 
Württemberg, in Berhn und Bayern eingeführte Fami- 
hen- oder Landeserziehungsgeld ist, wie wir glauben, 
eine wichtige Ergänzung. In Baden-Württemberg gibt 
es auf diese Weise ab 1993 neben dem Erziehungsur- 


laub auch ein Erziehungsgeld, das für drei Jahre ge- (C) 
währt wird. 

Meine Damen und Herren, das ist Famihenpohtik. 

Es wäre daher ein Zeichen von aktiver Famihenpoh- 
tik, wenn endhch auch die SPD-regierten Länder die- 
sem Beispiel folgen würden. Doch sie haben sich bis- 
her geweigert, jungen Famihen in gleicher Weise Un- 
terstützung zu gewähren. Fordern ist eben die eine, 
die Durchführung die andere Seite. 

Der vorhegende Gesetzentwurf ist kein Frauenge- 
setz, wie aus den Reihen der Opposition behauptet 
wird. Die Entscheidung, ob die Mutter oder der Vater 
die Leistungen in Anspruch nimmt, muß bei der Fami- 
he hegen. Zweifellos ist es bedauerhch, daß die Reso- 
nanz bei den Vätern bisher schwach war. Es kann und 
darf aber nicht Aufgabe des Staates sein, eine solche 
Entscheidung vorwegzunehmen. Die stärkere Einbe- 
ziehung auch der Väter in die Betreuung und Erzie- 
hung der Kinder kann nur durch eine Bewußtseinsbil- 
dung in der Gesellschaft erreicht werden. 

Dieses Gesetz schafft die Voraussetzungen dazu, 
indem es das Angebot auch für die Väter eröffnet. 
Auch die Stellung der Väter nichtehehcher Kinder 
erfährt durch den vorhegenden Entwurf eine ent- 
scheidende Verbesserung. War die Inanspruchnahme 
bisher allein an das Sorgerecht geknüpft, so besteht in 
Zukunft die Möghchkeit für den Vater, der mit dem 
nichtehehchen lünd zusammenlebt, Erziehungsgeld 
zu beantragen, wenn die Mutter zustimmt. 

Ich möchte noch zwei weitere — ich glaube, we- 
senthche — Änderungen nennen: die Nichtanrech- 
nung — zumindest teilweise — des Mutterschaftsgel- 
des und die Härtefallregelung im FaUe des Todes oder (f^) 
einer schweren Krankheit oder einer schweren Behin- 
derung des Sorgeberechtigten. 

Alle diese Leistungen, meine Damen und Herren, 
können den ideellen Wert der Erziehungsarbeit nicht 
aufwiegen, die Väter und Mütter leisten. Sie sind aber 
Hilfe und Ansporn, besonders für junge Menschen. 
Diesen Ansporn zu geben war für die CDU/CSU im- 
mer Ziel und Aufgabe. Das ist auch die Aufgabe die- 
ses Entwurfs, über den wir heute hier abstimmen. Wir 
entscheiden zum Wohle der Famihen, die das wesent- 
hche Element unseres Staates sind und bleiben wer- 
den. 

Ich bitte Sie daher, diesem Gesetzentwurf gemäß 
der Beschlußempfehlung des Ausschusses für FamiUe 
und Senioren zuzustimmen. 

Ich danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteüe nunmehr 
das Wort der Kollegin Hildegard Wester. 


Hildegard Wester (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! In der gestrigen Sitzung des feder- 
führenden Ausschusses mußte ich mich belehren las- 
sen: Bei der Änderung eines Gesetzes ist eine grund- 
sätzhche Diskussion über Ziele und Wirkungsweisen 
desselben nicht angebracht; mit anderen Worten: 
Thema verfehlt. 
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(A) Daß es aber schwierig ist, die sogenannte Philoso- 
phie eines Gesetzes außer acht zu lassen, zeigte sich 
dann im Fortlauf der Debatte immer wieder, wenn es 
nämhch um die Diskussion einzelner Änderungsan- 
träge ging. Es wurde deuüich, daß Koalitionsparteien 
und Opposition von verschiedenen Wertvorstellungen 
aus gehen, kurz Philosophie genannt. Das verwundert 
ja nicht weiter, weil es zeigt, daß man aus gutem 
Grund verschiedenen Parteien angehört. 

Es sollte aber doch so sein, daß sich diese Philoso- 
phie wie ein roter Faden durch das Werk zieht und die 
einzelnen Bestimmungen begründet. Es geht dann 
logischerweise nicht, daß man seine Philosophie je 
nach Lage verändert. 

So kann ich z. B. bei der Begründung der einen 
Bestimmung nicht das Wohl des Kindes, bei einer an- 
deren die Erziehungsleistung des Erziehenden in den 
Vordergrund stellen, dann wiederum den Bezug von 
Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub von der Ein- 
heit der Famüie abhängig machen. 

(Dr. Ulrich Böhme [Unna] [SPD]: Sehr rich- 
tig!) 

Auf der einen Seite wird das Anrecht auf Erzie- 
hungsgeld vom Besitz des Sorgerechtes abhängig ge- 
macht, auf der anderen Seite wird beim Vater eines 
nichtehehchen Kindes von diesem Prinzip abgewi- 
chen. 

Sosehr ich begrüße, daß die Bundesregierung einen 
wesentiichen Schritt in Richtung Gleichstellung des 
nichtehelichen Vaters mit einem ehelichen Vater tut, 
so muß ich doch darauf aufmerksam machen, daß es 
sich hier um einen Bruch in der Logik des Gesetzes 
handelt, der u. a. dazu führt, daß der geschiedene 
eheliche Vater, der für eine gewisse Zeit die Betreu- 
ung seines Kindes übernimmt, schlechter dasteht als 
der soeben zitierte nichteheliche Vater. 

Hat man also den Eindruck, daß die Regierung bei 
der Einbeziehung des nichtehehchen Vaters in die 
Anspruchsberechtigung hinsichtüch Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub die Lebensreahtät in unserer 
Gesellschaft vor Augen hat, so reagiert sie bei der 
Frage des geschiedenen Vaters nach dem Motto, daß 
nicht sein kann, was nicht sein darf. Denn der geschie- 
dene Vater hat gegenüber dem nichtehehchen Vater 
ein erhebhches Manko: Er lebt nicht in Gemeinschaft 
mit seiner Famihe. 

Ich bin froh, daß es uns in der gestrigen Sitzung 
gelungen ist, den nichtehehchen Vater und den ge- 
schiedenen Vater in der Anspruchsberechtigung 
gleichzustehen, und daß der geschiedene ehehche 
Vater, der für eine Zeit die Betreuung seines Kindes 
übernimmt, in Zukunft Anspruch auf Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub hat. 

(BeifaU bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Bei der Frage der Bemessung des Erziehungsgeldes 
wird argumentiert, daß die Erziehungsleistung hono- 
riert wird und nicht etwa der ausgefahene Lohn oder 
das ausgefahene Gehalt ersetzt werden sollen. Bei der 
Einbeziehung der Pflegekinder in das veränderte Ge- 
setz mußten wir aber wieder feststehen, daß hier nicht 
die Erziehungsleistung honoriert werden soh. 


Hier soh den Pflegeeltem Erziehungsgeld und (C) 
-Urlaub verwehrt werden, weh sie nicht leibhche El- 
tern sind. Diese Entscheidung erscheint vöhig imver- 
ständhch; denn die Aufnahme eines Pflegekindes in 
eine Famüie erfordert eine hohe Leistung von der Per- 
son des oder der Erziehenden. Zudem bietet sie auch 
eine Entlastung der öffenüichen Hand, da Heimunter- 
bringung verhindert wird. Ich frage mich, welche Phi- 
losophie dieser Entscheidung zugrunde hegt. Es kann 
doch wohl nicht die sein, daß die Leibüchkeit der 
Elternschaft aheine ausreicht, um ein glückhches Le- 
ben zu ermöghchen. 

Es gibt noch weitere Brüche in der Logik des Geset- 
zes. Ich sprach eben schon davon, daß das Erzie- 
hungsgeld die Erziehungsleistung anerkennen wih. 

Dies güt aber nur für die ersten sechs Monate des 
Bezugs — Frau Reinhardt sprach es eben auch an — ; 
denn ab dem siebten Monat ist das Erziehungsgeld für 
den Rest der Laufzeit in seiner Höhe vom Famüienein- 
kommen abhängig. Hier wird also nicht mehr die Er- 
ziehungsleistung als solche bewertet, sondern eine 
Soziaheistung gewährt, die nur den Famüien zugute 
kommt, die über ein geringes Einkommen verfügen. 

(Erika Reinhardt [CDU/CSU]: So ist es ge- 
dacht!) 

Die Bemessungsgnindlage für die Höhe des Erzie- 
hungsgeldes nach dem sechsten Monat hat sich seit 
dem Jahr 1986 nicht geändert. Löhne und Gehälter 
sind aber in der Zeit von 1986 bis 1990 um 14,9% 
gestiegen. Mit einer geschätzten Wachstumsrate von 
4 % ergibt sich bis 1992 eine Erhöhung von 23,9%. Es 
wäre also, wenn man die Belastungen der Famüie ins- 
gesamt als Bemessungsgrundlage für die Höhe des 
Erziehungsgeldes zugrunde legt, nicht mehr als recht, 
wenn der Freibetrag von 29 400 DM entsprechend um 
mindestens 20 % auf 38 280 DM erhöht würde. 

Einen entsprechenden Antrag brachten wir gestern 
in den Ausschuß ein und mußten zu unserem Erstau- 
nen feststeUen, daß wir uns in voUer Übereinstim- 
mung mit den Kolleginnen und KoUegen der Fraktio- 
nen befanden, die die Regierung steUen. Dennoch 
gelang es nicht, diesem Antrag zu einer Mehrheit zu 
verhelfen; denn, wie wir hören mußten, hatte der Vor- 
sitzende der CSU und Finanzminister, Herr Waigel, 
diesem Vorhaben einen Riegel vorgeschoben. Er hat 
verhindert, daß Famüien, die Erziehungsarbeit lei- 
sten, an der aUgemeinen Entwicklung der Löhne und 
Gehälter im entsprechenden Maße Anteü haben. Ich 
kündige hier an, daß wir zu diesem Punkt initiativ 
werden; denn diese Tatsache ist für uns nicht hin- 
nehmbar. 

(BeifaU bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Einen letzten unserer Anträge im Ausschuß möchte 
ich noch ansprechen, nicht zuletzt deswegen, weü er 
im mitberatenden Ausschuß für Frauen und Jugend 
eine Mehrheit gefunden hat. Dem Ausschuß Famüie 
und Senioren lag dieses Votum zum Zeitpunkt der 
Beschlußfassung noch nicht vor, 

(Zuruf von der SPD: Das ist aUerhand!) 

ein Umstand, den ich hier deutUch erwähnen möchte 
und der Anlaß geben muß, über die Abläufe und Koor- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. November 1991 


4501 


Hildegard Wester 

(A) dination von parlamentarischer Arbeit nachzuden- 
ken. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht darum, daß Adoptiveltern für Kinder Erzie- 
hungsgeld beantragen können, wenn sie sie bis zum 
siebten bzw., wie von uns gefordert, bis zu ihrem 
14. Lebensjahr adoptieren. Wir verfolgten damit die 
Absicht, älteren Kindern eine größere Chance auf 
Adoption zu geben. 

Wir wissen alle, daß die Aussicht eines Kindes, 
Adoptiveltern zu finden, um so geringer wird, je älter 
es ist, weil man natürhch davon ausgehen kann, daß 
ein Kind — aus welchen Gründen es auch immer zur 
Adoption freigegeben wurde — unter erhebhchen 
Problemen leidet, die entweder auf Grund seiner So- 
ziahsation in einem Heim oder etwa durch traumati- 
sche Ereignisse eines plötzhchen Verlustes beider El- 
ternteüe entstanden sein können, ln jedem Fall wäre 
es für ein solches Kind ausgesprochen positiv, Adop- 
tiveltern zu finden, die sich in dem nötigen Umfang 
und mit der entsprechenden zeithchen und auch 
finanziellen Zuwendung diesem Kind widmen kön- 
nen. 

Im Ausschuß Frauen und Jugend wurde von den 
Kritikern dieser vorgesehenen Änderung das Finanz- 
argument angeführt. Ich frage mich nur, wie man be- 
haupten kann, eine Maßnahme sei zu teuer, wenn 
man noch nicht einmal exakt festgestellt hat, um wie 
viele Fälle es sich eigenthch handeln könnte. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Alles in allem haben die Beratungen gestern ge- 
zeigt, daß das Änderungsgesetz mit der heißen Nadel 
gestrickt wurde, daß 

(Dr. Ulrich Böhme [Unna] [SPD]: Sehr be- 
dauerhch!) 

ihm eine brüchige Philosophie zugrunde hegt und daß 
auch dieses Gesetz mit Sicherheit wieder reformbe- 
dürftig ist. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Heimuth Becker: Ich erteüe unserem 
Kollegen Norbert Eimer das Wort. 

Norbert Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist sehr erfreuhch, daß wir 
bereits heute, also weniger als einen Monat nach der 
ersten Beratung, in die zweite und die dritte Beratung 
eintreten und zur Schlußabstimmung kommen. Damit 
kann das Gesetz am 1. Januar 1992 in Kraft treten. 

Meines Wissens wird die SPD, auch wenn sich 
meine Vorrednerin nicht dazu geäußert hat, trotz der 
hier geübten Kritik dem Gesetz zustimmen. Die Frak- 
tionen sind sich einig. Die Detaüs sind bereits in der 
ersten Beratung ausführhch dargestellt worden. Wir 
könnten es heute eigenthch kurz machen. 

Ich wende mich deshalb zuerst an den Ältestenrat 
und frage, warum man für diesen Gesetzentwurf eine 
Debattenzeit von 90 Minuten einräumt, aber z. B. bei 


dem sehr wichtigen Tagesordnungspunkt der Kinder- (C) 
konvention — der ja inzwischen abgesetzt und auf die 
nächste Woche verschoben worden ist — nur 30 Mi- 
nuten vorgesehen hat. 

(Dr. Ulrich Böhme [Unna] [SPD]: Richtig! 

Aber ist nicht auch dieser Punkt wichtig?) 

— Ich habe soeben gesagt, daß er wichtig ist. Aber 
wenn man sich einig ist, braucht man dafür doch nicht 
unnötig Zeit aufzuwenden, die wir für andere Punkte 
nötiger haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Dieser Punkt betrifft zwar — damit komme ich auf 
die Kinderkonvention zurück — federführend den Ju- 
stizbereich, aber thematisch den Ausschuß für Famihe 
und Senioren und viele Gesetze, die Einfluß auf das 
Famihenleben haben. 

Ich richte deshalb an den Ältestenrat die Bitte, et- 
was mehr Sorgfalt bei der Zuordnung der Debatten- 
zeiten aufzuwenden. Mindestens zwei Stunden wären 
für die Kinderkonvention angemessen. 

Eine zu lange Redezeit verführt auch hier, obwohl 
oder gerade weü wir weithin einig sind, dazu, unnötig 
und krampfhaft nach Gegensätzen zu suchen, deren 
Erörterung die Redezeit ausfüllt. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich glaube, die Öffenthchkeit wäre ganz froh, wenn 
wir bei manchen Gesetzen mehr Gemeinsamkeit do- 
kumentieren würden. 

Ich will der geschilderten Gefahr nicht erhegen und .j.. 
deshalb nur kurz die Verbesserungen aufzählen, die 
auch in der ersten Beratung schon genannt wurden: 

Der Erziehungsurlaub wird auf drei Jahre verlängert. 

Das Erziehungsgeld wird auf zwei Jahre verlängert. 

Der Wechsel im Erziehungsurlaub zwischen Vater 
und Mutter wird erleichtert. Nicht Sorgeberechtigte, 
z. B. nichtehehche Väter, werden einbezogen. Ich 
halte es insgesamt für wichtig, daß wir in dem ganzen 
Bereich auch bei geschiedenen Eltern etwas tun. Wir 
werden auf Grund der erwähnten Kinderkonvention 
sowieso einiges ändern müssen. In der Beziehung 
gebe ich meiner Vorrednerin recht. Teilzeitarbeit bei 
einem anderen Arbeitgeber, wenn der eigene sie 
nicht anbieten kann, wird erleichtert. Dies alles sind 
deuthche Verbesserungen. 

Die Freien Demokraten stimmen dem Gesetz zu. 

Da in dieser Debatte noch Zeit ist, will ich einige 
grundsätzhche Kritikpunkte, die ich bereits bei der 
ersten Beratung als Merkposten auf geführt habe, in 
Erinnerung rufen und ergänzen. 

So schafft die Garantie des Arbeitsplatzes Probleme 
für Frauen, weü sie damit schlechtere Marktchancen 
haben. Die Einkommensgrenzen führen zu einer 
Brutto-Netto-Umkehrung. Die Nichtanrechnung des 
Erziehungsgelds auf die Sozialhilfe führt dazu, daß es 
sich für niedrige Einkommensbereiche nicht mehr 
lohnt, zu arbeiten. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Weü hier etwas Unruhe auf tritt, füge ich hinzu: 
Natürhch trifft das im Grundsatz auch für die Väter zu; 
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(A) nur, das tun, wie wir wissen, im Moment noch viel zu 
wenige Väter. 

(Zurufe von der SPD: So ist es!) 

Ich habe gesagt, daß es sich für niedrige Einkom- 
mensbereiche nicht mehr lohnt, zu arbeiten. Dazu hat 
das Ministerium auf meine Anfrage zwei Beispiele 
errechnet. Ich will heute einen vierten Punkt anfüh- 
ren. Nach der Systematik dieses Gesetzes erhalten 
Erziehungsgeld nur die Personen, die nicht oder nicht 
mehr erwerbstätig sind. Die FDP war für eine andere 
Systematik, nämhch daß das Erziehungsgeld unab- 
hängig von der Erwerbstätigkeit gezahlt werden 
soll. 

Wir wissen aus Erfahrung, daß ohnedies Frauen, die 
Erziehungsgeld bekommen, in dieser Zeit nicht mehr 
erwerbsfähig sein wollen und dies — dies belegen 
Beispiele — auch nicht waren. 

Bei der Beratung hat sich gezeigt, daß die Beschrän- 
kung auf Nichterwerbstätige des Gesetz immer kom- 
plizierter macht und es zum Teü zu erhebhchen Ab- 
grenzungsschwierigkeiten kommt. So haben wir 
Halbtagstätigkeit erlauben müssen — wie ich meine, 
aus gutem Grund. Als Folge mußten wir Änderungen 
in den §§ 6 und 7 vornehmen, um Ungerechtigkeiten 
zu beseitigen, die entstehen, wenn eine Frau während 
des Erziehungsurlaubes Mutterschaftsgeld erhält und 
Arbeitslosenhilfe gezahlt wird. 

Meine Damen und Herren, wenn wir uns schon 
schwertun, Zusammenhänge zu verstehen — wie 
geht es erst dem ganz normalen Bürger? Ich frage 
mich insgesamt, ob nicht für den gesamten Bereich 

der Sozialpolitik eine ordnungspolitische Erneue- 
rung stattfinden müßte. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 

CSU und der SPD — Zurufe von der SPD) 

— Ich werde Sie beim Wort nehmen. 

Die Rechtspolitik geht streng nach ordnungspoliti- 
schen Gesichtspunkten vor. Die Wirtschaftspohtiker 
reden und handeln meistens danach. Die Ordnungs- 
politik in der Sozialpolitik ist kaum zu erkennen. 
Diese Kritik richtet sich auch an die uns begleitende 
Wissenschaft. 

Meine Damen und Herren, der Markt ist meiner 
Meinung nach für soziale Belange blind, und wer ihm 
die Effizienz erhalten will, muß ihm auch die Bhndheit 
lassen. Sozialpolitik ist eine Aufgabe der Gesellschaft. 
Die Sozialgesetze, die wir gestalten, sollten sich nach 
Marktgesetzen richten. Die Sozialgesetze nehmen 
aber nur in wenigen Fällen Rücksicht auf diese Markt- 
gesetze, und so brauchen wir uns nicht zu wundern, 
wenn die Auswirkungen dieser Gesetze nicht so gut 
sind, wie wir uns das vors teilen. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, ich bin über- 
zeugt, daß sich alle Träume der Soziahsten mit markt- 
wirtschaftlichen Methoden besser, schneller, sozial 
gerechter und billiger erreichen lassen als mit plan- 
wirtschafthchen Methoden oder mit unkoordinierten 
Aktivitäten, wie wir dies leider oft haben. 

(Zuruf von der SPD: Das sind doch jetzt Sprü- 
che!) 


Die Folge unseres Handelns ist kein soziales Netz, (C) 
nicht, wie Kritiker sagen, eine soziale Hängematte, 
sondern ein soziales Mobile, ein filigranes Gewebe, 
das durcheinander tanzt, wenn man an einer Stelle 
etwas ändern wül. 

Gerade die neuen Kollegen, die bei meinen Worten 
jetzt so murmeln, werde ich in Zukunft öfter daran 
erinnern, welche Schwierigkeiten es gibt, ein beste- 
hendes Gesetz zu ändern, weil die Gesichtspunkte, 
die ich gerade angeführt habe, nicht berücksichtigt 
worden sind. 

(Zuruf von der SPD: Er hat Recht! Das ist sehr 
schwer!) 

Ich wiederhole: Wir brauchen eine ordnungspoliti- 
sche Erneuerung der Sozialpolitik. 

Nach dieser Abschweifung wiederhole ich zum vor- 
liegenden Gesetz: Die FDP stimmt dem vorliegenden 
Gesetz zu. Selbstverständlich stimme auch ich dem 
vorliegenden Gesetz zu. Es ist, auch vor dem Hinter- 
grund meiner grundsätzlichen Überlegungen, noch 
ein gutes Gesetz. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 


Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Eimer, 
Sie haben darüber gesprochen, daß der Ältestenrat 
diese Debattenzeit festgelegt hat. Zu diesem Verfah- 
ren will ich folgendes sagen: Im Ältestenrat sitzt das 
Präsidium des Bundestages, also der Präsident und die 
Vizepräsidenten, die Geschäftsführer sowie noch wei- 
tere Kolleginnen und Kollegen aus allen Fraktionen 
und Gruppen. Dieses Gremium berät zusammen, wel- 
che Redezeit vereinbart werden soll. In diesem Fall 
war vorgesehen, in einer Debattenzeit von 90 Minu- 
ten zu diskutieren. Das ist das Ergebnis der soeben 
angesprochenen Diskussion im Ältestenrat. 

Keiner der Redner muß seine Redezeit voll aus- 
schöpfen. Bei Ihnen, Herr Eimer, ist beispielsweise 
eine Redezeit von 15 Minuten angemeldet gewesen. 
Sie haben aber nur 8 Minuten gesprochen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Bei der Frau Kollegin Reinhardt ist ebenfalls eine Re- 
dezeit von 15 Minuten angemeldet gewesen. Sie hat 
7 Minuten gesprochen. Bei der Frau Kollegin Wester 
ist eine Redezeit von 10 Minuten angemeldet gewe- 
sen. Sie hat 1 Minute weniger gesprochen. 

Wir können so fortfahren. Dann sind wir in einer 
Stunde fertig. 

(Heiterkeit) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die nächste Red- 
nerin ist Frau Kollegin Erika Simm. 


Erika Simm (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Ich darf vorab ein Wort zu 
dem Einwand von Herrn Eimer, den er hier in bezug 
auf die Redezeit erhoben hat, sagen. Ich bin der Mei- 
nung, daß das Thema — auch wenn es sich um die 
zweite Beratung handelt — durchaus so wichtig ist. 
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(A) daß wir uns die 90 Minuten mit Recht zugebilligt ha- 
ben. 

(Norbert Eimer [Fürth] [FDP]: Nicht bestrit- 
ten!) 

Ich halte allerdings — darin bin ich mit Ihnen einig — 
auch die Kinderkonvention für ein ungeheuer wichti- 
ges Thema. Wenn dem nicht genügend Raum einge- 
räumt werden sollte, dann fände ich das bedauer- 
hch. 

Ich halte es — auch wenn wir vom Grundsatz her 
dieses Gesetz mittragen werden — durchaus für vvich- 
tig, daß wdr hier unsere Bedenken, die wir haben, noch 
einmal vortragen; dies insbesondere deswegen, weil 
wir in der Beratung unter solchen Zeitdruck gesetzt 
wurden, daß wir dies in den Ausschüssen angemessen 
kaum noch tun konnten, oder weil, wie schon erwähnt 
worden ist, der widersinnige und meines Erachtens 
auch geschäftsordnungswidrige Umstand eingetreten 
ist, daß das Votum des Ausschusses für Frauen und 
Jugend, der in diesem Zusammenhang ja nicht ganz 
unwichtig ist, überhaupt nicht mehr Eingang in die 
Beratungen des Ausschusses für Famihe und Senioren 
gefunden hat. Ich fand es sehr ärgerhch, daß das pas- 
siert ist, und ich denke, damit wird das auch noch 
nicht sein Bewenden haben. 

Nun zur Sache. Ich bin der Meinung, der große 
famihenpohtische Wurf, als der er von Frau Ministerin 
Rönsch ständig dargestellt wird, ist der vorhegende 
Entwurf zur Änderung des Bundeserziehungsgeldge- 
setzes nicht. Er vermag nicht aus famihenpoÜtischer 
Sicht und schon gar nicht aus frauenpohtischer Sicht 

(B) zu überzeugen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Vor dem Hintergrund eines konservativen Familien- 
modells favorisiert er weiterhin die Nichterwerbstä- 
tigkeit der Frau und die Famihe als aUeinige Erzie- 
hungsinstanz während der Kleinkinderphase. Die 
vorhandenen strukturellen Mängel der bestehenden 
Regelung von Erziehungsurlaub und Erziehungsgeld 
werden nicht beseitigt. 

Aus dem Erfahrungsbericht der Bundesregierung, 
den wir im Frühjahr dieses Jahres hier behandelt ha- 
ben, werden, wenn überhaupt, höchst unzulänghch 
Konsequenzen gezogen. Dies gilt insbesondere für die 
Tatsache, daß gegenwärtig 53% der Frauen nach ei- 
nem Erziehungsurlaub nicht mehr an ihren Arbeits- 
platz zurückkehren, mithin dauernd oder zumindest 
für längere Zeit aus dem Erwerbsleben ausschei- 
den. 

Ich wih ja nicht so böswilhg sein, zu behaupten, der 
Erziehungsurlaub in der jetzigen Form sei ein gewoll- 
tes Instrument, um Frauen aus dem Erwerbsleben zu 
drängen. 

(Zuruf von der SPD: Vermuten kann man das 
schon!) 

Dieser unbestreitbare Nebeneffekt scheint mir je- 
doch nicht ganz unerwünscht zu sein. 

(Norbert Eimer [Fürth] [FDP]: Der SPD- Vor- 
schlag, der uns einmal gemacht worden ist, 
hat den gleichen Effekt gehabt!) 


— Wir reden über den jetzt zu beratenden Gesetzent- (C) 
Wurf. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Li- 
ste) 

Immerhin ist festzustellen, daß auch in dem vorhe- 
genden Entwurf gezielte Maßnahmen, die Frauen die 
Parallelführung von Erwerbstätigkeit und Familie 
bzw. die Rückkehr ins Erwerbsleben erleichtern wür- 
den, fehlen. Solche Maßnahmen können z. B. sein: die 
Möghchkeit, den Erziehungsurlaub nicht nur in der 
zeitlichen Reihenfolge, sondern gleichzeitig zwischen 
den Eltern zu teilen, so daß beide Elternteile einer 
sozial abgesicherten Teilzeitbeschäftigung während 
des Erziehungsurlaubs nachgehen könnten, 

(Beifall bei der SPD) 

oder aber die gesetzhche Verankerung eines umfas- 
senden Angebotes an Quahfizierungs-, Fortbildungs- 
und Wiedereinghederungsmaßnahmen. 

Der vorhegende Entwurf zieht auch nicht wirkhch 
Konsequenzen aus der Tatsache, daß es praktisch nur 
Frauen sind, die von den Angeboten Erziehungsur- 
laub und Erziehungsgeld Gebrauch machen, die 
Männer sich also an der gerade auch von Unionspoli- 
tikern — ich erinnere an die letzte Debatte, die wir zu 
diesem Thema hatten — so hochgelobten und ge- 
winnbringenden Erziehungsarbeit faktisch nicht be- 
teiligen. 

(Zuruf von der SPD: Weil es keinen Gewinn 
bringt!) 

Ich denke, daß die jetzt mögliche dreimalige Auftei- 
lung hieran auch nichts ändern wird. (D) 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

In diesem Zusammenhang ist zu verweisen auf die 
Untersuchung von Margarete Landenberger zu den 
Wirkungen des Erziehungsurlaubs auf Arbeitsmarkt- 
chancen und soziale Sicherung von Frauen, die vom 
Oktober 1990 datiert und zutreffend feststellt, mit dem 
Erziehungsurlaub sei die Entscheidung gegen die 
Parallelführung von Erwerbstätigkeit und Famihe ge- 
fallen. Hierzu kann ich nur feststellen: Durch den vor- 
hegenden Gesetzentwurf wird diese Entscheidung 
verfestigt. 

Die mit der Rückkehr in die Erwerbstätigkeit nach 
einem Erziehungsurlaub auftretenden Schwierigkei- 
ten werden die Frauen in den neuen Bundesländern 
besonders schmerzhaft zu spüren bekommen. Die Er- 
werbsquote betrug bei ihnen vor der Wende immerhin 
90%. Erwerb Stätigkeit und daraus resultierende wirt- 
schafthche Unabhängigkeit sind bei den Frauen in 
den neuen Bundesländern ganz wesenthch bestim- 
mend für ihr Selbstwertgefühl und ihre Lebenspla- 
nung. Das wird durch die im Auftrag des BMFJ durch- 
geführte Umfrage vom Februar 1991 eindrucksvoll 
belegt. Danach ist für die übergroße Mehrheit der 
befragten Frauen in den neuen Bundesländern die 
Erwerbstätigkeit ein selbstverständhches und unver- 
zichtbares Element ihrer Lebensplanung. Ganze 3 % 
sehen zur Zeit überhaupt eine sinnvolle Möghchkeit 
darin, sich voU und ganz der Famihe zu widmen, auch 
wenn die Kinder aus dem Haus sind. Dies ist nicht 
etwa — das halte ich für ganz wichtig festzuhalten; 
dies kommt auch in der Würdigung der Ergebnisse 
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(A) der Befragung zum Ausdruck — ideologisch begrün- 
det, sondern beruht darauf, daß die Frauen in der DDR 
ihre Berufstätigkeit durchaus positiv erfahren und er- 
lebt haben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Li- 
ste) 

Dem trägt die Regelung des Bundeserziehungsgeld- 
gesetzes in der jetzt vorhegenden Fassung in keiner 
Weise Rechnung. 

(Zuruf der Abg. Erika Reinhardt [CDU/ 
CSU]) 

— Frau KoUegin, wenn Sie es bezweifeln, dann emp- 
fehle ich Ihnen, diese Befragung einmal nachzule- 
sen. 

(Erika Reinhardt [CDU/CSU]: Sie müssen 
sich einmal mit Frauen unterhalten!) 

Es stammt nicht von mir, aber es leuchtet mir ein, da 
ich selbst sehr viele Kontakte habe. 

(Erika Reinhardt [CDU/CSU] : Nicht nur 
Sie!) 

600 DM Erziehungsgeld, ab dem siebenten Monat, 
mögücherweise einkommensgemindert, sind kein 
Äquivalent für eigenes Einkommen aus Erwerbstätig- 
keit. Unkündbarkeit und Arbeitsplatzgarantie ge- 
währleisten die Rückkehrmögüchkeit in den Beruf 
nicht, wo Betriebe in großem Umfang schüeßen und 
Frauen vorrangig vom Arbeitsmarkt verdrängt wer- 

(B) den. 

Wie wenig ernst es der Bundesregierung damit ist, 
den Frauen in den neuen Bundesländern die Chance 
zur eigenen Erwerbstätigkeit zu erhalten, zeigt die 
Weigerung, sich über den 30. Juni 1991 hinaus an der 
Finanzierung von Kinderbetreuungseinrichtungen zu 
beteihgen. 

Sehr ärgerüch finde ich im übrigen auch, daß sich 
die gegenwärtige Regelung des Erziehungsgeldes 
und des Erziehungsurlaubs, an der ja grundsätzhch 
nichts geändert werden soll, in der Praxis als eklatante 
Ungleichbehandlung von Frauen, die ganz überwie- 
gend betroffen sind, auswirkt. Diese Ungleichbe- 
handlung ist die logische Konsequenz daraus, daß die 
Bundesregierung ihren eigenen Anspruch einer fami- 
lienpolitischen Absicherung der Erziehungsarbeit in 
den ersten drei Lebensjahren eines Kindes erklärter- 
maßen selbst nur teilweise zu erfüllen gewillt ist und 
im übrigen die Länder mit der Forderung nach einem 
Landeserziehungsgeld in die Pflicht nimmt. Sie tut 
dies ohne Rücksicht auf die Finanzsituation in den 
Bundesländern, zu deren ständiger Verschlechterung 
sie im übrigen auch selbst beigetragen hat. So gibt es 
bisher nur in vier Bundesländern, nämhch Bayern, 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Berhn, ein 
Landeserziehungsgeld. 

(Erika Reinhardt [CDU/CSU]: Alle CDU!) 

— Ich freue mich, daß Sie diesen Zwischenruf ma- 
chen. Wenn Ihrerseits ständig mit Stolz darauf hinge- 
wiesen wird, diese Regelungen seien jeweils unter 


CDU- bzw. CSU-Regierungen geschaffen worden, so (C) 
kann ich dazu nur sagen: So sehen sie auch aus. — 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
PDS/Linke Liste) 

Sie bleiben nämhch sämtüch bezüghch der Höhe des 
Erziehungsgeldes hinter dem Bundeserziehungsgeld 
zurück und sind somit noch unzulänghcher, als es das 
Bundeserziehungsgeld mit 600 DM im Monat schon 
ist. 

Eklatante Ungleichheit auch hier: Die Landeserzie- 
hungsgelder schwanken hinsichtüch ihrer Höhe, sind 
zum Teü noch einkommensgemindert, werden über 
unterschiedüch lange Zeiträume gewährt und unter- 
scheiden sich auch sonst gravierend in den An- 
spruchsvoraussetzungen. So wird in Bayern, Berlin 
und Baden- Württemberg grundsätzhch für jedes Kind 
Landeserziehungsgeld gewährt, in Rheinland-Pfalz 
jedoch nur ab dem dritten Kind. Vor dem Hintergrund 
dessen, daß grundsätzhch jedes Kind den gleichen 
Betreuungsbedarf hat, halte ich die bestehenden Un- 
terschiede in den Regelungen für nicht vertretbar. 

Ungleichbehandlung aber auch je nachdem, wo 
Frauen beschäftigt sind. Während kleine Betriebe 
kaum in der Lage sind, Maßnahmen zu treffen, die die 
Rückkehr an den Arbeitsplatz erleichtern, oder gar 
dazu Anreize zu bieten, gibt es das sehr wohl in gro- 
ßen Unternehmen, dort durch Betriebsvereinbarun- 
gen ab gesichert, die die Teilnahme an Fortbildungs- 
maßnahmen während des Erziehungsurlaubs, wie- 
derholte kurzfristige Beschäftigung im Betrieb, z. B. 
als Urlaubsvertretung, ermöglichen sowie auch ver- 
sorgungsrechtliche Anreize für eine Rückkehr in den 
Betrieb vorsehen. Ich bin der Meinung, daß diese Un- (D) 
gleichheiten ein eindeutiges Zeichen dafür sind, daß 
die vorliegenden bundesrechthchen Regelungen 
auch in dem Bereich, den sie zu regeln vorgeben, 
unzureichend sind. 

Darüber hinaus hätten wir es uns als SPD-Fraktion 
anläßhch der beabsichtigten Neuregelung ge- 
wünscht, das Instrumentarium Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub nochmals grundsätzhch zu disku- 
tieren mit dem Ziel, Regelungen zu finden, die eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und FamÜie ermögü- 
chen. Daß uns diese Möghchkeit nicht gegeben 
wurde, halte ich für ein schwerwiegendes Versäum- 
nis. Zu verantworten hat es diese Bundesregierung, 
zuallererst, so meine ich, die zuständige Ministerin. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Li- 
ste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserem Kollegen 
Dr. Bernd Protzner. 

Dr. Bernd Protzner (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit der heutigen Verab- 
schiedung eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes ist ein großes Ziel er- 
reicht, ein mit viel Staunen und offensichthch auch 
Ungläubigkeit betrachtetes Ziel, ein Ziel in der Fami- 
üenpoütik, das in unserem Land von ganz großer Be- 
deutung ist. Es wird die gesetzliche Anerkennung der 
Erziehungsleistung der Familie in den entscheiden- 
den drei ersten Jahren eines Kindes gewährleistet. 
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(A) und es wird für zwei Jahre aus Bundesmitteln Erzie- 
hungsgeld garantiert. 

Ich weiß, meine Damen und Herren von der SPD, 
daß Sie seit 1986 andere Auffassungen hatten, daß Sie 
damals meinten, dieses Gesetz würde nicht akzeptiert 
werden, dieses Gesetz hätte keinen Erfolg. Sie mein- 
ten auch nicht, daß wir die Gesetzgebung in diesem 
Bereich konsequent und kontinuierlich ausbauen 
würden. Deshalb tun Sie sich offensichtlich etwas 
schwer mit Ihrer grundsätzlichen Zustimmung zu die- 
sem Gesetz. Sie versuchen, hier etwas mit einer Viel- 
zahl von kleinlicher Kritik an einzelnen Punkten des 
Gesetzes zu verbrämen. 

(Dr. Ulrich Böhme [Unna] [SPD]: Die Famili- 
enverbände sind auch unglücklich über die- 
ses Gesetz!) 

— Herr Böhme, ich gehöre einer Partei an, die es nicht 
bei frommen Sprüchen und schöngeistigen Aufsätzen 
beläßt, die hier nicht immer nur klagt und auch nicht 
nur Sonntagsreden hält, sondern die auch handelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihnen fällt es offensichtlich schwer zu glauben — Ihre 
Rednerin, Frau Wester, hat ja auch unseren Bundesfi- 
nanzminister kritisiert — , daß wir trotz aller finanziel- 
len Schwierigkeiten, die wir haben, im Familienbe- 
reich zusätzliche Mittel einsetzen — und das nüt dem 
Wissen und mit dem ausdrücklichen Wülen des Bun- 
desfinanzministers. 

Es ist natürlich für Sie sehr leicht, eine einzelne 
Maßnahme aus der Familienlördening herauszugrei- 

(B) fen und zu sagen, dort wäre noch etwas unzureichend, 
und das gesamte andere Paket zu vergessen. Famili- 
enförderung wird ja nicht nur mit Erziehungsurlaub 
und Erziehungsgeld betrieben, sondern Famihenför- 
derung wird auch durch Kindergelderhöhungen, 
durch Erhöhung der Kinderfreibeträge, durch Maß- 
nahmen im Baukindergeldbereich, durch die Aner- 
kennung der Erziehungszeiten im Rentenrecht, durch 
die Kindergartenplatzgarantie und vielleicht auch im 
Familiengeldbereich betrieben. Sie müssen hier im- 
mer den Zusammenhang sehen. Es ist ein ganzes Bün- 
del von Maßnahmen, das dazu beiträgt, die Situation 
der Familien zu verbessern. Erst dieses ganze Bündel 
von Maßnahmen kann Grundlage für die Beurteilung 
sein, was für die Familie insgesamt geleistet wird. Es 
ist jedenfalls mehr, als Sie jemals zuwege gebracht 
haben, und es ist mehr, als Sie uns in Ihren kühnsten 
Träumen zugetraut haben. 

(Dr. Ulrich Böhme [Unna] [SPD]: Das ist nicht 
wahr! Das ist falsch!) 

Und es ist erfolgreich. Ich sage es noch einmal: Es ist 
erfolgreich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Genauso ist es!) 

Es wird in einer Größenordnung angenommen, wie 
Sie es sich 1986 niemals haben vorstellen können. 

Eines muß ich aber zum Grundsätzlichen sagen: Bei 
allen Diskussionen über einzelne Punkte zur Umge- 
staltung und Ausgestaltung dieses Erziehungsgeldge- 
setzes werden wir an einer Position nicht rütteln las- 
sen, nämhch daran, daß dieses Erziehungsgeldgesetz 


dazu beiträgt, die Familienleistungen anzuerkennen. (C) 
Ich meine damit die Anerkennung der Leistungen der 
Familie und der Teüfamilie. Wir sind aber nicht bereit, 
über die Familie hinauszugehen und irgendwelche 
Lebensgemeinschaften oder sonstige Verhältnisse 
anzuerkennen. 

(Zurufe von der SPD: Igitt!) 

Wir sind nur bereit, den Bereich der Verwandten er- 
sten und zweiten Grades und ihrer Ehegatten zu be- 
rücksichtigen. Wir verweisen Sie ansonsten auf den 
Bereich der Personensorge. 

Wir müssen das auch im Interesse der Kinder tun: 
Denn wir müssen die Kinder schützen, da wir nicht 
wissen, wer in solchen Lebensgemeinschaften und 
sonstigen Dingen Erziehungsleistungen erbringen 
soll. 

Wir sind auch bereit, mit Ihnen über die Verteilung 
von Rollen zu reden, aber nur über die Verteilung von 
Rollen zwischen Vätern und Müttern, nicht einfach 
nur über die Verteilung der Rollen von Frau und 
Mann. Denn die Begriffe Frau und Mann schließen 
das Kind nicht ein. Allein die Begriffe Vater und Mut- 
ter schließen das Kind mit ein. Hier bewegt sich lang- 
sam etwas. Ich bitte Sie, hier ganz einfach auf die Ent- 
wicklung zuzuwarten und uns gleichzeitig zu helfen, 
diejenigen zu aktivieren, die sich in diesem Bereich in 
den letzten zehn bis zwanzig Jahren sehr zurückge- 
halten haben, nämlich die Tarif parteien. 

Weder von Arbeitgeber- noch von Arbeitnehmer- 
seite habe ich in den letzten zwanzig Jahren bei den 
Tarif Verhandlungen erhebliche strukturelle Verbes- 
serungen gerade hinsichtlich der Erleichterung von 
Erziehungsleistungen festgestellt. Man hat alles 
Mögliche verbessert: Man hat die Löhne prozentual 
sehr stark angehoben. Aber wenn es darum geht, bei 
strukturellen Verbesserungen etwas Phantasie walten 
zu lassen, so war man in den 60er Jahren schon viel 
weiter als heute, zu Beginn der 90er Jahre. Ich sage 
ganz klar: Eine ganze Reihe von Unternehmen ist hier 
viel weiter als die großen Tarif verbände. 

Sie hätten sich durchaus darauf einstellen können. 

Wie gesagt, unser Gesetzesvorhaben ist seit Beginn 
der 80er Jahre bekannt gewesen. Die Regierungsko- 
alition hat damals erklärt, daß sie das konsequent und 
nacheinander verwirklichen will. Es hätte in vielen 
Tarifverhandlungen durchaus Möglichkeiten und 
Chancen für den Rollenwechsel gegeben, von dieser 
Seite Wahlmöglichkeiten zu eröffnen. 

Ich bin jedenfalls nicht bereit, den Gesetzgeber für 
all das einstehen zu lassen, wenn andere, die sonst 
immer sehr viel von Tarif au tonomie reden, sich zu fein 
oder zu schade sind, in diesen Bereichen etwas zu tun. 

Der Politik das Unangenehme, das Schwierige, das 
Komplizierte zu überlassen und sie danach immer zu 
kritisieren, wenn es nicht ganz so gelungen ist, das ist 
der leichtere Weg, 

Ich warne Sie auch, dieses Erziehungsgeldgesetz in 
der Frage der Qualifikation, der Wiedereingliederung 
und anderer Dinge mehr zu überfrachten. lüer gibt es 
andere Gesetze und Gesetzesvorhaben, bei denen wir 
eventuell Veränderungen und Korrekturen vorneh- 
men sollten. Wir haben ja vorhin vom Kollegen Eimer 
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Dr. Bernd Protzner 

(A) gehört, daß sich die Gesetzgebung in diesem Lande 
nicht durch besondere Klarheit auszeichnet. 

(Zuruf von der SPD) 

— Das sage ich ganz offen. 

Darum soll man die Dinge in den einschlägigen 
Gesetzen regeln und nicht versuchen, in ein Gesetz 
allzuviel hineinzupacken. Dieses Gesetz ist ein Gesetz 
für Erziehungszeiten und für Erziehungsurlaub. 

Ich freue mich natürlich, meine Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD, daß Sie initiativ werden wollen. 
Ich wünsche mir, daß sich Ihre erste Initiative auf Ihre 
Kollegen vom Bundesrat richtet, die ja heute durch 
Abwesenheit glänzen. 

(Widerspruch bei der SPD — Zurufe von der 

SPD: Das ist ein Witz! — Die Anwesenheit 
bei euch ist auch nicht viel besser!) 

— Die stimmen unseren Vorstellungen ja auch zu. 

Vizepräsident Helmuth Becker; Herr Kollege 
Dr. Protzner, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr, Bernd Protzner (CDU/CSU): Bitte. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Herr Kollege 
Grünbeck. 

Josef Grünbeck (FDP): Herr Kollege, nachdem Sie 
sich dahin gehend äußern, daß sich die Arbeitgeber 
an den einschlägigen Tarifverhandlungen nicht betei- 
hgen: Würden Sie zur Kenntnis nehmen, daß die Ar- 
ß) beitgeber j ährhch weit über 30 Milharden DM an frei- 
wiUigen Leistungen im Sozialbereich aufbringen? 

Dr. Bernd Protzner (CDU/CSU): Herr Kollege Grün- 
beck, das nehme ich gern zur Kenntnis. 

(Josef Grünbeck [FDP]: Ich danke Ihnen 
sehr!) 

Ich wünschte mir nur, daß diese freiwihigen Leistun- 
gen dafür eingesetzt würden, im Bereich der Fami- 
henförderung etwas zu tun und nicht nur in anderen 
Bereichen. Ich bleibe bei meiner Aussage, daß man 
etwas zuwenig Phantasie walten läßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber vielleicht können wir versuchen, das gemeinsam 
zu ändern. 

Ich darf zum Thema zurückkommen. Bei den Kolle- 
gen meiner Fraktion weiß ich, daß sie dem Gesetz 
zustimmen, insbesondere der Regelung, daß vom 25. 
bis zum 36. Monat die Länder in der Pflicht sind. Bei 
Ihren Kollegen von der Bundesratsbank bin ich mir 
nicht so sicher. Es gibt auch in den Ländern, in denen 
Sie an der Regierung beteihgt sind, Diskussionen. Ich 
würde mir wünschen, daß Sie hier initiativ werden 
und das Erziehungsgeld in diesen Ländern einfüh- 
ren. 

(Dr. Ulrich Böhme [Unna] [SPD]: Statten Sie 
die Länder finanziell vernünftig aus!) 

— Die Ausrede mit der Finanzlage zählt nicht. 

Ich habe Ihnen vorhin gesagt, Herr Böhme, daß 
auch bei uns im Bund die Finanzlage — angesichts 
der großen Veränderungen in Deutschland und in 


Zentral- und Osteuropa — nicht die beste ist. Trotz- (C) 
dem wenden wir erhebliche Beträge für die Familien- 
förderung auf. Ich meine, auch in Ihren Bundeslän- 
dern müßte es möglich sein, die entsprechenden Be- 
träge zusammenzubekommen. Seit 1986 sind viele 
Jahre vergangen, in denen man sich haushaltsmäßig 
hätte darauf vorbereiten können. 

Ich wünschte mir, daß Sie hier initiativ werden. 
Dann könnten Sie durchaus in den Wettstreit mit den 
CDU- Ländern ein treten und die Leistungen hinsicht- 
üch dessen, was bislang die CDU- und CSU-regierten 
Länder getan haben, wesenthch verbessern. Wir wer- 
den uns im Interesse der Sache diesem Wettstreit sehr 
gern stellen. Ich hoffe, daß wir in diesem Sinne mit 
dem Gesetzgebungsvorhaben in der Familienpohtik 
gemeinsam doch ein Stück weitergekommen sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich rufe als nächste Rednerin unsere Kollegin 
Frau Brigitte Lange auf. Ich gratuhere nachträghch 
herzhch zum Geburtstag. Sie hatte nämlich gestern 
Geburtstag. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Brigitte Lange (SPD): Dafür kann ich gar nichts. 

(Heiterkeit) 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich überlege die ganze Zeit, ob die überwältigende 
Abwesenheit von Kollegen der CDU/CSU ein Mangel (D) 
an Halleluja für dieses Gesetz ist oder ein Protest ge- 
gen die Art und Weise, wie dieses Gesetz beraten wor- 
den ist. Ich vermute einmal beides. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
- Rudolf Kraus [CDU/CSU]: Ihr braucht 
euch bei der Sache wirkhch nicht so aufzu- 
führen! Die paar Leute bei euch! Es sind zu- 
fällig einige wenige mehr!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren, liebe Frau Kollegin Lange, 
darf ich einen Satz sagen. Es hat wenig Sinn, daß wir 
hier gegenseitig Abwesenheit kritisieren oder uns An- 
wesenheit bestätigen. Sie wissen alle, daß die Kolle- 
gen in einer Vielzahl von Ausschüssen tätig sind. Der 
Haushaltsausschuß hat Bereinigungssitzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es tagen eine Reihe von Kommissionen, die mit wich- 
tigen Aufgaben befaßt sind. Deswegen hat das ganze 
Hin und Her keinen Sinn. Es ist zu begrüßen, daß 
jeder, der es ermöglichen kann, hierherkommt, um bei 
der zweiten und dritten Lesung eines Gesetzes, das in 
der Sache strittig, aber in der Abstimmung nicht mehr 
strittig ist, hierzusein. Das ist sehr zu begrüßen. Aber 
dieses Hin und Her hat keinen Sinn. 

Frau Kollegin Lange, bitte. 

Brigitte Lange (SPD): Das war's. Ich glaube, wir 
haben einen Nachholbedarf an Auseinanderset- 
zung. 
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Brigitte Lange 

(A) Worum geht es? Um das Erziehungsgeld. Es wird 
angenommen, natürlich! Warum nicht? Warum sollte 
man auf 600 DM, die man bekommen kann, verzich- 
ten? Aber was passiert dann? So meine ich, daß das 
Erziehungsgeld für viele ein hübsches Bonbon ist. Es 
wird etwas größer, es erhält eine gefälhgere Verpak- 
kung, ist aber eben ein Bonbon. Die Wirkung ist zu 
Ende, wenn es geschmolzen ist, und der Geschmack 
wird bitter. 

Erziehungsgeld als Sackgasse? Welche Zielsetzung 
steckt dahinter? Darüber wollten wir mit Ihnen nach- 
denken, und darüber wollten wir beraten. Aber die 
Regierung wollte das nicht. Eile war angesagt. Die 
Regierung hustete, und die Koahtionsab geordneten 
bekamen einen Schal um den Hals und waren sprach- 
los. 

Frau Verhülsdonk hatte uns in der letzten Debatte 
versprochen, daß wir uns im Ausschuß damit noch 
einmal ausführhch beschäftigen würden. Sie hatte 
„wir" gesagt, und damit hatte sie auch recht; denn 
nicht nur wir hatten Beratungsbedarf, sondern die 
Regierung auch. Aber obwohl es der federführende 
Ausschuß war, waren in diesem Ausschuß weder Fe- 
der noch Führung erkennbar, sondern nur Chaos. We- 
der lagen die Anträge rechtzeitig auf dem Tisch, noch 
konnten wir die Ergebnisse der mitberatenden Aus- 
schüsse verwerten. Keiner wußte, was der andere tat. 
Der Vorsitzende bheb freundhch. Der Regierung kam 
die Philosophie abhanden. Insgesamt waren die Arti- 
sten unter der Zirkuskuppel ratlos. 

Fazit: Vielleicht ein Vorschlag an Frau Ministerin 
Rönsch, doch unserer Kollegin Frau von Renesse we- 

(B) nigstens einen Blumenstrauß zu schicken, als Danke- 
schön dafür, daß sie die Regierung davon abgehalten 
hat, fast in die Nähe der Verletzung des Grundgeset- 
zes zu geraten. Frau Wester hat das vorhin erläutert: 
Es handelt sich um die geschiedenen Väter. Was man 
dort vorgesehen hatte, war schon schÜmm. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Ansonsten diente die Beratung nicht dem vielbe- 
schworenen Wohl der Familie. Sie war weder sorgfäl- 
tig noch angemessen, jedenfalls nicht in dem Sinne, 
wie ich meine Aufgabe als Abgeordnete verstehe, und 
das bei einem Gesetz mit einem nicht geringen finan- 
ziellen Volumen und einer erhebhchen Auswirkung 
auf die Lebensplanung junger Menschen. 

Schauen wir uns das noch einmal an. Was ist beab- 
sichtigt? Im Gesetzentwurf wird genannt: Die Absi- 
cherung der Eltern in der ersten Lebensphase ihrer 
Kinder soll weiter ausgebaut werden. Das ist ein 
wahrhch weites Feld und verlockt mich zu allerhand 
Bemerkungen. Ich nenne nur die Reizvokabeln: ge- 
rechter Familienlastenausgleich, vernünftiges Kin- 
dergeld für alle. — Aber das ist halt die Schwierig- 
keit. 

Frau Verhülsdonk sprach von der Anerkennung der 
Erziehungsleistung. Anerkennung — da beschleichen 
nicht nur mich komische Muttertagsgefühle. 

Der Herr Kollege Link erklärte die Entwicklung des 
Erziehungsgeldes als einen Zug, der 1985 auf das 
Gleis gesetzt wurde. Mir scheint nur, daß Sie seitdem 
die Türen verschlossen haben, um keine neuen Ideen 


zuzulassen, \uid daß Sie die Vorhänge fest zugezogen (C) 
haben, um die Lebenswirkhchkeit auszusperren. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Mütter und Väter von heute und zunehmend von 
morgen wollen beides: Beruf und Leben mit Kindern. 

Die Freiheit für Frau und Mann, zu wählen, wie er 
oder sie dieses beides sinnvoll miteinander verbindet, 
die Freiheit, die sie sich von diesem Gesetz verspre- 
chen, existiert nicht, nicht einmal ansatzweise. Es 
bleibt beim Entweder-Oder, und zwar für die Frau. 

(Beifall bei der SPD) 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 

Die Benachteiligung der Frau nimmt nicht ab, 
wenn einzelne Männer zeitweise die benachteiligte 
Rolle der Frau übernehmen. Solange für die bens- 
che Entwicklung und für die Arbeitsplatzquahtät die 
totale Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt, für den 
Arbeitgeber Voraussetzung ist, bleibt der private Be- 
reich, nämhch der Famihenbereich, ausgesperrt und 
den Frauen zugewiesen, zum Schaden für alle. 

Für die schöne Möghchkeit, Kinder zu kriegen, wer- 
den Frauen bestraft. Unabhängig von der eigenen 
Entscheidung werden sie im Erwerbsleben von An- 
fang an als zukünftige Mütter behandelt, nämhch als 
Arbeitnehmerinnen, die wahrscheinhch bald aus- 
scheiden oder zumindest vorübergehend ausschei- 
den. Das wirkt sich auf ihre Ausbildung und auch auf 
ihre Arbeitsplatzqualität aus. So werden berufliche 
Perspektiven vermindert oder sogar ab geschnitten. Es 
ist so. 

Liebe Kolleginnen und KoUegen von der Koahtion, (D) 
da weder wir zur Zeit eine Mehrheit noch Sie ein Ein- 
sehen in unsere VorsteUungen haben — jedenfalls 
jetzt noch nicht — , stimmen wir dem Entwurf zu. Wir 
haben nichts gegen Bonbons und gegen Muttertage. 

Aber wir wollen mehr, nämhch einen strukturell an- 
deren Rahmen für das Erziehungsgeld. 

(BeifaU bei der SPD) 

Wir wollen Regelungen, die die Vereinbarkeit von 
Famihe und Beruf für Männer und Frauen gewährlei- 
sten, ohne Sanktionen, und wir laden Sie dazu ein, 
sich an diesen Beratungen konstruktiv zu beteih- 
gen. 

Danke. 

(BeifaU bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Abgeordnete 
Dr. Barbara Höh, Sie haben das Wort. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der vorhegende Gesetz- 
entwurf zur Änderung des Bundeserziehungsgeldge- 
setzes beinhaltet begrüßenswerte Vorschläge und 
reale Verbesserungen für Mütter und Väter, die ihr 
Kind in den ersten Lebensjahren häushch betreuen 
woUen. Insbesondere der verwirkhchte Kündigungs- 
schutz für Väter, welche Erziehungsurlaub beantra- 
gen, führt hoffenthch dazu, daß mehr Männer von die- 
ser Möghchkeit Gebrauch machen. 



4508 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. November 1991 


Dr. Barbara Holl 

(A) Für sehr problematisch halte ich jedoch bereits die 
im Text des Gesetzentwurfs verwendete Bezeichnung 
„Erziehungsurlaub“. Jeder, der selbst Kinder betreut 
hat, wird zugeben, daß dies Arbeit ist, Arbeit, die im 
gesellschaftlichen Gesamtgefüge eine grundlegende 
Aufgabe erfüllt, nämlich die Sicherung unserer ge- 
meinsamen Zukunft. Ais solche sollte sie auch von der 
Gesellschaft anerkannt werden. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der 
SPD) 

Eben hierin begründet sich meine grundlegende 
Kritik an diesem Gesetzentwurf. Er suggeriert die An- 
nahme, daß mit der Zahlung selbst des Höchstsatzes 
von 600 DM Erziehungsgeld pro Monat der Sicherung 
der Existenz des bzw. der Erziehungsarbeit Leisten- 
den Genüge getan wäre. Wenn die Gesellschaft Erzie- 
hungsarbeit als Arbeit anerkennt, so folgt daraus für 
mich mit zwingender Notwendigkeit, daß sich die Er- 
ziehungsarbeit Leistenden dieser Arbeit auch widmen 
können müssen. Vater und Mutter sein ist in diesem 
Sinne ein Beruf, auf den die Menschen oft nur unzu- 
reichend vorbereitet sind. Um in diesen Beruf hinein- 
wachsen zu können und ihn zu bewältigen, bedarf es 
wenn schon keiner realen Vergütung, so doch wenig- 
stens der Sicherung der eigenen Existenz. 

Die vorgeschlagenen Finanzmittel in Höhe von 
maximal 600 DM, die Erziehenden zugesprochen 
werden, sichern eben nicht die selbständige mate- 
rielle Existenz des Erziehenden und implizieren Ab- 
hängigkeiten, entweder über die Sozialhilfe vom 
Staat oder vom Ehepartner, selten von der Ehepartne- 
rin, was auch sexuelle Abhängigkeiten beinhaltet. 

Die geleistete gesellschaftlich notwendige Arbeit 
wird finanziell nur sehr unzureichend anerkannt, im 
Gegenteil: Das Erziehungsgeld wird nicht über den 
gesamten Zeitraum von drei Jahren gezahlt. Im drit- 
ten Betreuungsjahr erfolgt keine finanzielle Anerken- 
nung mehr, und ab dem siebten Monat wird noch 
angerechnet, z. B. die Sozialhilfe oder das Einkom- 
men des Ehepartners bzw. der Ehepartnerin. 

Die tatsächliche Anerkennung der geleisteten Ar- 
beit durch die Gesellschaft und die Sicherung der 
Erziehungsaufgabe, befreit vom unmittelbaren Druck 
der Existenzsicherung des Erziehenden, sind nur über 
eine nettolohnorientierte Zahlung von Erziehungs- 
geld möglich. Erst damit wäre es auch für Väter real 
möglich, den Erziehungsurlaub in Anspruch zu neh- 
men, weil dann ein solcher Entschluß nicht mehr den 
absoluten finanziellen Einbruch für das Familienein- 
kommen bedeuten würde. 

Wenn auch die Gehälter der Männer in unserer 
Gesellschaft um ein Drittel über dem Einkommen der 
Frauen liegen, so wären bei der Zahlung von z. B. 
70 % des Nettoeinkommens auch mehr Väter zu einer 
Inanspruchnahme oder Teilung des Erziehungsur- 
laubs bereit. Auch auf dieser Basis würde in der Regel 
eine solche wünschenswerte Entscheidung der Väter 
eine stärkere finanzielle Einbuße für das Familien- 
budget bedeuten, als wenn sich die niedrig verdie- 
nenden Mütter dafür entschieden. Doch ich denke, 
viele Männer sind eigentlich dazu bereit. Nicht jeder 
Mann wünscht sich eine nur auf Haus, Kind und ihn 
fixierte Gefährtin. Das längere alleinige Ausscheiden 
aus dem Berufsleben, der für Frauen leider typische 


Karriereknick, eine spezifische Einschränkimg des er- (C) 
fahrenen Lebenszusammenhangs, wären durch eine 
solche nettolohnorientierte Regelung auch für Mütter 
in stärkerem Maße zu umgehen. 

Es ist zu hoffen, daß die im vorhegenden Gesetzent- 
wurf geschaffene Möghchkeit des dreimaligen Wech- 
sels der Inanspruchnahme des Erziehungsurlaubs un- 
bürokratisch ermöghcht wird und im gelebten Alltag 
nicht nur auf sogenannte schwerwiegende Gründe 
beschränkt ist. Für Erziehende, die nicht berufstätig 
sind, müßte durch die Zahlung eines nicht anzurech- 
nenden Betrages ebenfalls die eigenständige Existenz 
gesichert werden. 

Eine weitere Kritik an diesem Gesetzesantrag be- 
gründet sich in dem nicht komplexen Herangehen an 
die Schaffung von durch die Gesellschaft zu garantie- 
renden Bedingungen für ein Leben mit Kindern. 

Der Vorschlag eines Erziehungsurlaubes von drei 
Jahren ohne die gleichzeitige Möghchkeit einer nicht 
ausschheßhch häushchen Betreuung vor bzw. ab drei 
Jahren heißt einerseits, den Vätern und Müttern real 
die Entscheidungsmöghchkeit über die Art und Weise 
der Erziehung zu nehmen. Dies ist für mich eine staat- 
hche Bevormundung ähnhch der in der ehemahgen 
DDR, nur mit entgegengesetzter Zielstellung. Das 
Parlament und die Regierung sollten den Eltern wohl 
Zutrauen, selbst entscheiden zu können, welche Form 
der Kindererziehung für ihren Lebensentwurf und 
ihre Kinder die angemessene ist. 

Andererseits geht eine solche eindeutige Option für 
die ausschheßhch häushche Kindererziehung auch in 
anderer Beziehung an der Reahtät des Lebens vorbei: (D) 
Genau wie in der früheren DDR ist auch in den alten 
Bundesländern die Mehrzahl der Famihen auf zwei 
Einkommen angewiesen, um auch mit Kindern ein 
zumindest materieU abgesichertes Leben führen zu 
können. Dies erfordert ein breit gefächertes Netz ver- 
schiedener Betreuungsmöghchkeiten für Kinder in 
gut ausgestatteten und von ausgebildeten Erzieherin- 
nen geführten Tagesstätten. 

Insbesondere die nicht kleine Gruppe von aUein- 
erziehenden Menschen ist bereits heute auf ein be- 
darfsdeckendes Netz von Krippenplätzen angewie- 
sen. Es wäre meines Erachtens bereits im Zusammen- 
hang mit der gesetzhchen Neuregelung des Erzie- 
hungsurlaubes und der Zahlung von Erziehungsgeld 
gut gewesen, wenn die Bundesregierung in Abspra- 
che mit den Ländern das Parlament darüber informiert 
hätte, wie erstens das aus der früheren DDR übernom- 
mene bedarfsdeckende Netz von Kindertagesstätten 
— Krippen, Kindergarten- und Hortbetreuung — er- 
halten und qualitativ verbessert werden soll und wie 
zweitens die in den alten Bundesländern vorhande- 
nen Strukturen zur Kinderbetreuung auf ein bedarfs- 
deckendes, für alle bezahlbares Niveau gehoben wer- 
den soll. Der auch in der Regierungserklärung ange- 
strebte Rechtsanspruch des Kindes auf möghche Be- 
treuung in Tagesstätten — und damit auch ein An- 
spruch auf Zusammensein mit anderen Kindern — 
bleibt sonst wohl bis zum Ende der Legislaturperiode 
eine bloße Absichtserklärung. 

Aus all diesen Gründen ergeben sich für die PDS/ 

Linke Liste hinsichtlich der Gestaltung von Rahmen- 
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(A) bedingungen für ein Leben mit Kindern folgende For- 
derungen: 

Erstens. Ausbau des Bundeserziehungsgeldes von 
einer staatlichen Sozialleistung zum existenzsichern- 
den nettolohnorientierten Entgelt für Erziehungsar- 
beit und damit zur wirklichen Grundlage für Wahlfrei- 
heit der Eltern hinsichthch der Inanspruchnahme 
staatlicher Leistungen. 

Zweitens. Der Anspruch auf Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub muß für alle in der Bundesrepublik 
lebenden Menschen mit Kindern Geltung erlangen. 

Drittens. Sozialpolitische Maßnahmen zur Unter- 
stützung von Menschen mit Kindern dürfen kein 
Stückwerk für die ersten drei Lebensjahre sein, son- 
dern müssen als Komplex bis zum 14. Lebensjahr grei- 
fen. 

Viertens. Diese Maßnahmen müssen zugleich kon- 
krete Schritte staathcher Förderung der Vereinbar- 
keit von Beruf und Familie einschließen und sich ent- 
sprechend der Reahtät besonders an Frauen richten. 
Ich nenne Maßnahmen wie Wiedereinstiegsförderung 
von Frauen, Anschlußqualifizierung, Begünstigung 
von Wiedereinsteigerinnen beim beruflichen Auf- 
stieg. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine verehrten Kolle- 
ginnen und Kollegen, da ich davon ausgehe, daß sich 
die Frau Ministerin, die gleich sprechen wird, im Rah- 

(B) men der von ihr angemeldeten Redezeit von zehn 
Minuten halten wird, stelle ich fest, daß wir ein biß- 
chen vor der Zeit sind. Ich sage das jetzt auch für die- 
jenigen Kolleginnen und Kollegen, die der Debatte 
am Fernsehgerät in ihrem Büro folgen. Das heißt: Der 
nächste Tagesordnungspunkt, die Aktuelle Stunde, 
wird also ein paar Minuten früher auf gerufen. Die Kol- 
legen, die es darauf anlegen, erst auf die Sekunde 
genau zu kommen, obwohl sie womöglich noch als 
Redner vorgesehen sind, sollten das wissen und mög- 
hchst bald im Plenum sein. 

Ich erteüe der Bundesministerin für Familie und 
Senioren, Frau Hannelore Rönsch, das Wort. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für Familie 
und Senioren: Herr Präsident! liebe Kolleginnen, 
hebe Kollegen! Ich will noch einmal das leidige 
Thema der Präsenz kurz ansprechen. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Wir sind heute 
mehr!) 

In diesem Haus weiß eigenthch jeder, daß momentan 
die verschiedensten Ausschüsse, u. a. auch der Son- 
derausschuß zu § 218, tagen. Deshalb sollten wir die- 
ses Thema wirkhch beenden. Wir wissen, wo die Kol- 
leginnen und Kollegen sind. 

(Zustimmung bei der FDP — Zurufe von der 
SPD) 

— Nein, Frau Kollegin, Sie waren zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht im Hause. Es war hier fast permanent Ge- 
genstand der Diskussion. — Ich meine, wir wissen, 
daß die Kolleginnen nicht am Rhein Spazierengehen, 


sondern daß sie ganz einfach ihre Sacharbeit leisten. (C) 
Deshalb sollten wir das jetzt sein lassen. 

Ich bin auch gar nicht so traurig darüber, denn ich 
vertrete hier diese Gesetzesänderung sehr, sehr 
gerne, war allerdings ein wenig erstaunt. Ich hatte mir 
vorgestellt, daß dieses Gesetz auf etwas weniger Mä- 
keleien aus der Opposition stoßen würde. Ich war der 
Kollegin Lange ausgesprochen dankbar dafür, daß sie 
noch einmal deuthch gemacht hat, daß die Opposition 
diesem Gesetz zustimmt. Denn ich hatte das bisher 
gar nicht erkennen können. In der Vergangenheit 
klang es so. 

Frau Kollegin Simm, Sie haben mir die Verantwor- 
tung für diese Gesetzesänderung zugewiesen. Ich 
darf Ihnen sagen: Ich übernehme diese Verantwor- 
tung ungeheuer gerne. Denn diese „Zumutungen", 
die wir Männern und Frauen, die wir Famüien, die wir 
Müttern aufbürden, werden mittlerweile von 97 % in 
der Bundesrepubhk (alt) und — hören Sie bitte genau 
zu — von 80 % in den fünf neuen Bundesländern 
wahrgenommen. Ich meine, daß das ein Zeichen dafür 
ist, daß dieses Gesetz eine hohe Akzeptanz erfährt. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich verstehe ja Ihre Unruhe. Ich hätte mir aus mei- 
ner früheren pohtischen Tätigkeit gewünscht, daß Sie 
damals mit einem solchen Gesetz übergekommen wä- 
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich vielleicht noch ein paar Anmerkun- 
gen zu Ihren Änderungswünschen machen. Es ist im- 
mer sehr schön, wenn man hier vorne steht und die pj 
Opposition vertritt. Man kann ins Blaue fordern und 
hat nachher den Haushalt nicht zu vertreten. Es nimmt 
einen dann aber schon wunder, wenn Sie, wie eben 
von der Kollegin Simm geschehen, Leistungen von 
CDU-geführten Landesregierungen kritisieren, wo 
SPD-Landesregierungen überhaupt nicht in der Lage 
sind, solche Leistungen zu erbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da, meine ich, sollten Sie sich ausgesprochen zurück- 
halten. Wenden Sie sich an Ihre Landesregierungen, 
damit endlich nach Möglichkeiten, welcher Art auch 
immer, gesucht wird — Saarland wird sicher weniger 
tun können, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
auch — , Famihenpohtik zu unterstützen und ein Lan- 
deserziehungsgeld zu bezahlen. 

(Erika Simm [SPD]: Sagen Sie, wie Bayern 
die Kindergärten finanziert!) 

Sie sprechen die Finanznot der Bundesländer an. 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern den- 
ken über ein Landeserziehungsgeld nach. 

(Brigitte Lange [SPD]: Das ist ja rührend!) 

Wie groß ist dann die finanzielle Not in den anderen 
sozialdemokratisch geführten Bundesländern? 

Liebe Kolleginnen, hebe Kollegen, ich will gar nicht 
noch einmal all die sozialpohtischen Leistungen an- 
sprechen, die mit der Erweiterung von Erziehungs- 
geld und Erziehungsurlaub in Kraft treten, weil wir 
dazu im Bundestag schon mehrfach Gelegenheit ge- 
habt haben. Ich wül aber doch noch auf etwas auf- 
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(A) merksam machen und von dieser Stelle aus an die 
Väter appellieren. Momentan nehmen nur 0,4 % der 
Väter Erziehungsgeld bzw. Erziehungsurlaub in An- 
spruch. Im Hinbhck darauf haben wir in dem neuen 
Gesetz eine Änderung vorgenommmen: sie können 
dreimal mit der Mutter abwechseln. Ich meine, das ist 
eine ganz beachüiche Leistung. 

Jetzt müssen wir alles dazu tun, daß auch die gesell- 
schaftliche Akzeptanz eintritt, und die Inanspruch- 
nahme des Erziehungsurlaubs durch Väter gesell- 
schaftiich entsprechend aufzuwerten. Ich meine, das 
sind vollkommen neue Möglichkeiten für die Väter. 
Es kommt jetzt für uns alle darauf an, daß wir ein ent- 
sprechendes Bewnißtsein entwickeln. 

Ich hätte mir gewninscht, der Kollege Grünbeck 
wäre jetzt da, weü er etwas Gutes über die Unterneh- 
mer hören wollte. Das möchte ich von dieser Stelle aus 
sagen. Ich bin in diesem Sommer bei vielen bundes- 
deutschen Unternehmen gewesen und habe mir Tarif- 
verträge und Tarifvereinbarungen zeigen lassen, die 
abgeschlossen worden sind. Ich muß sagen: Es hat 
sich Erstaunhches getan. Denn viele Betriebe bieten 
weit über die drei Jahre hinaus, die jetzt gesetzhch 
möghch sind, Erziehungsurlaub an, nämhch fünf oder 
sogar zehn Jahre. 

(Brigitte Lange [SPD]: Es lohnt sich doch 
auch!) 

— Ja, natürhch. Diese Betriebe haben Vereinbarun- 
gen abgeschlossen, daß Mütter oder Väter wahlweise 
in Erziehungsurlaub gehen können. Sie werden stau- 
nen: Die Mütter werden dazu nicht gezwungen, sie 

(B) machen es freiwiUig, weil sie Freude an der Kinderer- 
ziehung haben. Es gibt auch Väter, die das tun. 

(Dr. Ulrich Böhme [Unna] [SPD]: 0,4 %!) 

— 0,4%, Herr Dr. Böhme, ja. 

An dieser Stelle möchte ich noch etwas zur Frau 
Kollegin Dr. HöU sagen: Ich kann dieses permanente 
Nachtrauern nach Einrichtungen der Kinderbetreu- 
ung in der ehemahgen DDR eigentlich nicht mehr ver- 
stehen. Ich habe das hier von Ihnen schon verschie- 
dentlich gehört, FrauDr. HöU. Ich bitte Sie: Sehen Sie 
sich einfach einmal die Erziehungspläne an, die schon 
Kripp enerzieherinnnen in der ehemahgen DDR Um- 
setzen mußten. 

(Zuruf von der SPD: Wir reden über Einrich- 
tungen!) 

— Zu diesen Einrichtungen gehören auch die Krip- 
pen. 

(Dr. Barbara HöU [PDS/Linke Liste] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ein weiteres, Frau Dr. HöU — darauf können Sie 
vieUeicht in Ihrer Frage gleich auch noch eingehen — , 
wiU ich Ihnen sagen; Kindererziehung ist nicht nur 
Last und Arbeit — ich habe auch das von Ihrer Grup- 
pierung verschiedentüch schon gehört — , sondern sie 
macht auch Freude. 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 

Glauben Sie mir, Kindererziehung kann auch unge- 
heuer viel Freude machen. 


Vizepräsident Hans Kiein: Frau Bundesministerin, (C) 
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage der KoUegin HöU 
zu beantworten? 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für FanüUe 
und Senioren: Ja. 

Vizepräsident Hans Klein; Bitte sehr. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Frau Ministerin, 
darf ich Sie darauf hinweisen — um das als Frage zu 
formuUeren — , daß es mir darum ging, Vätern und 
Müttern reale EntscheidungsmögUchkeiten zu schaf- 
fen? Es geht nicht um ein Nachtrauem nach Einrich- 
tungen in der DDR. Ich glaube, unsere Arbeit hier im 
Parlament macht uns sicher auch mehr oder weniger 
Spaß, aber trotzdem ist es Arbeit. 

Hannelore Rönsch, Bundesministerin für FamiUe 
und Senioren: Ich meine schon, daß wir niemanden 
zur Inanspruchnahme von Erziehungsurlaub und Er- 
ziehungsgeld zwdngen sollten. Mir kommt es ganz 
besonders darauf an, daß man die Wahlfreiheit hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Hat man doch!) 

Offensichthch machen von diesem Angebot sehr, sehr 
viele Gebrauch. Ich sage Ihnen noch einmal die Zah- 
len: 97 % in der alten Bundesrepublik und momentan 
80 % in den fünf neuen Bundesländern. Ich wünsche 
mir, daß mehr Männer und Frauen auch in den fünf 
neuen Bundesländern Erziehungsgeld und Erzie- 
hungsurlaub in Anspmch nehmen. 

Ich empfinde es unter gar keinen Umständen als (D) 
eine Last, wenn man entscheiden muß, ob man zu 
Hause bleibt und Kinder erzieht oder berufstätig 
bleibt. Ich bin ausgesprochen dankbar, daß sich viele 
dafür entscheiden, zu Hause zu bleiben und die Kin- 
der zu erziehen. 

Ich möchte noch ein Wort auf die Idee der Kollegin 
Wester verwenden, die hier verschiedentlich geäußert 
hat, daß das Erziehungsgeld als volle Lohnersatzlei- 
stung gezahlt werden solle. 

(Unnihe bei der SPD) 

— Frau Kollegin Wester, ich habe mich gerade an Sie 
gewandt. Sie hatten in der ersten Lesung und eben 
noch einmal — ich glaube, auch die Kollegin Höll — 
gefordert, Erziehungsgeld als volle Lohnersatzlei- 
stung zu zahlen. 

(Zuruf der Abg. Hüdegard Wester [SPD]) 

— Ja, in der ersten Lesung war es. 

Ich wül Ihnen noch einmal ganz deuüich sagen: Das 
kann man alles fordern, wenn man Opposition ist. 
Allein dieser eine Punkt würde 15 Milliarden DM ko- 
sten. Das ist die Hälfte meines Haushaltes. Das ist 
nicht zu erbringen. Ich gestehe Ihnen offen zu, daß wir 
Erziehungsgeld auch in der Zukunft weiter im Auge 
halten und ausbauen müssen, mit Sicherheit. Trotz- 
dem muß alles finanzierbar bleiben. Es hüft uns nichts, 
wenn wir, wie z. B. 1982, angesichts drohender Haus- 
haltslücken famihenpohtische Leistungen zurück- 
schrauben müssen und dann an gar keiner Stelle mehr 
in der Lage sind, Sozialpohtik zu gestalten. Ich 
möchte, daß auch weiterhin Haushaltsklarheit und 
Haushaltswahrheit herrschen, daß wir in der Lage 
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(A) sind, weiter zu finanzieren. Ich werde mich deshalb 
für dieses Erziehungsgeldgesetz und für diesen Erzie- 
hungsurlaub voll einsetzen. 

Ich danke Ihnen, daß deutlich geworden ist, daß 
auch die SPD zustimmt. Ich bitte Sie jetzt nur noch, 
Einfluß darauf zu nehmen, daß nicht noch im Bundes- 
rat eine Bremse angezogen wird; denn es wäre aus- 
gesprochen schlimm, wenn die, die ab dem 1. Januar 
1992 Mütter und Väter werden, die Ausweitungen 
dieses Gesetzes nicht in Anspruch nehmen könnten, 
weü der Bimdesrat blockiert hat. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich schließe die Ausspra- 
che. Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über den Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung auf den Drucksachen 12/1125, 12/1288 und 
12/1495. 

Ich rufe die Art. 1 bis 10, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Ich bitte diejenigen, die 
den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wün- 
schen, um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Die auf gerufenen Vorschriften 
sind angenommen. Damit ist die zweite Beratung ab- 
geschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
alle, die dem Gesetzentwurf zustimmen woUen, sich 
jßj zu erheben. — Wer dagegen ist, der möge aufstehen. 
— Das ist niemand. Wer enthält sich? — Der Gesetz- 
entwurf ist angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 8 auf: 

Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zur Kohlepoli- 
tik 

Die Fraktion der SPD hat eine Aktuelle Stunde zum 
genannten Thema verlangt. 

Das Wort dazu hat der Herr Abgeordnete Harald 
Schäfer. 

Harald B. Schäfer (Offenburg) (SPD): Wer jetzt 
rausgehen will, möge bitte gleich rausgehen, damit 
ich hier in Ruhe anfangen kann. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Das güt auch für den Minister Blüm, meine Damen 
und Herren. 

(Reinhard Freiherr von Schorlemer [CDU/ 

CSU]: Da gehen doch nur die Genossen 
raus!) 

Vizepräsident Hans Klein: Darf ich Sie einen Mo- 
ment unterbrechen? Herr Kollege Schäfer, normaler- 
weise werden solche Aufforderungen von diesem 
Platz aus gemacht. Aber wenn Sie um die nötige Ruhe 
für sich selbst bitten, ist das in Ordnung. Im wesentli- 


chen haben Sie im AugenbÜck mit Kolleginnen und (C) 
Kollegen Ihrer Fraktion zu tim. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Endhch mal 
was Neues, Herr Kollege Schäfer!) 

Es sind inzwischen so gut wie alle, die den Saal ver- 
lassen wollten, weü sie zu dem anderen Thema her- 
gekommen waren, draußen. 

Sie haben das Wort. 

Harald B. Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsi- 
dent, ich bedanke mich bei Ihnen, daß Sie so dankbar 
meine Amtshüfe entgegengenommen haben. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Auch nach der Kohlerunde vom Montag 
dieser Woche besteht leider kein Anlaß zur Entwar- 
nung. Im Gegenteü, noch immer fehlt ein verbindli- 
ches, ein klares, ein langfristig sicheres und gesicher- 
tes kohlepolitisches Gesamtkonzept der Bundesre- 
gierung. 

Noch immer fehlen eindeutige Planungs- und Ent- 
scheidungsgrundlagen für den Kohlebergbau. Noch 
immer schwebt — das ist vielleicht aktuell das 
Schlimmste — kurzfristig jedenfaUs, wie wir hoffen — 
über den Bergleuten das „MöUemannsche Damokles- 
schwert“ einer ungewissen und unsicheren Zukunft. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Das ist das 
Möllemann- Schwert ! ) 

Noch immer drohen den Bergleuten MassenenÜas- 
sungen. 

Die Bergleute wissen: Wir Sozialdemokraten lassen (D) 
die Bergleute nicht ins Bergfreie fallen. 

(BeifaU bei der SPD) 

Wir werden auch weiterhin der MöUemannschen Poli- 
tik des gebrochenen Wortes Paroli bieten, und zwar 
mit Erfolg. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Lauter Sprü- 
che!) 

Möllemann wollte Kohlepohtik mit der Brechstange 
auf dem Rücken der Bergleute in Ost und West ma- 
chen. Eine solche PoÜtik muß scheitern. MöUemann 
gibt vor, einen energiepohtischen Konsens zu suchen, 
während er gleichzeitig mit seiner Politik die Voraus- 
setzungen für einen solchen Konsens zerstört. 

Wer wie Möllemann bhndwütig Attacken gegen die 
heimische Steinkohle reitet und gleichzeitig die unbe- 
schränkte Nutzung der Kernenergie betreibt, mit dem 
kann es keinen energiepolitischen Konsens geben. 

Das sollten Sie auch Ihrem Kollegen, Herr Blüm, mit- 
teüen. 

(BeüaU bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten wollen eine Verständigung 
in der Kohlefrage. Es kann doch nicht sein, daß hier 
Konflikte auf dem Rücken der Bergleute ausgetragen 
werden! 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Wie hätten 
Sie es denn gern?) 

Wir wollen eine Verständigung in der Kohlefrage. Ich 
bin froh, daß zumindest die Kolleginnen und Kollegen 
der CDU aus Nordrhein-Westfalen in dieser Frage die 
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(A) gleiche Auffassung vertreten wie wir. Eine solche 
Verständigung kann es nur geben, wenn die gelten- 
den Verträge eingehalten werden und konkrete An- 
schlußregelungen zum Jahrhundertvertrag und zum 
Hüttenvertrag verbindlich vereinbart werden. 

Neben der Mengenf esüegung muß die Bundesre- 
gierung dabei verläßliche Finanzierungsregelungen 
garantieren, die auch von der EG-Kommission quer- 
geschrieben sein müssen. Mit schieren Erklärungen 
und Ankündigungen ohne Verbindhchkeit muß es 
jetzt in dieser Frage endgültig vorbei sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Von der dritten Kohlerunde erwarten wir Sozialde- 
mokraten: Es darf keine Massenentlassungen geben; 
im Falle einer Rückführung der Förderung müssen 
Anpassungshilfen und öffentliche regionalpolitische 
Hilfsmaßnahmen verbindlich vereinbart werden. Die 
Kokskohlebeihilfe darf im Haushalt 1992 gegenüber 
1991 nicht gekürzt werden. Es muß eine klare Finan- 
zierungsgarantie vereinbart werden. Die längerfri- 
stige Finanzierung könnte dabei über die auch von 
der EG-Kommission vorgeschlagene Energiesteuer 
erfolgen. 

Der Steinkohlebergbau, meine Damen und Herren, 
die Bergleute und ihre Familien und Kohlereviere ins- 
gesamt brauchen jetzt vor allem eines: eine klare und 
verläßliche Zukunftsperspektive. Die Bundesregie- 
rung muß endlich ihre Bringschuld in diesem Zusam- 
menhang nachkommen. Das erwarten wir von der 
Kohlerunde am kommenden Montag. 

Ich bedanke mich bei Ihnen fürs Zuhören. 

(B) (Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter 
Dr. Peter Paziorek, Sie haben das Wort. 


Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Kohlerunde befindet 
sich in ihrer entscheidenden Phase. Die Zielvorstel- 
lungen der CDU/CSU-Fraktion für diese Runde sind: 
erstens Sicherung eines langfristig lebensfähigen 
Bergbaus in Deutschland und zweitens Zeit für sinn- 
volle strukturpolitische Anpassungen. Nach dem bis- 
herigen Verhandlungsstand ist davon auszugehen, 
daß am kommenden Montag über diese kohlepoliti- 
schen Zielvorstellungen für das Jahr 2005 Einverneh- 
men erzielt wird. 

Die bisher angedachte Größenordnung der Kohle- 
förderung liegt nur knapp unter der von der Mehrheit 
der Mikat- Kommission angepeüten Effizienzgrenze 
von 55 MiUionen Tonnen im Jahre 2005. Das würde 
der vom Bundeskanzler und auch von Arbeitsminister 
Norbert Blüm gemachten Zusage entsprechen, wo- 
nach die Steinkohle auch zukünftig zur sicheren Ener- 
gieversorgung Deutschlands beitragen soll, wenn 
auch auf niedrigerem Niveau als bisher. 

Wir würden heute sehr gerne von der SPD erfahren, 
wie die revierfernen SPD-Länder wie Hessen, Nieder- 
sachsen und Schleswig-Holstein zu diesem möglichen 
Verhandlungsergebnis stehen. Wo ist denn die ge- 
meinsame Linie der SPD-Länder zur Kohlepolitik? 
Das würden wir heute hier sehr gern hören. 


Noch eines: Die SPD-Bundestagsfraktion lehnt ei- (C) 
nen energiepolitischen Konsens zwischen Kohle und 
Kernenergie ab. Aber an einem sinnvollen wirtschaft- 
lichen Nebeneinander zwischen Kohle und Kernener- 
gie führt kein Weg vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit ihrer Haltung ist die SPD letztlich, auch wenn Sie 
das nicht wollen, kohlefeindlich. 

Wir begrüßen es, daß sich der Bundeswirtschaftsmi- 
nister morgen bei der EG für eine positive Lösung zum 
Jahrhundert- Vertrag für die Zeit bis 1995 einsetzen 
wird. Wir begrüßen es, daß er sich bei der Kokskohle- 
beihilfe im Interesse der Kohle bewegt hat. 

Nur muß ich dem Bundeswirtschaftsminister Vor- 
halten: Das hätte man schon früher haben können. Es 
war wenig hilfreich, von Interview zu Interview immer 
dieselben Attacken gegen den Bergbau zu reiten. Die 
Bergleute haben in den vergangenen Jahrzehnten 
enorm viel zur wirtschaftlichen Entwicklung unseres 
Landes beigetragen. Sie haben es somit nicht ver- 
dient, zu Prügelknaben der Nation gemacht zu wer- 
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wer die Kohlepolitik nur unter Almosengesichts- 
punkten sieht und ausschließlich unter dem Gesichts- 
punkt des Subventionsabbaus diskutiert, verkennt, 
daß es in Wirklichkeit um viel mehr geht. Hier geht es 
jetzt um den Willen, Gegenwartsprobleme und Zu- 
kunftsperspektiven im energiepolitischen und gesell- 
schaftspolitischen Konsens zu lösen. pi 

Es geht auch um Grundsatzfragen staatlicher Da- 
seinsvorsorge im Bereich Energie und Umwelt, was 
mir als Mitglied der Enquete-Kommission „Schutz der 
Erdatmosphäre“ ganz besonders am Herzen liegt, und 
nicht zuletzt um das Schicksal von Menschen; das will 
ich ganz besonders herausstellen. 

Natürlich wird es bis zum Jahr 2005 zu einem Ab- 
bau von Arbeitsplätzen im Bergbau kommen. Hierbei 
darf es aber nicht zu bruchartigen Entwicklungen 
kommen, die ganze Regionen destabilisieren. Wir 
brauchen vielmehr eine offensive Strukturpolitik, die 
es den Bergwerksunternehmen ermöglicht, neue un- 
ternehmerische Felder für sich zu erschließen. Warum 
soll es bei den Unternehmen nicht neben dem schwar- 
zen Standbein im Bergbau auch ein neues, weißes 
Standbein im Sektor Umweltschutz geben? Hier 
könnten die Bergleute mit ihrem guten Ausbildungs- 
stand neue Arbeitsplätze finden, ohne in die Arbeits- 
losigkeit entlassen zu werden. 

Diese Strukturpolitik ist regionalpolitisch attraktiv, 
weil Arbeitsplätze am Ort gehalten werden, und auch 
ökonomisch sinnvoll, weil es hierdurch zu einer wei- 
teren Entkoppelung des Wirtschaftswachstums vom 
Energieverbrauch kommen wird. 

Zu einer solchen Politik sind auch die betroffenen 
Bundesländer, insbesondere Nordrhein-Westfalen, 
dringend aufgefordert. Wir wollen einen langfristig 
wirtschaftlichen Bergbau. Wir wollen einen effekti- 
ven Bergbau, was auch Kostensenkungen im Bergbau 
bedeutet. Wir wollen den Menschen in den Revieren 
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Dr. Peter Paziorek 

(A) eine Perspektive und den Bergbaubetrieben verläßli- 
che Rahmenbedingungen geben. 

{Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr rieh- 

tig!) 

Wir halten unser Wort. Es ist nun Aufgabe der SPD- 
geführten Bundesländer, ihren Anteil an einer solchen 
PoÜtik der sinnvollen Strukturveränderung zu erbrin- 
gen. 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Paul Friedhoff. 

Paul K. Friedhoff (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Bei der Debatte über die zukünftige 
Kohlepolitik haben wir uns erst einmal die Situation 
vor Augen zu führen, in der sich die Steinkohle zur 
Zeit befindet. Im vereinten Deutschland hat die Stein- 
kohle ihren Rang als wichtigster heimischer Energie- 
träger — ob man das nun wahrhaben will oder 
nicht — an die Braunkohle verloren. Die EG -Kommis- 
sion drängt verstärkt auf eine Reduzierung der Sub- 
ventionen für die deutsche Steinkohle. 

Die deutsche Wirtschaft ist auf weltoffene Märkte 
angewiesen. Die Offenheit muß aber auch für heimi- 
sche Märkte gelten. Eine Kontingentierung von Im- 
portkohle ist damit nicht zu vereinbaren. Außerdem 
ist die Lage der öffentiiehen Haushalte in der Bundes- 
repubhk äußerst angespannt. Eine deutliche Entla- 
stung der Haushalte durch Subventionskürzungen ist 
erforderlich. Und: Die Verbraucherentlastungen ha- 
^ ben ein solches Maß erreicht, daß sich für die deut- 
schen Unternehmen im Rahmen des europäischen 
Binnenmarkts Wettbewerbsnachteile ergeben: durch 
den höheren Energiepreis, durch die Subventionie- 
rung der Kohle. 

Vor diesem Hintergrund, der allen beteiligten Par- 
teien bekannt ist, müssen wir versuchen, einen Kon- 
sens über die zukünftige Gestaltung der Kohlepohtik 
zu finden, um dem deutschen Bergbau überhaupt eine 
langfristige Perspektive geben zu können. 

Meine Damen und Herren, es hilft der deutschen 
Steinkohle überhaupt nicht, die Kohlepolitik des Wirt- 
schaftsministers zu diffamieren, sie als Kahlschlagpo- 
htik zu bezeichnen 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch so!) 

oder dem Minister Roßtäuschermethoden vorzuwer- 
fen, wie wir das in letzter Zeit lesen konnten. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Zum Teü 
ist er aber selbst schuld, zum Teil zumin- 
dest!) 

Wenn man einmal nachliest, was Herr MöUemann in 
seiner Erklärung im Reichstag in Berhn gesagt hat 
— er hat dort deutiieh gemacht, wo er steht — , 

(Günter Rixe [SPD]: Immer daneben!) 

kann man nicht von Kahlschlagpohtik reden. Im Ge- 
genteü: Der Bundeswirtschaftsminister ist dem Stein- 
kohlebergbau in beiden Kohlerunden sehr weit ent- 
gegengekommen. 

Aber das Problem läßt sich sicher nicht im Wirt- 
schaftsministerium oder in den Kohlerunden lösen. 


Das Problem der deutschen Steinkohle sind nicht die (C) 
Fördermengen, sondern die hohen Förderkosten im 
Bergbau und die Subventionen, mit denen die Förde- 
rung der Kohle derzeit bezuschußt wird. Jeder Ar- 
beitsplatz im Steinkohlebergbau — ich wiederhole 
das hier — kostet im Moment pro Jahr 79 000 DM. 
Darin sind die Kosten für die Knappschaft nicht ein- 
gerechnet, die fast die gleiche Größenordnung aus- 
machen, 

(Zuruf von der SPD: Unsinn!) 

so daß man, wenn man beides zusammenzieht, auf 
fast 150 000 DM pro Jahr und Arbeitsplatz kommt. 
Daran können Sie nicht Vorbeigehen! 

Diese hohen Förderkosten des deutschen Bergbaus 
werden aber nur zum Teil durch die geologischen 
Bedingungen, wie immer behauptet wird, verursacht. 

Sie sind auch Folge mangelnden betriebswirtschaftli- 
chen Verhaltens der Unternehmen des Bergbaus 

(Norbert Formanski [SPD]: Das ist eine un- 
verschämte Unterstellung!) 

und auch vieler dort heute noch vorhandener Privile- 
gien, die den im Bergbau Beschäftigten nach wie vor 
gewährt werden — und das auf Kosten des Steuer- 
zahlers. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Diese Privilegien werden von Tarifvertragsparteien 
ausgehandelt, die sich nur wenig Gedanken über die 
Konsequenzen der Vereinbarungen machen müssen. 
Steuerzahler und Verbraucher kommen für die verur- 
sachten Kosten auf. Und hier trägt die IG Bergbau und (D) 
Energie doppelte Verantwortung: Die Tarifverträge 
werden von ihr mit den von ihr über die Montanmit- 
bestimmung ernannten Vorständen ausgehandelt. 

Meine Damen und Herren, um dem deutschen 
Bergbau langfristig eine Perspektive zu bieten und 
somit rentable Arbeitsplätze zu sichern, hilft es nicht, 
daß wir immer wieder neue, garantierte Fördermen- 
gen festschreiben und darüber diskutieren. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Sehr rieh- 

tig!) 

Wie wollen wir Deutschen diese denn in Europa 
durchsetzen? Die einzige Begründung für die Unter- 
stützung der deutschen Steinkohle ist deren jederzei- 
tige Verfügbarkeit. Damit ist eine Versorgungssicher- 
heit vorhanden, die bei anderen Energieträgern nur 
über zusätzhehe Kosten erreicht werden kann. Diese 
zusätzlichen Kosten sind das Maß für die Höhe der 
gerechtfertigten Bezuschussung, 

Meine Damen und Herren, jedermann ist klar, daß 
die Subventionen nicht schlagartig entfallen können, 
da auch die tarifvertraglichen und betriebswirtschaft- 
lichen Maßnahmen nicht sofortige Kostendegression 
hervorrufen. Auch der Wirtschaftsminister erkennt 
das klar an. Langfristig kann eine Umorientierung in 
der Kohlepohtik — weg von der Kostenerstattung für 
vorher vorgebenene Fördermengen und hin zu 
Marktbedingungen — dem deutschen Bergbau das 
Überleben ermögüchen. Alles andere ist — davon bin 
ich fest überzeugt — Träumerei und führt ins Aus der 
deutschen Steinkohle. 
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Paul K. Friedhoff 
(A) Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Erwin Marschewski [CDU/ 
CSU]; Das war keine gute Rede! — Zurufe 
von der SPD) 


Vizepräsident Hans Klein: Frau Abgeordnete Bläss, 
Sie haben das Wort. 


Petra Bläss (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Protestaktionen der 
Bergleute von den Schachtanlagen Loberg, Sophia 
Jacoba, Alsberg bei Aachen und anderswo kenn- 
zeichnen die Stimmung im Revier unter den betroffe- 
nen Bergleuten; sie haben die Nase voll von der stän- 
digen Sorge um ihre Arbeitsplätze und um die Zu- 
kunft der Regionen rund um die noch verbhebenen 
Schachtanlagen. Ihr Protest gilt den von Bundeswirt- 
schaftsminister Möllemann vorgeschlagenen soge- 
nannten Anpassungsleistungen im Steinkohleberg- 
bau, Vorschlägen, die auf eine Reduzierung der Koh- 
leförderung und neuen, damit verbundenen Massen- 
entlassungen hinauslaufen. 

Bergleute und Bevölkerung wehren sich gegen eine 
weitere rücksichtslose Zerstörung gewachsener 
Strukturen in den Bergbaurevieren und eine Perspek- 
tive in Arbeitslosigkeit und Not. Sie wehren sich ge- 
gen die unsoziale Möllemannsche Kahlschlagpoütik, 
die ihre Zukunft den Dividenden der Energiekon- 
zeme opfern wül. 

(B) Die Energiepolitik der Bundesregierung ist nichts 
anderes als Sachwalterpohtik der großen Energiekon- 
zerne. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Davon ha- 
ben Sie keine Ahnung, weil Sie nie im Leben 
richtig gearbeitet haben!) 

Zehntausend Arbeitsplätze sollen vernichtet werden, 
damit sie Ihre Gewinn erwartungen reahsieren. Des- 
halb muß der friedhche Protest auch von vor die Zen- 
tralen der VEBA, der RWE, des Bayernwerks und an- 
derer getragen werden, die an Atomstrom und Import- 
kohle auf Kosten von Umwelt und Menschen profitie- 
ren. 

Alle Beteuerungen Möllemanns, daß es hauptsäch- 
hch um den Abbau von Subventionen gehe, lassen 
sich leicht entkräften. Die Subventionen für die Atom- 
energieforschung und die Kosten für die Entsorgung 
der Kernkraftwerke übertreffen die Subventionen der 
Steinkohle bei weitem. Die sozialen Folgekosten einer 
um ihre Existenzgrundlage beraubten Region fehlen 
in der aufgemachten Rechnung völlig. Es geht bei der 
jetzigen Kohlerunde also nicht nur um strukturpoh- 
tisch fatale, volkswirtschaftlich unsinnige, sondern 
auch um ökologisch verhängnisvolle Entscheidun- 
gen. 

Auch wenn die IG Bergbau und Energie Optimis- 
mus verbreitet und Möllemanns Einlenken in der er- 
sten Runde am Montag als Erfolg feiert, bleiben Skep- 
sis und Wachsamkeit ebenso geboten wie die Bereit- 
schaft zum Widerstand. Schluß gemacht werden muß 
mit der Schwachsinnsformel „Kohle imd Atom“, die 
schon lange „Atom verdrängt Kohle“ heißt. 


Wir brauchen eine Energiepolitik ohne Atomstrom (C) 
und ohne Entscheidung zugunsten der Atomstrom- 
lobby. In modernen umweltfreundhchen Heizkraft- 
werken mit Kraft-Wärme-Koppelung hat die heimi- 
sche Steinkohle ihren Platz. So eingesetzt, unterbietet 
sie jeden Atomstrom in Preis und Umweltfeindhch- 
keit. 

Drittlandsimport kohle ist keine Lösung. Der nied- 
rige Preis kommt fast ausschheßlich durch rücksichts- 
lose Ausbeutung von Menschen und Umwelt zu- 
stande. 

Der Welthandelspreis für Steinkohle wird außerdem 
durch Dumping künsthch niedrig gehalten. Import- 
kohle würde sofort teurer, wenn große Teüe des EG- 
Steinkohlebergbaus stillgelegt würden, wie die briti- 
sche Bergarbeitergewerkschaft NUM nachgewiesen 
hat. 

Energieversorger, Stadtwerke und Industrie in den 
neuen Bundesländern müssen umgehend Zugang zu 
verbilligter Steinkohle aus dem Jahrhundertvertrag 
erhalten. Wenn in den Kohlerunden etwas verhandelt 
werden sollte, dann dies. Die großen westdeutschen 
Elektrizitätsunternehmen müssen ihren Verpflichtun- 
gen zur Verstromung heimischer Steinkohle auch im 
Osten nachkommen. Es kann nicht angehen, daß ein 
von dem Jahrhundertvertragspartner Preußen Elektra 
in Rostock errichtetes Heizkraftwerk mit Drittlands- 
importkohle betrieben wird. 

Meine Damen und Herren, die PDS/Linke Liste for- 
dert, daß Mengengerüst des Jahrhundertvertrags und 
die KokskohlenbeihUfe bis zum Vertragsende beizu- 
behalten und eine sozial- und umweltverträgliche An- 
schlußregelung zu erarbeiten. (D) 

Danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft, 
unser Kollege Dr. Erich Riedl, hat das Wort. 

(Ingrid Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 

Jetzt kommt endüch mal was Vernünfti- 
ges!) 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Wirtschaft; Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Die pohtische Basis der 
Kohlepolitik des Bundesministers für Wirtschaft ist 
die Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom 
31. Januar 1991. Heimische Steinkohle und Braun- 
kohle müssen im vereinigten Deutschland zu einer 
sicheren Energieversorgung beitragen, allerdings auf 
einem niedrigeren Niveau als bisher. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
gut!) 

Seit der Kohlerunde 1987 haben sich die Rahmen- 
bedingungen für die deutsche Steinkohle entschei- 
dend verändert. Kohlepohtik ist heute nicht mehr nur 
national möghch. Wir müssen uns auch in der Kohle- 
pohtik auf den kommenden gemeinsamen Markt ein- 
stellen. Wir brauchen daher den Konsens mit der EG- 
Kommission. Das ist heute schon, auch von Ihnen, 

Herr Schäfer, gefordert worden. Die Bundesregierung 
bemüht sich um eine Verhandlungslösung. Wir sind. 
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Pari. Staatssekretär Dr. Erich Riedl 
(A) Herr Kollege Schäfer, pausenlos in Verhandlungen 
mit der EG -Kommission. 

Die These der Steinkohler die Sicherheit der Ener- 
gieversorgung erfordere die von ihr verlangten Men- 
gen, trägt nicht. Bei einem künftigen Primärenergie- 
verbrauch von vielleicht 500 MilÜonen t pro Jahr im 
vereinten Deutschland kann man bei strittigen Men- 
gen von 5 bis 10 Milhonen t Steinkohle nicht mehr mit 
Energiesicherheit argumentieren. 

In den neuen Bundesländern muß die Braunkohle 
ihre Kapazität binnen weniger Jahre halbieren. Ange- 
sichts dieses harten Strukturwandels im Osten kön- 
nen wir im Westen nicht so tun, als könnte alles so 
bleiben wie bisher. Wir können uns so unterschiedh- 
che Standards bei der Steinkohle hier und der Braun- 
kohle dort auf Dauer nicht leisten. 

Das Energiekonzept muß eine Brücke zwischen den 
Zielen der Klimavorsorge und der Energiepolitik 
bauen. Das Ziel einer C02-Reduzierung um 25 bis 
30% wird zu einschneidenden Konsequenzen für aUe 
fossilen Energieträger führen. Natürlich ist damit ne- 
ben der deutschen Kohle die Importkohle betroffen. 
Auch dies muß im Kohlekonzept berücksichtigt wer- 
den. 

Stärker denn je muß die Kohlepolitik das Kriterium 
der Finanzierbarkeit berücksichtigen. Die vielfältigen 
finanziellen Risiken, die Sie alle kennen — Mittel- und 
Osteuropa, Entschädigungen, Umweltlasten sind die 
wichtigsten Blöcke — , sind nicht geringer geworden. 
Der Subventionsabbau ist — diese Einsicht scheint 
mir auch im Deutschen Bundestag zunehmend Platz 
zu greifen — dringend erforderhch. Die Steinkohle als 
einer der ganz großen Subventionsempfänger kann — 
das muß ausgesprochen werden — nicht verschont 
bleiben. 

Vor diesem Hintergrund führt Bundesminister Jür- 
gen Möllemann Gespräche über das Kohlekonzept 
mit dem Steinkohlebergbau, mit der IG Bergbau und 
Energie, mit den Bergbauländern, mit der Stromwirt- 
schaft und mit allen zusammen mit dem Ziel, mög- 
hchst — mögüchst, Herr Kollege Schäfer — eine Kon- 
senslösung herbeizuführen. Das ist der Wille der Bun- 
desregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Michael Glos [CDU/CSU]: Das ist der beste 
Weg!) 

Es geht dabei um den künftigen Beitrag der deutschen 
Steinkohle für die Zeit bis 2005, und es geht dabei um 
Ausmaß und Zeitraum der Förderanpassung bis 
dann. 

Jeder in diesem Land weiß, daß weitere Zechen- 
stillegungen unvermeidbar sind. Das weiß auch die 
IG Bergbau und Energie. Die gebotenen Strukturan- 
passungen wird die Bundesregierung selbstverständ- 
üch ~ das unterstreiche ich ausdrücklich — wie in der 
Vergangenheit regionalpohtisch begleiten und sozial- 
pohtisch flankieren. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Geben 
Sie eine verbindüche, unterschriebene Er- 
klärung!) 

— Herr Kollege Schäfer, wenn ich hier für die Bundes- 
regierung spreche, ist dies verbindüch. Wenn Sie für 


die Opposition sprechen, habe ich manchmal den Ein- (C) 
druck, daß das charmant unverbindhch ist. Das darf 
ich Ihnen doch einmal sagen. Bei Ihnen spricht doch 
jeder in einer solchen Bandbreite und Vielfalt zu die- 
sem Thema, daß ich nicht weiß, ob Sie vorhin in Ihrer 
Rede verbindüche Erklärungen abgeben konnten. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Bei Ih- 
nen macht der Wirtschaftsminister einen 
Vorschlag, und der Umweltminister und der 
Sozialminister demonstrieren öffentiich da- 
gegen; das nennen Sie Verbindüchkeit!) 

— Herr Kollege Schäfer, hier entsteht ein Problem mit 
der Zeit. Wenn mir keine Redezeit abgezogen würde 

— was leider nicht mögüch ist — , dann würde ich gern 
mit Ihnen darüber diskutieren. Ich bitte um Verständ- 
nis. 


Vizepräsident Hans Klein: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, sollte sich der Kollege Schäfer dazu 
bereit finden, um eine Zwischenfrage zu bitten, die 
Sie dann genehmigen, wird sie Ihnen auf Ihre Rede- 
zeit nicht angerechnet. Wenn Sie aber private Dialoge 
führen, läuft die Uhr weiter. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 


Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Wirtschaft: Leider ist es innerhalb der Aktu- 
ellen Stunde laut RichtÜnien nicht mögÜch, eine Zu- 
satzfrage zu stellen; sonst hätte ich sie Ihnen schon 
eingeräumt. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der (D) 
Stand der bisherigen Gespräche, also der Stand nach 
der zweiten Kohlerunde vom Montag, ist folgender; 
ich darf diesen Stand in sieben Punkten zusammen- 
fassen; er ist die Botschaft an alle Menschen, die in 
Deutschland mit der Kohle direkt oder indirekt zu tun 
haben, davon leben und die Kohle als ihre Existenz 
ansehen: 

Erstens. Die vom Bundeswirtschaftsminister vorge- 
schlagene Gesamtmenge subventionierter deutscher 
Steinkohle in Höhe von 50 MilÜonen t — rund 35 Mil- 
Üonen t zur Verstromung, rund 15 MilÜonen t zur Ver- 
hüttung — für das Jahr 2005 erscheint konsensfähig. 

Die Rückführung der derzeitigen Förderung von fast 
70 MilÜonen t auf diese 50 MilÜonen t kann bis zum 
Jahre 2000 erreicht werden. Der Abbau auf 65 MilÜo- 
nen t bis 1995 ist bereits in der Kohlerunde des Jahres 
1987 beschlossen worden. Bei diesen Zahlen kann 
deshalb von Kahlschlag keine Rede sein. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind von anderen 
Zahlen ausgegangen!) 

Zweitens. Bisher gibt es mit der EG-Kommission — 
das ist bekannt — noch keine Verständigung über die 
Verstromungsmenge bis 1995. Zwar ist der EG-Vize- 
präsident, Sir Leon Brittan, nach ersten Verhandlun- 
gen mit dem Bundeswirtschaftsminister inzwischen 
bereit, den Jahrhundertvertrag grundsätzüch karteU- 
rechtüch bis 1995 zu genehmigen; für das Jahr 1995 
hält er aber bisher an einer Absenkung auf 34,4 Mil- 
Üonen t fest. Herr Minister MöUemann wird morgen, 
am 8. November 1991, erneut mit Sir Leon Brittan 
über dieses Thema intensiv verhandeln; und zwar mit 
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Pari. Staatssekretär Dr. Erich Riedl 
(A) dem Ziel, die 40,9 Millionen t auch für 1995 zu erhal- 
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Auch der Bundeskanzler ist im gleichen Sinn gegen- 
über der EG-Kommission erneut aktiv geworden. 

Behauptungen aus den Reihen der Opposition, der 
Bundeswirtschaftsminister agiere zusammen mit der 
EG-Kommission gegen die Erhaltung der 40,9 Milho- 
nen t bis Ende 1995, entsprechen nicht den Tatsachen. 
Sie sind im übrigen auch nicht geeignet, meine Da- 
men und Herren von der Opposition, die Position der 
Bundesregierung in Brüssel zu stärken; ganz im Ge- 
genteil, Sie fallen uns damit ganz klar in den Rük- 
ken. 

Drittens. Die Verstromungsmenge soll im Jahre 
2000 35 Millionen t betragen und in dieser Höhe bis 
zum Jahr 2005 weitergelten. Öffentiiche und industri- 
elle Kraftwirtschaft sind nach 1995 nicht mehr bereit, 
die finanziellen Lasten der Verstromung deutscher 
Kohle über den Strompreis zu tragen. Sie begründen 
dies vor allem mit den von ihnen erwarteten veränder- 
ten Wettbewerbsbedingungen, sowohl für die Strom- 
wirtschaft als auch für die Industrie im gemeinsamen 
europäischen Binnenmarkt. Sie bestehen auf der Lie- 
ferung deutscher Steinkohle zum Importkohlepreis. 
Unter diesen Voraussetzungen gehen sie davon aus, 
daß die Stromerzeuger 35 Milhonen t per annum ab- 
nehmen können. Maßgebhch hierfür seien aber auch 
die sonstigen Rahmenbedingungen, z. B. die CO 2 - 
Steuer für den Einsatz deutscher Kohle. 

Viertens. Bei Kokskohle ist die Bundesregierung 
bereit, den derzeitigen Haushaltsansatz um 550 Mil- 
honen DM für den Plafond der Jahre 1992, 1993 und 
1994 zu erhöhen. Die Bundesregierung trägt damit 
den Einwendungen der Kohle Rechnung, die wegen 
des noch laufenden Anpassungsprozesses aus der 
Kohlerunde 1987 eine Streckung der Förderrück- 
nahme in diesem Bereich erbeten hat. Es bleibt aber 
bei dem Rückgang des subventionierten Absatzes, 
wenn auch in abgeschwächter Form. Dieser Prozeß 
soU in dem Plafondzeitraum 1995 bis 1997 fortgesetzt 
werden. Die Konsequenzen dieser Lösung für die 
Mengen und die zeithche Abwicklung werden derzeit 
noch im Detail mit der Kohle erörtert. 

Fünftens. Bei der sozialen und regionalen Flankie- 
rung ist die Bundesregierung bereit — Herr KoUege 
Schäfer, das ist eine verbindhche Erklärung — , das 
sogenannte Anpassungsgeld ab 1995 bis 1999 zu ver- 
längern. Durch das Anpassungsgeld wird das Aus- 
scheiden der über 50jährigen Arbeitnehmer, die min- 
destens 20 Jahre unter Tage gearbeitet haben, sozial 
flankiert. Im Hinbhck auf das Durchschnittsalter der 
Bergleute von 33 Jahren prüfen wir, wie bei stülzule- 
genden Zechen durch Qualifizierungsangebote oder 
Abfindungen für jüngere Mitarbeiter der beim Abbau 
von 20 Millionen t unvermeidbare Anpassungsprozeß 
personell erleichtert werden kann. 

ln der regionalen Flankierung werden die Kohlere- 
gionen bereits jetzt dadurch unterstützt, daß sie alle in 
die Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Förderungen" 
aufgenommen sind. Wir prüfen zur Zeit auch, wie weit 
in den Regionen mit konkreten Zechenstillegungen 
eine Verstärkung der regionalen Fördermittel durch 


Sonderprogramme und besondere Hilfen bei der Ver- (C) 
besserung der Infrastruktin durch Investitionen, z. B. 
in den Bereichen Verkehr und Post, mögtich ist. Mehr 
kann man in diesem Bereich sozial gar nicht flankie- 
ren. 

Sechstens. Vor dem Hintergrund der geschilderten 
Probleme und dem daraus folgenden pohtischen und 
wirtschaftiichen Zwang, die Kohleförderung zurück- 
zunehmen, ist es nicht vertretbar, den von der Zeche 
Sophia Jacoba gestellten Antrag auf weitere Sonder- 
hilfe zum Aufschluß eines neuen Kohlefeldes positiv 
zu entscheiden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, verzeihen Sie bitte, aber Sie haben 
den vereinbarten Zeitrahmen weit überschritten. Ich 
weise Sie nur darauf hin. Ich kann Ihnen als Mitghed 
der Regierung die Redezeit nicht beschneiden. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Wirtschaft: Herr Präsident, ich komme 
gleich zum Schluß. Aber ich glaube, daß das eine 
wichtige Mitteilung ist, die ich Ihnen hier noch zu 
machen habe. Ich werde mich sehr um Kürze bemü- 
hen. 

Die vom Steinkohlebergbau erstellte Optimierungs- 
rechnung zeigt, daß Sophia Jacoba die teuerste Zeche 
ist. Nach den vorgelegten Rechnungen würde der 
Aufschluß ein^rschaubarem Zeitraum zum Ende 
ändern. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß diese Ent- 
scheidung in überschaubarem Zeitraum zum Ende 
der Zeche Sophia Jacoba führen wird. Über die hierzu (D) 
erforderhche regionale und soziale Flankierung, die 
angesichts der generellen Situation der Region von 
besonderer Bedeutung ist, werden noch in dieser Wo- 
che Gespräche mit der Unternehmensleitung ge- 
führt. 

Siebtens und schlußendÜch: Die unvermeidbare 
Anpassung der deutschen Steinkohle ist mit erhebh- 
chen Belastungen für die betroffenen Bergleute ver- 
bunden. Die Bundesregierung hat Verständnis für die 
Sorgen der Arbeitnehmer um ihre Arbeitsplätze. 
Diese Sorge hat auch dazu geführt, den Anpassungs- 
prozeß trotz der knappen Haushaltsmittel so weit wie 
möglich zu strecken. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Bun- 
desregierung geht mit dieser Konzeption in die näch- 
sten Kohlerunden, und Sie können sich darauf verlas- 
sen, daß wir letztendtich zu einer Konsenslösung kom- 
men, die der deutschen Volkswirtschaft, dem Bergbau 
und damit dem Ganzen dienhch sein wird. 

Ich bedanke mich. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Hans Berger. 

Hans Berger (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei den heftigen Auseinandersetzungen 
der letzten Tage und Wochen an Rhein, Ruhr und Saar 
geht es nicht allein um einige Tonnen Kohle mehr 
oder weniger. Es geht auch nicht nur um die Arbeits- 
plätze von Bergleuten, so wichtig dies auch für sich 
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Hans Berger 

(A) genommen ist. Es geht vielmehr um die langfristige 
Sicherung des deutschen Steinkohlebergbaus und 
damit um die Bewahrung der Grundlagen unserer 
Energiepolitik für die Zukunft. 

Die sozialhberalen Regierungen der Kanzler Brandt 
und Schmidt haben mit ihren Energieprogrammen ein 
erfolgreiches Instrumentarium entwickelt: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben Sie 
über Bord geschmissen!) 

breite Streuung der Risiken durch ausgewogenen 
Einsatz aller verfügbaren Energieträger sowie Ver- 
meidung von Abhängigkeiten durch den Schutz der 
heimischen Energie Vorräte, also vor allem der deut- 
schen Braun- und Steinkohle. 

Dieses energiepolitische Einmaleins ist bis heute 
bewahrt worden. Es gilt nun, dies für morgen und 
übermorgen fortzuschreiben. Denn es ist unsere ei- 
gentliche, zentrale energiepoütische Aufgabe, die Si- 
cherheit unserer Energie- und Stromversorgung bei 
einem dramatisch steigenden Weltenergiebedarf und 
bei gleichzeitig immer knapper werdenden Energie- 
vorräten auch nach der Jahrtausendwende zu si- 
chern. 

(Dr. Norbert Blüm [CDU/CSU]: Das ist le- 
benswichtig!) 

Zu dieser lebenswichtigen Aufgabe hat der Bundes- 
wirtschaftsminister bis heute noch keinen konstrukti- 
ven Beitrag geleistet. 

(Beifall bei der SPD — Erwin Marschewski 

[CDU/CSU]: Aber der Staatssekretär ge- 
rade!) 

Statt dessen hat er mit seinen schlimmen Attacken 
gegen Bergbau und Bergleute die Menschen in helle 
Aufruhr versetzt, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Aber Riedl 
war gut, da gibt es nichts!) 

den sozialen Frieden in den Revieren gefährdet und 
die Verhandlungen über ein Kohlegesamtkonzept be- 
lastet und erschwert. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider 
wahr!) 

Minister Möllemann — dies habe ich ihm schon oft 
sagen müssen — ist blind für die Krisengefahren der 
enger werdenden Weltenergiemärkte. Der Minister 
behauptet, wir könnten uns auf Dauer mit billiger 
Importkohle in jeder beliebigen Menge versorgen. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Das hat er nie 
gesagt!) 

Eine solche Einstellung ist nicht nur naiv und leicht- 
sinnig, sondern sie ist lebensgefährhch für die Sicher- 
heit unserer Energieversorgung. 

(BeifaU bei der SPD) 

Mehr noch: Es wäre eine besonders schümme Form 
von Ausbeutung, wenn wir unsere Zukunft allein auf 
Kohle aus anderen Ländern bauen wollten, an denen 
viel zu oft Blut hängt. 


Es ist auch keine sohde Energiepolitik, mehr auf die (C) 
Panzer am Persischen Golf zu vertrauen als auf die 
Arbeit der Bergleute. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Li- 
ste) 

Dabei verlangen wir von Herrn Möllemann doch nur, 
daß er endlich Arbeitsergebnisse der Mikat-Kommis- 
sion ernst nimmt, die diese Bundesregierung selbst 
eingesetzt hat. Doch statt dessen wird diese Kommis- 
sionsarbeit in dem Entwurf zum Energiekonzept nicht 
einmal erwähnt. Dieser Entwurf ist noch weit, weit 
davon entfernt, ein richtiges Energiekonzept zu wer- 
den. 

Ich denke, es wird nie ein sohdes Energiekonzept 
werden können, wenn Minister Möllemann weiter die 
Finanzpohtik über die Energiepolitik stellt und die 
Forderung nach Subventionsabbau zum alleinigen 
Maßstab für die energie- und kohle poÜtischen Ent- 
scheidungen macht. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit vor diesem Ho- 
hen Hause und vor der Öffenthchkeit ausdrückUch 
den Beitrag von Dr. Norbert Blüm und Professor Klaus 
Töpfer in den Kohleverhandlungen hervorheben und 
würdigen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil sie genauso wie die Wirtschaftsminister der Koh- 
leländer auf einen Konsens bedacht sind und weil sie 
spürbar helfen, einen vernünftigen, für alle tragbaren 
und belastbaren Kompromiß zustande zu bringen. Wir 
wollen und fordern handfeste Festlegungen und 
keine unverbindhchen Kommuniques. 

Wir alle, meine Damen und Herren, brauchen die- (D) 
sen Kompromiß, nicht nur Bergbau und Bergleute, 
nein, auch die Bundesregierung und alle 16 Bundes- 
länder. Deshalb ist die kohlepohtische Erklärung der 
neun Ministerpräsidenten, die der SPD angehören, 
vom 4. November so wichtig und hilfreich. Ich fordere 
die Ministerpräsidenten der CDU auf, diesem guten 
Beispiel zu folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich werbe jedenfalls weiter für verläßhche und be- 
lastbare energie- und kohlepolitische Rahmenbedin- 
gungen. Ich setze mich dafür wie meine Vorgänger 
mit der ganzen Kraft unserer Organisation ein. 

Dabei bin ich ganz sicher: Der Kompromiß ist dann 
zu erreichen, wenn sich alle Beteiligten, vor allem der 
Bundeswirtschaftsminister und die Stromwirtschaft, 
so weit bewegen würden, wie ihnen die IG Bergbau 
und Energie bereits entgegengekommen ist. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Ihre 
Unterstützung, damit am kommenden Montag der 
Konsens geüngt. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
beim Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter 
Dr. Albert Probst, Sie haben das Wort. 

(Zuruf von der SPD: Kohleland Bayern!) 

Dr. Albert Probst (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! „Kohleland Bayern" 
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Dr. Albert Probst 

(A) — wenn Sie dieses Stichwort geben — , diese Struktur 

haben wir lange bereinigt, und wir sind froh, daß es so 
gut gelungen ist. 

(Beifall des Abg. Dr. Rupert Scholz [CDU/ 
CSU]) 

Ich bin jetzt viele Jahre im Deutschen Bundestag 
und habe alle Kohle debatten mit angehört. Es hat sich 
nichts geändert. Da ist die SPD und hier besonders die 
Kohlefunktionäre, die die Regierung anklagen, aber 
nie sagen, wie sie es wirklich wollen, und da ist die 
Bundesregierung, die sich mit dieser Frage natürüch 
sehr, sehr schwertut, weil es sich hier um eine sen- 
sible, die Famüien und ihre Existenzen betreffende 
Angelegenheit handelt, die auch noch wirtschafts- 
pohtisch außerordentlich diffizil ist. 

Ich möchte Ihnen deshalb, heber Kollege Riedl, 
auch jemand aus einem Land, in dem die Kohlepohtik 
bewältigt worden ist, besonders herzhch dafür dan- 
ken, daß Sie nach vielen Jahren heute wirklich einen 
neuen Ansatz gebracht haben, in aller Mäßigkeit, 
aber auch in aller Entschiedenheit. Hier könnte wirk- 
üch etwas Neues geschehen. 

Meine Damen und Herren, die Rahmenbedingun- 
gen haben sich doch geändert; das müssen Sie zur 
Kenntnis nehmen. Die Versorgungssicherheit wird 
stark beeinflußt durch die Entspannungspohtik in Eu- 
ropa. Der europäische Binnenmarkt hat die Land- 
schaft deshalb verändert, weil wir eine andere Kon- 
kurrenzsituation haben, insbesondere in bezug auf 
den Strompreis. — Lieber Herr Kollege Schäfer, wenn 
Sie ein bißchen Konsens mit Ihren französischen Ge- 
nossen herbeiführen könnten, dann wäre das eine 
(ß) außerordenthch hilfreiche Angelegenheit, — Er- 
schwerend kommt hinzu, daß wir im gesamten Ost- 
blockbereich massive Stillegungskapazitäten haben, 
insbesondere im Bereich der Kernenergie, die auf ge- 
fangen werden müssen. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Mei- 
nen Sie, bei der Braunkohle ist das an- 
ders?) 

Die Frage ist, wie wir dieses Energiekonzept insge- 
samt bewältigen vor dem Hintergrund der C02-Pro- 
blematik. — Dieses Thema haben Sie, Herr Schäfer, 
heute gar nicht angesprochen, was mich sehr gewun- 
dert hat. Das ist sehr schwierig. Ich sehe ja ein, daß Sie 
sich da außerordenthch schwertun. Wissen Sie, was 
notwendig wäre? — Werfen Sie Ihre ganzen alten 
Ideologien einschheßhch des Brettes vor Ihrem Kopf in 
Richtung Kernenergie in den Ofen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und machen Sie mit uns in einem diffizüen Bereich 
eine gemeinsame Energiepoütik! Dann werden wir 
alle die Schwierigkeiten zwar nicht leicht, aber im 
Sinne der Ausführungen des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Riedl lösen können. Bitte gehen Sie so 
ans Werk! Dann handeln Sie nicht nur gescheit, son- 
dern auch verantworthch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Minister für Wirtschaft des Saarlandes, Reinhold 
Kopp, 


Minister Reinhold Kopp (Saarland): Herr Präsident! (C) 
Meine Damen und Herren! Kein anderer Industrie- 
zweig hat in den letzten Jahrzehnten ein solches 
Wechselbad erlebt wie die deutsche Steinkohle. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

In der Aufbauphase der Bundesrepubhk konnten 
nicht genug Sonntagsschichten gefahren werden, um 
den Energiehunger der revierfernen Länder zu befrie- 
digen. In den 60er und 70er Jahren führte das Zechen- 
sterben zu einem erhebüchen Schrumpfkurs in den 
Kohlerevieren, Auf den Schock der beiden weltweiten 
Energiekrisen folgte Ende der 70er, Anfang der 80er 
Jahre die Aufforderung der Pohtiker an die Kohlepro- 
duzenten, kräftig in Förderkapazitäten zu investieren 
und junge Bergleute einzustellen und auszubilden. — 

Es sind dieselben jungen, quahfizierten und leistungs- 
fähigen Bergleute, die Herr Möllemann jetzt zu über- 
flüssigen Almosenempfängern erklärt. — Auch die 
Europäische Gemeinschaft hat vor zehn Jahren den 
Bergbau auf gefordert, einen größeren Anteil zur Ver- 
sorgungssicherheit der Energie dienstleistungen bei- 
zutragen. 

Der Bergbau hat dazu die Vorleistungen erbracht. 

Er hat sich auch nach dem Kurswechsel der Kohle- 
runde 1987 und 1989 als anpassungsfähig erwiesen, 
und dies bei großer Leistungsfähigkeit und — ent- 
sprechend den geologischen Bedingungen — hoher 
Produktivität. 

Dies ist nicht belohnt worden durch Verläßüchkeit 
der pohtischen Rahmenbedingungen, durch Investi- 
tionssicherheit und Stabilität. Nichts fehlt dem Berg- 
bau so sehr wie langer Atem der Politik. Es waren in 
kurzer Folge Bunde swlrtschaftsminister am Werk, die 
unverantworthche Entscheidungen für Zeiträume ge- 
troffen haben, in denen sie selbst keine pohtische Ver- 
antwortung mehr zu tragen haben werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß leider feststellen: Auch der kürzhch bekannt- 
gewordene Entwurf eines gesamtdeutschen Energie- 
konzeptes gibt keine verläßhche Antwort auf die 
Frage, wie der wachsenden Importabhängigkeit der 
Bundesrepubhk und der Europäischen Gemeinschaft 
wirksam begegnet werden soll. Ich kann nicht einse- 
hen, daß die deutsche Steinkohle der einzige Energie- 
träger ist, dessen Anteil an der Energieversorgung der 
Bundesrepubhk ständig dramatisch heruntergefahren 
wird. 

Angesichts der Leistungsfähigkeit, der umwelt- 
freundhchen Förderung und Veredelung, angesichts 
hoher Wirkungsgrade in der Verstromung und der 
sozial- \md strukturpohtischen Bedeutung in den 
Kohlerevieren ist ein solches Sonderopfer der Kohle 
nicht zu rechtfertigen. Die Kohlepolitik muß von den 
energiepolitischen Notwendigkeiten bestimmt wer- 
den. Sie ist kein Steinbruch zur wohlfeilen Subven- 
tionseinsparung. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Ein starkes 
Bild! Ein toUes Bild!) 

Es gäbe andere Felder genug, wo Herr Möllemann 
sich wirkhch Sporen verdienen könnte. 

Wir sind weiterhin um einen Konsens bemüht. Aber 
die Kohle-Runden 1987 und 1989 haben uns gelehrt. 
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Minister Reinhold Kopp (Saarland) 

(A) daß auf das Versprechen: „Dieses Mal ist es das letzte 
Mal“ kein Verlaß ist. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Wie wollen 
Sie es denn?) 

Zu einem Kompromiß in der Kohlefrage kann es nur 
kommen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
es!) 

wenn in allen Eckpunkten verläßliche Garantien der 
Bundesregierung vorliegen und wir sicher sein kön- 
nen, daß diese Linie auch von der Europäischen Ge- 
meinschaft genehmigt werden wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei der Verstromung kommt es darauf an, daß die 
Abnahme der heimischen Kohle durch die Energie- 
versorgungsunternehmen zu wettbewerbsfähigen 
Preisen geschieht und die Finanzierung verläßlich ge- 
klärt wird. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]; Sie wollten 

doch was zum Beitrag des Saarlandes sa- 
gen!) 

Der Kohlepfennig ist bewährt und wird von der 
Bevölkerung als Beitrag zur Versorgungssicherheit 
akzeptiert. Wer ihn aufgeben will, muß gute Alterna- 
tiven haben. Eine reine Haushaltsfinanzierung läßt 
mich dagegen nicht ruhig schlafen. Wir sind dann 
jedes Jahr von neuem in einem Dilemma. 

Im übrigen ist nicht klar, welche substantiellen Bei- 
träge die Energieversorgungsunternehmen leisten 
sollen. Sie dürfen nicht alleine ungerupft davonkom- 
men. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Bei der Kokskohle muß es bei der Vollversorgung 
der deutschen Stahhndustrie auf der Basis von heimi- 
scher Steinkohle bleiben. Auf dieser Basis ist im übri- 
gen der Hüttenvertrag durch Brüssel genehmigt wor- 
den. 

Auch die Bergbauunternehmen müssen sparen 
— wer will das bestreiten? — ; aber der Selbstbehalt in 
einer Höhe von fast einer Milliarde DM muß auch 
durch Einsparungen und höhere Produktivität aus- 
gleichbar sein. Sonst ist das nämlich ein Spiel mit 
gezinkten Karten. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Wie wollen 
Sie es denn?) 

Eine soziale Flankierung ist unverzichtbar, aber sie 
hat notwendigerweise defensiven Charakter. Wir 
brauchen eine echte regionale Flankierung der Ener- 
giebeschlüsse. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Das bestreitet 
doch niemand!) 

Ein offensiver Strukturwandel verlangt erhebliche öf- 
fentliche Vorleistungen. 

Jeder neue Arbeitsplatz bindet hohe staatliche Zu- 
schüsse. Wir müssen vermeiden, daß uns politisch ver- 
ordnete Stillegungskosten, Kapitalzuführungen zur 
Vermeidung der Überschuldung von Saarwerk und 
notwendige Kosten der sozialen Abfederung die Res- 


sourcen rauben, die wir brauchen, um in zukunftssi- (C) 
chere Strukturen zu investieren. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Dann muß 
man anfangen!) 

Ein Kohlestandortprogramm muß daher hinreichend 
ausgestattet sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was tut das Saar- 
land dazu?) 

Die Erfahrungen der Länder mit dem angekündigten 
Konversionsprogramm sind enttäuschend und lassen 
uns auch für das angekündigte Montanstandortpro- 
gramm Schlimmes ahnen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, schwie- 
rige Verhandlungen liegen noch vor uns. NRW und 
das Saarland erwarten konstruktive und faire Unter- 
stützung der deutschen Steinkohle durch den Bund. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Albert Probst 
[CDU/CSU]: Der schwächste Ministerbeitrag 
seit langem!) 


Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Hans-Werner Müller. 


Hans-Werner Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Schade: Da hält 
der Wirtschaftsminister des Saarlandes seine Jung- 
fernrede vor dem Deutschen Bundestag und erwähnt pj 
noch nicht einmal einen einzigen perspektivischen 
Satz über das, was in diesem Bundesland strukturell 
passieren muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
— Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie 
haben nicht zugehört!) 

Dabei würde ich ihm ja zustimmen, wenn er sagte, daß 
die Steinkohle nicht nur wirtschaftspolitisch, sondern 
auch emotional im Saarland eine große Rolle spielt. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Natürlich!) 

Am 14. Juni war die Demonstration: 25 000 Men- 
schen, die Freunde des Bergbaus, die Bergleute, die 
Zuheferer. Ich war auch dabei. Viele Kollegen waren 
dabei. Es war die größte Demonstration, die das Saar- 
land je gesehen hat. Am vergangenen Mittwoch sind 
10 000 Menschen im Fackelzug durch Saarbrücken 
marschiert. Das bedeutet, mit anderen Worten, hoch- 
gerechnet: Ein Viertel der saarländischen Familien 
war irgendwie an diesen Demonstrationen beteiligt. 

Der Bergbau hat bei uns einen wesentlich höheren 
Stellenwert als in anderen Regionen. Wenn Herr Möl- 
lemann nächste Woche auf den Landesparteitag der 
FDP geht, so hoffe ich, daß man ihm das noch einmal 
deuthch vor Augen führt. 

Diese Demonstrationen sind ja nur der Höhepunkt 
einer Diskussion und eines Streites, der mit Über- 
schriften umschrieben ist, die wir da lesen: „Neuer 
Streit in der Kohlepolitik“, „Es droht ein Gewitter“, 
„Quadratur des Kohlekreises“, „Der Teppichhandel 
geht weiter“, „Möllemann feilscht“, usw. 
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Hans-Werner Müller (Wadern) 

(A) Ich meine, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, diese Kampagne war nicht notwendig. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Welches Ergebnis am Montag auch immer heraus- 
kommt: Es wäre auch ohne diesen Streit und ohne 
diese Verunsicherung klar erreichbar gewesen. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieser Streit war so unnötig wie ein Kropf. Ich meine 
auch, daß das Vertrauen in die Pohtik schlechthin 
dadurch wieder etwas gesunken ist. 

Für unser Bundesland bleibt der Bergbau nach wie 
vor ein sehr wichtiger Wirtschaftsfaktor. Jeder siebte 
Arbeitsplatz ist im Bergbau. 5 000 Arbeitsplätze gibt 
es in der Zuheferindustrie. Anstatt sich um Industrie- 
ansiedlungen zu kümmern, Herr Wirtschaftsminister, 
haben Sie hier wiederum den Eindruck erweckt, als 
ob sich die saarländische Landespohtik ausschließhch 
darin erschöpfen würde, beim Bundesfinanzminister 
die Kontonummer der Landeshauptkasse anzugeben, 
damit das Geld überwiesen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte hier einmal ganz deuthch sagen: Seitens 
des Bundes wird nun weiß Gott viel getan. Ein Drittel 
der Kokskohlenbeihüfe und ein Sechstel der Kosten 
für den sogenannten Revierausgleich übernimmt eh 
der Bund. 1992 werden 50 Millionen DM Cash an 
Saarberg fließen, 23 Milhonen DM aus der Schuld- 
buchforderung, und vieles andere mehr. 

Nur, es gehört zur Wahrhaftigkeit: Wenn wir dem 
Bergbau gerade an der Saar noch mehr Kosten auf- 
bürden und die Werke das in ihrer Gewinn- und Ver- 
lustrechnung nicht realisieren können, muß letzthch 
doch der Eigentümer bezahlen. Das ist die öffentliche 
Hand. Wir sollten uns also nichts in die Tasche lü- 
gen. 

Meine Damen und Herren, der Kompromiß vom 
nächsten Montag muß lange halten und EG-fest sein. 
Er muß Planungssicherheit und Perspektive bieten. 
Stop und Go ist eine Pohtik, die dem Bergbau nicht 
bekommt. Sie ist tödhch. 

Es ist doch selbstverständhch, daß ein angemesse- 
ner Sicherheitssockel aus heimischer Energie und da- 
mit auch heimischer Kohle Grundlage eines jeden 
Energiekonzeptes von Verantwortung sein muß. 

Die Saarbergwerke tun einiges. Sie haben schon 
einiges getan: drei Förderstandorte, Rückgang der 
Kosten um 51 DM je Tonne. Ich meine, meine verehr- 
ten Damen und Herren, die Hängepartie, die wir seit 
Monaten erleben, muß endhch aufhören. Wir sind es 
den Bergleuten, den Famihen und all den anderen 
Betroffenen schuldig, daß dieser Streit jetzt aufhört. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP 
— Zuruf von der CDU/CSU: Der Mann hat 
Perspektiven! Schade, daß der nicht Minister 
ist) - Dr. Albert Probst [CDU/CSU]. Warum 
sind nicht Sie Minister für Wirtschaft des 
Saarlandes?) 


Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter Wer- (C) 
ner Schulz, Sie haben das Wort. 

Werner Schulz (Berhn) (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es scheint der 
Stil des Bundeswirtschaftsministers zu sein, mit voll- 
mundigen Ankündigungen und angedrohtem Vor- 
schlaghammer an das Zerschlagen von Subventions- 
töpfen zu gehen. Schon beim erstenmal, Anfang die- 
ses Sommers, konnte Herr MöUemann, bei dem Ver- 
such, 10 Milliarden DM zusammenzustreichen, trotz 
großspuriger Auftritte nur ein allzu klägUches Resultat 
präsentieren. 

Es ist natürlich leicht, gegen die zugegebenerma- 
ßen sehr kostspiehge Subventionierung westdeut- 
scher Steinkohle zu polemisieren. Auch wir glauben 
nicht, daß eine strukturerhaltende Subvention im Um- 
fang von 10 Milharden DM pro Jahr auf Dauer vertret- 
bar ist. Ich kann sehr gut nachvollziehen, daß Bürger 
aus den ostdeutschen Braunkohlerevieren wenig 
Verständnis für die auffaUende Ungleichbehandlung 
haben. Im Westen werden mit Milüardenaufwand Ar- 
beitsplätze erhalten, während im Osten der Zusam- 
menbruch in Kauf genommen wird. 

Anstatt aber nun ostdeutsche gegen westdeutsche 
Bergarbeiter auszuspielen, sind heute politische Kon- 
zepte für die Entwicklung dieser Regionen gefragt. 
Zugunsten ihrer eigenen Entwicklungschancen kön- 
nen ostdeutsche Bergarbeiter von ihren Westkollegen 
in puncto Kampfbereitschaft sicher einiges lernen. 

Es nützt also wenig, den Kahlschlag — auch wenn 
dieser Begriff jetzt etwas abgemildert ist ~ im Osten 
zum Modell für den westdeutschen Kohlebergbau zu (D) 
machen. Immerhin ist es nicht so, daß in Westdeutsch- 
land keine Strukturanpassung betrieben würde. Im 
Gegenteil: 50 000 Arbeitsplätze sind in den letzten 
Jahren abgebaut worden. Weitere 30 000 sollen im 
Bereich der Steinkohle bis zum Jahre 2005 wegfal- 
len. 

Wer also gegen den Jahrhundertvertrag bzw. gegen 
die Subventionierung der einheimischen Kohle debat- 
tiert, muß zunächst einmal ein überzeugendes ener- 
giepolitisches Gesamtkonzept vorlegen, das wirklich 
in das nächste Jahrtausend hineinreicht. 

Das neue energiepohtische Gesamtkonzept des 
Wirtschaftsministers wird dem nicht gerecht. Im Ge- 
genteil: Es ist rückwärts gewandt, an die 70er Jahre 
angelehnt. 

Eine sinnvolle Kohlepolitik dagegen muß in fol- 
gende energiepohtische Grundforderungen einge- 
bunden sein: Erstens Ausstieg aus der unveranworth- 
chen Atomenergienutzung, zweitens schnellstmögh- 
cher Ausbau von umweltverträghchen Einsatzmög- 
hchkeiten für die Steinkohle, vor allem in modernsten 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, drittens progressive 
Anhebung des allgemeinen Energiepreisniveaus, um 
die Umweltschäden in die Marktpreise einzubinden 
und damit die Energie einsparung zu fördern, viertens 
Bereitstellung von Ersatzarbeitsplätzen in den Stein- 
kohlerevieren; freiwerdende Kohlesubventionsmittel 
sind für den regionalen Umbau zu verwenden. 

Der viel zitierte Energiemix, der Konsens zwischen 
Kohle und Atomenergie, der auch im neuen Konzept 
von der Regierung vertreten wird, hat in der Vergan- 
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(A) genheit zum Ausbau der Atomstromerzeugung, zur 
Verdrängung der Kohle und zum Abbau von Arbeits- 
plätzen geführt sowie gleichzeitig Energiesparmaß- 
nahmen bzw. den Ausbau regenerativer Energie ver- 
hindert. Die drohende Kümakatastrophe erzwingt 
eine schnelle und spürbare Reduzierung der Verbren- 
nung fossüer Energieträger. Dazu ist ein tiefgreifen- 
der Strukturwandel unseres Energiesystems hin zu 
dezentralen und damit wesentlich effizienteren Er- 
zeugungsstrukturen dringend erforderhch. 

Das neue Konzept des Bundeswirtschaftsministers 
verkennt dies. Kohle selbst kommt in diesem Zusam- 
menhang in sehr langfristiger Sicht nur als Über- 
gangsenergie in Betracht. Deshalb fordern wir ein re- 
gional- und energiewirtschafthches Gesamtkonzept 
für die Steinkohle, das beschäftigungspohtische Maß- 
nahmen sowie einen umweltverträghchen Steinkoh- 
leeinsatz insbesondere in der Kraft-Wärme-Kopplung 
vorsieht. Wir wollen den Jahrhundertvertrag nach 
1995 durch einen Kraft-Wärme-Kopplungsvertrag er- 
setzen, der die Steinkohlesubventionen an einen um- 
weltverträglichen Steinkohleeinsatz bindet. Wir wol- 
len den Kohlepfennig zugunsten einer allgemeinen 
Primär energieab gäbe abschaffen und das Energie- 
preisniveau anheben, um damit Energiesparmaßnah- 
men noch lohnender zu machen. 

In dem von den GRÜNEN Anfang des Jahres vor- 
gelegten Energiewendeszenario wird aufgezeigt, daß 
auch die Kohlendioxidbilanz einer solchen Energie- 
politik — wohlgemerkt ohne AKWs — mehr als über- 
zeugend ist. In 20 Jahren kann der Ausstoß an Koh- 
lendioxid um fast die Hälfte reduziert werden. 

Also abschheßend an die Adresse des Bundeswirt- 
schaftsministers: Statt ostdeutsche gegen westdeut- 
sche Bergarbeiter auszuspielen, sollte Herr Mölle- 
mann besser ein wirklich ökologisches Energiekon- 
zept erarbeiten. Nur ein solches hat Zukunft und wird 
uns selber die Zukunftsaussicht nicht verstellen. 

(BeifaU bei der SPD und bei der PDS/Linke 
Uste - Zuruf von der CDU/CSU: Aber 
2 mal 2 wird nie 13! — Johannes G erster 
[Mainz] [CDU/CSU] ; Kein Mensch vom 
Bündnis 90 ist da außer den Rednern!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter Pro- 
fessor Karl-Hans Laermann, ich erteile Ihnen das 
Wort. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (FDP): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich in 5 -Minuten- Redebeiträgen zur Aktuel- 
len Stunde nicht über ein Energieprogramm auslas- 
sen. Ich glaube, das würde in diesem Zeitrahmen 
nicht zu schaffen sein. In dieser Aktuellen Stunde geht 
es um die Kohlerunde. 

Ich möchte hier feststeUen, daß die Gespräche in der 
Kohlerunde noch nicht abgeschlossen sind. Deshalb 
können wir heute sicherhch weder zu dem bisherigen 
Ergebnis, zu den Ergebnissen insgesamt abschhe- 
ßend Stellung nehmen, noch können wir die Ergeb- 
nisse beurteilen. Ich finde es schon interessant, daß 
eine Reihe derjenigen, die an dem Tisch sitzen, an 
dem diese Gespräche geführt werden, hier heute ihre 
Positionen darlegen. Ich hoffe. Sie werden Ihre Ener- 


gien deuthcher und nachdrücklicher in dieser Runde (C) 
verwenden. 

Wir hier im Parlament, meine ich, sollten uns in der 
Tat einmal darüber auslassen, was wir tun können, 
was wir tun müssen, und unsere Positionen hier ein- 
mal austauschen. Sicherhch wird das Einfluß auf die 
nächste Kohlerunde haben; so soUte es auch sein. Ich 
gehe davon aus, daß auch diese Debatte Berücksich- 
tigung findet. 

In der Kohlerunde geht es doch wohl grundsätzhch 
darum, die Rahmendaten der Kohlepohtik innerhalb 
eines nationalen Energiekonzeptes festzulegen. Ich 
gehe davon aus, daß die Reduzierung der Förder- 
menge im Prinzip wohl unstrittig ist. Die Frage lautet 
aber: Wieviel und in welchem Zeitrahmen soU redu- 
ziert werden? 

Schheßhch muß natürhch auch sichergesteUt wer- 
den, daß nicht nur der Konsens im nationalen Rahmen 
herbeigeführt wird, sondern daß die Ergebnisse dieser 
Kohlerunde und die nationalen Beschlüsse auch von 
der EG-Kommission akzeptiert werden. Sie muß ja 
schheßhch dieses Kohlekonzept mittragen. 

Wir kennen alle — ich glaube, das ist ebenfalls un- 
streitig — die Positionen und die Vorbehalte der EG- 
Kommission zu unserer Kohlepohtik, die Vorbehalte, 
die seitens der Internationalen Energieagentur vor- 
gebracht werden, und auch die Forderungen der 
GATT-Runde. Wir befinden uns nun einmal in einem 
internationalen Beziehungsgeflecht und können uns 
sicherhch nicht so ohne weiteres von diesen Vorstel- 
lungen und diesen Positionen lösen. Hier gilt es dann, 
unsere Vorstellungen umzusetzen und sie einzubrin- (D) 
gen. 

Ich begrüße in diesem Zusammenhang ganz aus- 
drücklich die Feststellung des saarländischen Wirt- 
schaftsministers, Herrn Kopps, vom Montag, daß die 
Ergebnisse aus der Kohlerunde von der EG-Kommis- 
sion akzeptiert werden müssen. Darin kommt ja wohl 

— Gott sei Dank endüch — die Einsicht zum Aus- 
druck, daß die Kohlepohtik nicht allein in nationaler 
Zuständigkeit festgelegt werden kann. In seinem Bei- 
trag heute habe ich von dieser Einsicht allerdings 
überhaupt nichts gehört. Ich wäre Ihnen sehr dank- 
bar, wenn Sie dies doch weiterhin berücksichtigen 
würden. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU - 
Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aber 
normalerweise hören Sie doch zu, Herr Laer- 
mann!) 

— Ja, ich habe auch zugehört. Davon kam nichts 
vor. 

Als besonders wichtig möchte ich die Notwendig- 
keit der sozialen und regionalen Flankierung von 
unvermeidbaren Kapazitätsreduzierungen und Ze- 
chenstiUegungen und dem damit verbundenen Ab- 
bau von Arbeitsplätzen im Bergbau herausstellen. Die 
in der letzten Kohlerunde am Montag gemachten Vor- 
schläge — Verlängerung des Anpassungsgeldes, Ab- 
findungen, Überlegungen für ein Sonderprogramm 
zur Erhöhung der Mittel für regionale Wirtschaftsför- 
derung und besondere Hilfe zur Verbesserung der 
Infrastruktur — sind nachdrücklich zu begrüßen. Sie 
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(A) müssen festgelegt werden. Aber ich denke, es ist noch 
viel wichtiger, in Anbetracht des Durchschnittsalters 
der Beschäftigten neue Arbeitsplätze zu schaffen und 
dazu Gewerbe- und Industrieansiedlung zu fördern. 
Die betroffenen Regionen dürfen nicht wirtschafthch 
veröden. 

Der Feststellung des DIHT ist zuzustimmen, daß die 
Entscheidungen zur Steinkohlepohtik sozial friedhch 
verlaufen müssen, daß dabei weniger an Sozialpläne 
und mehr an die Schaffung von Arbeitsplatzalternati- 
ven zu denken ist und daß sich der zeitliche Ablauf der 
Rückführungen im Bergbau an einer realistischen 
Einschätzung der Bereitstellung solcher Alternativen 
orientieren muß. Aber der Appell an die Verantwort- 
lichen auf Länder-, Bundes- und EG-Ebene, an die 
Pohtik, alleine genügt nicht. Hier sind auch die Wirt- 
schaftsverbände selbst auf gerufen, ihre Unternehmen 
zu motivieren, durch Ansiedlung neuer Betriebe im 
Umfeld der betroffenen Regionen solche Arbeitsplatz- 
alternativen anzubieten. Sie können sich nicht der 
Verantwortung entziehen, den notwendigen Wand- 
lungsprozeß aktiv zu unterstützen. Sie wären gut be- 
raten, wenn sie mit ihrer Forderung nach einer Ände- 
rung der Kohlepohtik konkrete Vorschläge dazu vor- 
legen würden. 

Die Schwierigkeiten werden nicht verkannt. Des- 
halb ist es um so notwendiger, daß die Verantwortli- 
chen aus Politik, Gewerkschaften und Wirtschaft und 
nicht nur die Bergbautreibenden gemeinsame Lö- 
sungsstrategien und Konzepte für einen kontinuierli- 
chen Prozeß der Umstrukturierung entwickeln und 
Umsetzen. Dies muß unverzüghch geschehen. Aus 
meinen konkreten Erfahrungen aus dem Aachener 
' ^ Revier weiß ich, daß ein solcher Umstrukturierungs- 
prozeß sehr zäh anläuft, bis neue Konturen deutlich 
erkennbar werden. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle möchte 
ich ganz besonders nachdrücklich und eindringhch 
auf die Entwicklung solcher Konzepte und ihrer Um- 
setzung für die Region Hückelhoven hinweisen und 
sie einfordern. Wie immer auch die endgültigen Ent- 
scheidungen für die Zukunft der Zeche Sophia- 
Jacoba ausfallen mögen 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Laermann, 
Sie sprechen schon ein gutes Stück über Ihre Zeit hin- 
aus. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (FDP): Ich komme 
gleich zum Schluß, Herr Präsident; danke schön. 

Es ist unsere Pflicht und Schuldigkeit, den Men- 
schen dort in der Region Perspektiven für ihre zukünf- 
tige Existenz sichtbar und konkret zu vermitteln und 
ihnen Unsicherheit und Sorgen für die Zukunft zu 
nehmen. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir ab- 
schließend eine persönliche Feststellung. Es macht 
schon Mühe und ist schwer verständlich, wenn man in 
Hückelhoven sagt, die Steinkohle werde nicht mehr 
gebraucht, und die Zeche stillgelegt wird, wenn 
30 km südöstlich davon ein Dutzend Dörfer abgebag- 
gert werden, das Grundwasser in erheblichem Maße 
abgesenkt wird und großflächige Umwelteinflüsse 


Vizepräsident Hans Klein: Verzeihung, Herr Kol- (C) 
lege Laermann; aber diese Schilderung hätten Sie in 
die fünf Minuten packen müssen. Sie sind jetzt bei 
sechs. 

(BeifaU bei der SPD) 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (FDP): Ich meine, das 
ist schwer zu vermitteln, und das müssen wir bei aU 
diesen Überlegungen und pohtischen Ansätzen be- 
denken. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Norbert Formanski. 

Norbert Formanski (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In der Aktuellen Stunde zur Koh- 
lepolitik vor sechs Monaten in Berlin begann ich mei- 
nen Redebeitrag mit den Worten: „In den Bergbau- 
revieren rumort es. " Die Beschreibung der damaligen 
Situation vor Ort wurde von einigen belächelt und von 
Herrn Möllemann nicht ernst genommen. Jetzt lächelt 
keiner mehr, und jeder weiß, es ist sehr ernst. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Unglaub- 
hch!) 

Heute trifft es nicht mehr zu, daß es in den Bergbau- 
revieren nur rumort. Als Betriebsratsvorsitzender ei- 
ner Schachtanlage weiß ich, daß die Stimmung unter 
den Bergleuten noch nie zuvor so bedrohlich, explosiv 
und gereizt war wie heute. Bergleute waren in der 
Vergangenheit immer bereit, mit demokratischen pj 
Mitteln friedhch für ihre Interessen zu streiten. Kei- 
nem Bundeswirtschaftsminister vor Herrn Möllemann 
ist es gelungen, uns so zu provozieren. Herr Mölle- 
mann drohte nicht nur mit Kahlschlagplänen und 
Massenentlassungen, sondern stellte die Bergleute 
sogar — bewußt oder unbewußt — als Schmarotzer 
der Nation dar. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Uner- 
hört! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Das ist mit das Schümmste, was man einem schwer 
arbeitenden Bergmann antun kann. 

Bei den immer wieder genannten Subventionen 
wird bewußt verschwiegen, daß diese öffenthche Lei- 
stungen enthalten, die dem lebenden Bergbau nicht 
zuzurechnen sind. Sie dienen der Abdeckung von Alt- 
lasten und der Abwicklung einer bis jetzt noch sozial- 
verträghchen politisch gewollten Anpassung im Berg- 
bau. 

Seit über 33 Jahren werden im Bergbau permanent 
Arbeitsplätze abgebaut. Entlassungen in den Arbeits- 
markt, wie jetzt gefordert, hat es aber in den zurück- 
hegenden 25 Jahren nicht gegeben. Das war der ent- 
scheidende Grund, warum diese Maßnahmen ohne 
soziale Unruhen bewältigt werden konnten. 

Wenn man das alles weiß und dennoch solche Be- 
hauptungen auf stellt wie Herr MöUemann, erzeugt 
man ein Klima der Demokratieverdrossenheit. Ich 
habe den Eindruck, Herr Möllemann spielt mit Men- 
schen und spielt mit der Demokratie. 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [FDP]: Uner- 
hört, das zu sagen!) 
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(A) Ich gebe gerne zu, daß nicht jeder — auch nicht der 
.irtschaftsminister — den Produktionsablauf im Berg- 
bau kennen kann oder muß. Aber glauben Sie mir, 
wenn ich sage: In unseren Bergwerken wird auf dem 
höchsten technischen Stand der Welt produziert. Die 
Schichtleistungen pro Mann und Tag steigen ständig. 
Allerdings werden die hochspezifizierten Qualifika- 
tionen der Bergleute fast nur im Bergbau und eben 
nicht in anderen Wirtschaftsbereichen nachgefragt. 
Ihre Aussichten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, in 
anderen Wirtschaftsbereichen sind deshalb relativ ge- 
ring. Zudem ist der Arbeitsmarkt gerade in den Berg- 
bauregionen immer noch überdurchschnittlich stark 
belastet. Der langsam greifende Strukturwandel 
würde in vielen Städten um Jahre zurückgeworfen. 

Darum kam in den letzten Wochen deutlich zum 
Ausdruck, daß nicht nur die Bergleute und ihre Fami- 
lien, sondern alle Bürgerinnen und Bürger in den 
Bergbauregionen berechtigte Angst um ihre Arbeits- 
plätze und ihre Zukunft haben. Deshalb sind die Äng- 
ste der Bergleute, die sich bisher in friedlichen Aktio- 
nen ausgedrückt haben, sehr ernst zu nehmen. Aller- 
dings gibt es — das ist die Meinung aller, die die Stim- 
mung vor Ort kennen — keine Garantie mehr dafür, 
daß, wenn die Verunsicherungen und Verunglimp- 
fungen der Bergleute fortgesetzt werden, diese Aktio- 
nen auch weiterhin in friedhchen Bahnen gehalten 
werden können. 

Der soziale Friede in den Bergbauregionen steht 
auf des Messers Schneide. Ihn zu retten, bleibt nicht 
mehr viel Zeit, und Politiker, die das erkannt haben 
und den Brand löschen wollen, müssen sich von Herrn 
Möllemann noch als Brandstifter beschimpfen las- 
sen. 

Bruchartiges, unsoziales und verantwortungsloses 
Vorgehen werden wir nicht tatenlos hinnehmen, denn 
niemand kann die Bergleute so weit erniedrigen, daß 
sie den Kakao, durch den sie gezogen werden sollen, 
auch noch trinken. Glück auf! 

(Beifall bei der SPD, bei der PDS/Linke Liste 
und beim Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich muß hier erst eine 
kurze Klärung herbeiführen: Hat sich der nordrhein- 
westfälische Abgeordnete Norbert Blüm oder der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung zu Wort 
gemeldet? 

(Bundesminister Dr. Norbert Blüm: Beides!) 

— Davon hängt die Redezeit ab. 

Dr. Norbert Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Bergleute und ihre Famüien sind in gro- 
ßer Sorge. Unsere Pflicht ist es, für Klarheit und Si- 
cherheit zu sorgen — Sicherheit für die Bergleute, 
Sicherheit aber auch für unsere Energieversorgung. 
Dafür ist wie bisher der Konsens die beste Vorausset- 
zung. Er ist ein ganz hoher Wert für Verläßlichkeit und 
Sicherheit. Deshalb muß von allen Seiten guter Wille 
in diesen Konsens eingebracht werden, für die Berg- 
leute, allerdings auch für unsere Energiesicherheit. 

Wir brauchen ein europäisches Energiekonzept. 
Denn der Binnenmarkt steht vor der Tür. Die nationa- 


len Energieversorgungen sind in ein europäisches (C) 
Konzept einzubringen. In diesem nationalen wie dem 
europäischen Konzept muß auch die Kohle ihren Platz 
haben. Wir sind ein nicht sehr energiereiches Land. 

Wir sind auf Energieimport angewiesen. Dann wäre es 
geradezu dumm, auf jene Energiequelle zu verzich- 
ten, die wir im Lande haben: die Kohle — 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so- 
wie Beifall bei der SPD) 

auch um der langfristigen Sicherheit willen. 

Freilich: Wir leben in einer einigen Welt. Es gibt 
Importkohle. Aber auch ich warne vor der Rechnung, 
daß sie immer so billig bleibt, wie sie jetzt ist. Denn 
richtig ist auch, daß ein Teü der Importkohle auf Ar- 
beitsbedingungen basiert, die unmenschhch sind. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der SPD) 

Es kann ja wohl nicht eine Weltmarktchance sein, auf 
Ausbeutung zu setzen. Was andere Energiequellen 
anbelangt, die uns nicht zur Verfügung stehen, die wir 
importieren müssen, hat uns das Beispiel Öl Anschau- 
ungsunterricht gegeben. 

Ich bin dafür, daß unser Energiekonzept auf vielen 
Füßen steht, Auf einem Fuß zu stehen ist immer sehr 
instabil. Deshalb: Öl, Gas, Kohle, alternative Formen, 
Kernenergie. Auch letztere muß Teil des Energiemix 
sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist die Aufgabe der jetzigen Kohlerunde. Wir wol- 
len einen langfristig lebendigen Kohlebergbau in 
Deutschland. Energiepolitik und Kohlepolitik kann pj 
man nicht von der Hand in den Mund betreiben. Eine 
Zeche ist etwas anderes als ein Regenschirm, den man 
aufmachen und wieder zumachen kann. Deshalb 
brauchen wir einen langfristig verläßlichen Kohle- 
bergbau. 

Ich sage noch einmal: Die Verläßlichkeit wird um so 
größer sein, je besser wir uns auf einen solchen Koh- 
lesicherheitssockel verständigen können, über Par- 
teigrenzen hinaus. Wie jedermann weiß, bin ich für 
jeden Streit zu haben. Das ist ein Teü des demokrati- 
schen Spaßes. Aber es muß auch Dinge geben, wo wir 
zum Konsens fähig sind. Ich glaube, gerade die Ener- 
giepohtik ist ein solches Feld, wo wir uns um Konsens 
bemühen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Es bahnt sich eine Verständigung an, wenn auch mit 
großen Anstrengungen. Zwar soll man den Tag nicht 
vor dem Abend loben, aber es bahnt sich eine Ver- 
ständigung an: 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr 
Möllemann ist nicht da! Geben Sie acht!) 

50 Müüonen Tonnen für das Jahr 2000 und die folgen- 
den Jahre, zusammengesetzt aus einer Verstromungs- 
menge von 35 Millionen Tonnen — das ist im übrigen 
die Ober grenze aus dem Mikat- Gutachten — und 15 
oder 16 Müüonen Tonnen Kokskohle für die Hütte. 

Das ist die öffentlich flankierte Kohlemenge. Hinzu 
kommt die Kohle für den Wärmemarkt, die auf den 
Verbraucher angewiesen ist. 
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(A) Es gilt — auch das will ich festhalten — der Jahr- 
hundertvertrag. Das ist ein gegebenes Wort: 40,9 Mil- 
honen Tonnen bis 1995. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Verläßhchkeit ist eines der wichtigsten Güter in der 
Pohtik. Das gilt nicht nur für die Kohle, aber es güt 
auch für die Kohle. Das hat die Regierung in der Re- 
gierungserklärung angekündigt. Wir stehen zu die- 
sem Wort. Ich wül im übrigen ausdrückhch anerken- 
nen, daß Bundesmiiüster Möllemann in Brüssel für 
diese Menge kämpft. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der FDP — Harald B. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]: Aber sehr spät!) 

Auch der Bundeskanzler setzt sich in Brüssel mit sei- 
nem ganzen pohtischen Gewicht für die Bergleute ein. 
Wenn ich schon dabei bin, will ich auch meinem Kol- 
legen Töpfer ausdrückhch danken. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der 
wird sich selber noch loben!) 

— Das werden Sie noch tun, wie ich annehme. Aber 
heute bin ich nicht aufgelegt, auf Ihre Späßchen ein- 
zugehen. 

Ich wül mich bei aUen bedanken, die am Konsens 
mitwirken. Wenn wir das jetzt in kleine parteipohti- 
sche Packungen tun, wenn wir hier die kleinlichen 
Spiele machen, wer da ein paar Pluspunkte mehr sam- 
melt, kommt er nie zustande. Am Schluß zählt nur, 
was den Bergleuten hüft. Daran soll jeder, der guten 

(B) Wülen hat, mitwirken. 

(Beifaü bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Der Zielmenge, nennen wir mal unter Vorbehalt 
50 Milhonen Tonnen, müssen wir uns mit einem so- 
zialverträglichen Strukturwandel nähern. Wir woUen 
Soziale Marktwirtschaft, nicht Urwaldwirtschaft. Das 
Wort „sozial" ist nicht nur ein schmückendes Beiwort. 
Deshalb muß wie bisher der Strukturwandel sozial 
flankiert werden, das Anpassungsgeld länger gezahlt 
werden, MuV-Hüfen zur Verfügung gesteht werden. 
Ich teüe ausdrückhch die Meinung jener, die sagen: 
Wir dürfen nicht nur sozialpohtisch flankieren, wir 
brauchen auch neue Arbeitsplätze. Das ist auch eine 
regionalpohtisch wichtige Aufgabe. 

Meine Damen und Herren, ich möchte auch der IG 
Bergbau meinen großen Respekt sagen. Der Vorsit- 
zende sitzt ja hier. 

(BeüaU bei der CDU/CSU) 

Es ist nämhch nicht leicht, was dieser Gewerkschafts- 
vorsitzende, was die IG Bergbau mit hoher Verant- 
wortung vollbringen. Es ist kein leichter Weg. Es ist 
viel leichter, die Menschen auf die Barrikaden zu ja- 
gen, ohne zu fragen, ob diese ganze Übung Erfolg 
hat. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: MöUe- 
mann!) 

Ich sage: Der kooperative Weg der IG Bergbau ver- 
dient Anerkennung. Auch die Pohtik muß akzeptie- 


ren, daß sich hier eine Gewerkschaft für das Gesamt- (C) 
wohl einsetzt. So selbstverständhch ist das nicht. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sozialer Frieden ist ein hoch zu bewertender Pro- 
duktionsfaktor, ein hohes Gut. Er hat unsere Sozial- 
kvütur ausgezeichnet. Deshalb wül ich ausdrückhch 
anerkennen, daß sich die IG Bergbau immer in dieser 
Pflicht gesehen hat. 

Die Kohlebergleute brauchen jetzt Sicherheit. Ich 
teüe die Ansicht derjenigen, die sagen, daß wir nicht 
Jahr für Jahr oder in regelmäßigen Abständen Kohle- 
runden durchführen können. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Ist ja schreck- 
hch!) 

Nein, ich glaube, das können wir den Bergleuten nicht 
zumuten. 

(BeüaU bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD — Zuruf von der SPD: Ihr Wort in 
Gottes Ohr!) 

Deshalb muß jetzt eine Anstrengung gemacht wer- 
den, die nicht nur für heute und morgen güt, die nicht 
nur für eine Legislaturperiode güt, die nicht nur für 
einen Wahlkampf güt, sondern die langfristige Ener- 
giesicherheit anstrebt und verläßhche Sockel auch für 
die Kohle einräumt. Dazu lade ich aUe ein. 

Ich wül auch nicht vergessen — das ist keine senti- 
mentale Romantik: Die Bergleute waren es, die in der 
Nachkriegszeit unser Land vor dem Verhungern 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [FDP]: Das ha- 
ben wir eben schon mal gehört! Das bestrei- 
tet niemand!) pj 

— man kann es trotzdem noch einmal sagen — und 
Erfrieren bewahrt haben. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Wenn Sohdarität keine Einbahnstraße ist, dann güt es, 
jetzt in schweren Zeiten zu den Bergleuten so zu ste- 
hen, wie die damals für das ganze Volk eingetreten 
sind. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Hans Kiein: Ich erteüe das Wort dem 
Miiüster für Wirtschaft, Mittelstand imd Technologie 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Günter Einert. 


Minister Günter Einert (Nordrhein- Westfalen): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich war im Laufe der letzten acht Jahre in verschiede- 
nen Funktionen als MitgUed des Bundesrates häufig 
Gast dieses Hohen Hauses und hatte hier zu sprechen. 
Ich gestehe: Stemstunden sind selten. Aber heute war 
es eine solche, in der die Sprecher verschiedener 
Fraktionen Pohtik, EinsteUung und Argumente der 
jeweüs anderen so deutlich gelobt haben. Das habe 
ich, wie gesagt, bisher nur selten in diesem Hohen 
Hause erlebt. 

KoUege Blüm, ich bedanke mich auch, daß Sie die 
IGBE und ihre verantwortungsvoUe Tätigkeit so ge- 
lobt haben. Wenn ich sehr viel Rabuhstik auf wendete, 
würde ich sagen: Schönen Dank für das Kompliment. 
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Minister Günter Einert (Nordrhein-Westfalen) 

(A) Die Maulschellen, die Sie damit gleichzeitig an einen 
anderen verteilt haben, haben wir alle wohl gehört. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich begrüße es, daß wir diese Diskussion so führen. 
Wir stehen hier auch vor wichtigen Entscheidungen, 
die auf Jahre hinaus prägend für die Wirtschafts- und 
Energie Struktur eines Landes sind. 

Auch wir als Landesregierung Nordrhein- Westfalen 
treten für einen solchen Konsens ein. Ich habe das 
mehrfach in der Öffentüchkeit und in den bisherigen 
Kohlerunden gesagt. Wir haben ihn aber noch nicht. 
Ich weiß auch noch nicht, ob wir ihn kriegen. Aber 
eines weiß ich ziemUch sicher: Wenn wir ihn nicht 
bekommen, dann wird es in dieser zentralen Frage 
keine Sieger und Besiegten geben, sondern wir wer- 
den alle den Schaden davontragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU - Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: 

Das ist eine gute Erkenntnis!) 

— Aber nicht neu. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Aber gut!) 

Deshalb sind die Anstrengungen groß. Wir haben es 
bisher erreicht, die dramatischen und gewaltigen Ar- 
beitsplatzverluste bei der Kohle durch Konsens, durch 
Strukturpohtik und begleitende Sozialpoütik aufzu- 
fangen und zu kompensieren. Da Sie vielleicht nicht 
alle mit den Interna des Strukturwandels vertraut 
sind, sage ich Ihnen nur eine Zahl: In Nordrhein- 
Westfalen hatten wir einmal weit über 500 000 Arbeit- 
nehmer in der Steinkohle. Davon sind über 400 000 

(B) Arbeitsplätze abgebaut worden. 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [FDP]: Wie ist 
das in der Textihndustrie?) 

~ Ich könnte auch darüber reden; wir sind heute bei 
der Steinkohle. Ich wollte damit nur allen etwas vor- 
eihgen Kritikern, die immer beklagen, wir hätten bis- 
her keinen Strukturwandel gehabt, deutiich machen, 
daß sie darüber mal ein bißchen nachdenken soll- 
ten. 

Wir wollen, daß dieser Prozeß der Strukturverände- 
rung so bleibt. Wir wollen verhindern, daß es bruchar- 
tige Entwicklungen im Bergbau gibt. Das haben wir 
bisher geschafft. Die Eckpunkte dieser gegenwärti- 
gen Auseinandersetzung habe ich mehrfach formu- 
hert. Ich kann das beinahe im Telegrammstil noch ein- 
mal wiederholen: Die Fördermenge bis zum Jahr 2000 
war viele Wochen lang umstritten, und das hat auch 
dazu beigetragen, daß die emotionalen Widerstände 
so hochgeschäumt sind, wie das nunmal der Fall ist. 
Da müssen sich die Verursacher dieser Interview- und 
PR- Aktionen mal fragen lassen, ob sie wirklich noch 
alle Sinne beisammen gehabt haben, das zu betrei- 
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hätten uns einen Teil des zerbrochenen Porzellans 
sparen können. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU] : VöUig 
richtig!) 

Die zweite Frage ist: Daß der Jahrhundertvertrag 
bis 1995 erhalten bleiben soll, das scheint heute weit- 


gehend gesichert zu sein. Das war es lange Zeit nicht (C) 
Aber es muß hinzugefügt werden, daß die Anschluß- 
regelung ab 1996 noch nicht in trockenen Tüchern ist. 
Insoweit füge ich hinzu — das sage ich hier sehr deut- 
hch— : Ich erwarte, daß auch die Elektrizitätswirt- 
schaft einen Beitrag dazu leistet. 

(BeifaU bei der SPD und der CDU/CSU) 

Von der Pohtik ständig zu verlangen, daß wir in 
Brüssel gegen Common Carrier und für die Aufrecht- 
erhaltung ihrer Demarkationsgrenzen auf die Barrika- 
den gehen, um ihnen sozusagen sichere Einnahmen 
frei Haus zu garantieren, das kann auch nicht im 
Sinne des Erfinders sein. 

(BeifaU bei der SPD und der CDU/CSU) 

Auch die EVUs müssen eingebunden sein in eine sol- 
che gemeinsame Energiepohtik in der Bundesrepu- 
bük Deutschland. 

(BeifaU bei der SPD und der CDU/CSU) 

Da darf man sich nicht davonstehlen, wie das in den 
letzten zwei Kohlerunden leider zum Teü zu beobach- 
ten war. 

(Hans-Werner MüUer [Wadern] [CDU/CSU]: 

Welche sind das denn? — Dr. lÜaus Töpfer 

[CDU/CSU]: Wer sind denn die EVUs?) 

— Das sind unterschiedhche Strukturen, und ich 
meine damit aUe, damit wir uns ganz richtig verste- 
hen. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Sind Sie 
selbst mit dabei?) 

Als weiteres füge ich hinzu: Wenn wir dann über 
Anschlußregelungen und Finanzierung reden, dann 
gehört das auch mit zum Paket. Wir können uns keine 
scheibchenweise Lösung erlauben, sondern es muß 
ein Paket erreicht werden, und dazu gehört auch die 
Finanzierung der nachfolgenden Lösung. Das wird 
nicht einfach sein, aber es gehört dazu; sonst machen 
wir, glaube ich, den Leuten ein X für ein U vor, und wir 
betrügen sozusagen die Bergleute, die wir hier stän- 
dig in ihrer Interessensituation beschwören, aufs 
neue, wenn wir das nicht gleichzeitig mit in Angriff 
nehmen. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Richtig!) 

Ich habe es begrüßt, daß die Bundesregierung posi- 
tiv auf unsere Forderungen in bezug auf sozial und 
regional verträgliche Flankierungen reagiert hat. Ich 
füge hinzu: Diese allgemeine Zusage muß natürhch 
noch konkretisiert werden. Ich hoffe, daß uns das ge- 
tingen wird. 

Eine letzte Bemerkung: Das Land Nordrhein- West- 
falen wird zu seiner Mitverantwortung stehen 

— daran lassen wir überhaupt keinen Zweifel — , wie 
wir es in der Vergangenheit getan haben, und wird 
nicht nur mit Erklärungen, sondern auch richtig mit 
Geld in die Frage einsteigen. Wir werden unseren Bei- 
trag dazu leisten. 

Nun noch eine letzte Bemerkung zu Sophia-Jacoba. 

Ich glaube, das muß man einfach sagen. Der Bundes- 
wirtschaftsminister hat entschieden, keine zusätzli- 
chen Investitionsmittel zur Realisierung des soge- 
nannten Wildenrath- Konzeptes zu gewähren. Ich muß 
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Minister Günter Einert (Nordrhein-Westfalen) 

(A) diese Entscheidung zur Kenntnis nehmen. Ich ver- 
stehe aber, daß die Bergleute, ihre Familien und die 
Regionen davon stark betroffen sind. Ich denke, das 
verstehen wir alle. Deshalb müssen wir alles tun, da- 
mit auch die Menschen in Hückelhoven in dieser Re- 
gion das Gefühl haben, nicht im Stich gelassen wor- 
den zu sein. Sie brauchen strukturpohtische Initiati- 
ven, die auf die besonderen Probleme dieser Region 
zugeschnitten sind. Das kostet nicht nur Geld, son- 
dern auch Zeit und vor allem Zeit, denn strukturelle 
Veränderungen brauchen einen langen Atem. 

Das bedeutet: Wir müssen versuchen, eine Lösung 
mit Sophia Jacoba und nicht ohne Sophia Jacoba zu 
realisieren. Ich erwarte auch vom Unternehmen ein 
Konzept bis zum Jahr 2000. Es kann sich zusammen- 
setzen aus maximal auslaufender Förderung und an- 
schheßenden — auch alternativen — Tätigkeiten. 
Aber es muß ein für diese Region strukturell sinnvolles 
Konzept beinhalten. 

Ich hoffe insgesamt auf ein Ergebnis, das den Men- 
schen in den Bergbauregionen wieder klare Zukunfts- 
perspektiven eröffnet, und zwar für längere Zeit, da- 
mit wir das täghche Hickhack wirkhch ad acta legen 
können. 

Herzhchen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Hans Klein; Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Karl Fell. 


Dr. Karl H. Fell (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
In meinem Wahlkreis liegt Sophia Jacoba, das Berg- 
werk, von dem hier jetzt schon mehrfach die Rede 
war, das inzwischen fast jeder in Deutschland kennt, 
weü die Bergleute mit ihrem Protest unter Tage 
— auch jetzt, in der Zeit, in der wir hier diskutieren, 
sind mehr als 300 Bergleute unter Tage vor Ort und 
machen auf ihre verzweifelte Situation aufmerk- 
sam — , weil die Verbände, die Organisationen, die 
Fraueninitiative das Problem pubhk gemacht haben. 

Das, was hier zur Notwendigkeit von Mengenredu- 
zierungen, zu einer langfristigen Konzeption, zu so- 
zialer Flankierung gesagt worden ist, hört sich alles 
gut an. Nur: In meinem Wahlkreis, im Kreis Heins- 
berg, ist die Frage der Regionalverträglichkeit noch 
wesentlich wichtiger. Es ist nicht damit getan, daß der 
einzelne Arbeitnehmer, vielleicht der einzelne Berg- 
mann einen neuen Arbeitsplatz bei der Ruhrkohle AG 
fern im Ruhrgebiet findet. Damit verlagern wir Ar- 
beitsplätze aus der Region weg, und in der Region 
fehlen sie dann. In der Region fehlt dann die Nach- 
frage in Höhe von über 400 Millionen DM pro Jahr, 
die von Sophia Jacoba ausgeht, nämhch die Investi- 
tionsnachfrage aus dem Unternehmen selbst und die 
Nachfrage aus der Lohnsumme, die dort gezahlt 
wird. 

Die betroffenen Menschen können nicht verstehen, 
daß sie gnadenlos Opfer einer volkswirtschaftlichen 
Teilrechnung werden sollen, die allein auf die Förder- 
kosten schielt und die wesenthch höheren Kosten ei- 


ner zu finanzierenden Arbeitslosigkeit einfach bei- (C) 
Seite läßt. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der SPD) 

Mehr als 8 000 Menschen sollen als Folge einer 
kurzfristigen SchÜeßung von Sophia Jacoba im Kreis 
Heinsberg arbeitslos werden. Selbst die Kosten einer 
Aufschheßung von Wüdenrath reichen nicht aus, Herr 
Staatssekretär Riedl, um ein Gleichgewicht zwischen 
den Förderfinanzierungen und der Finanzierung von 
Arbeitslosigkeit herbeizuführen. Schon deshalb ist die 
Schließung unsinnig. 

So kann man vor allen Dingen nicht mit den Berg- 
leuten, mit den Familien umgehen. Wir brauchen in 
der Region Zeit für die notwendige Umstrukturie- 
rung. Beim EBV ist nächstes Jahr Schluß. Die Gesamt- 
region Aachen kann nicht verkraften, daß jetzt auch 
noch nahezu zeitgleich Sophia Jacoba zugemacht 
werden soll. 

Der Kreis Heinsberg zählt, gemessen am Bruttoin- 
landsprodukt, zu den schwächsten im Land Nord- 
rhein-Westfalen. Er ist übrigens immer noch nicht 
ganz in die Gemeinschaftsaufgabe Förderung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur aufgenommen, Herr 
Staatssekretär. Das Nachfragevolumen — darauf 
hatte ich hingewiesen — ist für die künftige Entwick- 
lung dieses Bereichs unverzichtbar. 

Wenn jetzt angedacht wird, daß vielleicht Rhein- 
braun helfen könne, indem Bergleute von Sophia 
Jacoba nach Rheinbraun übernommen werden, kann 
ich nur sagen: Wie wollen wir den Menschen klar 
machen, daß auf der einen Seite Sophia Jacoba dicht- 
gemacht wird und dort die Arbeitsplätze verlorenge- .j.. 
hen und daß auf der anderen Seite der Tagebau mit 
seinen ökologischen Problemen — Herr Kollege Laer- 
mann wies darauf hin — und seinen sozialen Proble- 
men — für 8 000 Menschen soll die Heimat verschwin- 
den — , der auch Arbeitsplätze vernichtet, gewisser- 
maßen als „Ausgleich" dienen soll? Das ist einfach 
nicht zu vermitteln, das ist nicht verständhch zu ma- 
chen. 

Deshalb, meine Damen und Herren: Die Region 
Heinsberg kann die Umstrukturierung ohne Sophia 
Jacoba nicht schaffen. Wir brauchen Zeit, wir brau- 
chen aus regionalpohtischen Gründen noch viele 
Jahre — mindestens 15 Jahre, sage ich mal; ich gehe 
über Ihre Vorstellungen hinaus, Herr Minister Ei- 
nert — , um durch die Weiterfinanzierung dieses Berg- 
werks eine Chance für die Zukunft zu eröffnen. Noch 
mehr brauchen wir — und da bin ich gespannt, was 
die Landesregierung Nordrhein-Westfalens dazu bei- 
trägt, was sie auf den Tisch legt, wenn es konkret um 
die Umstrukturierung geht, wenn es um die Regional- 
förderung geht — , 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 

und zwar zeitgleich, sofort, Geld dafür. Hier darf nicht 
gekleckert, sondern muß geklotzt werden. Nur so 
können wir den Menschen eine Perspektive eröff- 
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Vizepräsident Hans Kiein: Herr KoUege Volker 
Jung, Sie haben das Wort. 
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(A) Volker Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wenn man alles, was in 
dieser Debatte gesagt worden ist, ernst nimmt — und 
das tue ich, Herr Fell und Herr Bundesarbeitsminister 
Blüm — , dann müßte man zu dem Schluß kommen, 
daß es im Bundestag eine satte Mehrheit gibt, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Gibt es ja 
auch! ) 

die der heimischen Steinkohle weiterhin die Möglich- 
keit einräumen will, einen wichtigen Beitrag zu unse- 
rer Energieversorgung zu leisten. Und diese Mehr- 
heit reicht von der SPD über das Bündnis 90 und die 
Linke Liste bis in die CDU und sogar in die Bundes- 
regierung hinein. 

(Dr. Norbert Lammert [CDU/CSU]: Bis auf 

die Reihenfolge war das richtig! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Es stellt sich daher die Frage, meine Damen und 
Herren, warum sich das Parlament so schwertut, die- 
sem Mehrheitswillen zum Durchbruch zu verhelfen. 

(BeifaU bei der SPD) 

Offensichtlich deswegen, weil die RegierungskoaU- 
tion tief gespalten ist, weil der Riß durch die CDU/ 
CSU-Fraktion geht und weil sich die Koalition seit 
1983 in steter Kontinuität Wirtschaftsminister aus den 
Reihen der FDP leistet, die ihre wichtigste Aufgabe 
offensichtlich darin sehen, der heimischen Steinkohle 
den Garaus zu machen. 

Bangemann hat da Pionierarbeit geleistet, indem er 
den Verstromungsfonds mutwillig in die Verschul- 
ß) düng getrieben und die Europäische Kommission ge- 
gen unsere nationalen Interessen mobihsiert hat. 

(Lachen und Widerspruch bei der FDP) 

Haussmann hatte da schon ein leichteres Spiel, meine 
Damen und Herren, weil er Bangemann inzwischen 
als Mitspieler in der Kommission hatte. Und Mölle- 
mann muß gar nicht mehr über Bande spielen, weil die 
Europäische Kommission inzwischen aus eigenem 
Willen gegen uns spielt, 

(Hans- Werner MüUer [Wadern] [CDU/CSU]; 

Ob er das selbst glaubt?) 

Wenn es den FDP- Wirtschaftsministern bis heute 
nicht gelungen ist, die heimische Steinkohle plattzu- 
machen, dann ist das auch und nicht zuletzt dem Wi- 
derstand der Bergleute zu verdanken. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Widerstand, Herr Müller, war bitter notwendig. 
Jeder, der die Bedingungen unter Tage kennt, wird 
ermessen können, was es bedeutet, wenn die Männer 
in Hückelhoven und zuvor auch auf Lohberg nicht 
mehr ausfahren, um ihre Arbeitsplätze zu verteidigen. 
Für die SPD spreche ich ihnen unsere volle Solidarität 
aus. 

(BeifaU bei der SPD) 

Auch die zweite Kohlerunde am vergangenen Mon- 
tag hat keine Einigung gebracht — das ist vielfach 
betont worden — , weil der Bundeswirtschaftsminister 
nicht in der Lage ist, ein kohlepolitisches Gesamtkon- 
zept, wie es nicht nur von uns, sondern auch von der 
Europäischen Kommission verlangt wird, vorzulegen. 


Die vage Zusage, im Jahre 2005 eine Fördermenge (C) 
von 50 Millionen t poUtisch zu stützen, ist so lange 
nichts wert, wie nicht entschieden ist, ob der laufende 
Jahrhundertvertrag bis 1995 Bestand hat; ob die 
Stromwirtschaft ihren Widerstand aufgibt, eine An- 
schlußregelung zu vereinbaren, oder die Verstromung 
heimischer Steinkohle auf eine andere Weise sicher- 
gesteUt ist; ob der Hüttenvertrag verlängert und wei- 
ter staatUch gestützt wird; ob der Anpassungsprozeß 
bei der erzwungenen Mengenreduzierung sozial und 
regional verträgUch gestaltet und ob dies alles von der 
Europäischen Kommission gebilligt wird. 

Die nunmehr vor geschlagene Kürzimg der Koks- 
kohlenbeihilfe von 550 Millionen DM für den kom- 
menden Dreijahresplafond, die ja nicht durch die Sa- 
che, nämlich durch das Bedarfsdeckungsprinzip, ge- 
rechtfertigt ist, sondern nur dazu dient, daß Mölle- 
mann, der sich ohnehin auf dem Rückzug befindet, 
sein Gesicht wahren kann, und der verlangte Selbst- 
behalt des Bergbaus machen eine Förderkürzung um 
2 bis 3 Millionen t und die Entlassung von 4 000 bis 
6 000 Bergleuten bereits im nächsten Jahr notwendig. 

Das werden wir nicht mitmachen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Das dürften auch die Koalitionsparteien, wenn sie ih- 
ren Beschluß vom Juh ernst nähmen, einer Kürzung 
der Kokskohlenbeihilfe ohne ein kohlepohtisches Ge- 
samtkonzept nicht zuzustimmen, nicht mitmachen. 

(BeifaU bei der SPD) 

AUes offene Fragen, die bis zur dritten Runde am kom- 
menden Montag beantwortet werden müßten, wenn 
die nicht scheitern soUte. 

EigentUch hätte der Bundeswirtschaftsminister 
nachsitzen müssen, um seine Schulaufgaben zu ma- 
chen. Während es an Ruhr und Saar brennt, wobei 
Herr Möllemann selbst das Feuer gelegt hat, fährt er 
seelenruhig nach China. MögUcherweise wlU er den 
dortigen Machthabern beibringen, daß aus Gründen 
des Kümaschutzes eine Reduzierung der Steinkohle- 
förderung notwendig ist. 

Meine Damen und Herren, spätestens am kommen- 
den Montag muß der Wirtschaftsminister in diesen 
Fragen Klarheit schaffen, damit in letzter Minute ein 
Kompromiß in der Kohlepolitik zustande gebracht 
wird, den Möllemann fast schon selbst verspielt hat. 
Ohne einen kohlepoUtischen Kompromiß wird es mit 
uns Sozialdemokraten — ich sage das genauso deut- 
Uch wie bei der Nutzungsdauer der Kernenergie — 
keinen neuen energiepolitischen Konsens geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Der Abgeordnete Ulrich 
Petzold hat das Wort. 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Verehrter Herr Vorsit- 
zender! Meine verehrten Damen und Herren! „Wir 
fallen ins Bergfreie", dieser Hilferuf der Steinkohle- 
kumpel aus dem Ruhrgebiet hat mich als ehemaligen 
Beschäftigten der mitteldeutschen Braunkohlenindu- 
strie schon betroffen gemacht. Der Verlust des Ar- 
beitsplatzes, des gewohnten Umfeldes ist eine be- 
drückende Erfahrung, die viele Menschen aus meiner 
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(A) Region, die in der hochsubventionierten Braunkoh- 
lenindustrie der DDR arbeiteten, jetzt bei der wirt- 
schaftlichen Umgestaltung machen. Nun sollen auch 
noch an Ruhr und Saar subventionierte Arbeitsplätze 
abgebaut werden. Doch hier treten plötzlich gravie- 
rende Unterschiede zutage. 

Während in der Steinkohle der „Fall ins Bergfreie'' 
eine Überführung in andere Industriezweige bezeich- 
net, bedeutet es im Osten für viele Arbeitslosigkeit, 
Vorruhestand, günstigstenfalls ABM. In den neuen 
Ländern sind innerhcilb eines Jahres 70 000 Bergleute 
aus der Braunkohlenindustrie entlassen worden. Die 
Entlassung von weiteren 40 000 Beschäftigten erfolgt 
degressiv in den nächsten Jahren. 

Das beispiellose Gesundschrumpfen des Braunkoh- 
lenbergbaus im Osten geschieht bei einer wesentlich 
geringeren sozialen Absicherung als in den Steinkoh- 
lengebieten. Trotzdem werden wir edles daransetzen, 
einen wirtschaftlichen Braunkohlenbergbau — natür- 
lich in wesentlich geringerem Umfange als bisher — 
zu gestalten. Wie sonst als bei lebendem Bergbau sind 
die ungeheuren Altlasten aus mehr als 40jähriger Ver- 
gangenheit einigermaßen ökonomisch vertretbar zu 
beseitigen? Wie sonst sind drohende Schäden im Was- 
serhaushalt zu korrigieren? Bergbau kann nicht von 
heute auf morgen ohne Schaden abgebrochen wer- 
den. So sind technische und soziale Auslaufmodelle 
zu entwickeln, die das Überleben der Berbauregion 
möglich machen. 

In einem Argumentationspapier des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft zur Kohlepolitik im August dieses 
Jahres wird die Kohlepolitik fast ausschließlich auf die 
Steinkohle begrenzt. Eine Erwähnung der Braun- 
kohle erfolgt nur kurz. Dabei wird eine für mich nicht 
nachvollziehbare Behauptung auf gestellt, daß durch 
die Stromerzeugung aus Braunkohle der Steinkohle 
eine Konkurrenz entstehe. Ostdeutsche Braunkohle 
und westdeutsche Steinkohle können durchaus ohne 
Konkurrenz bestehen, da sie beide einen ganz ande- 
ren Markt beliefern. 

In den Straßen von Leipzig marschierten von 1989 
auch viele Braunköhler des Leipziger Reviers und rie- 
fen: „Wir sind ein Volk! " Wie wollen wir uns heute vor 
sie hinstellen und ihnen verkünden, daß wir die Stein- 
kohle — wie gehabt — weiter subventionieren, wäh- 
rend wir bei der Braunkohle rigoros die Wirtschaft- 
lichkeit durchsetzen! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Jetzt nicht gegeneinander ausspie- 
len!) 

Der Landkreis, aus dem ich stamme, ist energiewirt- 
schaftlich einseitig auf die Braunkohle orientiert. In 
zwei Braunkohlekraftwerken, einem Braunkohleta- 
gebau und einem zentralen Tagebaugeräteinstand- 
setzungswerk sind über 50% der Arbeitnehmer des 
Kreises beschäftigt. Die beiden Kraftwerke werden 
auf Grund fehlender Rentabilität und wegen Überal- 
terung stillgelegt. Die Braunkohle grübe läuft aus. Das 
Instandsetzungswerk verliert jetzt auch noch die Er- 
satzaufträge aus dem Eisenbahnbau. 

Trotzdem gibt es dort noch keinen Massenstreik. In 
einer konzertierten Aktion versuchen wir in Bund und 
Land sowie auf kommunaler Ebene, auf dieses Pro- 


blem aufmerksam zu machen und Abhüfe durch ge- (C) 
zielte Neuinvestitionen zu schaffen. 

Wir sind uns in diesem Parlament, glaube ich, alle 
einig, daß wir auf Grund der Haushaltslage Subven- 
tionen zurückführen müssen. Zu viele Menschen in 
der Bundesrepublik weigern sich, zur Kenntnis zu 
nehmen, daß die deutsche Wirtschaft mit der Wieder- 
vereinigung die größte Bewährungsprobe seit 1948 
auf sich genommen hat. Ich wehre mich jedoch gegen 
die unverantwortliche Aussage, die Steinkohlenarbei- 
ter seien Opfer der Einheit. Nein, ich glaube, sie sind 
Opfer einer bedenklichen Subventionspolitik, die wir 
in der Braunkohlenindustrie im Osten auf jeden Fall 
vermeiden wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Wir nähern uns nach gut 
eindreiviertel Stunden dem Ende der Aktuellen 
Stunde. 

Ich gebe dem Kollegen Jung jetzt für eine kurze 
Erklärung zu einem Vorgang das Wort, den er er- 
wähnt hat, aber vorhin noch nicht voll überschauen 
konnte. 

Anschließend wird die Zeit, die der CDU/CSU- 
Fraktion bleibt, nämlich gute zwei Minuten, der Ab- 
geordnete Töpfer in Anspruch nehmen. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sind 
für Töpfer wirklich noch zwei Minuten 
übrig?) 

— Herr Schäfer, Sie sollen die Worte des Präsidenten 
nicht anzweifeln. pj 

Herr Kollege Jung. 

Volker Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe erst soeben er- 
fahren, daß sich der Bundeswirtschaftsminister für 
seine Abwesenheit entschuldigt hat. Unsere Fraktion 
hat das zur Kenntnis genommen. Ich bedauere daher 
die Äußerung, die ich in dem Zusammenhang ge- 
macht habe, möchte aber dabei bleiben, daß es unbe- 
dingt notwendig ist, daß die Bundesregierung in der 
Zwischenzeit ihre Schulaufgaben macht. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter Pro- 
fessor Klaus Töpfer, Sie haben das Wort. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]; Ist das 
seine Jungfernrede als Abgeordneter?) 

Dr. Klaus Töpfer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin 
dankbar, daß ich in zwei Minuten noch meine Position 
klarstellen kann. 

Was ich für wichtig halte, ist dies: In einer Aktuellen 
Stunde besteht immer die Gefahr, daß mehr Fronten 
aufgebaut als abgebaut werden. Ich glaube, daß das 
dieser Sache überhaupt nicht zugute kommt. 

Herr Kollege Jung, wenn es notwendig gewesen 
wäre zu klagen, dann darüber, daß der Wirtschaftsmi- 
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(A) nister des Saarlands nicht bis zum Ende dieser Aktu- 
ellen Stunde hier gebheben ist. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP - 
Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Er hat 
sich bei uns entschuldigt, weil er einen ande- 
ren Termin hat! Sie hätten vorher fragen kön- 
nen!) 

Ich bin der Meinung, daß wir das zumindest anspre- 
chen sollten. 

Aber ich will ja gerade Gegensätze abbauen und 
dazu beitragen, Gemeinsamkeiten herauszufiltern. 
Denn wer es mit der so häufig beschworenen Tatsache 
ernst meint, daß wir für die Bergleute und ihre Fami- 
hen Sicherheit bekommen wollen, der darf nicht nur 
darauf sehen, daß er seine Maximalforderungen vor- 
trägt, sondern muß darauf achten, Kompromisse zu 
ermöghchen, die auch dem gerecht werden, was, 
glaube ich, mit großer Ernsthaftigkeit der Kollege Pet- 
zold gerade vorgetragen hat. Respekt vor seiner Posi- 
tion. 

(BeifaU bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Wenn das richtig ist, dann fasse ich zusammen, daß 
wir auf einem Weg sind, der zu dem Kompromiß hin- 
führen kann. 

(Vorsitz; Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Deswegen sollten wir nicht Maximalpositionen auf- 
bauen, sondern diese Vermittlungsposition ernsthaft 
anstreben. Wir sollten sehen, daß sich beide Seiten 
bewegt haben, daß sie aufeinander zugegangen sind 
und daß wir unter dem Gesichtspunkt der langfristi- 
gen Kohleförderung mit 50 MilUonen t plus 
Wärmemarkt eine Größe haben, die wir wirkUch so- 
zial verträgUch in die Anpassung hineinbringen kön- 
nen, daß es die MögUchkeit gibt, soziale Anpas‘=*ung 
und regionale Anpassung vorzunehmen. 

Hier sei hinzugefügt: Die Anpassung der regiona- 
len Strukturen kann ja wohl nicht nur eine Aufgabe 
der Bundesregierung sein, sondern muß von den Län- 
dern entwickelt und im Diskurs mit der Bundesregie- 
rung inngesetzt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Dies gehört doch ganz sicher zusammen. Auch hier 
wäre es gut gewesen, wir hätten diese Gemeinsam- 
keit gehört und nicht nur Maximalpositionen. 

Ich bin der Überzeugung, meine Damen und Her- 
ren, daß wir diese Bewegung aufeinander zu als 
Signal von dieser Aktuellen Stunde ausgehen lassen 
sollten, damit in den Revieren tatsächlich wieder 
Sicherheit einkehrt, nicht nur für morgen und über- 
morgen, sondern bis zum Jahre 2000 und weit darüber 
hinaus. Wir brauchen den lebendigen Bergbau, wir 
brauchen ihn im Konsens dieser Wirtschaft und der in 
diesem Parlament Vertretenen. Deswegen macht es 
keinen Sinn, sich gegeneinander auszuspielen, son- 
dern man muß miteinander nach einem vernünftigen 
Weg suchen. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Die Aktuelle (C) 
Stunde ist damit beendet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingeb rächten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und 
Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 
1991 (Bundesbesoldungs- und -versorgungs- 
anpassungsgesetz 1991 — BBVAnpG 91 ) 

— Drucksache 12/732 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des In- 
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1455 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Otto Regenspurger 
Fritz Rudolf Körper 
Heinz-Dieter Hackel 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 12/1456 — 

Berichterstattung : 

Abgeordnete Karl Deres 
Ina Albowitz 
Rudolf Purps 

(Erste Beratung 33. Sitzung) 

Dazu hegt ein Entschheßungsantrag der SPD auf 
Drucksache 12/1473 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Gibt es 
dazu gegenteüige Meinungen? — Das ist nicht der 
FaU. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort dazu hat als 
erster der Kollege Johannes Gerster. 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
der zweiten und dritten Beratung des vorhegenden 
Gesetzentwurfes werden wir rückwirkend zum 
1. März 1991 die Bezüge der Beamten, Soldaten und 
Versorgungsempfänger linear um 6 % erhöhen. 

Man wird fragen; Warum kommt das so spät? Die 
Erklärung ist einfach: Der ursprünghche Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung wurde entscheidend ver- 
ändert und verbessert. Das hat zugegebenermaßen 
Zeit gekostet. Aber es hat sich gelohnt; denn wir ha- 
ben eine Reihe von Verbesserungen einführen kön- 
nen und müssen, um die Beamten nicht schlechterzu- 
stehen als z. B. die Arbeiter und Angestellten im öf- 
fenthchen Dienst. 

Die Beamten haben dadurch keinen Nachteil, weil 
es natürhch Abschlagszahlungen gibt. Inzwischen 
wurde unter Vorbehalt bereits das geleistet, was ih- 
nen nach diesem Gesetz zustehen wird. 

Lassen Sie mich nur wenige Gesichtspunkte dieses 
Entwurfs ansprechen. Zunächst muß man ganz klar 
sagen, daß die Beamten einen Solidarbeitrag für den 
Aufbau in den neuen Bundesländern leisten; denn im 
Gegensatz zu den Angestellten und Arbeitern werden 
ihre Bezüge zwei Monate später erhöht, d. h. insofern 
gibt es einen gerechten Ausgleich. Aber — ich möchte 
das in aller DeuÜichkeit sagen — wir haben Einspar- 
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(A) summen zugleich benutzen können, um erhebliche 
Strukturverbesserungen durchzuführen. 

Entgegen den Aussagen, die in einer bekannten 
Zeitung zu lesen waren, muß Wert darauf gelegt wer- 
den, daß wir die gesamten Struktiirverbesserungen 
dem einfachen und mittleren Dienst zugute kommen 
lassen. So wie für Arbeiter, Meister, Techniker und 
Ingenieure durch den Tarifvertrag eine Reihe von 
Verbesserungen durchgeführt wurden, so haben wir 
— um nur einige Beispiele zu nennen — die Grundge- 
hälter der Besoldungsgruppen bis A 8 entweder er- 
höht oder durch andere Dienstaltersstufen die Voraus- 
setzungen dafür geschaffen, daß Gehaltssteigerungen 
schneller möghch sind. Dies war aber auch sozial ge- 
boten, weil wir es nicht zulassen können, daß die Be- 
amten des einfachen Dienstes ungefähr den Sozialhil- 
fesatz erhalten; es kann ja nicht wahr sein, daß dieje- 
nigen, die arbeiten, nicht mehr bekommen als die, die 
Sozialhilfe erhalten. Wir müssen diesbezügüch also 
jährlich etwas tun und haben es auch getan. 

Für den einfachen Dienst haben wir das Spitzenamt 
auf A 6 angehoben. Wir haben — was auch sehr wich- 
tig ist — die Schicht- und Wechselschichtdienstzula- 
genregelung auf die Feuerwehr ausgedehnt. Damit ist 
die Feuerwehr in die Zulage für die Polizei, die Justiz 
und andere Sicherheitsdienste eingezogen. 

Niemand kann bestreiten, daß im Bereich der tech- 
nischen Verwaltungen und im Bereich der Steuerver- 
waltung ein erheblicher Wettbewerb zwischen Privat- 
wirtschaft und öffentlichem Dienst stattfindet. Qualifi- 
zierte Leute werden ständig abgeworben. Um dem 
entgegenzuwirken, wurden Stellenobergrenzen zum 
Teil verbessert; hier wurden neue Beförderungsmög- 
lichkeiten geschaffen. Aber ich möchte in aller Deut- 
lichkeit sagen, daß wir damit nicht alle Nachwuchs- 
probleme gelöst haben; Nachwuchsprobleme, die 
z. B. durch den Einsatz von Bediensteten in den neuen 
Bundesländern im Westen verschärft wurden und im 
Osten natürlich zusätzlich bestehen. 

Wir werden diese strukturverbessernden Maßnah- 
men in den nächsten Jahren fortsetzen müssen. Das 
heißt, Konsequenzen aus dem Strukturbericht der 
Bundesregierung, die wir bereits im letzten Jahr in 
einer ersten Stufe gezogen haben, müssen wir durch 
dieses Gesetz nicht nur in diesem Jahr, sondern auch 
in den folgenden Jahren speziell und punktuell zie- 
hen. 

Wir haben für die Versorgungsempfänger eine 
wichtige Neuregelung in diesem Gesetz. Der Anpas- 
sungszuschlag für Versorgungsempfänger wird ab 
1993 wieder eingeführt. Im Vorgriff darauf wird für 
die Jahre 1991 und 1992 eine um 0,4 % höhere hneare 
Anhebung der Versorgungsbezüge eingeführt. Ich 
finde dies ebenso gerecht und billig, wie es wichtig ist, 
daß wir die Mindestversorgung statt wie bisher aus 
der Besoldungsgruppe A 3 in Zukunft aus der Besol- 
dungsgruppe A 4 berechnen. 

Selbstverständlich wurden nicht alle Forderungen 
der Beamtengewerkschaften erfüllt. Dann wären die 
Gewerkschaften im übrigen in Zukunft auch überflüs- 
sig. Natürlich wird es weitere Forderungen geben. 
Wir haben eine Kette von wichtigen Maßnahmen, die 
immer wieder eingefordert werden, zunächst einmal 


überprüft. Wir müssen mit Sicherheit auf Dauer end- (C) 
lieh zu einer Lösung der Ballungsraumproblematik 
kommen. Man kann vor allen Dingen Beamte des 
mittleren und des einfachen Dienstes kaum mehr in 
Ballungsräume versetzen, weil es ihnen dort die Miet- 
preisgestaltung fast unmöglich macht, ihrem Dienst 
nachzukommen. Die bisherige Regelung war ein Ver- 
such. Ich sage aber ganz deutlich: Dieser Versuch war 
weder ausreichend noch passend. Wir müssen hier zu 
neuen Überlegungen kommen. 

Wir müssen eine Neukonzeption für Möghehkeiten 
der Beurlaubung und der Teilzeitbeschäftigung 
schaffen. Auch im öffentlichen Bereich ist die Arbeits- 
zeit flexibler zu gestalten, als dies in der Vergangen- 
heit der Fall war. Wir müssen die Problematik des 
unregelmäßigen Wechselschichtdienstes aufgreifen 
und entsprechend lösen; ein Dienst übrigens, der be- 
sonders schwierig und besonders problematisch ist. 
Deswegen müssen wir auch hier Neuregelungen tref- 
fen. 

Wir haben schließlich in diesem Gesetz eine ganz 
entscheidende Neuregelung im Beamtenrecht insge- 
samt. In Zukunft können Bürger aus EG-Mitglied- 
staaten ebenfalls Beamte werden, allerdings unter 
den Bedingungen des Grundgesetzes und der Beam- 
tengesetze. Damit entsprechen wir dem Freizügig- 
keitsgebot des Art. 48 Abs. 4 des EWG-Vertrags, d. h. 
auch hier eine Öffnung im Sinne einer Europäischen 
Union. Europäische Arbeitnehmer können auf Dauer 
leichter bei uns Beamte werden. 

(Dr. Winfried Penner [SPD]: Dürfen die denn 

wählen?) pj 

— Ich persönlich bin schon lange der Meinung, Heber 
Winfried Penner, daß wir im Rahmen der Europäi- 
schen Union auf Dauer auch zur Übertragung von 
Staatsangehörigkeitsrechten auf diese Union kom- 
men werden. Ich stelle mir eine Europäische Union 
vor, in der es nicht nur für das Europaparlament, son- 
dern auch für andere Ebenen auf Dauer ein gemein- 
sames Wahlrecht geben kann. Daran werde ich mit 
Sicherheit im Sinne der europäischen Integration mit- 
wirken. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Hoff entheh dauert 
das nicht zu lange!) 

Wir haben die Beamten — ich möchte das in aller 
Deuthehkeit sagen — in diesem Gesetz gleichbehan- 
delt mit den Arbeitern und Angestellten des öff enth- 
eben Dienstes, allerdings im Rahmen des Systems, 
also systemkonform. Der öffentliche Dienst hält damit 
Schritt mit der allgemeinen Einkommensentwicklung 
in der privaten Wirtschaft. Sonderopfer sind nicht ver- 
langt worden. 

Lassen Sie mich, meine Damen, meine Herren, zum 
Abschluß zwei Bemerkungen machen. Erstens. Ich 
finde, wir haben auch anläßhch dieses Gesetzentwur- 
fes Veranlassung, den Beamten zu danken, insbeson- 
dere den über 20 000 Beamten, Angestellten und Ar- 
beitern im öffenthehen Dienst, die sich am Aufbau in 
den fünf neuen Bundesländern beteüigen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. November 1991 


4531 


Johannes Gerster (Mainz) 

(A) Hier wird eine gute und wichtige Aufbauarbeit gelei- 
stet. 

Zweitens. Ich bin der Meinung, daß auch bei allen 
Diskussionen über die Fortentwicklung des öffentli- 
chen Dienstrechtes klar sein muß: Natürlich ist der 
öffentliche Dienst keine statische Veranstaltung, son- 
dern wie bei allem in der Gesellschaft ist auch hier die 
eine oder andere Neuerung im Laufe der Zeit durch- 
aus notwendig. Aber man sollte doch festhalten, daß 
insgesamt sich das öffentliche Dienstrecht in der Bun- 
desrepublik Deutschland wirklich bewährt hat, daß es 
insgesamt einen internationalen Vergleich nicht zu 
scheuen braucht und daß wir deswegen auch diesem 
Teil unserer Beschäftigten das zukommen lassen soll- 
ten, was ihnen zukommt. 

(Zuruf von der FDP: Sehr richtig!) 

Das haben wir mit diesem Gesetz gemacht. 

Daß wir den Entschließungsantrag der SPD ableh- 
nen, Herr Kollege Penner, wird Sie nicht verwundern. 
Hier kommt wieder die alte Vorstellung, der alte Hut 
mit dem Anpassungszuschlag und anderen Dingen. 
Ich finde es nicht so gut, mit der einen Hand zu geben 
und mit der anderen wieder einzukassieren. Das hat 
sich nicht bewährt. Allgemein bekannt ist auch, daß 
nach Berechnungen des Rechnungshofes und von pri- 
vaten Instituten — das muß man bei dieser Gelegen- 
heit auch einmal sagen — Beamte in der Regel billiger 
zu haben sind als Arbeiter und Angestellte. Zu diesem 
Ergebnis kommt, wer das fair betrachtet. Deswegen 
bin ich der Meinung, daß dieser Entschließungsantrag 
nicht nur ein alter Hut ist, sondern auch schlecht in die 
Zeit paßt. 

(B) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Ich möchte bei 
dieser Gelegenheit einmal an die Zeit erinnern. 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin, ich bin Ihnen dankbar, daß Sie bis zu meinem 
letzten Satz gewartet haben. 

Ich danke Ihnen für Ihre Großmut, was die Zeit 
angeht, und allen Kollegen für die Aufmerksamkeit. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol- 
lege Bernd Reuter das Wort, 

Bernd Reuter (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Bei diesem Ge- 
setzentwurf geht es zunächst darum, die Beamten- 
und Versorgungsbezüge der allgemeinen Wirt- 
schaftsentwicklung anzupassen. Wir stimmen diesem 
Gesetz zu, weü wir damit dokumentieren wollen, daß 
wir eine solche Anpassung der Bezüge für notwendig 
halten. Wir sehen auch keinen Grund, den Beamten 
und Versorgungsempfängern die strukturellen Ver- 
besserungen vorzuenthalten, die durch dieses Gesetz 
eingefügt werden sollen. 

Dennoch fällt uns die Zustimmung zu diesem Ge- 
setzentwurf äußerst schwer. Es gibt dafür mehrere 
Gründe, die ich vortragen möchte. 

Erstens. Die Anpassung der Beamtenbezüge erfolgt 
gegenüber dem Tarifbereich zeitversetzt zwei Monate 


später. Bereits in der ersten Lesung des Gesetzent- (C) 
Wurfs haben wir dazu unsere Kritik und Ablehnung 
verdeutlicht. Wir bleiben dabei. Es ist der falsche 
Weg, von den Beamten einen Solidarbeitrag für den 
Aufbau der neuen Bundesländer einzufordern; denn 
von den Beamten wird damit ebenso wie von den 
Angestellten und Arbeitern, die erhöhte Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung zu zahlen haben, im Ver- 
gleich zu den Selbständigen und anderen Gruppen 
ein ungerechtfertigtes Sonderopfer verlangt. 

Gerechtigkeit kann nur über Steuern und eine all- 
gemeine Arbeitsmarktabgabe erreicht werden, wobei 
finanzielle Lasten entsprechend dem wirtschaftiichen 
Leistungsvermögen zu verteilen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Zwei Drittel der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
— da stimme ich Johannes Gerster zu — gehören dem 
einfachen und mittleren Dienst und vergleichbaren 
Lohn- und Vergütungsgruppen an. Sie gehören nicht 
zu den Wohlhabenden unserer Gesellschaft. 

(Günter Graf [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Deutlicher gesagt: Manche Einkommen im einfachen 
Dienst sind nicht sehr weit von dem entfernt, was als 
Sozialhilfesatz zugebüligt wird. 

Auch von den unteren Einkommensgruppen 

ebenso wie von den Versorgungsempfängern wird 
jetzt der Solidarbeitrag gefordert, während andere, 
besser verdienende Gruppen von der zusätzlichen Be- 
lastung verschont werden. Ich sage in diesem Zusam- 
menhang ganz deutlich: Wer die kleinen Leute einsei- 
tig belastet und die starken Schultern schont, zerstört pj 
das wichtigste Kapital, das wir in die Einheit Deutsch- 
lands einbringen müssen, nämlich die Sohdarität in 
unserem Volke, 

(Beifall bei der SPD) 

Der zweite Grund, warum es uns schwerfällt, zuzu- 
stimmen: Sicher, in diesem Gesetzentwurf sind Struk- 
turverbesserungen enthalten. Diese bleiben aber 
einerseits in weiten Teilen hinter den Strukturtarifver- 
trägen für Angestellte und Arbeiter zurück. Anderer- 
seits fällt es von Mal zu Mal schwerer, in den struktu- 
rellen Besoldungsmaßnahmen dieser Bundesregie- 
rung auch nur irgendeine Systematik zu erkennen. 
Kurz: Es fehlt ein klares, nachvollziehbares Kon- 
zept. 

Wir haben im Beratungsverfahren versucht, den 
mangelhaften Gesetzentwurf wenigstens in eiiügen 
Teilen zu korrigieren. Wir wollten z. B. erreichen, daß 
die Schicht- und Wechselschichtzulage ungekürzt ge- 
zahlt wird und daß für den unregelmäßigen Wechsel- 
dienst eine angemessene Regelung getroffen wird, 
die den besonderen Belastungen Rechnung trägt. Wir 
haben beantragt, die Pohzeizulage auch für Versor- 
gungsempfänger, die vor dem 1. Januar 1990 in den 
Ruhestand getreten sind, ruhegehaltsfähig zu ma- 
chen. Diese und die anderen von uns gestellten An- 
träge wurden bedauerlicherweise allesamt von der 
Koalitionsmehrheit abgelehnt. 

(Günter Graf [SPD]: Ohne Begründung!) 

Dies gilt auch für unseren Antrag, den Versor- 
gungsanpassungszuschlag künftig im Zusammen- 
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(A) hang mit allgemeinen Anpassungen durch Bundesge- 
setz festzulegen. Die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Ermächtigungsnorm für die Zahlung des Anpassungs- 
zuschlages auf Grund von Rechtsverordnungen ist 
nach unserer Auffassung nicht hinreichend bestimmt. 
Das Parlament ist schlecht beraten, wenn es anstelle 
klarer Regelungen einen solchen Blankoscheck aus- 
stellt und damit die Möghchkeit aus der Hand gibt, 
über die künftigen konkreten Anpassungszuschläge 
jeweüs selbst zu entscheiden. 


Als drittes nenne ich folgenden Punkt: Auf erhebh- 
che Bedenken stößt die vorgesehene Änderung des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes und des Bundesbe- 
amtengesetzes, die der Forderung von Art. 48 des 
EWG-Vertrags zur Gewährleistung der Freizügigkeit 
auch im Bereich des öffentlichen Dienstes nur unzu- 
reichend Rechnung trägt. Klar ist, daß nach Art. 48 des 
EWG-Vertrags der Kembereich staatiicher Tätigkeit 
von der Freizügigkeit ausgeschlossen werden kann. 
Für alle anderen Bereiche der staatlichen Tätigkeit 
muß aber Freizügigkeit gewährleistet sein. Nach mei- 
ner Auffassung bleibt die vorgesehene Regelung hin- 
ter dem zurück, ln jedem Fall ist zu erwarten, daß die 
Praxis des Bundes und der Länder auf der Grundlage 
dieser Regelung auseinanderlaufen wird. 

Darüber hinaus muß geprüft werden, inwieweit Än- 
derungen im Laufbahnrecht, im Versorgungs- und 
Beihilferecht sowie hinsichtiich einer angemessenen 
nachträghchen Absicherung in der gesetzhchen Kran- 
ken- und Arbeitslosenversicherung notwendig sind. 
Wir haben deshalb im Innenausschuß eine Sachver- 
ständigenanhörung beantragt, die jedoch von der Ko- 
ahtionsmehrheit abgelehnt wurde. Ich komme eigent- 
hch zu dem Ergebnis, Herr Kollege Gersten Da die 
Koahtionsmehrheit dies abgelehnt hat, kann von einer 
gründlichen Beratung nicht mehr die Rede sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Eilverfahren, mit dem die Regelung verabschie- 
det werden soll, ist aus meiner Sicht schhcht unerträg- 
hch. Keine Entschuldigung ist nach meiner Auffas- 
sung der Hinweis, daß die EG-Kommission dränge 
und eine Frist zur Anpassung des innerstaathchen 
Rechts an Art. 48 des EWG-Vertrags gesetzt habe; 
denn die Bundesregierung war bisher in sträflicher 


Weise untätig. Sie hat es versäumt, rechtzeitig einen 
eigenen Gesetzentwurf in das normale Gesetzge- 
bungsverfahren einzubringen. Statt dessen hat sie 
einen FormuHerungsvorschlag vorgelegt. Es kann 
nicht hingenommen werden, daß der Teimindmck, in 
den sich die Bundesregierung durch ihre Untätigkeit 
gebracht hat, jetzt zu Lasten einer sachgerechten par- 
lamentarischen Beratung geht. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ist 
denn unsere Entscheidung falsch? Sie ist 
doch richtig!) 

— Die Gewerkschaften hatten bisher keine Gele- 
genheit, Herr Kollege Gerster, zur Neuregelung des 
Beamtenrechts Stellung zu nehmen. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Die 
sind alle dafür!) 

Damit komme ich zu meinem vierten Kritikpunkt: Es 
besteht der Verdacht, daß dieses Beratungsverfahren 
auch von der Überlegung der Bundesregierung, der 
Koahtionsmehrheit beeinflußt ist, die gewerkschaftli- 
che Beteiligung zu umgehen und eine umfangreiche 
inhaltiiche Diskussion mit den Gewerkschaften zu 
vermeiden. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ent- 
schuldigung, hier gibt es doch überhaupt 
keine Kritik!) 

Das Ergebnis zeichnet sich denn auch dadurch aus, 
daß über entscheidende gewerkschaftiiche Positionen 
überhaupt nicht reflektiert wurde, Herr Kollege. 

(Abg. Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Wir werden, Herr Kollege Gerster, im Ausschuß 
noch genug Zeit haben, darüber zu diskutieren. 

Wir nehmen dies erneut zum Anlaß, einen Ausbau 
des Beteüigungsverfahrens nach § 94 des Bundesbe- 
amtengesetzes zu fordern. Das Recht der gewerk- 
schafthchen Spitzenorganisationen, bei der Vorberei- 
tung beamtenrechtlicher Regelungen beteihgt zu 
werden, muß endtich konkretisiert, und die Positionen 
der Spitzenorganisationen müssen gestärkt werden. 

Vizepräsident Renate Schmidt; Herr Kollege Reu- 
ter, würden Sie eine Frage des Kollegen Gerster ge- 
statten? 


Bernd Reuter (SPD) : Ich habe eben schon einfließen 
lassen, daß ich mich mit dem Kollegen Gerster im Aus- 
schuß auseinandersetze und nicht hier. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 

Warum denn nicht hier? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Die Beteiligungsrechte sind nach unserer Auffas- 
sung in Richtung von Verhandlungsrechten fortzu- 
entwickeln. 

Wir haben die wesentiichen Punkte unserer Kritik 
in einem Entschtießungsantrag zusammengefaßt, den 
wir zur dritten Lesung des Gesetzentwurfes zur Ab- 
stimmung stellen. Wir fordern die Bundesregierung 
auf, ihren Bekenntnissen zum öffentlichen Dienst 
endlich Taten folgen zu lassen und ihre Reformabsti- 
nenz endtich aufzugeben. 


Auch dieses Besoldungsgesetz gibt uns Anlaß, drin- 
gend ein Gesamtkonzept zur strukturellen Fortent- 
wicklung des öffentlichen Dienstes anzumahnen. Ein 
solches Konzept muß dem Aufgabenwandel und Auf- 
gabenzuwachs in weiten Bereichen des öffentlichen 
Dienstes gerecht werden, insbesondere im Bereich 
der Leistungsverwaltung die Konkurrenzfähigkeit des 
öffentlichen Dienstes im Vergleich zur Wirtschaft si- 
chern und die Grundsätze einer anforderungs- und 
funktionsgerechten Bezahlung beachten. 

In vielen Bereichen des öffentlichen Dienstes gibt es 
heute zweifellos einen erheblichen Problemstau, der 
nur durch eine Reform beseitigt werden kann. Aber 
durch die lähmende Untätigkeit fördert die Bundesre- 
gierung die ideologiegefärbte Privatisienmgsdiskus- 
sion als einzige Alternative zu der notwendigen Re- 
form des öffentlichen Dienstes. Das wird im Ergebnis 
zu Lasten der Handlungsfähigkeit des Staates und zu 
Lasten der Bürgerinnen und Bürger gehen. 
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(A) Die zu Beginn der 70er Jahre in Angriff genommene 
Dienstrechtsreform ist doch zum Stillstand gekom- 
men. Ich halte es für notwendig, daß diese Entwick- 
lung kritisch, aber auch selbstkritisch aufgearbeitet 
wird, um neue Ansätze für eine Fortentwicklung des 
öffentlichen Dienstes zu finden. Ohne eine laufende 
Korrektur der Strukturen des öffenüichen Dienstes ist 
nicht zuletzt ein wachsender Problemstau mit einem 
enormen Leistungsabfall zu befürchten. 

Zudem wird die Gefahr einer überzogenen und un- 
sachhchen öffenthchen Kritik hervorgerufen, und 
zwar nicht nur an den Verantworthchen, sondern vor 
allem auch an den Beschäftigten. Diese haben im öf- 
fenthchen Meinungsbüd auszubaden, was anderswo 
versäumt wurde. 

Wir bieten Ihnen, Herr Kollege Gerster, unsere Mit- 
arbeit bei dem notwendigen, schwierigen Vorhaben 
einer Reform des öffenthchen Dienstes und des 
Dienstrechtes an. Es hegt aber nun an Ihnen, konkrete 
Konzepte auf den Tisch zu legen. 

Schönen Dank. 

(Beifah bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat unser 
Kollege Manfred Richter das Wort. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (FDP): Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Ich habe bei Herrn 
Reuter immer darauf gewartet, daß er sagt: Darum 
lehne ich das Gesetz ab. So hat er jedenfalls geredet. 
Direkt logisch war das Ganze nicht. 

(B) Dieses Gesetz kommt spät, aber natürhch nicht zu 
spät. Deshalb, Herr Reuter, kann auch überhaupt 
keine Rede davon sein, daß dieses Gesetz nicht gründ- 
hch beraten worden sei. Es ist sehr gründhch beraten 
worden. Sie haben sich ja auch im Ausschuß dazu 
geäußert. 

Lassen Sie mich aber gleichwohl eingangs zwei kri- 
tische, vielleicht auch selbstkritische Bemerkungen 
machen. Erstens. Wir haben das Gesetz ja zusätzhch 
mit einigen Strukturmaßnahmen angereichert. Das 
war gewollt; das ist auch gut so. Wir haben die Mög- 
hchkeiten zur Teilzeitbeschäftigung verlängert. Auch 
das ist pohtisch so gewollt; auch das ist gut so. 

Wir haben darüber hinaus einen sehr wichtigen und 
weitreichenden Schritt für die Einbeziehung des öf- 
fenthchen Dienstes, und zwar insbesondere der Be- 
amtenschaft, in die europäische Integration unter- 
nommen. Das ist unerläßhch, pohtisch so gewoUt; das 
ist richtig. 

AUerdings berühren diese Schritte nicht nur den 
Bund, sondern gravierend auch die Interessen der 
Länder und Gemeinden, Es ist ungut, daß bei solch 
wichtigen Vorhaben der erste Durchgang im Bundes- 
rat ausgespart wird. Mir wäre es heber gewesen, die 
Bundesregierung hätte frühzeitig von sich aus die ent- 
sprechenden Vorlagen eingebracht. Wenn es denn 
sein muß, können die unterschiedhchen Gesetzesvor- 
haben im Innenausschuß durchaus noch zu einem ein- 
heithchen Gesetz zusammengefügt werden. 

Zweitens. Von Gewerkschaftsseite wird kritisiert, 
daß das Beteiligungsverfahren für die Spitzenver- 
bände, so wie es im Beamtenrecht vorgeschrieben ist. 


zu einem bloßen Formalakt verkommt. Das erschwert (C) 
die Sacharbeit des Parlaments und berücksichtigt 
auch nicht die vom Parlament gewollte Einbeziehung 
der Betroffenen in die Gesetzgebungsarbeit. So sollte 
man mit den Gewerkschaften und Verbänden des öf- 
fenthchen Dienstes nicht umgehen. 

Nun zu dem Guten, das wir mit diesem Gesetz ma- 
chen und über das man natürhch auch reden muß. Wir 
erhöhen die Beamtenbesoldung wie im Tarifbereich 
um hnear 6%. Natürhch — das wird Sie nicht überra- 
schen — lehnen wir die von der SPD geforderte Ar- 
beitsmarktabgabe ab. 

Die Beamtenschaft leistet ihren Beitrag zur Entla- 
stung der Haushalte und damit zur Herstehung ein- 
heithcher Lebensverhältnisse in ganz Deutschland 
durch die zeithche Verschiebung der Anpassung von 
Besoldung und Versorgung um zwei Monate. Dies ist 
vergleichsweise mehr als die Belastung der Einkom- 
men der tarifgebundenen Arbeitnehmer durch die 
veränderten Beitragssätze in der Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung. 

Zusätzhch führen wir den 1984 ausgesetzten Ver- 
sorgungsanpassungszuschlag für die Versorgungs- 
empfänger ab 1993 mit dem gebotenen Automatis- 
mus, wie er im Rentenrecht übhch ist, wieder ein. Als 
Vorwegleistung wird bereits dieses Jahr ein Anpas- 
sungszuschlag von 0,4% gewährt. Natürhch lehnen 
wir auch in diesem Punkt den Entschheßungsantrag 
der SPD ab. 

Die jährhche Entscheidung über die Gewährung 
eines Versorgungsanpassungszuschlags trägt nur Un- 
sicherheit über die Gehaltsentwicklung in die Reihen 
der Versorgungsempfänger. Wir woUen, daß die Pen- 
sionäre ihren Ruhestand mit der Gewißheit verleben 
können, zukünftig voU nicht nur an hnearen, sondern 
auch an strukturellen Verbesserungen der Einkom- 
menssituation im öffenthchen Dienst teilhaben zu 
können. 

Das Gesetz enthält — teilweise auf Vorschlag der 
Bundesregierung, zu einem erhebhchen Teil auf Vor- 
schlag der Koahtionsfraktionen — wesenthche struk- 
tureUe Verbesserungen für die Beamtenschaft. Der 
Großteil der Kosten wird durch die Übernahme von 
Strukturtarifverträgen für die Arbeitnehmerschaft 
verursacht; darüber hinaus ist es aber auch gelungen, 
besondere Probleme der Beamtenbesoldung zu berei- 
nigen. 

Für beide Felder hat die FDP eine klare Meinung: 

Der Gleichklang von Tarif und Besoldung ist nicht 
auf die hnearen Anpassungen begrenzt. Er muß auch 
bei Strukturverbesserungen so weit wie möghch 
durchgesetzt werden. Außerdem muß der öffenthche 
Dienst, muß spezieU die Berufstätigkeit als Beamter 
attraktiv bleiben. Wenn quahfizierter Nachwuchs 
nicht oder nur schwer zu gewinnen ist, sogar Abwan- 
derungen aus dem öffentlichen Dienst in die freie 
Wirtschaft unübersehbar sind, sind das untrüghche 
Zeichen dafür, daß die Bezahlung im öffenthchen 
Dienst nicht mehr stimmt. 

Aber nicht alle Wünsche der Opposition und der 
Interessengruppen können berücksichtigt werden, 

Herr Reuter. Wenn wir aUes erfüllen würden, was die 
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(A) Opposition fordert, wäre der Staat pleite. Das will kei- 
ner. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU - 
Dieter Wiefelspütz [SPD]: Das ist eine pole- 
mische Bemerkung, Herr Richter!) 

ln der FDP werden durchaus ernsthafte Überlegun- 
gen angestellt, die Probleme des öffentlichen Dienstes 
grundsätzlich zu durchdenken und nach globaleren 
Ansätzen für eine neue Konzeption der Besoldungs- 
politik zu suchen. Nur brauchen wir — deswegen leh- 
nen wir auch in diesem Punkt den Entschließungsan- 
trag der SPD ab — keinen neuen Bericht zur struktu- 
rellen Fortentwicklung des öffentlichen Dienstrechts. 
Den haben wir vor wenigen Jahren erhalten. 

Meine Damen und Herren, ich meine, für das erste 
gesamtdeutsche Jahr haben wir mit diesem Gesetz ein 
ordentliches Stück Berufspolitik für den öffentlichen 
Dienst geleistet, ein Stück, das sich sehen lassen kann, 
und zwar, weil es Nutzen für den öffenüichen Dienst 
in ganz Deutschland gleichermaßen bringt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Par- 
lamentarische Staatssekretär Eduard Lintner das 
Wort. 


Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf des 
Bundesbesoldungs- und -Versorgungsanpassungsge- 
setzes 1991 sollen, wie bereits mehrfach betont, die 
Bezüge der Beamten, Richter, Soldaten und Versor- 
gungsempfänger in Bund und Ländern an die Ent- 
wicklung der allgemeinen finanziellen Verhältnisse 
angepaßt werden. Dies ist für die Bundesregierung 
nicht nur die Erfüllung einer gesetzlichen Verpflich- 
tung, sondern auch ein wichtiges politisches Anlie- 
gen. 

Die Bundesregierung nimmt dabei ihre Verantwor- 
tung für den öffentlichen Dienst sehr ernst; denn 
Funktionsfähigkeit und Leistungsfähigkeit des öf- 
fentlichen Dienstes sind für eine moderne Industrie - 
und Dienstleistungsgesellschaft unabdingbare Vor- 
aussetzungen. Wie wichtig, meine Damen und Her- 
ren, eine effizient arbeitende Verwaltung besonders 
auch für das Funktionieren der Wirtschaft ist, zeigt 
sich für alle eindrucksvoll sichtbar bei der Aufbauar- 
beit in den neuen Bundesländern. Die Bedeutung des 
öffentlichen Dienstes und seine hohe Verantwortung 
für Staat, Gesellschaft und Bürger sind dabei für alle 
wieder sichtbar und sehr deutlich geworden. 

Die Leistungen der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes tragen entscheidend dazu bei, daß wir die für 
unser Gemeinwesen wesentlichen Aufgaben der Zu- 
kunftssicherung bewältigen. Hier liegt auch der 
Grund, warum sich unsere Verfassung für das Beruf s- 
beamtentum entschieden hat. Dies war und ist eine 
Entscheidung für eine gleichbleibende Leistungsbe- 
reitschaft und Leistungsfähigkeit des Staates in be- 
sonders sensiblen und wichtigen Bereichen gegen- 
über seinen Bürgern sowie für die Stabilität und das 


Vertrauen in unseren Rechtsstaat. Daran, Herr Reuter, (C) 
läßt die Bundesregierung nicht rütteln. 

Das vergangene Jahr hat eindrucksvoll unter Be- 
weis gestellt, daß die Beamtenschaft und der deutsche 
öffentliche Dienst insgesamt leistungsstark sind und 
auch Vergleiche, beispielsweise im internationalen 
Rahmen, nicht zu scheuen haben. Hohe Sachkunde 
und Einsatzbereitschaft seiner Mitarbeiter zeichnen 
ihn nach wie vor aus. Die Bundesregierung ist deshalb 
zuversichüich, daß die schwierigen und vielfältigen 
Herausforderungen nicht zuletzt bei der Umgestal- 
tung der Verwaltungsstrukturen im östlichen Bundes- 
gebiet zügig und auch erfolgreich bewältigt werden 
können. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbe- 
züge für das alte Bundesgebiet vorgeschlagen, das 
Tarif ergebnis für den öffentlichen Dienst aus dem 
Frühjahr dieses Jahres mit demselben Erhöhungssatz 
zu übernehmen. Die vorgeschlagene Anhebung um 
6 % kann auch im Verhältnis zur gewerblichen Wirt- 
schaft als solide und befriedigend bezeichnet wer- 
den. 

Die Erhöhungen sollen jedoch zwei Monate später 
als der Tarifabschluß in Kraft treten. Mit der Verschie- 
bung des Inkrafttretens vom 1. Januar auf den 
1. März wird der Handlungsspielraum der öffentli- 
chen Haushalte erheblich erweitert. Dieser Einspa- 
rungsbeitrag berücksichtigt, daß Arbeitnehmer und 
Angestellte in ähnlicher Größenordnung von den Ver- 
änderungen der Beitragssätze zur Sozialversicherung 
betroffen sind. 

Mit der Gleichbehandlung aller Statusgruppen im 

öffentlichen Dienst hält die Bundesregierung auch an 
bewährten Grundsätzen fest. Das bisherige Verhältnis 
der aktiven Nettoeinkommen im Besoldungs- und Ta- 
rifbereich bleibt damit grundsätzlich unverändert. Be- 
amte und Arbeitnehmer werden bei den Nettozu- 
wächsen ebensowenig auseinanderdividiert wie ak- 
tive Beamte und Ruhestandsbeamte. Damit wird der 
öffentliche Dienst auch in seiner Gesamtheit, wie wir 
meinen, wieder gefestigt und gestärkt. 

Ausgewogenheit und Gerechtigkeit bei Belastun- 
gen und Verbesserungen sind oberstes Gebot unserer 
Dienstrechtspolitik. Deshalb hat die Bundesregierung 
die vom Bundesrat vorgeschlagene Streichung der 
Wiedereinführung des Anpassungszuschlages für 
Versorgungsempfänger abgelehnt. Die Beteiligung 
der Versorgungsempfänger an strukturellen Verän- 
derungen im Besoldungsbereich ist notwendig und 
dringlich. Mit dem Anpassungszuschlag ab 1. Januar 
1993 soll ein fairer finanzieller Ausgleich erfolgen. Als 
Vorwegmaßnahme ist ein Strukturausgleich von 

0. 4 % der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge bereits ab 

1. März 1991 vorgesehen. 

Neben den Regelungen der Linearanpassung sieht 
der Gesetzentwurf eine Übertragung der im Tarifbe- 
reich vereinbarten strukturellen Verbesserungen vor. 

Die Bundesregierung hat dabei auf eine möglichst 
gleichwertige Übernahme der tariflichen Regelun- 
gen Wert gelegt. Auf Grund der systembedingten Un- 
terschiede waren hierzu ergänzende fachliche Vorar- 
beiten und Abstimmungen notwendig. Die Ergeb- 
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(A) nisse konnten aber noch rechtzeitig in die Ausschuß- 
beratungen eingebracht werden. 

Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich, daß der 
federführende Innenausschuß entsprechende zusätz- 
liche, über die Regierungsvorlage hinausgehende 
Strukturverbesserungen beschlossen hat. Im Vorder- 
grund dabei stehen Maßnahmen zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes, be- 
sonders im Bereich der Nachwuchsgewinnung, und 
zur funktions- und leistungsgerechten Fortentwick- 
lung des unteren und mittleren Bereichs. 

Hier und jetzt ist es nicht möglich, auf die zahlrei- 
chen Verbesserungen im einzelnen einzugehen. 
Gleichwohl möchte ich einige wenige Punkte ganz 
kurz herausgreifen, um die Zielsetzung dieser Ver- 
besserungen deuüich zu machen. 

Hervorzuheben sind insbesondere die Einkom- 
mensverbesserungen im einfachen und im mittleren 
Dienst, zugleich auch als Kompensation für tariflich 
vereinbarte Strukturverbesserungen gedacht. Mit der 
gestaffelten Anhebung von Grundgehaltssätzen bis 
einschließlich Besoldungsgruppe A 8 und der Aus- 
bringung des Spitzenamtes A 6 für den einfachen 
Dienst wird das Bezahlungsniveau leistungsbezogen 
angehoben. Mit dieser Verbesserung können diese 
Einkommen noch stärker von der staatlichen Fürsorge 
für Nichtbeschäftigte abgesetzt werden, was drin- 
gend erforderlich ist. 

Notwendig und dringlich sind auch die empfohle- 
nen zusätzlichen Maßnahmen für die Erhaltung und 
die Gewinnung qualifizierten Personals, dies um so 
mehr, als der Wettbewerb um qualifizierten Nach- 
wuchs zunehmend schärfer wird. Deshalb ist es wich- 
tig, daß die Beförderungschancen dort, wo der Kon- 
kurrenzdruck am stärksten ist, etwa bei den Techni- 
kern im gehobenen und höheren Dienst und im geho- 
benen Dienst der Steuerverwaltung, deutlich verbes- 
sert werden. 

Beides zusammen, Regierungsvorlage und Aus- 
schxißempfehlungen, ergeben insgesamt ein Struktur- 
paket, das sich, wie ich meine, sehen lassen kann. 
Unser bisheriger Weg, die Probleme Schritt für Schritt 
anzugehen, wird damit zielstrebig und erfolgreich 
fortgeführt. Es handelt sich ohnehin um eine ständig 
aktuelle Aufgabe. Falsch wäre es, zu erwarten, daß 
deshalb alles angehalten werden kann, bis die Dinge 
abgeschlossen sind, Herr Reuter. Deshalb war es 
selbstverständlich auch aus unserer Sicht richtig, so, 
wie geschehen, zu verfahren. 

Von erhebhcher Bedeutung sind auch die empfoh- 
lenen statusrechtlichen Änderungen. Auf Initiative 
der Koalitionsfraktionen konnte die Gesetzesände- 
rung zur generellen Öffnung des Beamtenverhältnis- 
ses für Staatsangehörige anderer EG -Staaten in das 
Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz ein- 
bezogen werden. 

Der bis jetzt erreichte Grad der europäischen Inte- 
gration und der vorgegebene Weg zur Europäischen 
Union rechtfertigen es im übrigen, für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis die Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten der EG Deutschen im Sinne des 
Grundgesetzes gleichzustellen. Dies ist ein weiterer 


bedeutsamer Schritt für das Zusammenwachsen in ei- (C) 
nem Europa ohne Grenzen, wie wir es anstreben. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf setzen Bun- 
desregierung und Koalitionsfraktionen ihren erfolg- 
reichen Kurs fort, durch eine aktive und konstruktive 
Dienstrechtspolitik zum einen den öffentlichen 
Dienst an der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung 
angemessen zu beteiligen, zum anderen seine Lei- 
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit auch unter er- 
schwerten Arbeitsmarktverhältnissen zu sichern und 
schließlich, meine Damen und Herren, seine Struktu- 
ren im Wandel der Aufgaben und der Entwicklung in 
Europa entsprechend zukunftsorientiert fortzuent- 
wickeln. 

Ich danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel- 
dungen liegen nicht vor. Damit schließe ich die Aus- 
sprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf den 
Drucksachen 12/732 und 12/1455. 

Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf und bitte diejenigen, die 
den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wün- 
schen, um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — 
Stimmenthaltungen? — Die aufgerufenen Vorschrif- 
ten sind damit einstimmig bei wenigen Stimmenthal- 
tungen angenommen. Damit ist die zweite Beratung 
abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zuzustimmen wün- 
schen, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Damit ist der Gesetzentwurf 
bei wenigen Stimmenthaltungen angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
12/1473. Wer stimmt für diesen Entschließungsan- 
trag? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Damit ist dieser Entschließungsantrag mit knapper 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak- 
tionen der CDU/CSU, SPD und FDP einge- 
brachten Entwurfs eines Dreizehnten Gesetzes 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes und 
eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Eu- 
ropaabgeordnetengesetzes 

— Drucksache 12/1282 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung (1. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1398 — 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dieter Wiefelspütz 
Joachim Hörster 
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(A) b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 12/1446 — 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Jochen Borchert 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Helmut Esters 

(Erste Beratung 47. Sitzung) 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Gruppe Bünd- 
nis 90/DIE GRÜNEN vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. — Ich 
sehe dazu keinen Widerspruch. Dann ist es so be- 
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erstes hat der Kol- 
lege Jürgen Rüttgers das Wort. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben am 
10. Oktober dieses Jahres in erster Lesung über die 
Anpassung der Abgeordnetenentschädigung bera- 
ten. Ich glaube, daß das Echo auf diese Debatte, auf 
die Fakten und Argumente, die wir in dieser Debatte 
hier intensiv vorgetragen haben, wohl niemanden 
überrascht hat. Ich will darüber auch nicht lamentie- 
ren. Ich meine, Kritik am Parlament und auch Kritik an 
den Bezügen von Abgeordneten sind keine Majestäts- 
beleidigungen, sondern gutes demokratisches 
Recht. 

Aber ich glaube, man kann und man muß auch hier 

(B) in dieser Debatte heute sagen, daß manche Kritik über 
das Ziel deutiich hinausschießt. So hat bekannterma- 
ßen eine Boulevardzeitung mit dicken Lettern den 
Bundestagsabgeordneten ein Monatseinkommen aus 
ihrem Mandat von 27 000 DM bescheinigt. Des Rät- 
sels Lösung: 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Die ha- 
ben den Chefredakteur mit uns verwech- 
selt!) 

Das Blatt hat schlicht zu Diäten und Kostenpauschale 
die Mitarbeitervergütungen hinzuaddiert. 

Ich weiß nicht, ob zu den Bezügen des Chefredak- 
teurs auch das Gehalt seiner Sekretärin gehört, ob- 
wohl ich zugebe, daß der Anteil in diesem Fall wahr- 
scheinlich nur minimal ins Gewicht fällt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Aber es darf wohl vermutet werden, daß hier nicht nur 
Unwissenheit im Spiel war. Es ist klar, daß solche Mel- 
dungen auch nicht ohne Wirkung bleiben. 

Ein Bürger aus Solingen hat in einem Brief an mich 
folgerichtig gerechnet und auf Grund dieser Zeitungs- 
meldungen das Jahreseinkommen eines Abgeordne- 
ten mit netto 300 000 DM berechnet. Man kann nur 
sagen: schön wär's. Besagter Chefredakteur wird da- 
für wahrscheinlich gar nicht erst mit der Arbeit anfan- 
gen. 

Aber wir haben bei der Anpassung der Diäten 
nichts zu verbergen. Das Verfahren ist durchschau- 
bar, das Ergebnis ist nachvollziehbar. Wir brauchen, 
so meine ich, die öffentliche Auseinandersetzung über 


dieses Thema auch nicht zu scheuen und uns hier (C) 
nicht zu verstecken. Ich will keine Medienschelte be- 
treiben, weü die überwiegende Zahl der Berichte über 
diese Debatte und die Erhöhung der Abgeordneten- 
entschädigung durchaus sachbezogen ist. 

Seit der ersten Beratung habe ich eine Reihe von 
Meinungsäußerungen und Anfragen von Bürgern er- 
halten. So schreibt mir ein Landwirt aus Norddeutsch- 
land, daß er persönlich über die von ihm als Selbstbe- 
dienung bezeichnete Diätenerhöhung deshalb ent- 
täuscht sei, weil zuwenig für die Existenzsicherung 
landwirtschaftlicher Betriebe getan werde. Ein lang- 
jähriger Sozialarbeiter, der Ende dieses Jahres in den 
Ruhestand geht, beklagt vor dem Hintergrund der 
Diätenerhöhung die Erfolglosigkeit seiner Bemühun- 
gen, die Bezahlung seiner Berufsgruppe zu verbes- 
sern. 

Wir sind gut beraten, solche Stimmen ernst zu neh- 
men und der Diskussion nicht aus dem Wege zu ge- 
hen. Aber man muß auch sagen: Die Probleme in die- 
ser Gesellschaft lassen sich eben nicht auf die Frage 
„Ja oder Nein zur Diätenerhöhung?" reduzieren. 

Niemand wird und niemand kann leugnen, daß die 
Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland eine 
Leistungsgesellschaft ist. Vergütung, Belastung und 
Verantwortung stehen in einem engen Zusammen- 
hang. Dieses Prinzip setzt sich offenbar auch dort 
durch, wo es geleugnet wird. Ich denke z. B. an die 
beträchtlichen Kämpfe innerhalb der hier früher ver- 
tretenen Fraktion DIE GRÜNEN um die Einkommen 
ihrer Abgeordneten. Ich denke aber auch daran, daß 
in diesen Tagen der Einheitslohn bei der linksalterna- 
tiven „taz" gescheitert ist. 

Das Leistungsprinzip muß auch für Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages gelten. Ihre Arbeit ist mit 
einem hohen Maß an persönlichem und zeitlichen 
Einsatz verbunden. Um dies zu belegen, braucht man 
keine eindrucksvolle Auflistung von 70 Wochenar- 
beitsstunden und mehr zusammenzutragen. 

Der Vorwurf der Selbstbedienung ist beim Bundes- 
tag an der falschen Adresse. Die Richter des Bundes- 
verfassungsgerichts zwingen uns dazu, über die Höhe 
unserer Entschädigung selbst zu entscheiden. Ich bin 
sicher, daß das Bundesverfassungsgericht in Zusam- 
menhang mit anstehenden Verfahren die Gelegenheit 
nutzen wird, diesen Grundsatz seiner Rechtsprechung 
zu überprüfen. Ich meine, die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages wären sicherlich die letzten, 
die etwas gegen die Koppelung ihrer Bezüge z. B. an 
die Einkommen der Verfassungsrichter einzuwenden 
hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Die vorliegenden Gesetzentwürfe, werte Kollegin- 
nen und Kollegen, zeigen, daß wir — anders als man- 
che unserer Kritiker — maßhalten. Die vorgesehene 
Erhöhung liegt deutiich unter der durchschnittlichen 
Steigerung der tariflichen Einkommen. Sie liegt deut- 
lich unter der Anhebung der Beamten- und Versor- 
gungsbezüge. Sie liegt deutiich unter der Steigerung 
des Volkseinkommens und unter der Anhebung der 
Mindestregelsätze der Sozialhüfe. Diese Tatsachen 
haben in der öff entheben Diskussion bisher leider we- 
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(A) nig Berücksichtigung gefunden. Das ist auch eine kri- 
tische Anfrage an die Öffentlichkeitsarbeit unseres 
Hauses. 

Es ist gut und richtig, daß sich das Parlament der 
Diskussion mit den Bürgern und den gesellschaftli- 
chen Kräften über diese Entscheidung stellt. Dies ent- 
spricht unserem Verständnis von Kontrolle in einer 
parlamentarischen Demokratie. Dies güt um so mehr, 
als Glaubwürdigkeit der Politik und persönüche Inte- 
grität der politisch Handelnden auf der Tagesordnung 
stehen. Aber auch nach Prüfung der kritischen An- 
merkungen denke ich, daß der heute vorliegende 
Vorschlag einer Erhöhung der Abgeordnetenentschä- 
digung maßvoll ist, der Kritik standhält und die rich- 
tige Entscheidung beinhaltet. 

Deshalb werden wir, die CDU/CSU-Fraktion, die- 
sem Gesetz zustimmen und den Antrag des Bündnis- 
ses 90/GRÜNE ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster, hat 
nun unser Kollege Dieter Wiefelspütz das Wort. 

Dieter Wiefelspütz (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn der Deutsche Bun- 
destag über die Gehälter der Abgeordneten berät 
und beschließt, können wir der besonderen Aufmerk- 
samkeit der Öffentlichkeit sicher sein, auch der be- 
sonderen Kritik. Ich finde, das ist in Ordnung. Denn 
selbstverständlich muß über Geld und über Politik, 
über das Gehalt von Politikern öffentlich und, wo das 
gewünscht wird, kritisch geredet werden. 

Es kann allerdings nicht schaden, vielleicht ist es 
sogar hüfreich, wenn diese Diskussion sachlich ge- 
führt wird. Vor allem könnte es hilfreich sein, wenn 
wir uns von den Interessen der Bürgerinnen und Bür- 
ger unseres Landes leiten lassen. 

Die Bundesrepublik Deutschland gibt es seit 1949. 
Bei allen Sorgen und Nöten, die es in unserem Land 
gibt, bei allen Fehlem und Fehlentwicklungen: Die 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes haben Be- 
achtliches, ja, sie haben Erstaunliches geleistet, seit- 
dem es die Bundesrepublik Deutschland gibt. Sie ha- 
ben eine stabile, freiheitliche, demokratische, soziale, 
rechtsstaatliche Bundesrepublik Deutschland aufge- 
baut. An dieser Leistung haben auch die Poütiker 
wesentlichen Anteü: die Mitgheder in den Gemeinde- 
räten, Stadträten und Kreistagen, die Landtagsabge- 
ordneten und auch die Bundestagsabgeordneten. Mit 
Recht erwarten die Bürger von den Bundestagsabge- 
ordneten eine erstklassige Leistung. Uns ist deswegen 
nicht notwendigerweise eine erstklassige Bezahlung 
sicher. 

Aber ich denke, daß die Bürgerinnen und Bürger 
unseres Landes ein wohlverstandenes Interesse daran 
haben, daß ihre Vertreterinnen und Vertreter eine der 
Aufgabe und dem Amt angemessene, ihre Unabhän- 
gigkeit sichernde Entschädigung erhalten. Fast wort- 
gleich steht es so im Gmndgesetz. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt Vomrteile, 
die wegen ihrer Hartnäckigkeit imponieren. Die Bun- 
destagsabgeordneten entscheiden bekanntlich über 
ihr Gehalt selber. Wer kann das schon? Wer würde da 
nicht der Versuchung erliegen? Die Wahrheit lautet: 


Der Bundestag muß über die Bezahlung der Abgeord- (C) 
neten selber entscheiden. Dazu zwingen uns das 
Gmndgesetz und das Bundesverfassungsgericht. 

Herr Rüttgers hat darauf zu Recht hingewiesen. In 
einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahre 1975 heißt es wörtlich: 


Das demokratische und rechtsstaatliche Prinzip 
verlangt, daß der Wülensbildungsprozeß im Par- 
lament, der zur Festsetzung der Höhe der Ent- 
schädigung und zur näheren Ausgestaltung der 
mit dem Abgeordnetenstatus verbundenen finan- 
ziellen Regelungen führt, für den Bürger durch- 
schaubar ist und das Ergebnis vor den Augen der 
Öffentlichkeit beschlossen wird. 


Mit der ungehebten Aufgabe, das eigene Gehalt 
beschließen zu müssen, sind die Mitglieder des Bun- 
destages ausgesprochen verantwortungsbewußt um- 
gegangen. Als im Jahre 1976 über das Abgeordneten- 
gesetz parlamentarisch beraten wurde, hatte der Bun- 
destag die schwierige Frage zu beantworten, wie hoch 
die Entschädigung festzusetzen sei. Damals fehlte zu- 
nächst ein überzeugender Vergleichsmaßstab. Abge- 
ordnete sind keine Arbeitnehmer, keine Freibemfler, 
keine Unternehmer, keine Beamtinnen oder Beamte. 
Sie waren das alles vielleicht, bevor sie in den Bun- 
destag gewählt wurden. Sie sind es vielleicht wieder, 
wenn sie aus dem Bundestag ausscheiden. 


Bei den Beratungen im Jahre 1976 zog man als Ver- 
gleichsmaßstab einen hauptamtlich tätigen kommu- 
nalen Wahlbeamten heran, beispielsweise den Land- 
rat in Hessen in einem Landkreis, der etwa so groß ist 
wie ein Bundestagswahlkreis, oder den Oberbürger- 
meister in einer Stadt in Baden-Württemberg, die so 
viele Einwohner hat wie ein Bundestagswahlkreis im 
Regelfall. 


(D) 


Diesen Vergleich, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
halte ich immer noch für überzeugend. Das monatli- 
che Bruttoeinkommen lag bei diesen Ämtern je nach 
Einwohnerzahl von Landkreis oder Stadt im Jahre 
1976/77 bei 7 000 DM bis 8 000 DM brutto monatlich. 
Folgerichtig setzte der Bundestag im Jahre 1977 die 
Entschädigung für Bundestagsabgeordnete auf 7 500 
DM monatlich fest. Vierzehn Jahre später, im Jahre 
1991, beläuft sich die Entschädigung für Bundestags- 
abgeordnete auf 9 664 DM brutto im Monat. Das ist 
eine Steigerung um rund 28 % . Im gleichen Zeitraum 
sind die Löhne und Gehälter, die Renten und Versor- 
gungsbezüge um 50% bis 60% gestiegen. Bei den 
freiberuflich oder gar unternehmerisch Tätigen fiel 
die Steigerung erheblich höher aus. 

Woran hegt das? Es liegt daran, daß in den Jahren 
1977 bis 1983 die Entschädigung für Abgeordnete 
nicht angehoben wurde. NuUrunden gab es damals. In 
den Jahren danach ist die Entschädigung ausgespro- 
chen maßvoll angehoben worden. Die Tarifab- 
schlüsse in der Wirtschaft lagen häufig über den Stei- 
gerungssätzen für Abgeordnete. 

Natürhch, hebe Kolleginnen und KoUegen, sagen 
Prozentsätze nicht alles aus. Aber nicht nur die nied- 
rigen oder durchschnitthchen Einkünfte sind um 50 
bis 60% gestiegen; dies ist auch bei den Einkünften 
derjenigen der Fall, die schon im Jahre 1977 höhere 
oder gar erhebhch höhere Einkünfte als Abgeordnete 
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(A) hatten. Der Landrat in Hessen und der hauptamtliche 
Oberbürgermeister in Baden-Württemberg haben in- 
zwischen längst ein deuthch höheres Einkommen als 
die Bundestagsabgeordneten. Im Jahre 1977 war das 
noch gleich. Soeben ist für den Personenkreis, von 
dem ich gesprochen habe, praktisch eine Anhebung 
der Besoldung um 6% beschlossen worden. Nein, 
meine Damen und Herren, in eigenen Angelegenhei- 
ten sind die Mitglieder des Bundestages bislang zu- 
rückhaltend, beinahe zaghaft gewesen. 

Dabei sollte eines klar sein: Mitgheder des Bundes- 
tages sollten nicht besser, aber auch nicht schlechter 
als andere Bürgerinnen und Bürger behandelt wer- 
den. Bundestagsabgeordnete haben einen Anspruch 
darauf, an der allgemeinen Einkommensentwicklung 
teilzuhaben. Exakt davon zeugt die diesjährige Anhe- 
bung der Entschädigung um 4,8%. 

Die Kostenpauschale ist seit 1977 um rund 21% 
gestiegen; die Preissteigerungsrate war in diesem 
Zeitraum erhebhch höher, etwa doppelt so hoch. 

Wir reden, liebe Kolleginnen und Kollegen, erst- 
mals gesamtdeutsch über das Gehalt der Abgeordne- 
ten. Selbstverständhch gibt es Kritik an der vorge- 
schlagenen Anhebung der Entschädigung und der 
Pauschale für Mitgheder des Bundestages. Diese Kri- 
tik ist sehr verständhch, soweit sie aus den neuen Bun- 
desländern kommt. Die Einkommenssituation in den 
neuen Ländern ist noch erhebhch schlechter als die im 
alten Bundesgebiet. Für die gleiche Arbeit, für die 
gleiche Leistung gibt es vorläufig noch in vielen Fäl- 
len eine ungleiche Entlohnung. 

Unser großes innenpohtisches Thema ist die innere 

(B) Einheit unseres Landes, sind gleiche Lebensverhält- 
nisse in ganz Deutschland. Deswegen kümmern sich 
die Mitgheder dieses Hauses in besonderem Maße um 
die Verbesserung der Lebensverhältnisse in den 
neuen Ländern, auch um die Anhebung der Löhne, 
Gehälter und Renten. 

Die Mitgheder des Bundestages haben bei der ge- 
setzhchen Regelung ihrer Einkünfte bislang stets Au- 
genmaß bewiesen. Heute abend ist das nicht an- 
ders. 

Herzhchen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt; Als nächste hat 
Frau Kollegin Jutta Braband das Wort. 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Mir kommen fast die Trä- 
nen bei den Worten, die ich hier zu hören kriege. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Uns auch!) 

Der einzige Antrag, der mir bisher in diesem Haus 
begegnet ist, bei dem von der AntragsteUung bis zur 
Beschlußfassung noch nicht 30 Tage vergangen sind, 
ist ausgerechnet ein Antrag, der sich mit der Erhö- 
hung unserer eigenen Bezüge befaßt. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Das 
stimmt nicht! Das ist die Unwahrheit!) 

Ich bin befremdet über die Eüe, mit der das hier for- 
ciert wird, und in diesem Zusammenhang extra wü- 


tend darüber, daß so viele Anträge aus der gesamten (C) 
Opposition, die die Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen vor allem der ostdeutschen Bürgerinnen und 
Bürger zum Inhalt hatten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die habt ihr ver- 
saut!) 

monatelang hegen bleiben, um dann mit den sattsam 
bekannten Mehrheiten auch noch abgelehnt zu wer- 
den. Es zeigt sich hier, daß es bei der Aufbesserung 
des eigenen Budgets auch anders gehen kann. 

Die Abgeordneten der PDS/Linke Liste lehnen die 
Erhöhung der Bezüge für die Mitgheder des Bundes- 
tages und die Europaabgeordneten ab. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSUJ: Habt ihr die Be- 
züge von Honecker auch abgelehnt? Oder 
wie war das?) 

Wir halten es für unvereinbar mit der hier vor allem 
von CDU/CSU und FDP immer wieder eingeforder- 
ten 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gebt die PDS-Mil- 
harden raus!) 

— die hat die Treuhand doch längst — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Solidarität jedes und jeder einzelnen mit den Men- 
schen in den neuen Bundesländern, die durch erhöhte 
Steuerzahlungen aller geleistet werden soll. 

Mitgheder der Bundesregierung fordern angesichts 
der Schwierigkeiten, in die die Bundesrepubhk durch 
den Anschluß der DDR gekommen ist, sogar Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer zu einer maßvollen 
Tarifpolitik auf und versuchen ganz massiv, z. B. Sub- (^) 
ventionsabbau durchzusetzen. 

Für ebenso unvereinbar halten wir eine Erhöhung 
der Diäten und der Kostenpauschale mit dem Wissen 
darüber, daß der überwiegende Teil der Menschen im 
Anschlußgebiet nur einen Bruchteil dessen für ihre 
Arbeit erhalten, unabhängig davon, wie gut sie aus- 
gebildet sind und wie viele Dienstjahre sie haben, von 
den vielen arbeitslosen Frauen und Männern, die mo- 
nathch 600 DM erhalten, ganz zu schweigen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist 
berechtigt, wenn Sie sich schämen! Aber Ih- 
rer Vergangenheit sollten Sie sich schä- 
men!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin Bra- 
band, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle- 
gen — 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): Nein, ich möchte 
gern zu Ende sprechen. 

Ich schäme mich zutiefst, daß sich Abgeordnete die- 
ses Hauses am 10. Oktober erregte Debatten über die 
gestiegenen Kosten der politischen Arbeit geliefert 
haben im Bestreben, eine Akzeptanz für die Notwen- 
digkeit dieser Erhöhung zu diesem Zeitpunkt zu errei- 
chen. Natürhch können Sie einwenden, daß wir es 
sehr leicht haben, dieser Erhöhung nicht zuzustim- 
men, denn diese Mehrheiten, in die sogar die SPD 
einbezogen ist, was ich zutiefst enttäuschend finde. 
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(A) werden schon dafür sorgen, daß auch wir zu mehr 
Geld kommen. 

Ich habe Ihnen dazu zu sagen, daß die Abgeordne- 
ten meiner Gruppe seit Beginn ihrer Tätigkeit in die- 
sem Bundestag nicht nur vielfältige Projekte in den 
Wahlkreisen unterstützen, sondern monathch zahlt 
jede und jeder Abgeordnete noch extra in einen Soli- 
darfonds mindestens 1 500 DM, um damit pohtische 
Initiativen zu unterstützen, die sich z. B. einsetzen für 
die Belange von Ausländerinnen in diesem Land, die 
hier leben und arbeiten. Es geht aber auch um soziale 
Projekte wie die Durchführung von Kinderferienla- 
gern von Arbeitslosen, für die dieser Staat kein Geld 
hat oder nicht genug wie für die Kinder von Tscher- 
nobyl. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin, 
würden Sie dann bitte zum Schluß kommen. Sie sind 
schon weit über Ihre Redezeit. 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): Für den Fall, daß 
Sie hier wirklich so schamlos sein sollten und diese 
Erhöhung beschheßen, werden wir auf jeden Fall das, 
was zusätzhch dazukommt, in einen solchen SoÜdar- 
fonds einzahlen. 

Ich fordere damit jede Abgeordnete und jeden Ab- 
geordneten auf, die nicht damit übereinstimmen, daß 
das hier so beschlossen wird, das ebenso zu tun. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

(B) Vizepräsidentin Renate Schmidt: Jetzt hat das Wort 
unser Kollege Manfred Richter. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (FDP): Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Die Kollegin Bra- 
band versucht hier, den Eindruck zu erwecken, als 
wäre das Procedere mit diesem Gesetz etwas ganz 
Exzeptionelles. Das ist einfach nicht wahr, meine Da- 
men und Herren. Das Bundeserziehungsgeld, die 
Heimkehrer und Kriegsgefangenenentschädigung, 
das sind Gesetze, die wir hier innerhalb von drei Wo- 
chen behandelt haben, und wir haben sie ordenüich 
behandelt. Niemand soll hier einen Popanz aufbauen! 
Wollen wir uns doch zur Sache unterhalten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

„Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine ange- 
messene, ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädi- 
gung. “ So steht es in unserem Grundgesetz. Über die 
Erhöhung der Diäten ist in den vergangenen Wochen 
in der Öffenthchkeit heftig diskutiert worden, und 
Hauptstreitpunkt war dabei, ob die Erhöhung ange- 
messen ist. Je nach Blickwinkel kann man bei Höhe 
der Abgeordnetendiät zu unterschiedüchen Wertun- 
gen kommen. Ich denke dabei ganz besonders an die 
Kollegen aus den neuen Bundesländern. Aber bei der 
Diätenerhöhung gilt grundsätzhch das Gleiche wie 
bei jedem anderen Gesetz auch. Wir sollten uns davor 
hüten, subjektive Kriterien zum Maßstab unserer ge- 
setzgeberischen Tätigkeit zu machen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 


Es ist unbestreitbar, daß die Diskussion über die (C) 
Diätenerhöhung in der Öffentlichkeit geführt werden 
muß. In einem demokratischen Rechtsstaat muß der 
Willensbildungsprozeß im Parlament für den Bürger 
durchschaubar sein. Nicht hinnehmbar ist aber, daß 
von einigen Medien, aus welchen Gründen auch im- 
mer, ein Keil zwischen Parlament und Bevölkerung 
getrieben und der Eindruck erweckt wird, die Abge- 
ordneten bereicherten sich ungerechtfertigt und die 
Last trage die Bevölkerung, und zwar durch die 
Steuererhöhungen. Mit dieser unsachhchen Diskus- 
sion muß Schluß sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Abgeordneten zahlen wie jeder andere Bürger 
auch den Soüdaritätszuschlag zur Finanzierung der 
deutschen Einheit. 

Ich hätte mir etwas mehr Objektivität in der gesam- 
ten Diskussion schon gewünscht. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat objektive Kriterien für die Ausle- 
gung des Begriffs der „Angemessenheit“ auf gestellt, 
und daran haben sich die Diäten der Abgeordneten zu 
orientieren, an der Verantwortung, an der Belastung 
und an ihrem verfassungsmäßigen Rang. Eigentiich 
gut gemeinte Vorschläge, die Diätenerhöhung an die 
Besoldungserhöhung im öffentüchen Dienst zu kop- 
peln, sind leider unrealistisch, weil die Regelungen 
nach geltender Rechtsauffassung leider keine An- 
wendung auf Abgeordnete finden können, so sehr 
man sich das auch wünschen mag. 

Lassen Sie mich folgendes feststellen: Ich teile die 
Auffassung der Präsidentin des Deutschen Bundesta- 
ges, die auf der Grundlage einer Empfehlung unab- pj 
hängiger, fachkundiger und erfahrener Persönhch- 
keiten aus den verschiedensten gesellschaftiichen 
Gruppierungen die Erhöhung der Entschädigung um 
4,8% und die Erhöhung der Kostenpauschale um 
5,9 % als eine maßvolle Erhöhung bezeichnet hat. Die 
Erhöhung liegt nicht nur nominal unterhalb der 
durchschnittlichen tariflichen Einkommensverbesse- 
rungen, sie tritt darüber hinaus auch zu einem späte- 
ren Zeitpunkt in Kraft. 

Lassen Sie mich noch eine grundsätzÜche Anmer- 
kung zum Schluß machen: Die Unabhängigkeit und 
die Entscheidungsfreiheit des Abgeordneten werden 
unter anderem durch die Höhe seiner Bezüge sicher- 
gestellt. Die Höhe der Bezüge muß aber auch sicher- 
stellen, daß sich in gewissen Grenzen die soziale 
Struktur der Bevölkerung im Parlament widerspie- 
gelt und nicht einzelne gesellschaftliche Gruppen von 
vornherein ausgeschlossen werden, sich politisch zu 
engagieren. Wenn es sich für einen Ministerialrat in 
einem Bundesministerium, wenn es sich für einen 
Universitätsprofessor, wenn es sich für einen Prokuri- 
sten in der Industrie oder im Dienstleistungsbereich 
finanziell genausowenig lohnt wie für den Bezirkslei- 
ter einer größeren Sparkasse oder den FUialleiter der 
Dresdner Bank oder der Deutschen Bank in Bonn, Ber- 
ün, Dresden, Hamburg oder wo auch immer, so ist das 
nicht in Ordnung, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vielleicht kann man einmal, um die Größenord- 
nung deuthch zu machen, miteinander vergleichen. 
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(A) was denn im öffentlichen Dienst einerseits und hier 
andererseits verdient wird. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sehr 
gut!) 

In der Besoldungsgruppe A 16 mit Ministerialzulage 
— hier in Bonn ja nicht unüblich — kommt der Beamte 
auf Jahresbezüge von 115 465,18 DM. Der Abge- 
ordnete kommt auf ein Jahreseinkommen von 
115 968,00 DM. Das ist heute die Bezugsgröße, wenn 
wir unsere Einkommen mit dem öffentlichen Dienst 
vergleichen. Herr Kollege Wiefelspütz hat auf die Hi- 
storie der Festsetzung hingewiesen ? ich kann dem nur 
lebhaft zustimmen. 

Fazit: Die Erhöhung ist äußerst maßvoll. Wir können 
sie guten Gewissens mitmachen. Ich bitte Sie um Zu- 
stimmung zu dem vorliegenden Gesetzentwurf. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat die Kolle- 
gin Ingrid Köppe das Wort. 

Ingrid Köppe (Bündnis 90/GRÜNE): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Die Würfel über die 
Diätenerhöhung sind gefallen — in einer großen Ko- 
ahtion über alle scheinbaren Parteigrenzen hinweg. 
Ich kann dabei nicht erkennen, daß die Kritik, die von 
unserer Seite, aber auch von vielen besorgten Bürge- 
rinnen und Bürgern gekommen ist, überhaupt richtig 
verstanden oder ernst genommen wurde. 

(B) Was bedeutet diese Diätenerhöhung konkret in 
Zahlen? 1991 sollen 4,2 Millionen DM, 1992 gar 
8,4 Millionen DM zusätzhch an die Abgeordneten des 
Bundestages und des Europäischen Parlaments aus- 
geschüttet werden. Die Zuwendung an jeden Abge- 
ordneten steigt dabei um 786 DM auf insgesamt 
15 893 DM. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Dr.- 

Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Aus gestiegenen Diäten folgen auch höhere Versor- 
gungsaufwendungen und Übergangsgelder für aus- 
geschiedene Abgeordnete. Damit werden aus 8,4 Mil- 
honen DM schnell mehr als 10 MiUionen DM pro Jahr. 
Wenn wir die zu erwartenden Sprünge ab 1993 hinzu- 
nehmen, werden wir den Steuerzahlern weit über 
100 MiUionen DM bis zum Jahre 2000 aUein durch 
diese „kleine" Erhöhung zusätzhch aufbürden. Fer- 
ner soUte nicht unerwähnt bleiben, wieviele Abgeord- 
nete Nebeneinkünfte haben und wie umfangreich die 
Privilegien gegenüber normalen Arbeitnehmern und 
AngesteUten sind. 

Aber danun geht es nicht aUein, wenn wir die be- 
sondere Verantwortung der Politik einklagen. Es 
geht vor aUem um ein pohtisches Signal, daß es Abge- 
ordnete fertig bringen, real und symbohsch einen Bei- 
trag zu einer geseUschafthchen Umverteilung von 
Vermögen zu leisten, insbesondere wenn die Armuts- 
spirale so dramatisch zunimmt wie in den neuen Bun- 
desländern. 

Es ist schon merkwürdig, wenn für notwendige sozi- 
alpohtsche Maßnahmen, etwa ein garantiertes Min- 


desteinkommen oder die Anpassung der Ost-West- (C) 
Einkommen, immer das Standardargument der Nicht- 
finanzierbarkeit kommt. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Ich bin neu- 
gierig, was Sie mit Ihren Diäten machen!) 

Wenn es aber um Ihre eigenen Interessen geht, wo Sie 
vor aUem ein pohtisches Signal setzen könnten, wird 
kleinkariert mit gestiegenen Lebenshaltungskosten 
jonghert. Sie verheren dabei aus den Augen, daß Sie 
damit erneut Pohtikverdrossenheit im Land erzeu- 
gen. 

Wir kündigen an, daß die Abgeordneten von Bünd- 
nis 90/DIE GRÜNEN die Erhöhung an unterstätzens- 
werte Projekte in den neuen Bundesländern umleiten 
werden. Es ist aus unserer Sicht sehr anerkennens- 
wert, aber nicht hinreichend, wenn einige KoUegin- 
nen und KoUegen individueU unserem Vorschlag fol- 
gen. Es wäre die Aufgabe des Bundestages insgesamt, 
hier ein deuthches Signal zu setzen und diese Diäten- 
erhöhung abziüehnen. 

(BeifaU beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
der PDS/Linke Liste) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat nun 
der KoUege Horst Eylmann. 


Horst Eyimann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 1982 
verdiente ich nach 19jähriger beruflicher Tätigkeit als 
Rechtsanwalt und Notar 230 000 DM brutto. 1983 P) 
wurde ich — sozusagen als pohtischer Späteinstei- 
ger — in den Bundestag gewählt. 1989 betrugen 
meine jährhchen Diäten gut 109 000 DM. Da ich nach 
wie vor — wenn auch in stark verringertem Maße — 
in meinem Beruf tätig war, hatte ich daraus ein Brut- 
toeinkommen von 78 000 DM. Die Summe lag somit 
um gut 40 000 DM niedriger als 1982. Würde ich mit 
dem Bundesverfassungsgericht mein Mandat als Voll- 
zeitbeschäftigung betrachten, hätte sich mein Ein- 
kommen mehr als halbiert. 

Würden andere Bundestagskollegen, insbesondere 
die außerhalb des öffentlichen Dienstes, ihre Einkom- 
mensverhältnisse offenlegen, würde sich zeigen, daß 
ich kein Einzelfall bin. Aber es hat ja in unserer Ge- 
sellschaft seine Gründe, weshalb es als höchst unklug 
und gefährlich güt, die Höhe seines Einkommens be- 
kanntzugeben. 

Damit keine Mißverständnisse entstehen: Ich bin 
selbstverständlich bereit, bei einer Mandatsüber- 
nahme Einkommensverluste hinzunehmen. Die 
Frage ist allerdings, wo die Opfergrenze liegt, und 
zwar nicht für mich, sondern allgemein für Selbstän- 
dige und Freiberufler. 

Im Kommissionsbericht des letzten Jahres heißt es, 
die Diäten der Bundestagsabgeordneten lägen 30 bis 
40% unter dem — ich zitiere — „eigentlich verfas- 
sungsrechtlich angemessenen Betrag". Der vorlie- 
gende Gesetzentwurf greift nicht einmal den Vor- 
schlag der Kommission auf, diesen Rückstand in Raten 
aufzuholen. Ich stelle deshalb ohne Übertreibung fest; 

Die Bezüge der Bundestagsabgeordneten entspre- 
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(A) eben auch nach der Erhöhung nicht dem, was verfas- 
sungsrechtlich angemessen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Wir werden, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, das, was die Kommission unabhängiger Persön- 
hchkeiten — und nicht etwa das angeblich zur Selbst- 
bedienung neigende Parlament — im letzten Jahr für 
verfassungsrechtlich angemessen gehalten hat, auch 
nicht annähernd erreichen, wenn wir Abgeordnete 
uns weiterhin so in die Defensive drängen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir erzeugen durch unser ängstliches, ja leisetreteri- 
sches Auftreten jedes Jahr erneut selbst den Eindruck 
des schlechten Gewissens. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 

des Abq. Rudolf Müller [Schweinfurt] 
[SPD]) 

Typisch dafür war das plötzliche, ja fast heimhehe 
Auf setzen der ersten Lesung auf die Tagesordnung 
des Plenums am 10. Oktober 1991, Man mag das ja für 
taktisch geschickt halten. Aber es hat uns nicht davor 
bewahrt, von der Boulevardpresse und von anderen 
geprügelt zu werden. Geprügelt werden wir immer, 
wenn es um Diäten geht. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Richtig!) 

Meine Geduld ist jedenfalls erschöpft. Ich bitte Sie 
dringend darum, im nächsten Jahr eine grundsätzh- 
che und gründliche Debatte zu diesem Thema zu füh- 
ren. Wir müssen nämhch einmal darüber diskutieren, 
ob das Leitbild des bundesdeutschen Parlamentariers 
der Abgeordnete aus dem öffenthehen Dienst ist, 

(Ingrid Köppe [Bündnis 90/GRÜNE]: 

Genau!) 

oder ob das Parlament auch noch für den späteren 
Seiteneinstieg von Persönlichkeiten offen sein soll, die 
sich nicht als Berufspolitiker auf Lebenszeit betrach- 
ten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU, der FDP 
und der SPD) 

Man kann auf der einen Seite nicht wortreich bekla- 
gen, daß sich der öffentliche Dienst auch im Parlament 
immer mehr ausbreite, andererseits aber die Besol- 
dung eines Oberstudienrats zur Begründung dafür 
nehmen, daß die Diäten doch reichheh bemessen 
seien. Man kann nicht auf der einen Seite bejammern, 
im Parlament säßen immer mehr Abgeordnete, denen 
jegliche Berufserfahrung fehle, andererseits aber be- 
stimmten Berufsgruppen die Bemühung um ein Man- 
dat faktisch von vornherein verleiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Im Bericht der Kommission heißt es, die Bezüge der 
Abgeordneten seien ein Gradmesser dafür, welchen 
Rang ein politisches Gemeinwesen der Volksvertre- 
tung einzuräumen bereit sei. Ich bin deshalb nicht 
bereit, mir von Kolleginnen und Kollegen dieses Hau- 
ses einreden zu lassen, daß ich mich ob meiner Diäten 
zu schämen hätte. Ich halte dieses Äußern der Scham 
für eine reine Show. Denn wenn man sich schämt, ist 


man ja im allgemeinen stiU und redet nicht lautstark (C) 
darüber. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Im übrigen kann jedem, der sich schämt, leicht ge- 
holfen werden. Er mag nämlich das, von dem er meint, 
daß es ihm nicht zukommt, für wohltätige Zwecke 
spenden. Und wenn er glaubt, daß es seinem Renom- 
mee nützt und daß sein Renommee es auch nötig 
habe, dann kann er seine Wohltätigkeit auch an die 
große Glocke hängen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Spenden Sie doch Ihr überflüssiges Geld für die ar- 
beitslosen Mitarbeiter der Stasi! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es gibt allerdings in diesem Haus auch manche, die 
viel spenden, aber nicht viel darüber reden. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Debatte, für die ich hier werbe, meine Damen 
und Herren, wird sich nicht auf die Diätenfrage be- 
schränken lassen. Wir werden z. B. auch darüber re- 
den müssen, in welchem Umfange ein Abgeordneter 
über sein Mandat hinaus noch andere Beschäftigun- 
gen haben darf. Es wird überhaupt um das Selbstver- 
ständnis dieses Parlaments gehen, dessen Ansehen ja 
nicht dadurch verbessert wird, daß wir ab und zu an 
der Geschäftsordnung herumbasteln, sondern dessen 
Gewicht davon abhängt, welche Bedeutung und wel- 
che Verantwortung wir uns selbst beimessen. Ich 
habe neuhch schon in der Presse ein niederdeutsches 
Sprichwort zitiert: „Keen sick för'n Pannkoken holt, 
ward dor för opfreten", in das umständlichere Hoch- 
deutsch übersetzt: Wer meint, daß er ein Pfanneku- 
chen sei, muß sich nicht wundem, wenn er Gefahr 
läuft, als ein solcher verspeist zu werden, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 

der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bitte alle Fraktionen des Hauses, mich in meiner 
Fordemng nach einer Gmndsatzdebatte über diese 
Themen im nächsten Jahr zu unterstützen und die 
Debatte selbstbewußt und in einem Stil zu führen, der 
einen Vergleich des Parlaments mit einem Pfanneku- 
chen ausschließt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Es hegen einige 
Wortmeldungen nach § 31 Abs. 1 imserer Geschäfts- 
ordnung vor und einige schrifthehe Erklämngen zur 
Abstimmung ebenfalls nach § 31 Abs. 1 unserer Ge- 
schäftsordnung, und zwar von den Kollegen B eucher, 
Brecht, der Kollegin Ferner, der Kollegin Wetzel, der 
Kollegin Barbe, dem Kollegen Scheffler und dem Kol- 
legen Günter Graf. *) 

Zur mündhehen Erklämng nach § 31 Abs. 1 der Ge- 
schäftsordnung hat sich als erster der Kollege Wolf- 


•) Anlagen 2 bis 8 
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(A) gang Lüder gemeldet. Die Redezeit — das weiß je- 
der — beträgt maximal fünf Minuten. 


Wolfgang Lüder (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Ich kann in diesem Jahr der Erhö- 
hung unserer Diäten nicht zustimmen 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und dem 
Bündnis 90/GRÜNE) 

imd begründe dies abweichend von dem, was bisher 
von den Diätenerhöhungsgegnem gesagt worden ist, 
wie folgt. 

Erstens. Die Vorlage 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie hoch ist die 

Senatorpension, die Sie kriegen? Sagen Sie 
das mal!) 

— Das können Sie nachlesen, null, Herr Kollege, bis- 
her. Also, wissen Sie, wenn Sie sich auf diese Art ein- 
lassen, was wir an Nebeneinnahmen bekommen 

— ich bekomme bisher als früherer Senator null Pen- 
sion — , dann müssen wir mal die Frage aufwerfen, 
wieso wir als Abgeordnete eigenthch meinen, unsere 
Diäten seien unsere einzigen Einnahmen. Ich kenne 
Hunderte von Kollegen, die mehr Einnahmen aus Ne- 
bentätigkeit, aus Vermietung und anderem bekom- 
men, so wie es in der Bundesrepubhk insgesamt auch 
üblich ist. Wenn wir sagen, wir hätten zu 100% Ein- 
kommen aus den Diäten, von dem wir armen Leute im 
Gegensatz zu den reichen Bundesbürgern leben müs- 
sen, die ihre Mieten, ihre Zinsen und anderes neben- 
bei einnehmen, dann sind wir schon mal auf dem fal- 
sehen Dampfer. Aber das gehört in die Gnmdsatzde- 
batte, die Herr Eylmann mit Recht gefordert hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS/Linke Li- 
ste und des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Zweitens. Die Vorlage, auf die sich die Diätenerhö- 
hung in diesem Jahr stützt, ist deutschlandpolitisch 
verfehlt. Sie entspricht nicht meinen Ansprüchen an 
redliche Berechnung. Zur Begründung der Erhö- 
hung — 

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/ 
CSU]) 

— Herr BÖtsch, über das, was wir für Berlin machen 
müssen und für Deutschland machen werden, werden 
wir uns an anderer Stelle zu einem anderen Zeitpunkt 
unterhalten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Zur Sache erkläre ich folgendes. Es wird hier in die- 
ser — 

(Zurufe) 

— Ich verstehe gar nicht die Polemik, die Sie da her- 
einbringen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Lesen Sie doch die Vorlage! In der Vorlage steht, 
daß wir als Bezugsgröße nur westdeutsches Einkom- 
men nehmen. Deutsches Einkommen ist Einkommen 
aus West und Ost. Wenn wir sagen, wir betrachten das 
Einkommen aus Ost nicht, dann werden wir den Maß- 
stäben, die ich an redliche Berechnung deutscher Ein- 
kommenssituation lege, nicht gerecht. 


Drittens. Wenn wir schon auf westdeutsches Ein- (C) 
kommen Bezug nehmen, verstehe ich nicht, wieso wir 
zur Erhöhung der steuerfreien Auslagenpauschale 
ausgerechnet auch noch darauf Bezug nehmen, daß 
imsere Wahlkreisausgaben angeblich wegen der Ein- 
heit Deutschlands gestiegen sind. Lesen Sie das doch 
einmal nach. Zur Begründung der Erhöhung unserer 
Ausgaben wird angegeben, jeder von uns habe hö- 
here Wahlkreisausgaben wegen der Einheit Deutsch- 
lands. Dies vermag ich besonders vor dem Hinter- 
grund der Nr. 2 überhaupt nicht zu akzeptieren; 
nein. 

Ich bin dafür, daß wir anständig bezahlt werden; ich 
bin dafür, für unsere harte Arbeit angemessen ent- 
schädigt zu werden. Aber ich bin dagegen, daß wir 
durch falsche Bezugsgrößen die Bodenhaftung zur 
Einkommensrealität in Ost- und Westdeutschland 
verlieren. 

Da die Frage angesprochen worden ist, Herr Eyl- 
mann, was wir mit dem Geld machen, sage ich: Ich 
werde in diesem Jahr den Erhöhungsbetrag der Karl- 
Hamann-Stiftung zuwenden, die nach dem LDP- Vor- 
sitzenden benannt ist, der der Zwangsvereinigung 
von LDP und SED Widerstand geleistet hat, wofür er 
nüt lebenslangem Zuchthaus bestraft worden ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Bündnisses 90/GRÜNE) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
zu einer persönlichen Erklänmg zur Abstimmung der 
Kollege Klaus-Dieter Feige das Wort. 


Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren! Ich habe keine Nebeneinnahme. Mein Name ist 
Feige; aber ich bin keineswegs ängstheh und leisetre- 
terisch, und ich bin auch nicht scheinheilig. Ich lasse 
mich nicht durch Boulevardpresse beeinflussen, son- 
dern folge meinem Gewissen. 

Ich komme aus Mecklenburg-Vorpommern, dem 
Bundesland mit der, wie ich erfahren habe, zweit- 
höchsten Arbeitslosenquote. In meiner Kommune 
wird zum Jahresende ein Betrieb aufgelöst, in dem 
bisher 1 400 Menschen für die Forschung tätig waren. 
Sie können nichts dafür; das ist im Staats vertrag so 
festgelegt. Die Arbeitslosigkeit in meiner Kommune 
wird 50% erreichen. Die Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen sind z. T. bereits im Ansatz hoffnimgslos. 

Auch wenn ich der Opposition angehöre, werde ich 
in den neuen Bundesländern an dem gemessen, was 
der Bundestag, was die Bundesregierung leistet. In 
dieser Hinsicht muß die Bundesregierung, muß der 
Bundestag für den Aufschwung Ost imd die wirkliche 
Vollendung der Vereinigung erst die Hausaufgaben 
machen. Wenn wir unsere Hausaufgaben gemacht 
haben, können wir uns von mir aus sicher eine Erhö- 
hung spendieren. 

Ich stimme dagegen, weil wir unsere Aufgaben 
noch lange nicht erfüllt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten des Bündnis- 
ses 90/GRÜNE und der PDS/Linke Liste) 
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(A) Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
zu einer Erklärung zur Abstimmung der Kollege Kon- 
rad Weiß das Wort. 


Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich komme 
aus Brandenburg, einem Bundesland, wo die Verhält- 
nisse ganz ähnlich wie die sind, die mein Kollege 
Klaus- Dieter Feige soeben geschildert hat. In Ost- 
deutschland leben meine Kollegen — Künstler, Filme- 
macher — in einer schwierigen Situation. Maler 
müsse ihre Ateliers verlassen, weil sie die Mieten 
nicht mehr bezahlen können. Schriftsteller bekom- 
men ihre Bücher nicht mehr abgenommen und leben 
im Grunde genommen von einem Satz, der geringer 
als die Sozialhilfe ist. In Ostdeutschland gibt es zahl- 
lose Menschen, die sich als Rentner jetzt weniger als 
vor der Einheit leisten können, weil die Lebenshal- 
tungskosten viel, viel höher sind, als sie vor der Ein- 
heit waren. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Es ist 
schlimm, daß Sie das alles glauben!) 

— Ich glaube das, weü ich Tag für Tag, wenn ich in 
meinem Wahlkreis bin, Gespräche mit Menschen 
führe, die zu mir kommen. Ich kann Ihnen diese Leute 
gern schicken. Aber darum geht es gar nicht. 

Ich habe Verständnis dafür, daß Arbeit angemessen 
bezahlt werden soll. Ich mache überhaupt kein Ge- 
heimnis daraus, daß auch ich gern Geld verdiene und 
gern Geld ausgebe. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Das hätte 
man gar nicht geahnt!) 

Aber in einer Situation wie der unsrigen, wenige Mo- 
nate nach der Vereinigung, anderthalb Jahre nach der 
Währungsunion, wo die Menschen in Ostdeutschland 
wirklich Not leiden — es gibt Menschen in Ost- 
deutschland, die Not leiden — , finde ich es wirklich 
schamlos — hier stimme ich ausnahmsweise einmal 
der PDS zu — , wenn sich der Deutsche Bundestag die 
Diäten erhöht. 

Ich begreife mein Mandat nicht als ein Profitman- 
dat, sondern als einen Dienst an den Bürgerinnen und 
Bürgern. 

(Uta Würfel [FDP]: Wir auch!) 

Ich kann nicht akzeptieren, daß wir jetzt unsere Diä- 
ten um einen monatlichen Betrag erhöhen, der für 
viele in Ostdeutschland unerreichbar ist. 

(Dr. Albert Probst [CDU/CSU]: Ich bin neu- 
gierig, ob Sie das spenden werden!) 

Viele, viele Rentner bekommen diesen Betrag, um 
den wir die Diäten erhöhen wollen, nicht. Ich könnte 
Ihnen auch viele Arbeitslose nennen, und ich kann 
Ihnen auch Arbeiter und halbtagsbeschäftigte Frauen 
nennen, die dieses Einkommen auch nicht haben, um 
das wir unsere Diäten erhöhen wollen. 

Ich, meine Damen und Herren, stimme gegen diese 
Erhöhung; ich werde diesen Betrag — wie alle meine 
Kolleginnen und Kollegen der Gruppe Bündnis 90/ 
GRÜNE — in einen gemeinsamen Fonds eingeben. 


um es wohltätigen Zwecken zugute kommen zu las- (C) 
sen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Zur Erklänmg der 
Abstimmung hat als letzter der Kollege Gerd Poppe 
das Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es ist doch schon 
alles gesagt!) 

Gerd Poppe (Bündnis 90/GRÜNE): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Es ist noch nicht ganz 
alles gesagt. 

Ich habe heute auch interessante Erkenntnisse mit- 
genommen; ich habe heute von Ihnen erfahren, was 
Chefredakteure, Verfassungsrichter, Universitätspro- 
fessoren, Bürgermeister bekommen. Beim letztenmal 
war von Fußballstars und Schauspielern die Rede. Ich 
frage mich, wenn das alles so lohnend ist, warum sind 
Sie nicht das eine oder andere geworden, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das waren wir ja 
vorher! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Ich würde einen anderen Vergleich ziehen. Wenn 
ich einen Vergleich wage, so möchte ich mich mit den 
Menschen in den neuen Bundesländern, in Ost-Ber- 
hn, die mich gewählt haben, vergleichen. Das ist die 
Basis, auf die ich mich beziehe; das sind die Men- 
schen, mit denen ich mich vergleiche. 

Ich stelle fest, daß die versprochene Annäherung pj 
der Lebensbedingungen — worauf sich natürhch 
auch Entscheidungen dieses Bundestages bezie- 
hen — bis heute nicht annähernd erreicht worden ist. 

Ich appelliere an Sie, diese Entscheidung auszuset- 
zen, bis eine Annäherung der Lebensbedingungen 
der Bürger in den neuen Bundesländern gegenüber 
den Bürgern in den alten Bundesländern auch nur 
teilweise erreicht ist. 

Herr Eylmann, ich finde es geradezu zynisch, daß 
Sie hier den Vorschlag machen, die Spenden an ar- 
beitslose ehemalige Stasi-Mitarbeiter zu geben,* ich 
meine, das ist Zynismus gegenüber den tatsächlich 
Arbeitslosen in den neuen Bundesländern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die ehemaligen Stasi- Größen haben es zum Teü gar 
nicht so schlecht; denken Sie einmal an den Herrn 
Schalck, den Sie täglich sehen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE — Zurufe 
von der CDU/CSU: Das war doch die PDS, 
nicht Sie!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Zur Geschäftsord- 
nung hat der Kollege Werner Schulz das Wort erbe- 
ten. 

Werner Schulz (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unsere 
Gruppe, die Gruppe Bündnis 90/GRÜNE stellt den 
Geschäftsordnungsantrag auf namentliche Abstim- 
mung über den vorliegenden Gesetzentwurf. Das mö- 
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Werner Schulz (Berlin) 

(A) gen Sie bitte nicht als Brüskiemng dieses Parlaments 
betrachten. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

— Nein, Herrn Eylmann und allen anderen, die sich 
jetzt aufregen, sei gesagt: Wir wollen Sie nicht zum 
Pfannekuchen machen. Das ist nicht unsere Absicht, 
sondern es ist eigentiich das gute Recht einer Fraktion 
oder einer Gruppe, eine solche Forderung zu stellen. 
Wir wollen Sie damit nicht demütigen, wir wollen Sie 
damit nicht in die Enge treiben. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

— Nein! Die Demütigung, meine Damen und Herren, 
liegt darin, daß uns dieses übliche Mittel der Ge- 
schäftsordnung verweigert ist, daß wir ims hier hin- 
stellen müssen und eigentlich für einen interfraktio- 
nellen Antrag werben müssen, der es uns möglich 
macht, in einer solchen Frage, die in der Öffenthchkeit 
ganz anders diskutiert wird als in diesem Parlament, 
imsere Meimmg einbringen zu können; das wollen 
wir doch einmal festhalten. 

Glauben Sie ja nicht, daß Sie in dieser Frage die 
Mehrheit unseres Volkes repräsentieren. Nein! Aber 
ich glaube, es besteht ein gutes Recht auf Offenlegung 
derjenigen, die meinen, daß sie diese Erhöhung benö- 
tigen; imd es besteht auch ein gutes Recht zu wissen, 
welche darauf verzichten können. Wenn hier etwas 
vor den Augen der Öffentlichkeit entschieden werden 
soll — da stimme ich Ihnen zu, Herr Wiefelspütz — , 
dann sollte das auch öffentiich geschehen. 

Offenlegimg ist das Kriterium, das uns hier vor- 

(B) schwebt. Wir wissen, daß Sie jetzt kommen und sagen 

„Wer im Glashaus sitzt, der sollte nicht , . — Sie 

können dieses Zitat fortsetzen — , allerdings ist das 
Parlament in diesem Pimkt leider kein Glashaus. Wir 
wünschen es uns, daß das Wasserwerk transparent 
und durchsichtig ist. Wir werfen hier auch nicht mit 
Steinen, sondern es ist eine freundhche Papiertaube, 
die Sie auf nehmen und freundlich mit Ihrer Adresse 
zurückschicken sollten, damit wir wissen, wer in die- 
ser Frage wie stimmt. 

Ich glaube, das ist ganz entscheidend. Das Parla- 
ment wird dadurch nicht ramponiert, sondern dieses 
Parlament kann dadurch an Ansehen gewinnen. Ich 
glaube, das ist die Nagelprobe für dieses Parlament. 

(Widerspruch) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Schulz, 
würden Sie bitte zum Ende kommen. 


Werner Schulz (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Es 
geht Ihnen allen sehr flüssig über die Lippen, daß wir 
die Teüung durch Teüen überwinden müssen. Wenn 
das nicht zur Wasserpredigt bundesdeutscher Wein- 
trinker werden soll, dann können Sie das jetzt ent- 
scheiden. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist nicht zur Ge- 
schäftsordnung! Sie sprechen nicht zur Ge- 
schäftsordnung ! ) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Schulz, (C) 
Sie haben jetzt nicht mehr das Wort. 

Werner Schulz (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Ich 
möchte das gern noch abschließen. 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nein, wirklich 
nicht mehr. 

Kollege Schulz, wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, haben Sie jetzt hier den Antrag auf namentiiche 
Abstimmung gestellt und haben deutlich gemacht, 
daß Sie nicht die 34 Stimmen, die dafür notwendig 
sind, haben, und haben mich gebeten, festzustellen, 
ob 34 Abgeordnete, die Ihren Antrag unterstützen, 
hier im Parlament anwesend sind. Ist das so? 

(Werner Schulz [Berlin] [Bündnis 90/ 

GRÜNE): Das ist exakt! Ich bitte herzlichst 
um Zustimmung!) 

— Danke schön. 

Nun hat zur Geschäftsordnung der Kollege Rüttgers 
das Wort. — Nein, er wünscht es nicht mehr. Auch 
sonst keine Wortmeldungen mehr zur Geschäftsord- 
nung? — Dann darf ich über diesen Antrag abstimmen 
lassen. 

Wer für den Antrag auf namentliche Abstimmung 
über diesen Gesetzentwurf ist, den bitte ich um sein 
Handzeichen. — Ich kann ohne große Schwierigkei- 
ten feststellen, daß dies insgesamt 14 Stimmen sind. 
Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Weitere Wortmeldungen liegen mir zu diesem Ta- (D) 
gesordnungspunkt nicht vor. 

Wir kommen deshalb zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über den Gesetzentwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP auf Drucksachen 12/1282 
und 12/1398. 

Ich rufe den Art. 1 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
12/1485 Ziffer 1 ein Änderungsantrag der Gruppe 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Gegenprobe! ~ Enthaltungen? 

— Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt. 

Wer stimmt für den Art. 1 in der Ausschußfassung? 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Art. 1 ist 
damit angenommen. 

Ich rufe nun den Art. 2 auf. Hierzu liegt auf Druck- 
sache 12/1485 Ziffer 2 ein Änderungsantrag der 
Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für 
diesen Änderungsantrag? — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Der Änderungsantrag ist damit abge- 
lehnt. 

Wer stimmt für den Art. 2 in der Ausschußfassung? 

— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Der Art. 2 
ist bei einer erheblichen Anzahl von Gegenstimmen 
angenommen. 

Ich rufe den Art. 3, Einleitung und Überschrift in der 
Ausschußfassung auf. Ich bitte diejenigen, die den 
aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wünschen, 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent- 
haltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften sind da- 
mit angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 
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Vizepräsidentin Renate Schmidt 
(A) Wir treten nun in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die- 
jenigen, die dem Gesetzentwurf zuzustimmen wün- 
schen, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Ent- 
hcQtungen? — Der Gesetzentwurf ist angenommen. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung empfiehlt außerdem unter Ziffer 2 sei- 
ner Beschlußempfehlung die Annahme einer Ent- 
schließung. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh- 
lung? — Wer stimmt dagegen? — 

(Unruhe — Zuruf von der CDU/CSU: Worum 
geht es?) 

— Es scheint im Moment eine gewisse Unsicherheit 
vorzuliegen. Es geht darum, daß der Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung un- 
ter Ziffer 2 seiner Beschlußempfehlung die Annahme 
einer Entschließung empfiehlt. Ich fragte Sie gerade 
und bitte Sie deshedb um Ihr Handzeichen, wer für 
diese Beschlußempfehlung zu stimmen gedenkt. Ist 
das jetzt klar? — Wunderbar. 

(Heiterkeit) 

Nun frage ich, wer dagegen stimmt. — Nun frage ich 
auch, wer sich der Stimme enthält. — Damit ist diese 
Beschlußempfehlung, wie es der Ausschuß für Wahl- 
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung vorge- 
schlagen hat, angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Beschleunigung der Planungen 
für Verkehrswege in den neuen Ländern sowie 
im Land Berlin (Verkehrswegeplanungsbe- 
schleunigungsgesetz) 

— Drucksache 12/1092 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Ver- 
kehrsausschusses (16. Ausschuß) 

— Drucksache 12/1474 — 

Berichterstattung : 

Abgeordneter Horst Gibtner 
(Erste Beratung 39. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Verkehrsausschusses (16. Ausschuß) 
zu dem Antrag des Abgeordneten Dr. Klaus - 
Dieter Feige und der Gruppe Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN 

Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur in 
den neuen Bundesländern 

- Drucksachen 12/1118, 12/1474 - 
Berichterstattung : 

Abgeordneter Horst Gibtner 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Klaus 
Daubertshäuser, Robert Antretter, Hans Gott- 
fried Bemrath, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Effektive Planungsbeschleunigung im Ver- 
kehrswegebau für ganz Deutschland statt ein- 
seitigen Rechtsabbaus in den neuen Bundes- 
ländern 

— Drucksache 12/1328 — 

(Unruhe) 


— Soll ich einen Moment Pause machen, oder können (C) 
Sie den Saal ein bißchen ruhiger verlassen? — Ich 
habe nicht die Absicht, eine längere Pause einzule- 
gen, und bitte Sie, jetzt entweder ganz schnell und 
ruhig zu gehen oder sich zu setzen und den Beratun- 
gen zu folgen. Allmählich werde ich nämlich gran- 
tig. 

(Gudrun Weyel [SPD]: Aber Frau Präsiden- 
tin!) 

— Auch Präsidentinnen werden hin und wieder gran- 
tig. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen, 
wobei die Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜNEN acht Mi- 
nuten erhcQten soU. — Ich sehe zu diesem Vorschlag 
im Moment keinen Widerspruch, falls irgend jemand 
registriert haben sollte, was ich eben gesagt habe. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bun- 
desverkehrsminister Günther Krause. 


Dr. Günther Krause, Bundesminister für Verkehr: 
Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da- 
men und Herren! Über die Notwendigkeit, die Pla- 
nungsverfahren beim Verkehrswegebau zu straffen, 
brauche ich lücht mehr in aller Ausführlichkeit zu 
referieren. Hier besteht ein breiter Konsens nicht nur 
durch den einstimmigen Beschluß der Länderver- 
kehrsministerkonferenz aus dem Jahre 1990 oder 
auch die Koahtionsvereinbarung zwischen CDU/CSU 
und FDP. 

Uns allen ist bewußt, daß der Auf- und Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur in den neuen Bundesländern 

Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen- Anhalt, Thüringen und Berhn eine wichtige 
Voraussetzung für den wirtschaftlichen Aufschwung 
auch in diesen Ländern ist und damit unentbehrlich 
wird. Denn bei jeder Investitionsentscheidung stellt 
sich für jedes Wirtschaf tsuntemehmen sofort die 
Frage nach der Verkehrsanbindung. In einer DIHT- 
Umfrage bezeichnen von je 100 westdeutschen Unter- 
nehmern 24, also fast ein Viertel, die mangelhafte 
Infrastruktur in den neuen Bundesländern gegenwär- 
tig als ein entscheidendes Investitionshindemis. 
Auch können wir den jahrzehntelang nicht erfüllten 
Wunsch der Bürger im Osten Deutschlands nach Mo- 
bilität und damit nach einer funktionierenden Ver- 
kehrsinfrastruktur nicht einfach ignorieren oder auf 
die lange Bank schieben. Ohne eine zügig ausgebaute 
Verkehrsinfrastruktur blieben Bürger in Ostdeutsch- 
land Deutsche zweiter Klasse. Ich hoffe, daß wir über 
diesen Punkt nicht nur in der Diätendiskussion, wie 
sie eben geführt wurde, diskutieren. Die Stärkung des 
Aus- und Aufbaus in Ostdeutschland sollte unser ge- 
meinsames Anliegen sein. 

Wem es mit der Angleichung der Lebensverhält- 
nisse in Deutschland ernst ist, wird um einen be- 
schleunigten Ausbau der Verkehrswege nicht umhin- 
kommen. Planungszeiten von bis zu 20 Jahren, wie in 
den alten Bundesländern keine Seltenheit, sind für die 
neuen Bundesländer — auch da sind wir uns einig — 
nicht akzeptabel. 
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Bundesminister Dr. Günther Krause 

(A) Diesem Umstand trägt der von der Bundesregie- 
rung vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Beschleu- 
nigung der Planungen für Verkehrswege in den 
neuen Ländern sowie im Land Berlin voll Rechnung. 
Das Gesetz dient der Entbürokratisierung von Ver- 
waltungsverfahren, ändert aber nicht die materiellen 
Prüfungsmaßstäbe. An der Qualität der Planung wer- 
den daher keine Abstriche gemacht. Belange der 
Raumordnung und Umwelt werden weiterhin Maß- 
stäbe sein. Die Einbeziehung der Bürger in die Pla- 
nung ist gesichert. 

Der Gesetzentwurf konzentriert die liiüenbestim- 
mung für alle Verkehrsträger beim BMV. Die Länder 
haben die Möglichkeit, auf ein formelles Raumord- 
nungsverfahren zu verzichten. 

Meine Damen und Herren, ich bin den Ausschüssen 
des Deutschen Bundestages dankbar, daß sie durch 
neue Formulierungsvorschläge im Gesetzentwurf fol- 
gende Zusammenhänge noch deutlicher zum Aus- 
druck gebracht haben. Erstens. Es wird wie bisher in 
jeder Verfahrensstufe der Planung eine materielle 
Prüfung der Umweltverträglichkeit geben. Zweitens. 
Der Gesetzentwurf untersagt den Ländern nicht, 
förmhche Raumordnungsverfahren durchzuführen. 
Die Entscheidung darüber, wie die raumordnerischen 
Belange geprüft werden, bleibt ausschließlich den 
Ländern Vorbehalten. 

Ich gehe davon aus, daß diese Regelung den Inter- 
essen der Länder gerecht wird und auch diejenigen 
Länder dem Gesetzentwurf nun im Bundesrat zustim- 
men können, die ihm bisher ablehnend gegenüberge- 
standen haben. Ich bin davon überzeugt, daß die nun- 

(B) mehr vorliegende Fassung des Gesetzes zur Beschleu- 
nigung der Planung der Verkehrswege im Bundestag 
eine breite Zustimmung finden kann. 

Vielen Dank. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächste hat 
die Kollegin Margrit Wetzel das Wort. 


Dr. Margrit Wetzel (SPD). Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es scheint, als sollten die 
neuen Bundesländer eine Experimentierwiese der Po- 
litik werden, eine Experimentierwiese für die Beant- 
wortung der Frage, ob dieselben Fehler dieselbe Wir- 
kung erzielen. 

Sowohl die Anhörung der Sachverständigen als 
auch die weitere Beratung in den Ausschüssen haben 
bestätigt, daß die Konzeption des Planungsbeschleu- 
nigungsgesetzes grundlegend verfehlt ist. 

(Dirk Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Das 

Gegenteil! Das ist selektive Wahrneh- 
mung!) 

Es leistet weder etwas für den Ausbau noch für die 
Sanierung, vor allem aber nichts für den Erhalt des 
umfangreich vorhandenen Straßen- und Bahnnetzes 
in den neuen Bundesländern. 

(Beifall bei der SPD, dem Bündnis 90/ 
GRÜNE und der PDS/Linke Liste) 


Im Gegenteü, es zielt einzig und allein auf Planung für (C) 
Neubaumaßnahmen. 

(Dirk Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Es ist 

Ihnen nicht gelungen, Ihr Vorurteil zu be- 
herrschen!) 

Während im Osten Nebenstrecken und Gleisan- 
schlüsse der Reichsbahn stillgelegt werden, bekom- 
men im Westen private Planungsgesellschaften Auf- 
träge in Hülle und Fülle. Zu einem raschen Wirt- 
schaftsaufschwung in den neuen Bundesländern trägt 
das Gesetz nicht bei. Im Gegenteil, es behindert die 
eigenständige regionale Entwicklung auf Jahre hin- 
aus. Statt den Bestand der Verkehrswege zu sichern, 
erhält der Verkehrsminister ein Ermächtigungsgesetz 
und damit einen Blankoscheck auf die verkehrspoliti- 
sche Zukunft, und dieser Blankoscheck ist auch noch 
ungedeckt. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Hier wird nämhch ein Sonderrecht nicht zugunsten, 
sondern zu Lasten der Bürger und Bürgerinnen in den 
neuen Bundesländern geschaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Falsch!) 

Weder die technische Quahtät der Planungen noch 
die wirksame Um weltvor sorge noch die Rechtssicher- 
heit und der Rechtsschutz der Bürger werden gewähr- 
leistet. Das Gesetz läßt erheblich mehr Fragen offen, 
als es überhaupt löst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau das ist 
falsch!) 

Die Bundesregierung kann noch nicht einmal sagen, 
wie sie dieses Betongesetz handhaben will. Umwelt- 
verträglichkeitsprüfungen, die an Verfahren gebun- 
den sind, werden ausgehebelt, indem die Verfahren 
weitgehend abgeschafft werden. Verfahrensverkür- 
zungen erfolgen dort, wo Öffenthchkeit beteiligt ist, 
wo Planung transparent werden kann. Die Bundesre- 
gierung dokumentiert damit ihre Angst vor der Betei- 
hgung der sachkundigen und interessierten Öffent- 
lichkeit. Wer aber Öffentlichkeitsbeteiligung verwei- 
gert, kann für seine Planungen keine Akzeptanz er- 
warten. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Das Umwelt- und Rechtsbewußtsein der Bürgerinnen 
und Bürger in den neuen Ländern soll zubetoniert und 
übergewalzt werden. Ihr Gesetz leistet damit fehler- 
haften und rechtlich angreifbaren Billigplanungen 
Vorschub. 

(Ekkehard Gries [FDP]; Alles nicht wahr!) 

Das Ergebnis wird sein — hören Sie ruhig zu, was das 
Ergebnis sein wird — , 

(Zuruf von der FDP: Wir hören Ihrem 
Schwachsinn zu!) 

daß wir in wenigen Jahren eine riesige Fülle formal 
baureifer, aber drittklassiger Straßenplanungen ha- 
ben, Planungen, die aus dem hohlen Bauch des Mini- 
steriums ohne Vorlauf, ohne wirtschafthche Zielkon- 
zeption, ohne Diskussionen in den pohtischen und kom- 
munalen Gremien, ohne detaillierte Ortskenntnis, 
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(A) ohne Abstimmung mit Verbänden und regionaler 
Raumordnung durchgepeitscht werden. Dieses Ge- 
setz inszeniert damit eine beschleunigte Rückkehr in 
die Planungsquahtät der 50er Jahre. 

(Ekkehard Gries [FDP]: Die Fachleute sagen 
genau das Gegenteil!) 

Es enthält den Bürgerinnen und Bürgern in den neuen 
Bundesländern genau die rechtsstaatlichen, demo- 
kratischen Beteiligungsrechte vor, die ihnen der SED- 
Staat über 40 Jahre verweigert hat. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 

GRÜNE — Zuruf von der SPD: Sehr wahr! — 

Dirk Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Wohlstand ist mehr als staufreier Warentransport 
von West nach Ost. Mehr Straßen bedeuten nicht au- 
tomatisch mehr Wohlstand und Wirtschaftswachstum, 
mehr Lebensquahtät. Dieser Glaube ist mit dem zu- 
nehmenden Wissen und dem zunehmenden Bewußt- 
sein um die globale Bedrohungen unserer Erde zu- 
sammengebrochen, die zu einem ganz erhebhchen 
Teil aus der falschen Verkehrspohtik der Industrielän- 
der resultieren. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider 
wahr!) 

Hier wird nicht Verkehrspohtik gemacht, sondern 
hier geht es um Autoschlangenbeschwörung unter 
dem Tempodrang des Verkehrsministers, der vorge- 
stern vor dem Verband des Deutschen Einzelhandels 

(B) auch schon einen Nachholbedarf beim Straßenbau in 
den alten Bundesländern ausgemacht hat. 

(Dr. Walter Hitschier [FDP]: Wollen Sie dem 
widersprechen?) 

Der Besitz des westhchen Autos hat im Osten eine 
Stellvertreterfunktion für Wohlstand. Ich kann den 
Nachholbedarf der Menschen in den neuen Ländern 
sehr gut verstehen. Aber der Irrglaube an das Auto als 
Symbol für Fortschritt, Individuahtät und Unabhän- 
gigkeit wird von diesem Gesetz und von diesem Mini- 
ster politisch verantwortungslos benutzt. 

(Ekkehard Gries [FDP]: Das ist ja uner- 
hört!) 

— Das ist nicht unerhört. Wir sind uns darüber im kla- 
ren, daß die Entscheidungen, die in den nächsten zwei 
bis drei Jahren fallen, den modal spht des Jahres 2010 
bestimmen. Darum geht es Ihnen in Wirklichkeit. 

Der Regierung geht es auch darum, vor den näch- 
sten Bundestagswahlen sagen zu können: Wir haben 
hier fertige Planungen für neue Straßen. Wenn die 
neue Straße da ist, bekommt ihr auch die Wirtschafts- 
kraft in eurer Region. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

— „Sehr richtig!" haben Sie gesagt. — Danke. 

Das heißt, die Absicht dieses Gesetzes ist zugleich, 
die Menschen über die tatsächhchen Mängel im Auf- 
schwung Ost über die nächste Wahl hinweg zu täu- 
schen. 


(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Hören Sie (C) 

mal, für wie doof halten Sie die eigentlich? 

— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Ach du 
mein Gott!) 

Unser Beschleunigungsprogramm basiert darauf, 
die Effizienz auf den vorhandenen Verkehrswegen 
abzusichern und zügig zu erweitern. Die aktuelle Ent- 
wicklung zeigt uns doch, wie wichtig gerade die Sa- 
nierung und die Absicherung der Nebenstrecken der 
Reichsbahn sind. 

Wir haben außerdem eine Fülle von Maßnahmen 
und Instrumenten aufgezeigt, mit denen Planungen 
für notwendige neue Verkehrswege auf die Hälfte der 
Zeit verkürzt werden können, ohne daß Quaütätsab- 
striche gemacht werden müssen. Dafür sind ein ver- 
bindliches Raumordnungsverfahren, eine frühzeitige 
Umweltverträglichkeitsprüfung und echte, d. h. ver- 
bindhch einforderbare Öffenthchkeitsbeteihgungen 
unverzichtbar. 

Die Prozesse der Umstellung auf die neue Wirt- 
schaftsordnung sind schwerfälhg. Die Sachzwänge 
der Zukunft erfordern aber, daß auch der bundesdeut- 
sche Verkehrsminister die Notwendigkeit einer öko- 
logischen Wirtschafts- und Verkehrspolitik erkennt. 
Diese muß von Anfang an durch Raumordnungs- und 
Kommunalpohtik unterstützt werden. Gerade hier he- 
gen die Chancen für einen wirkhch tragfähigen Neu- 
beginn in den neuen Bundesländern. 

Diesen Neubeginn be- und verhindert die Bundes- 
regierung, indem sie die falschen Weichen auf dem 
falschen Gleis stellt. Während weltweit der Zug zur 
Förderung der Bahn und des ÖPNV auf Geschwin- 
digkeit kommt, führt die Bundesregierung die neuen 
Länder im Rückwärtsgang in die verkehrspohtische 
Einbahnstraße. 

Das Beschleunigungsgesetz ist so kurzfristig und so 
kurzsichtig angelegt, daß es das beschleunigte Nach- 
holen aller Fehler und Unzulänghchkeiten vergange- 
ner Straßenplanung ebenso wie die Verhinderung 
fortschritthcher Verkehrspohtik garantiert. 

Es ist so demokratiefeindhch, daß es Fronten zwi- 
schen dem Beschleunigungsregime und den Men- 
schen in den neuen Bundesländern aufbauen wird. Es 
ist so rückwärtsgewandt, daß es verkehrsträgerüb er- 
greifende Konzepte im Rahmen integrierter Verkehrs- 
entwicklungspläne, wie sie z. B. die Khma-Enquete- 
Kommission verlangt, schon vor jedem Ansatz im 
Keim erstickt. 

Ihr Verkürzungsgesetz ist vor aUem geeignet, das 
Vertrauen der Menschen in die Verkehrspohtik und in 
die Demokratie unter die Räder kommen zu lassen. 
(Beifall bei der SPD, dem Bündnis 90/ 

GRÜNE und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau KoUegin 
Wetzel, gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte. 

Dr. Walter Hitschier (FDP): Frau Kollegin, sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß das, was Sie aus- 
führen, so abstrus und abwegig ist, daß ich nicht bereit 
bin, mich darüber länger aufzuregen? 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wir 
dachten. Sie hätten das zumindest in Ansät- 
zen verstanden! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 
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Dr. Margrit Wetzel (SPD): Das bestätigt eine Pas- 
sage, die ich eigentlich in meiner Rede unterbringen 
wollte, die ich aber aus Zeitgründen streichen mußte 
und in der ich darauf hinweisen wollte, daß es im Aus- 
schuß tatsächlich überhaupt keine sachliche Beratung 
z. B. unserer Vorschläge gegeben hat, sondern daß die 
pohtischen Mehrheiten im voraus feststanden. Man 
hat offensichtlich die Auseinandersetzung mit unse- 
ren Argumenten gescheut, wahrscheinlich, weü sie zu 
stichhaltig und sachgerecht sind. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich muß das einfach annehmen. Diese Ihre Frage be- 
stätigt mir genau meine Eindrücke, die ich im Aus- 
schuß gehabt habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Gestatten Sie mir bitte hier an dieser Stelle eine 
Schlußbemerkung, die ein bißchen emotionaler ist als 
die sachhchen Ausführungen, die ich gemacht habe. 
Wenn es stimmt, Herr Minister, daß Sie — das habe 
ich der Presse entnommen — gesagt haben, die For- 
derung nach autofreien Innenstädten hielten Sie für 
eine verkehrte Verkehrspolitik, dann fordere ich Sie 
an dieser Stelle auf, daß Sie von dem Amt des Ver- 
kehrsministers schleunigst zurücktreten. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol- 
lege Dr. Klaus Röhl das Wort. 


Dr. Klaus Röhl (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Bevor ich zum eigentlichen Text 
meiner kurzen Rede komme, möchte ich erst einmal 
grundsätzlich feststellen: Ich komme aus den neuen 
Bundesländern — im Gegensatz zur Kollegin Wetzel, 
die aus den alten Bundesländern, aus Hamburg, 
kommt. Das ist ein grundsätzlicher Unterschied. 

(Harald B. Schäfer (Offenburg] [SPD]: Wir 
wollen ein Deutschland, kein geteiltes! Das 
ist aber ein starkes Stück, wenn Sie Ost und 
West gegeneinander ausspielen wollen! Das 
ist unerhört!) 

— Richtig. 

Demzufolge ist meine Sicht der Dinge vollkommen 
anders als die Sicht der Kollegin Wetzel. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Rück- 
wärtsgewandte Spalterphilosophie! Wir wol- 
len ein Deutschland!) 

Nach dem für uns alle so glücklichen und wunder- 
baren Erreichen der politischen und staatlichen Ein- 
heit Deutschlands — Sie können ruhig zuhören — , 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Doch, 
doch!) 

stellt sich mm die unabweisbare Aufgabe, die Einheit 
auch in allen Fakten imd Umständen des täglichen 
Lebens unserer Menschen zu erreichen. 


Die unübersehbaren großen Unterschiede im Le- (C) 
bensniveau unserer Menschen in den neuen Bundes- 
ländern im Vergleich zu dem in den alten Bundeslän- 
dern abzubauen ist eine zwingende Aufgabe und 
Herausforderung an uns. Ein zügiger, durchgreifen- 
der Wirtschaftsaufschwung in den neuen Bundeslän- 
dern ist der allein erfolgssichemde Weg zu diesem 
Ziel. 

Unabdingbare Voraussetzung für diesen Wirt- 
schaftsaufschwung sind leistungs- und funktionsfä- 
hige Verkehrswege aller Art, besonders der Bahn, in 
den neuen Bundesländern. Ohne leistungsfähige Ver- 
kehrswege keine Investitionen, kein Zuwachs an Ar- 
beitsplätzen und kein Sinken der Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Unruhe bei der SPD) 

— Das scheint die Kollegen von der SPD überhaupt 
nicht zu interessieren. 

Ohne leistungsfähige Wirtschaft keine Mittel für 
soziale und kulturelle Zwecke. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 

GRÜNE]: Das glauben Sie!) 

Diese Zusammenhänge dürfen bei der Beurteüung 
und Begründung des Verkehrswegeplanungsbe- 
schleunigungsgesetzes auch nicht für einen Moment 
übersehen werden. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Sehr rieh- 
tig!) 

Es ist aber nicht nur das Erfordernis, die Lebensver- 
hältnisse anzuheben und anzugleichen, sondern auch 
das Anhegen, unsere Menschen aus den verschiede- pj 
nen Regionen und Bundesländern, ohne Hindernisse 
zueinander kommen zu lassen, was ihnen 28 Jahre 

— teilweise noch länger — mit Gewalt verwehrt 
wurde, und unbekannte oder lange Jahre verschlos- 
sene Teüe unseres gemeinsamen Deutschlands ohne 
Hindernisse wiederzusehen oder neu kennenzuler- 
nen. Das ist die unmittelbare, den Menschen zuge- 
wandte Aufgabe der Verkehrswege. 

Das ist ganz besonders wichtig für unsere jüngeren 
Menschen, die Deutschland nur mit Mauer und 
Grenzanlagen kennengelemt haben. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 

GRÜNE]: Das ist doch nicht den Menschen, 
sondern den Autos zugewandt!) 

Die spezielle Aufgabe des Verkehrswegeplanungs- 
beschleunigungsgesetzes ist es, die Planungszeiten in 
den neuen Bundesländern gegenüber den in den al- 
ten Bundesländern übhehen — teü weise bis zu 
20 Jahre lang — drastisch zu verkürzen und trotzdem 
Öffenthehkeitsbeteiügung, Beachtung der Umwelter- 
fordemisse und die Möghehkeit der gerichthehen 
Überprüfung zu sichern, wie es im einzelnen in den 
§§ 2 bis 6 des Gesetzestextes bestimmt wird. 


Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Röhl, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Weiß? 


Dr. Klaus Röhl (FDP): Bitte. 
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(A) Konrad Weiß (Berün (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Kollege, ich habe eine Frage. Ist es in Ihrer Erinnerung 
so wie in meiner, daß der Begriff „unsere Menschen“, 
den Sie heute hier in gehäufter Weise verwandt ha- 
ben, einer ist, der aus dem „Neuen Deutschland“ 
stammt, und meinen Sie nicht auch, daß dieser Begriff 
im Munde eines demokratisch gewählten Abgeordne- 
ten eigentiich nichts zu suchen hat, da Sie kein Mo- 
narch und kein Despot sind, sondern ein Abgeordne- 
ter, der vom Volke gewählt ist? 

(Widerspruch bei der FDP) 


Dr. Klaus Röhl (FDP): Herr Kollege Weiß, die Men- 
schen, die drüben leben, sind für mich ebenfalls un- 
sere Menschen, selbst wenn es das „Neue Deutsch- 
land“ so beschrieben hat. Die Worte „unsere“ und 
„Menschen“ sind ganz normale Worte der deutschen 
Sprache. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Die unerläßhche Anbindung der neuen oder der auf 
den neuesten Stand gebrachten alten Verkehrswege 
an die gleichrangigen, gleichwertigen Verkehrswege 
und nächsten Knotenpunkte der alten Bundesländer 
ist mit § 1 vorgeschrieben. Wesentliche Planungsbe- 
fugnisse werden in das Ermessen der neuen Länder 
gelegt, die vor Ort am besten entscheiden können, wo 
Planungsschritte erforderüch oder verzichtbar sind, 
und die damit auch in die Lage versetzt werden, ent- 
sprechend ihrem eigenen Vermögen und ihren Mög- 
(B) hchkeiten zu handeln. 

Sollte aus Gründen, über die die Länder selber ent- 
scheiden, auf ein vorangestelltes Raumordnungsver- 
fahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung usw. ver- 
zichtet werden, so ist die Umweltverträglichkeitsprü- 
fung mit Öffentlichkeitsbeteüigung im nachfolgenden 
Planfeststellungsverfahren durchzuführen. 

(Zuruf von der SPD: Das bringt doch über- 
haupt nichts mehr! Das wissen Sie doch ganz 
genau!) 

Diese Verfahren sind in vier Monaten plus zwei Mo- 
nate Verlängerung, also zügig abzuarbeiten. Um die 
Bürger und Öffentlichkeitsbeteiligung ist uns nicht 
bange; da steht man allerorts in den Startlöchern; das 
wissen Sie ja selber. 

Die durch das Gesetz eingeführte erst- und gleich- 
zeitig letztinstanzhche Zuständigkeit des Bundesver- 
waltungsgerichtes ist nicht nur sinnvoll, sondern we- 
gen des noch unzureichenden Ausbauzustandes der 
Gerichte in den neuen Bundesländern auch nicht an- 
ders möghch. Da auch der Bundesratsentwurf diese 
Regelung enthält, sollte ihr nicht widersprochen wer- 
den. Die zeitliche Begrenzung des Gesetzes läßt ei- 
nerseits in diesen Belangen den Weg in die Zukunft 
offen, andererseits steht mit der Arbeitsaufnahme der 
zu bildenden Oberverwaltungsgerichte einem Über- 
gang zum übhchen Rechtsweg nichts entgegen. 

In der Beratung der beteihgten Ausschüsse und in 
der Anhörung von Verkehrsfachleuten und Juristen 
wurde festgestellt: Das Gesetz ist sinnvoll, notwendig 
und verfassungsrechthch einwandfrei. 


(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ (C) 

GRÜNE] : Da waren wir aber in unterschied- 
lichen Anhörungen!) 

Im Gegensatz zum Regierungsentwurf enthält der 
Antrag des Bündnisses 90/GRÜNE nur einen Katalog 
von Forderungen ohne einen praktikablen konstrukti- 
ven Vorschlag, wie man das von einer qualifizierten 
Opposition eigentiich erwarten sollte. 

Der Antrag der SPD-Fraktion weist einige erörte- 
rungswürdige Anregungen für die Beschleunigung 
im Planungs-, Verwaltungs- und Ausführungsbereich 
auf. 

(Klaus Daubertshäuser [SPD]: Vielen Dank, 

Herr Oberlehrer!) 

Ansonsten beschränkt man sich neben dem Aufzäh- 
len von bekannten Dingen auf das Ausbessem von 
vorhandenen Verkehrswegen; auf dringend notwen- 
dige Neuanlagen wird nicht eingegangen. 

(Dr. Margrit Wetzel [SPD]: Das stimmt nicht! 

Da haben Sie das nicht gut gelesen!) 

— Ich habe es mir angesehen, Wort für Wort. — Sehr 
deutlich wird aber eine Mittelerhöhung und der Aus- 
bau von Behörden gefordert. Hierzu erübrigt sich auf 
Grund der gegebenen Haushaltstage jede Kommen- 
tierung. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dieter- Julius Cro- 
nenberg) 

Gestatten Sie mir am Schluß als Vertreter der FDP- 
Fraktion, der aus den neuen Bundesländern kommt, 
noch drei wichtige Markierungen hervorzuheben: 

Das Angleichen der Lebensbedingungen brauchen (D) 
wir schnell, wie es die Mehrheit der Menschen bei uns 
auch will und wie es der Verfassungsauftrag vor- 
schreibt. Deshalb ist ein schneller wirtschaftlicher 
Aufschwung gefordert. Deshalb brauchen wir schnell 
neue und bessere Verkehrswege als unverzichtbare 
Hüfe für diese Aufgaben. 

Die FDP-Fraktion stimmt deshalb dem Gesetzent- 
wurf der Regierung zu und lehnt die beiden anderen 
unverwertbaren bzw. unzulänglichen Anträge ab. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- 
teile ich der Abgeordneten Frau Dr. Enkelmann das 
Wort. 


Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Beschleu- 
nigungsminister! — Im übrigen, Herr Kollege, auch 
ich komme aus einem der neuen Bundesländer und 
habe trotzdem eine andere Sichtweise als Sie. 

Stellen Sie sich einmal vor, daß sich alle 31 Millio- 
nen in der Bundesrepublik zugelassenen PKW zur 
gleichen Zeit auf der Straße befinden. Dann würden 
bei gegenwärtig 501 000 km Straße jedem einzelnen 
Auto nicht mehr und nicht weniger als 16 m Straße zur 
Verfügung stehen — so berechnet im „Stern“. Das ist 
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(A) eine Horrorvision angesichts des jetzt bereits total 
überlasteten Straßennetzes. 

Nach einer Shell- Studie — auch das war eine Mel- 
dung der letzten Wochen — sollen im Jahre 2010 in 
der Bundesrepubhk mindestens 41 MiUionen, wahr- 
scheinlich aber über 45 Millionen Pkw zugelassen 
sein. Wollte man nun den 41 Millionen Pkw weiterhin 
die bereits erwähnten 16 Meter gewährleisten, dann 
müßten etwa 155 000 km Straße mit einem Rächen- 
aufwand von mehr als 1 000 qkm neu gebaut werden. 
Soweit die nüchternen Zahlen. 

Völlig ausgeklammert bleiben dabei aber die 
gleichzeitig wachsende enorme Umweltbelastung, 
die Gefährdung menschlichen Lebens, die Zunahme 
von Streß und Aggressivität. All das sind Probleme, 
die schon heute für jeden immer offenkundiger und zu 
einem deutlichen Warnsignal werden. Für jeden? An- 
scheinend nicht so für Herrn Krause & Co. Dort, wo 
verantwortungsbewußtes Handeln dringend ange- 
zeigt ist, fährt Herr Verkehrsminister Krause einen 
Crash-Kurs. Mit Volldampf in die Sackgasse! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie früher die 
PDS!) 

Dabei offenbart der Minister auch, daß ihm demokra- 
tische Spielregeln offenbar fremd sind. Sollten dieje- 
nigen, die ihn einen Betonstalinisten nennen, doch 
recht haben? Wie anders ist es sonst zu verstehen, daß 
durch den Gesetzentwurf die rechtzeitige Beteiligung 
von Bürgerinnen und Bürgern, Gebietskörperschaften 
und Naturschutz verbänden spürbar beschnitten wer- 
den soll? 

(B) 

Der vorgesehene Rechtsweg mit ledighch einer In- 
stanz widerspricht zudem einem Grundprinzip der 
Rechtsstaatlichkeit. Unter dem Deckmantel der Hilfe 
für die neuen Bundesländer sollen quasi per Gesetz 
zentralistische Elemente en gros in die Regierungs- 
politik eingeführt werden. Herr Krause heß dieser 
Tage die Katze vollständig aus dem Sack: Die neuen 
Bundesländer spielen die Versuchskaninchen für die 
alten. Was sich dort künftig bewähren sollte, ist reif für 
die gesamte Bundesrepublik. 

Um nicht mißverstanden zu werden: Ich bin selbst 
oft genug im Land Brandenburg unterwegs und weiß, 
daß und in welchem Unfang etwas getan werden muß. 
Kurzfristig kann die Situation durch die Sanierung des 
vorhandenen Straßen-, Wege- und Schienennetzes 
spürbar entschärft werden. 

(Zuruf von der FDP: Ist doch nicht wahr!) 

Für die Zukunft dagegen ist ein völhg neues Ver- 
kehrskonzept erforderhch. Der Grundstein für ein sol- 
ches Konzept muß aber heute gelegt werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann haben wir 
20 Jahre Zeit mit dem Bau?) 

wenn die eingangs geschilderte Horrorvision von über 
41 Milhonen Pkw auf völhg verstopften Straßen ver- 
hindert werden soll. Die Proteste in Hamburg und in 
anderen Städten soUen den verantwortiichen Pohti- 
kem Anlaß sein, über Ursachen des Chaos auf unse- 
ren Straßen und notwendige Schlußfolgerungen stär- 
ker nachzudenken. 


Eckpunkte eines neuen Verkehrskonzepts müßten (C) 
meines Erachtens sein: 

Erstens Primat der Verkehrsvermeidung, also 
kurze Wege, Senkung der Zahl der Leerfahrten, Ver- 
ringerung der geseUschafthchen Mobihtätsanforde- 
rungen und anderes, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ruhestand!) 

zweitens Minimierung des Alltagsverkehrs, des Be- 
rufs-, Einkaufs- und Freizeitverkehrs, 

(Zuruf von der FDP: Zentrale Unterbrin- 
gung!) 

insbesondere durch eine Veränderung des Städte- 
baus und der Raumordnung. So ist es doch unvertret- 
bar, daß statt gut erreichbarer Einkaufsmöghchkeiten 
in unmittelbarer Wohnnähe Supermärkte in 15 bis 
20 km Entfernung vor den Städten entstehen, die tat- 
sächhch nur mit dem Auto zu erreichen sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum gab es das 
im Soziahsmus nicht?) 

Der dritte Eckpunkt ist der Ausbau und die Bevor- 
zugung des ÖPNV im Zusammenhang mit einer Preis- 
gestaltung, die den öffentlichen Personennahverkehr 
zu einer tatsächhchen Alternative zum Individualver- 
kehr werden läßt, also das System Parken & Reisen, 
Busspuren, Halbpreispaß, Umwelttickets und ande- 
res. 

Der vierte Eckpunkt ist die Bevorzugug des nicht 
motorisierten Verkehrs, also Fußgänger und Radfah- 
rer. 

Fünftens gehört dazu eine konsequente Verlage- 
rung des Güterfernverkehrs auf Schienen und Was- pj 
serwegen und sechstens die Einstellung des Binnen- 
flugverkehrs. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo sind die 
brauchbaren Schienen in der ehemaligen 
DDR? Ihre Partei war doch dort 40 Jahre füh- 
rend! Wo sind denn Ihre Schienenwege? 

Jetzt wird hier großartig geredet!) 

Die Abgeordneten der PDS werden den vorliegen- 
den Gesetzentwurf ablehnen. Wir wollen nicht dafür 
schuldig werden, daß die Bürgerinnen und Bürger der 
neuen Bundesländer in weniger als fünf Jahren die 
Fehler nachholen sollen, die in mehr als 20 Jahren in 
der Bundesrepublik gemacht wurden. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg; Nunmehr 
hat der Abgeordnete Schwalbe das Wort. 

(Zuruf von der SPD: Eine Schwalbe macht 
noch keinen Sommer!) 

Clemens Schwalbe (CDU/CSU): Ja, das stimmt. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am 
Dienstag dieser Woche ereignete sich in meinem 
Wahlkreis in einem Chemiewerk ein schweres Un- 
glück mit einem Toten und mehreren Verletzten. Als 
ich versuchte, den Ministerpräsidenten von Sachsen- 
Anhalt zu erreichen, bekam ich zur Antwort: Er steckt 
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Clemens Schwalbe 

(A) zwischen Halle und Magdeburg im Stau, und man 
weiß nicht, wann er vor Ort ist. 

Wenn ich freitags nach Hause fahre und die Auto- 
bahn A 5 zwischen Homberg (Ohm) und Alsfeld errei- 
che, dann ist es fast jedes Wochenende üblich, daß ich 
wegen eines Staus von der Autobahn abfahren und 
eine Umleitungsstrecke benutzen muß. 

(Rudolf Bindig [SPD]: Sie sollten Zug fahren! 

Fahren Sie mit dem Zug!) 

~ Ja, auch dazu kommen wir noch. 

Auf der Strecke ist eine Ortsdurchfahrt. An dieser 
hängt ein großes Schild: „10 000 Autos am Tag sind 
zuviel! Wir fordern eine Ortsumgehung! " Ich glaube 
dies, aber wenn ich das mit meiner Heimatstadt Wei- 
ßenfels, wo in der letzten Verkehrszählung 30 000 
Autos gezählt wurden und für die in den nächsten 
Jahren 50 000 bis 60 000 Autos prognostiziert werden, 
vergleiche, dann sind das einfache Beispiele dafür, 
daß wir die erforderhchen Baumaßnahmen etwas be- 
schleunigen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Verkehrsstau ist so dramatisch, daß das viel 
beschworene Verkehrschaos in den neuen Bundes- 
ländern längst immittelbar vor der Tür steht. Die Hor- 
rorzahlen vom Wochenende — zwölf Stunden Dauer- 
stau auf der A 9 zwischen Nürnberg und Berhn ~ ver- 
deutiichen dies allzugut. In einem Jahr nach der deut- 
schen Einheit, von Oktober 1990 bis Oktober 1991, 
sind im gesamten Bundesgebiet rund 4,5 MiUionen 
neue Pkw zugelassen worden, davon in den neuen 
(ßj Bundesländern allem über 1 MiUion. Der Spitzenmo- 
nat, November 1990 — also gleich nach der Einheit — , 
ergab für das Gebiet der ehemaligen DDR rund 
260 000 Neuzulassungen. 

Auch die Unfallstatistik in den neuen Bundeslän- 
dern beweist — sie weist die Zahl von 3140 Verkehrs- 
toten im letzten Jahr und die Zahl von 2375 Verkehrs- 
toten bis August dieses Jahres aus — , daß es notwen- 
dig ist, etwas am Straßenzustand zu tun. Der Straßen- 
zustand in den neuen Bundesländern entspricht dem 
Stand der 30er Jahre; vielerorts ist der Straßenzustand 
noch weitaus schlechter, und das bei der hohen Ver- 
kehrsdichte heutzutage! 

Nach all diesen Zahlen können wir nur zu einem 
Schluß kommen: Wir brauchen sehr schnell den Aus- 
bau und die Sanierung der Verkehrswege. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP ~ 

Zurufe von der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

— Frau Enkelmann, wir können natürüch auch zu 
dem Beschluß kommen, wie wir es ja früher in der 
DDR gemacht haben: Wir verkaufen keine Autos 
mehr; dann brauchen wir auch keine Straßen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste): 

Es gibt auch noch eine dritte Möglichkeit!) 

Meine Damen und Herren, wenn wir ohne ein Be- 
schleunigungsgesetz Weiterarbeiten woUen und eine 
Planungszeit von 15 bis 20 Jahren für den EinzelfaU 
voraussetzen wollen 

(Zuruf von der SPD: Darum geht es nicht!) 


— genau darum geht es! — , dann ist das Fortschreiten (C) 
des Verkehrschaos’ in den neuen Bundesländern fest- 
geschrieben. Durch das Beschleunigungsgesetz wol- 
len wir erreichen, daß die Planungszeiten auf dreiein- 
halb bis fünf Jahre heruntergehen. Dies ist für mich 
der einzig sinnvolle Weg, um zu verhindern, daß die 
neuen Bundesländer das Armenhaus Deutschlands 
werden. Wir wissen — der Verkehrsminister hat dar- 
auf hingewiesen — , wie wichtig der Ausbau des Ver- 
kehrsnetzes für die wirtschaftliche Erschheßung ist. 

Dazu gehört auch das Schienennetz. Es ist vorgese- 
hen, daß das Schienennetz in den neuen Bundeslän- 
dern — dort existiert ein sehr dichtes Schienennetz — 
saniert wird und daß die vorhandenen Strecken aus- 
gebaut werden. 

Wer behauptet, durch das Beschleunigungsgesetz 
könnten Bürgerrechte beschnitten werden, der darf 
nicht vergessen, daß das Bürgerrecht nicht nur aus 
Einspruchsmöghchkeiten besteht, sondern daß die 
Bürger in den neuen Bundesländern auch ein Recht 
darauf haben, die gleichen Lebensverhältnisse zu ha- 
ben wie die Bürger in den alten Bundesländern. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP - 
Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 

GRÜNE]: Gleiches Recht für aUe!) 

Liebe Frau KoUegin Wetzel, eines würde ich Ihnen 
gern mit auf den Weg geben — das soUten Sie sich 
merken Sie leben in einer heüen Welt bzw. Sie 
haben in einer heüen Welt gelebt; dann soUten Sie 
sich auch einmal in die Verhältnisse der Menschen in 
den neuen Bundesländern hineinversetzen, denn mir 
scheint manchmal, daß die Menschen in den neuen 
Bundesländern manchmal für etwas dumm gehalten (D) 
werden. 

(BeüaU bei der CDU/CSU und der FDP - 
Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Das kann 
sie nicht! So sensibel ist sie nicht!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da meine 
Redezeit abgelaufen ist, möchte ich namens der CDU/ 
CSU-Fraktion abschließend sagen: Wir werden dem 
Verkehrswegeplanbeschleunigungsgesetz zustim- 
men, und wir sind uns sicher, daß das Verkehrswe- 
geplanbeschleunigungsgesetz zum Erfolg führt. 

Danke schön, 

(BeüaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- 

teüe ich dem Abgeordneten Feige das Wort. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Zensuren haben wir schon bekommen: Feige: 6, Wet- 
zel: 4, Bundesverkehrsminister: 1. Das ist früher bei 
mir in der Schule genauso gewesen: Der Lehrer hatte 
immer recht; bei abweichenden Meinungen gab es 
schlechte Zensuren. 

Jawohl, Herr Krause, ich stimme mit Ihnen überein: 

Die Menschen in den neuen Ländern soUen keine 
Bürger zweiter Klasse sein. Aber solange wir noch 
darüber reden, gibt es ja tatsächhch noch Düferenzen. 

Das war ja wohl der Sinn Ihrer sehr kurzen Rede, die, 
glaube ich, darüber hinweghelfen soU. 
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Dr. Klaus-Dieter Feige 

(A) Aber wenn ich einmal darüber nachdenke , stelle ich 
fest: Es sind möglicherweise über 600 Abgeordnete, 
die später darüber beschließen müssen. Die haben 
vielleicht nicht alle an Verkehrsausschußsitzungen, 
an Anhörungen oder an der ersten Lesung teilgenom- 
men, obwohl sie gerade dafür besonders gut honoriert 
werden. Es wäre wichtig gewesen, noch einmal inten- 
siv zu begründen, warum heute ein Gesetz in Windes- 
eile durchgepeitscht werden soU, das die Bürger in 
den neuen Ländern erst zu Bürgern zweiter Klasse 
macht: Es schafft Sonderrechte. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD imd der PDS/Linke Liste) 

Für diese Hektik kommen möglicherweise zwei 
Gründe in Frage: vielleicht ein tatsächlicher Be- 
schleunigungsbedarf oder aber der Versuch, mittels 
einer Überrumpelungstaktik ein ganz anderes Ziel 
der Bundesregierung voranzutreiben. Dieses Ziel 
heißt Einschränkung der Mitspracherechte der Be- 
völkerung in ihren ureigenen Angelegenheiten. 
Wenn Sie jetzt auch dagegen protestieren — dieses 
Vorhaben läßt sich durchaus beweisen. Wenn die Ko- 
alition nämlich der Mehrzahl der Gutachter in der 
Anhörung gefolgt wäre, hätte sie der Regierung emp- 
fohlen, dieses Gesetz stillschweigend zurückzuzie- 
hen. 

(Ekkehard Gries [FDP]: Das ist einfach gelo- 
gen!) 

— Waren Sie in einer anderen Anhörung als ich? Und 
Lügen liegt mir beim besten Willen nicht. Aber eine 
Meinung möchte ich vertreten. 

(B) 

(Ekkehard Gries [FDP]: Eine Meinung kön- 
nen Sie haben! Dann müssen Sie aber den 
Inhalt richtig wiedergeben und nicht einfach 
umdrehen!) 

Ich habe an genau der gleichen Anhörung teilgenom- 
men wie Sie. 

Dr. Krause behauptet also, daß das Verkehrschaos 
in den neuen Ländern unverzüglich und sofort einer 
Sonderlösung bedürfe. Dazu müsse man neue Stra- 
ßen, aber auch Schienenwege bauen. Ich frage mich 
aber, wo gegenwärtig der Unterschied zwischen Ost 
und West in Sachen Verkehrschaos liegt. Sind nicht 
viele Autofahrer der vielen Staus nicht nur in den 
neuen Ländern überdrüssig? Wo sind denn die Re- 
kordstaus? ln Bayern, nicht unbedingt in den neuen 
Ländern. Mir tun schon eher die Anlieger in den be- 
troffenen Straßen leid. Für die Menschen im Osten 
sind die Stauprobleme vielleicht nur neu. Sie brau- 
chen morgens nur die Nachrichten zu hören, dann 
hören Sie die Katastrophenmeldimgen über die Staus, 
z. B. hier in Nordrhein- Westfalen. Auch mancher Ab- 
geordneter kommt morgens mit dem Auto vom Fahr- 
dienst oder seinem eigenen hierher und weiß, was 
hier los ist. Da gibt es überhaupt keinen Unter- 
schied. 

Es ist nur bedauerlich, daß Sie daraus immer wieder 
den Schluß ziehen, daß man ständig neue Straßen 
bauen muß. Irgendwann ist physikalisch das Ende 
erreicht. Dann ist die Republik zubetoniert. Dann kön- 
nen Sie es wie in Japan machen und eine zweite oder 
dritte Etage draufknallen. 


Ich bestreite nicht, daß die Qualität des Verkehrs- (C) 
netzes im Osten einer Sanierung bedarf. Die läuft 
auch. Bitte, das akzeptiere ich. Ich bestreite auch 
nicht, daß Vorhaben zur Verkehrsberuhigung not- 
wendig sind. Nur für den vom Bimdesminister vorge- 
schlagenen Weg, einen Aufschwung Ost danüt zu ver- 
binden, taugt dieses Gesetz überhaupt nicht. Einige 
Mirüster glauben selbst nicht an den Erfolg. 

(Dirk Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Die- 
sen Minister möchte ich sehen! Den gibt es 
überhaupt nicht!) 

Der Bimdesumweltnünister sagte vor zwei Wochen in 
Leipzig — Sie mögen es vielleicht nicht hören — : 

Ich bin von der Beschleunigungswirkung des Be- 
schleunigungsgesetzes nicht überzeugt. 

Herr Krause selbst schrieb in seiner Kabinettvor- 
lage: 

Durch das Verkehrswegeplanxmgsbeschleuni- 
gimgsgesetz kann die Planung auf die Hälfte der 
bisherigen Dauer reduziert werden. Auch da- 
durch würde sich an der bestehenden verkehrli- 
chen Situation in absehbarer Zeit nichts Wesent- 
liches ändern. Der notwendige Beitrag zum kurz- 
fristigen Wirtschaftsaufschwung in den neuen 
Bimdesländem ist damit nicht möglich. 

Auch Maßnahmegesetze werden daran nichts ändern, 
so diese überhaupt jemals rechtskräftig werden. 

Also hat sich Ihr Hauptargument schon erledigt. Die 
Eihschränkimg der Anwendimg der Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung und die praktische Ausschaltung der 
Öffentlichkeit sind ein weiteres Ziel Ihres Gesetzes, 
auch wenn sich der Bundesumweltnünister tierisch 
freut, daß noch nie so viel über das Thema Umwelt- 
verträglichkeit geredet wurde. Dieser Angriff auf die 
UVP ist für mich völlig imverständlich. Ich möchte es 
mir nicht nehmen lassen, den KoUegen Lippold, CDU, 
zu zitieren, der vor einem Jahr zum damaligen Abge- 
ordneten Stratmann hier ausführte: 

Bei Ihnen steht, daß die Leute in den Umweltmi- 
nisterien zunächst prüfen, ob eine Umweltver- 
träglichkeitsprüfung durchgeführt werden soll. 

Das soUen ein paar Minister prüfen, ob wir dies 
denn tun. Herr Stratmann, wir sind doch viel wei- 
ter. Wir haben das für alles obligatorisch ge- 
macht. Es wird nicht nur gemacht, wenn die 
Jungs meinen, das sei notwendig, sondern das 
wird generell gemacht, wenn eingegriffen wird. 

(Abg. Dr. Günther Krause [Börgerende] 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen- 
frage) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Feige, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage zu beant- 
worten? 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Krause, Sie hatten doch schon Gelegenheit, hier zu 
sprechen. Warum haben Sie diese Chance nicht wahr- 
genommen? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Der Abge- 
ordnete Krause hat das Recht. Ich rechne es Ihnen 
auch nicht an. — Bitte sehr, Herr Abgeordneter. 
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(A) Dr. Günther Krause (Börgerende) (CDU/CSU): Herr 
Dr. Feige, geben Sie mir recht, daß Sie durch das 
Weglassen der Möglichkeit der kurzfristigen Realisie- 
rung von Investitionsmaßnahmegesetzen, die in der 
entsprechenden Kabinettsvorlage mit erwähnt wor- 
den sind, die Vorlage verfälscht zitiert haben? 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das 
war ein langer Satz!) 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Ich 
stimme Ihnen zu, daß diese Erklärung für mich so- 
wieso unverständlich ist. 

(Heiterkeit beim Bündnis 90/GRÜNE, der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Das Problem bei der ganzen Geschichte ist, warum 
Sie, wenn Sie ein Gesetzespaket vorbereiten wollen, 
dieses trennen. Sie wissen von dem zweiten Gesetz 
überhaupt noch nicht, ob es einmal wirksam werden 
kann. Wenn Sie diesen Zusammenhang hier begrün- 
det hätten, hätte ich dieses durchaus verstanden. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Der Herr 
Abgeordnete Krause bittet um die Möghchkeit einer 
weiteren Frage. 

Dr. Klaus-Dieter Felge (Bündnis 90/GRÜNE): 
Bitte. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Dr. Feige, Sie können versichert sein: Ich 
habe die Uhr hier angehalten und mache das ganz 
korrekt. — Nun, Herr Abgeordneter Krause, können 
Sie Ihre Frage stellen. 

(B) 

Dr. Günther Krause (Börgerende) (CDU/CSU): Herr 
Kollege Dr. Feige, könnten Sie nur dahin gehend 
recht geben, daß es in einer verkehrspohtischen Kon- 
zeption wichtig ist, kurzfristige und mittelfristige 
Maßnahmen schrittweise zu planen, um die Folgen 
des Verkehrsinfarkts in Deutschland in Form einer 
vernünftigen Rehabihtation zu beseitigen? 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Ja, 
ich stimme Ihnen zu, Herr Krause, genau das, 

(Heiterkeit beim Bündnis 90/GRÜNE und 
bei der SPD) 

wenn wir die Chance hätten, daß die Bürgerinnen und 
Bürger, die das wirkÜch betrifft, frühzeitig an diesen 
Sachen mitarbeiten könnten. Die fordern ja teilweise 
Umgehungsstraßen. Wenn wir sie von vornherein mit 
integrieren, werden Sie überhaupt keinen Widerstand 
bekommen. Aber Ihr Entwurf verhindert genau die- 
ses; denn er setzt die Beteihgung der Verbände ganz 
hinten an, auf einen Zeitpunkt, zu dem es viel zu spät 
ist. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Genau nicht richtig!) 

Meine lieben Kollegen, früher in der DDR war es 
normal, daß zwischen Natur- imd Umweltschützern 
und den Räten der Kreise oder Bezirke praktisch 
feindliche Beziehungen herrschten. Gerade aus die- 
ser Situation wollten die Bürgerinnen und Bürger in 
der DDR erst einmal herauskommen. Jetzt werden die 
neuen Brücken zwischen Verwaltung und Bürgern 
wieder abgerissen. Ich glaube, bald wird keiner der 


Betroffenen mehr den reißenden Strom zum Bundes- (C) 
verkehrsminister überqueren können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr KoUege 
Feige, wollen Sie weiter mit der Postkutsche 
fahren?) 

— Ich würde froh sein, wieder mal mit einer Postkut- 
sche fahren zu können. 

Die vielzitierte Verträglichkeit des Gesetzes mit 
EG -Normen — das war auch in der Anhörung sehr 
deutlich zu hören — , wird sich noch als schwerer Feh- 
ler herausstellen; denn Herr di Meana hat bereits 
deuthch signalisiert, daß für neue Projekte, Autobahn- 
neubau — das ist wirklich keine Altlast mehr — , ein 
Abweichen von der UVP-Richtiinie nicht hingenom- 
men wird. Ein juristisches Gutachten ist erst in Arbeit. 
Schon allein das zeigt, daß das, was Sie immer zitiert 
haben, wahrscheinhch nicht einmal das Papier wert 
ist, auf das es im Frühjahr geschrieben wurde. 

Bündnis 90/DIE GRÜNEN werden dieses Gesetz 
ablehnen. In unserem Antrag haben wir längst einen 
besseren Weg vorgeschlagen. Wir fordern von der 
Bundesregierung, endlich in einem abgestuften Ver- 
fahren gemeinsam mit den Bundesländern, den Kom- 
munen sowie den Umwelt- und Naturschutzverbän- 
den das integrierte Verkehrskonzept für die neuen 
Länder zu erarbeiten und bis zum 31. März 1992 vor- 
zulegen. 

Priorität haben dabei die Verkehrsvermeidung und 
die Verkehrsverlagerung auf die Schiene sowie die 
Abstimmung der Verkehrsträger untereinander. Der 
Schutz der natürhchen Lebensbedingungen und 
-grundlagen muß im Vordergrund stehen. In den ost- 
deutschen Bundesländern besteht wirkÜch die 
Chance, die Fehler der alten Länder zu vermeiden 
und eine Verkehrsinfrastruktur aufzubauen, die wirt- 
schaftliche und ökologische Aspekte integriert. 

Demokratieabbau aber wäre wirklich das letzte, 
dem wir zustimmen würden. 

Der Bundesverkehrsminister und seine Poütik erin- 
nern mich an einen Hamster in einem Laufrad: Mal 
geht es rechts rum, mal zurück, mal ein bißchen 
schneller, wie es jetzt gerade vorgekommen ist, mal 
wieder etwas langsamer. Bei den Geschwindigkeits- 
begrenzungen sollte er sich vielleicht durchringen. 

Aber alles bleibt auf der Stelle stehen; es rührt sich 
absolut nichts. Herr Krause, ich glaube, es wird höch- 
ste Zeit, daß Sie aus diesem Laufrad herauskommen. 

Man kann sonst, glaube ich, leicht den Halt vertieren, 
sich gar das Genick brechen. 

Schönen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall beim Bündnis 90/ 

GRÜNE, der SPD und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- 
teile ich dem Abgeordneten Gibtner das Wort. 

Horst Gibtner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Damit niemand die Sorge hat, 
daß ich hier nur meine Meinung sage oder gar nur die 
des Bundesverkehrsministers, zitiere ich aus zwei 
Presseorganen der neuen Bundesländer. „Leipziger 
Volkszeitung" von vorgestern: 
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(A) Hier im Osten wächst ein neuer Druck der Straße; 
denn hier bedeuten neue Straßen und Gleise 
nicht nur Arbeitsmöghchkeiten und Wirtschafts- 
entwicklung, sondern ganz schlicht Menschenle- 
ben. 

Zweites Zitat vom gleichen Tag, „Dresdner Neueste 
Nachrichten"; 

Aus der Sicht der Betroffenen hilft es nun wenig, 
auf ferne alternative Verkehrskonzepte zu war- 
ten. Sie sind wichtig im Interesse unserer Umwelt, 
der aber jetzt durch das Fehlen durchlaßfähiger 
Autobahnen, Landstraßen und Ortsumgehungen 
auch ein erheblicher Schaden zugefügt wird. 

Meine Damen und Herren, meine Vorredner haben 
zu Recht darauf hingewiesen, daß der Zustand der 
Verkehrsinfrastruktur in den neuen Bundesländern 
eine Ausnahmesituation darstellt. Diese Situation 
rechtfertigt eine befristete gesetzliche Sonderrege- 
lung, um nämhch den Verfassungsauftrag zur Anglei- 
chung der Lebensverhältnisse zügig realisieren zu 
können. Diesem Ardiegen trägt der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung Rechnung. 

Die in der öffentlichen Sitzung des Verkehrsaus- 
schusses am 30. Oktober befragten Experten haben 
bestätigt: Er ist verfassungskonform. Die Mehrheit im 
Verkehrsausschuß und in den mitberatenden Aus- 
schüssen unterstützt das Anliegen der Bundesregie- 
rung, den im übrigen Bundesgebiet eingebürgerten 
vielstufigen Planxmgsablauf für die neuen Bundeslän- 
der auf das unbedingt notwendige Maß zu reduzieren. 
Dieses Maß wird durch das Grundgesetz und die EG- 
Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(B) bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 
vorgegeben. 

Die beteiligten Ausschüsse setzen sich dafür ein, 
auf eine verbindliche Vorgabe für die Planungsbehör- 
den der neuen Länder zu verzichten, formelle Raum- 
ordnungsverfahren durchführen zu müssen. Dies soll 
den neuen Ländern freigestellt werden, wie es auch 
den alten Bundesländern bis zum Ende des vergange- 
nen Jahres freigestellt war. Es dürfte Sie vielleicht 
interessieren, daß Nordrhein-Westfalen, welches al- 
lein so groß ist wie die ganze Ex- DDR zusammen, und 
auch Schleswig-Holstein bis zum 31. Dezember 1990 
auf formelle Raumordnungsverfahren verzichtet ha- 
ben. Schon das zeigt, daß nicht etwa beabsichtigt ist, 
in den neuen Bundesländern schlechtere Planungen 
mit geringerer Bürgerbeteiligung durchzuführen als 
in der übrigen Bundesrepubhk, es geht nur darum, die 
noch weniger leistungsfähige Verwaltung von ent- 
behrlichem Arbeitsaufwand zu entlasten, um in we- 
senthch kürzerer Zeit einen wesentlich höheren Ar- 
beitsumfang bewältigen zu können. 

Vizepräsident Dieter-Juiius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Gibtner, würden Sie eine Frage des Abge- 
ordneten Dr. Feige beantworten? 

Horst Gibtner (CDU/CSU): Ja, gern. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE) : Herr 
Kollege Gibtner, halten Sie dieses neue Planungs- 
recht, falls dieses Gesetz durchkommen wird, dann 
auch für besonders günstig für die Planungsverfahren 


in den alten Bundesländern, und halten Sie das gel- (C) 
tende Recht für überholt und nicht mehr geeignet? 

Horst Gibtner (CDU/CSU): Herr Dr. Feige, ich 
komme noch dazu; darüber wird der Bundestag zu 
befinden haben, wenn die Zeit gekommen ist. Ob es 
nun dieses Gesetz wird, ist nicht entscheidend, aber 
eine Reform des bestehenden Planungsrechtes halte 
ich für die ganze Bundesrepublik durchaus für ange- 
zeigt. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Sind Sie 
bereit, eine weitere Frage zu beantworten? 

Horst Gibtner (CDU/CSU); Ja, bitte. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE); Herr 
Gibtner, glauben Sie auch, daß die, wie ich glaube, 
mit Verkehrsplanung etwas erfahrenere Bevölkerung 
in den alten Bundesländern die Akzeptanz für Ihr Vor- 
haben aufbringen wird? 

Horst Gibtner (CDU/CSU): Ich bin davon über- 
zeugt, Herr Dr. Feige. Ich bin auch davon überzeugt, 
daß wir es schaffen werden, was Sie vorhin in Ihrer 
Frage gesagt haben: den Zeitraum, bis dieses Be- 
schleunigungsgesetz wirksam wird, in den neuen 
Bundesländern für die dringendsten Vorhaben mit 
den Verkehrsmaßnahmegesetzen zu überbrücken. 

Meine Damen und Herren, man muß sich wirklich 
generell die Frage stellen — das ist für heute kein 
Thema — , ob das Planungsrecht für die alten Bundes- 
länder so komfortabel, um nicht sagen zu müssen, so 
kompliziert und umständlich ausgestaltet bleiben 
muß, denn schließlich güt überall die alte Lebensweis- 
heit: Zeit ist Geld. Deshalb gilt auch der Grundsatz, 
für die Stellungnahmen von Behörden sowie für die 
Anfechtung von Verwaltungsentscheidungen Rege- 
lungen zu treffen und Fristen zu setzen, die den Ab- 
lauf in der notwendigen, aber auch zusätzlichen 
Weise beschleunigen. Dies ist nach Auffassung der 
Mehrheit in den beteiligten Ausschüssen mit dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf gelungen. 

Es ist mir völlig klar, meine Damen und Herren, daß 
alle prinzipiellen Gegner des Verkehrswegebaus, die 
den Bau, wenn sie ihn schon nicht endgültig verhin- 
dern können, so doch mit allen Tricks unerträglich zu 
verzögern suchen, jetzt einige ihrer Felle wegschwim- 
men sehen und lauthals protestieren. Aber die ent- 
scheidende Aussage bleibt: Der Gesetzentwurf ist 
verfassungskonform und verstößt nicht gegen EG- 
Recht. 

Und noch ein entscheidender Gesichtspunkt: Für 
die Bürger in den neuen Bundesländern ergibt sich 
keinerlei Einschränkung von Beteiligungsrechten, 
sondern ein gewaltiger Fortschritt gegenüber der 
Rechtslage in der Ex- DDR. Sie haben erstmahg, unbe- 
schadet des Beschleunigungsgesetzes, meine Damen 
und Herren, das Recht, sich als Betroffene zur Ver- 
kehrswegeplanung und zur Umweltverträglichkeits- 
prüfung justitiabel zu äußern. 

Sie wollen, daß die Eisenbahn bald ein attraktives 
Verkehrsmittel wird, das künftig nicht mehr auf Strek- 
ken aus dem vorigen Jahrhundert halb so schnell wie 
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(A) das Auto dahinkriechen muß. Sie wollen Mobihtät 
— auch unter Nutzung des eigenen Autos — , aber Sie 
wollen nicht in kilometerlangen Staus die Umwelt 
verpesten und ihre Zeit vergeuden. Sie wollen nicht in 
engen Ortsdurchfahrten der anwohnenden Bevölke- 
rung zur Last fallen oder an den zahlreichen Gefah- 
renstellen im Straßennetz verunglücken. 

Sie wollen eine zügige Wirtschaf tsentvricklung, für 
die eine funktionsfähige Verkehrsinfrastruktur eine 
der Grundvoraussetzungen darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie wollen nicht mehr länger Menschen zweiter 
Klasse bleiben. Ich bin davon überzeugt, daß das Ver- 
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz unter Be- 
rücksichtigung der von CDU/CSU und FDP einge- 
brachten Beschlußempfehlung des Verkehrsaus- 
schusses dem Willen der Mehrheit der neuen Bundes- 
bürger entspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun zu den ebenfalls zur Debatte stehenden Anträ- 
gen der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE auf Drucksache 
12/1118 und der SPD auf Drucksache 12/1328. Der 
Antrag des Kollegen Dr. Feige und der Gruppe Bünd- 
nis 90/GRÜNE trägt die Überschrift „Verbesserung 
der Verkehrsinfrastruktur in den neuen Bundeslän- 
dern“, aber er will eigenthch das Gegenteil errei- 
chen. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist 
aber unchristhch!) 

(B) Die Vermeidung überflüssigen Verkehrs ist ein in- 
teressantes Ziel. Aber dort, wo bereits jetzt die Ver- 
kehrsströme kriechen und überall die Leute in den 
Startlöchern sitzen, sich in den Stau einzureihen, ist 
man mit Verkehrsverweigerungsstrategien auf dem 
Holzweg. Ich fürchte, Herr Dr. Feige, Ihr Holzweg ist 
äußerst wurmstichig. Der Traum von der Verlagerung 
des Verkehrs auf die Schiene ist ein Wunsch träum. 
Verkehrsexperten aller Länder sind sich einig, daß es 
schon gewaltiger Anstrengungen bedarf, wenigstens 
einen erheblichen Anteü des Verkehrszuwachses auf 
die Schiene zu lenken und dann dort auch zu bewäl- 
tigen. 

Das Kraftfahrzeug hat sich längst als unentbehrh- 
ches Verkehrsmittel erwiesen. Deshalb hat es den 
Markt erobert. Oder möchten Sie, Herr Dr. Feige, in 
Wirklichkeit die vorsintflutlichen Zustände der Ex- 
DDR bewahren? Dies würde allerdings dem Grundge- 
setz widersprechen, welches uns die Angleichung der 
Lebensverhältnisse in Auftrag gibt. 

Nun einige Bemerkungen zum SPD- Antrag, der die 
verführerische Überschrift trägt: „Effektive Planungs- 
beschleunigung im Verkehrswegebau für ganz 
Deutschland statt einseitigen Rechtsabbaus in den 
neuen Bundesländern“. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu dem unberechtigten Vorwurf des Rechtsabbaus 
habe ich mich bereits geäußert. Allein dieser Teü der 
Überschrift beweist, daß es Ihnen nur um totale Ver- 
weigerung geht und daß Ihnen dazu auch demagogi- 
sche Formuherungen gerade recht sind. 


Daß Sie der Bundesregierung ausschheßhch die Sa- (C) 
nierung der vorhandenen Verkehrswege in den 
neuen Bundesländern empfehlen, kann mich nur 
wundern. Ich hatte bisher eine ganze Reihe von Ihnen 
als Verkehrsexperten geschätzt. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, Sie nehmen sich selber die Mög- 
hchkeit, den Redner zu verstehen. Ich wäre Ihnen 
wirklich dankbar, wenn der Geräuschpegel wieder 
auf Normalmaß zurückginge. 


Horst Gibtner (CDU/CSU): Ich hoffe, mich mit Hüfe 
der Technik durchsetzen zu können. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie wissen 
doch selbst, daß Reichsbahn und Straßenbauverwal- 
tungen die Sanierung als vorrangige Aufgabe längst 
selbst erkannt haben, mit Hochdruck betreiben und 
dafür Milliardenbeträge aus dem Verkehrshaushalt 
und dem Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost einset- 
zen. Außerdem wissen Sie, daß die bloße Sanierung 
bestenfalls den Ausbauzustand der dreißiger Jahre 
wiederherstellen kann, der die heutigen und die künf- 
tigen Verkehrsströme überhaupt nicht bewältigen 
kann. 

Was Sie in Punkt 2 Ihres Antrages an konkreten 
Vorschlägen zur Reform 

(Zuruf von der SPD: Das ist sehr gut!) 

des überkomplizierten und überlangen Planungs- p| 
rechts bzw. der Verwaltungsvorschriften Vorbringen, 
ist allerdings interessant und läßt mich auf eine kon- 
struktive Zusammenarbeit hoffen, 

(Zurufe von der SPD: Ohl) 

auf eine konstruktive Zusammenarbeit bei der Novel- 
herung des gesamtdeutschen Planungsrechts. Aber 
Sie wissen selbst, daß Ihr Antrag keine Alternative 
zum Beschleunigungsgesetz ist, sondern bestenfalls 
eine Ergänzung. 

(Dr. Margrit Wetzel [SPD]: Es ist besser, viel 
besser!) 

Mir tut es leid, daß Sie sich im Hinbhck auf das Be- 
schleunigungsgesetz in verzögernder BlockadepoUtik 
geübt haben. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD) 

Die SPD-regierten Länder im Bundesrat haben deut- 
hch mehr Verantwortungsbewußtsein gezeigt. 

(Zuruf von der FDP: Genau!) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß: 

Die von der SPD und vom Bündnis 90/GRÜNE vor ge- 
legten Anträge sind schlicht und einfach Ablenkungs- 
manöver. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Nein, 
nein! — Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Sie gehen in die richtige Rieh- 
tung!) 

Sie wurden deshalb von den beteüigten Ausschüssen 
bereits mehrheitiieh abgelehnt. Dies empfehle ich 
auch dem Plenum. 
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(A) Ich bitte den Deutschen Bundestag, sich der Be- 
schlußempfehlung des Verkehrsausschusses zum 
Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz an- 
zuschließen und dieses Gesetz zu verabschieden. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Und 
der Punkt 2 unseres Antrags?) 

Ich danke, daß Sie mir zugehört haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun ha- 
ben Sie die Möghchkeit, dem Abgeordneten Schütz 
zuzuhören. 


Dietmar Schütz (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Herr Gibtner, ich glaube. Sie verste- 
hen uns nicht oder wollen uns nicht verstehen. 

(Klaus Daubertshäuser [SPD]: Er kann 
nicht!) 

— Oder er kann uns nicht verstehen. Daran wird es, 
glaube ich, hegen. Sie bauen hier einen Popanz auf, 
als wären wir gegen Beschleunigungseffekte, obwohl 
wir sie ernsthaft einbauen wollen. 

Die Absicht des vorhegenden Gesetzes, bei der Pla- 
nung der Verkehrswege in den neuen Ländern Be- 
schleunigungseffekte zu erreichen, ist vernünftig und 
von uns immer nachhaltig gefordert worden. 

(BeifaU bei der SPD — Friedrich Bohl [CDU/ 

CSU]: Ihr seid doch die Bremser! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Keiner von uns ist gegen diese Absicht zu Felde gezo- 
gen. Wir sind darin einig, daß in den neuen Ländern 
die Bahn- und Wasserwege schleunigst ausgebaut 
und auch Umgehungsstraßen gebaut werden müssen. 
Das hat sogar Bündnis 90/GRÜNE gesagt. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Nein, das 

haben die nicht gesagt, das stimmt nicht! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Eine vernünftige Infrastruktur ist — das wissen 
wir — Voraussetzung für den wirtschaftlichen Aufbau 
in den neuen Ländern, sie ist unerläßhch. Die Herstel- 
lung gleicher Lebensverhältnisse auch hinsichthch 
der Mobihtät wollen wir ebenfalls. Aber wir woUen sie 
nicht mit diesem Gesetz, 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Ach so, weil es 
von uns ist, deshalb!) 

das einen Rechts- und vor allen Dingen einen Demo- 
kratieabbau nach sich zieht; das ist eigentlich der 
Punkt. Und wir brauchen, Herr Kollege Gibtner, keine 
Sonderregelung durch Gesetz. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Mit Beschleunigungseffekten setzt man am besten 
an den Stellen an, an denen bei den Planungen und 
Reaüsierungen von Bauvorhaben nach unserer Erfah- 
rung bisher die nachhaltigsten Verzögerungen auf ge- 
treten sind. 

(Beifall bei der SPD — Harald B. Schäfer [Of- 
fenburg] [SPD]: Sie sollten einmal zuhören, 

Herr Gibtner!) 


Die Anhörungen haben gezeigt, daß es hierfür keine (C) 
verläßhchen empirischen Daten gibt. Aber keiner von 
Ihnen kann ernstlich widersprechen, daß die Gründe 
für die langen Planungsphasen und Zeitverluste in 
den behördeninternen Vorplanungen und sehr häufig 
in den schwierigen Abstimmungen der Behörden un- 
tereinander und der Behörden mit den Gutachtern 
gelegen haben. Das muß geändert werden! 

Natürhch gibt es auch Verzögerungseffekte durch 
Öffentiichkeitsbeteihgung und während des Klage- 
verfahrens. Aber diese haben — im Gegensatz zu den 
internen Verzögerungen — in keiner Weise die glei- 
che zeitliche Dimension. 

Diese Einschätzung wird auch von der Bundesre- 
gierung selbst belegt. Sie hat eine unabhängige Kom- 
mission für Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
unter der Leitung von Staatssekretär Waffenschmidt 

— die Waffenschmidt-Kommission — eingesetzt, 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sehr 
gut! Gut zuhören, Herr Gries!) 

zwar nicht zu Beschleunigungseffekten beim Bau von 
Verkehrswegen, aber zu Beschleunigungseffekten 
bei anderen Verfahren. Diese Vorschläge müssen Sie 
einmal aufmerksam lesen, damit Sie wissen, wie Sie 
Beschleunigungseffekte einsetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Beschleunigungseffekte haben wir in unsere 
Vorschläge eingebaut, und sie sind wirksam. Sie lie- 
gen auf jeden Fall nicht darin, daß man Bürgerrechte 
leerlaufen läßt. Unser Antrag zu einer effektiven Pla- 
nungsbeschleunigung hat all das aufgenommen. Sie 
sollten das aufmerksam lesen, damit Sie wissen, wie (1^) 
man das erreicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte mich nun, meine Damen und Herren, 
mit der Grundsatzphilosophie des Referentenent- 
wurfs auseinandersetzen, nämlich mit der Philoso- 
phie, daß in der Begrenzung von öffentlicher Beteili- 
gung ein entscheidender Beschleunigungseffekt 
liege. Meine Meinung will ich vorab klar sagen: Eine 
Beschneidung des Beschleunigungs ... 

(Heiterkeit) 

— Es ist immer schwierig, wenn man als Mann von 
Beschneidung reden muß; ich sehe das ein. — Also, 
eine Beschneidung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
können wir nicht zulassen, und sie hat auch keinen 
Beschleunigungseffekt. 

Die Koahtionsparteien beantragen jetzt eine Ände- 
rung in der Weise, daß eine Umweltverträglichkeits- 
prüfung mit Öffentlichkeitsbeteiligung im nachfol- 
genden Planfeststellungsverfahren stattfindet. Dies 
wäre — auch nach dem Referentenentwurf — sowieso 
der Fall. Zudem wird es den Ländern freigestellt, ein 
Raumordnungsverfahren mit Öffentiichkeitsbeteih- 
gung durchzuführen. Dieses jetzt fakultative öff enth- 
ebe Raumordnungsverfahren dürfen also alle neuen 
Länder — und nur für diese gilt das Gesetz — anwen- 
den. Diese Länder haben aber anfangs erklärt, sie 
könnten ein öffenthehes Verfahren gar nicht durch- 
führen. Ich kann deshalb jede Wette eingehen, daß 
von der fakultativen Möghchkeit eines Raumord- 
nungsverfahrens durch die neuen Länder, etwa durch 
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(A) die Hereinnahme in die Landesplanungsgesetze, gar 
kein Gebrauch gemacht wird. 

An dieser Einschätzung ändert auch die jüngste 
Verlautbarung von Frau Schwaetzer nichts, die Lan- 
desplanungsgesetze der neuen Länder, soweit sie vor- 
lägen und in Kürze verabschiedet würden, ordneten 
Raumordnungsverfahren an. Mir sind bisher — trotz 
Nachfragens — keine bekanntgeworden. Ich frage 
Sie: Welche Länder sollen das denn sein? 

(Klaus Daubertshäuser [SPD]: Das weiß Frau 
Schwaetzer auch nicht!) 

— Das weiß Frau Schwaetzer nicht, und wir hier wis- 
sen es auch nicht. 

An dieser Einschätzung ändert auch der Entschlie- 
ßungsantrag nichts, den Sie, meine Damen und Her- 
ren, im Umweltausschuß eingebracht haben. Sie ha- 
ben dort geäußert, daß auf die Durchführung von 
Raumordnungsverfahren mit integrierter Umweltver- 
träglichkeitsprüfung und mit Beteiligung der Öffent- 
lichkeit in jedem Fall und von vornherein nicht ver- 
zichtet werden könne. Diese Formulierung ist das ver- 
balisierte schlechte Gewissen von Kollegen, die ver- 
nünftigerweise der Auffassung sind, eine Beteiligung 
der Öffentlichkeit müsse am Anfang des Verfahrens 
liegen. 

(Steffen Kampeter [CDU/CSU] : Das haben 
Sie im Ausschuß aber nicht gesagt!) 

Die Einschätzung, daß solche Öffenthchkeitsver- 
fahren durchgeführt werden, wird von Ihnen offen- 
' sichtlich nur so weit vertreten, daß Sie dies hier for- 
dern; in den Ländern wird dies aber nicht durchge- 
führt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir können nicht nur in Sonntagsreden propagieren, 
daß Demokratie vom Prinzip Öffentlichkeit lebt, son- 
dern müssen es in unseren Gesetzen auch absichern, 
wenn wir glaubwürdig bleiben wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung in den Verfah- 
rensrechten ist ein erst jüngst erworbenes Recht der 
Bürger und der Umweltverbände. Es kann nicht ange- 
hen, daß wir die Erfahrungen und Einsichten, die zur 
rechtlichen Absicherung dieses Bürgerrechts führten, 
bei der ersten umfangreichen Anwendung für das 
Gebiet der ehemaligen DDR wieder über Bord werfen. 
Das entscheidende Motiv für die demokratische Revo- 
lution in der DDR war doch, daß die Bürger die Aus- 
grenzung von der Mitgestaltung ihrer ureigenen An- 
gelegenheiten und die Geheimhaltung von staatli- 
chen Maßnahmen aufgebrochen und aktive Bürger- 
beteüigung für sich eingefordert haben. 

(Beifall bei dem Bündnis 90/GRÜNE — Zuruf 

von der CDU/CSU: Die werden doch gar 
nicht in Frage gestellt!) 

Den Bürgern, die damals in Organisationen wie De- 
mokratie Jetzt, Demokratischer Aufbruch, Neues Fo- 
rum und den später im Bündnis 90 aufgegangenen 


anderen Gruppen für mehr Glasnost — sprich: Trans- (C) 
parenz— kämpften, muß es wie Hohn Vorkommen 

(Dirk Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Bauen 
Sie doch keinen Popanz auf!) 

wenn wür jetzt fast ausschheßlich für das Gebiet der 
ehemahgen DDR Teüe der von uns erkämpften Mit- 
wirkungs- und Bürgerb et eÜigungsr echte nicht mehr 
zwängend an wenden wollen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Tun Sie doch nicht 
so, als ob das verweigert würde!) 

Rechte, die wdr uns im Gebiet der alten Bundesrepu- 
blik natürlich und selbstverständüch nehmen. 

(Dirk Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Die es 
bei uns noch nie gegeben hat!) 

— Umgekehrt, Herr Fischer, wdrd eher ein Schuh dar- 
aus. Weil die Bürgerbe teüigungsr echte so lange un- 
terdrückt waren, 

(Dirk Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: In 
Nordrhein-Westfalen oder wo?) 

müssen die Bürger und die Umweltverbände in der 
ehemaligen DDR an die Mitwdrkung bei Planungen 
herangeführt werden. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Für sie güt doch erst recht unsere Argumentation, daß 
Planungen und deren Umsetzung höhere Akzeptanz 
erhalten, wenn sie von Anfang an zusammen mit den 
Bürgern gemacht werden. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Warum soll, meine Damen und Herren von der 
CDU, nach der Vereinigung plötzhch falsch sein, was 
noch im September 1989 auf dem GDU-Parteitag in 
Bremen als richtig erachtet und beschlossen wurde, 
nämlich — so die CDU wörtlich in ihrem Programm — : 

Die CDU setzt sich für die verstärkte Einbindung 
des Sachverstandes der Umweltverbände ein. 

Die Einbeziehung muß so früh wde möghch erfol- 
gen, so daß eine Offenheit der Entscheidungen 
noch gegeben ist und damit die Genehmigungs- 
verfahren nicht verlängert werden. 

Warum lassen Sie diese richtige Erkenntnis vom Ver- 
kehrsminister, der diesen Entwurf vorgelegt hat, wie- 
der wegschweißen? 

Die FDP hat durch ihren Vorsitzenden Graf Lambs- 
dorff noch am 16, September 1991 an den BUND ge- 
schrieben, daß sich die FDP- Fraktion vor allem für ein 
obhgatorisches Raumordnungsverfahren parallel zum 
Linienbestimmungsverfahren einsetze. Damit würden 
auch die Umweltverträglichkeit und die Beteüigung 
der Verbände an diesem Verfahrensabschnitt erhal- 
ten. Insofern schüeße sich die FDP dem Votum des 
Bundesrates an. 

Der Bundesrat hat die Streichung des § 2 Abs. 2 
beantragt und dadurch die zwingende Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung und eines 
Raumordnungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbeteili- 
gung als wirksam festschreiben wollen. Dem sollten 
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(A) wir jetzt folgen. Die Reden von CDU/CSU und FDP 
nützen uns wenig, wenn Sie auf Parteitagen und in 
Briefen an BUND das eine sagen und in Ihren Geset- 
zen das andere formulieren. Sie sollten jetzt Ihr Gesetz 
mit der zwingenden Öffenüichkeitsbeteüigung verab- 
schieden. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Das ist ein 
Widerspruch, den es nicht gibt!) 

— Das ist ein Widerspruch, den es gibt. Sie haben 
keinen Zwang zum Raumordnungs verfahren vorge- 
sehen, und die Länder werden es nicht machen. 

(Horst Gibtner [CDU/CSU]: Das heißt nichts 

anderes, als daß die Umweltverträglichkeits- 
prüfung ) 

— Nehmen Sie, Herr Gibtner, die Wette an, ob Sie es 
tun oder nicht tun. Ich biete Ihnen diese Wette hier 
an. 

Wir dürfen hier nicht nach der Parole verfahren: 
Was kümmert mich mein Geschwätz von gestern! 

Die sogleich einsetzende Abstimmung läßt sich 
nicht mehr aufhalten. Das Kind fällt in den Brunnen. 
Die frühzeitige Öffenüichkeitsbeteüigung wird nicht 
durchgesetzt. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Ach 
was!) 

Die Phüosophie, auf Grund vermeintlicher Verzöge- 
rung auf frühzeitige Öffenüichkeitsbeteüigung zu 
verzichten, ist — lassen Sie mich das abschließend 
feststeUen — falsch. In den neuen Ländern müssen die 
Grundsätze von Öffentlichkeit und Teünahme der 

(B) Bürger überaU Geltung haben, wenn wir unsere 
neuen Mitbürger ernst nehmen. Demokratieabbau 
können wir nicht akzeptieren. 

Ich danke Ihnen. 

(BeifaU bei der SPD, der PDS/linke liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Damit 
sind wir am Ende der Aussprache über diesen Tages- 
ordnungspunkt. 

Wir kommen zu der angekündigten Abstimmung. 
Es handelt sich um die Drucksachen 12/1092 und 
12/1474. 

Ich rufe die §§ 1 bis 12, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassimg auf. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen den Rest des Hauses angenom- 
men. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und treten in die Schlußabstimmung ein. 

Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer das 
Gegenteü kundtun wül, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Das Gesetz ist mit derselben Mehrheit wie in der 
zweiten Beratung angenommen. 


Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt unter Nr. 2 sei- (C) 
ner Beschlußempfehlung, den Antrag der Gruppe 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 12/1118 
abzulehnen. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 

— Wer ist anderer Meinung? — Wer enthält sich? — 

Bei Enthaltung der Fraktion der SPD ist mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP die 
Beschlußempfehlung angenommen. 

Unter der Nr. 3 seiner Beschliü5empfehlung emp- 
fiehlt der Ausschuß für Verkehr die Annahme einer 
Entschließung. Wer stimmt dieser Beschlußempfeh- 
lung zu? — Wer stimmt dagegen? — Diese Beschluß- 
empfehlung ist mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP gegen den Rest des Hauses 
angenommen. 

Wir stimmen noch über den Antrag der Fraktion der 
SPD auf der Drucksache 12/1328 ab. Wer stimmt für 
diesen Antrag? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 
gen? — Mit den Stimmen der KoalLtionsfraktionen bei 
Enthaltung der Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜNEN ist 
dieser Antrag abgelehnt. 

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt. 

Ich rufe den Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Liesel Hartenstein, Brigitte Adler, Hermann 
Bachmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Klimaschutz durch Maßnahmen zur Tropen- 
walderhaltung 

— Drucksache 12/921 — pj 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
einer Stunde vor. 

(Unruhe) 

Trotz der Unruhe im Haus frage ich, ob das Haus 
damit einverstanden ist. — Da sich kein Widerspruch 
erhebt, stelle ich dies als beschlossen fest. 

(Anhaltende Unruhe) 

Bevor ich der Frau Abgeordneten Dr. Hartenstein 
das Wort erteüe, möchte ich diejenigen, die den Saal 
verlassen woUen, bitten, dies möghchst schneU zu tun. 
Denn nach der jetzigen Planung nähert sich das Ende 
der heutigen Sitzung erst um 23 Uhr-, das ist für das 
Personal und auch für das Präsidium eine leichte Zu- 
mutung. Deswegen bitte ich, nicht durch aUzu langes 
Verweüen im Saal den Betrieb aufzuhalten. 

Ich glaube, Frau Dr. Hartenstein, jetzt kann ich Ih- 
nen das Wort geben. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! liebe Kolleginnen und KoUegen! 
Noch um die Jahrhundertwende bestanden 40 % der 
gesamten Waldiläche der Erde aus tropischen Regen- 
wäldern. Heute ist bereits die Hälfte davon unwieder- 
bringhch zerstört. Der größte Teü wurde in den letzten 
20 bis 30 Jahren vernichtet. Prognosen besagen, daß 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. November 1991 


4559 


Dr. Liesel Hartenstein 

(A) dann, wenn sich der gegenwärtige Vernichtungstrend 
fortsetzt, im Jahr 2000 nur noch kümmerliche Reste 
übrigbleiben werden. Schon 1989 haben Fachleute 
vorausgesagt, daß z. B. die Regenwälder der Philippi- 
nen in zehn Jahren und die Malaysias innerhalb von 
acht Jahren abgeholzt sein werden. Leider ist dieses 
düstere Bild nicht nur für Südostasien typisch, es güt 
auch für Afrika und sogar für Lateinamerika. 

Im Amazonas- Gebiet hat der Forschungssatellit 
NOAA-11 in diesem Sommer bis zu 80 000 Brandstel- 
len pro Woche registriert. 

In einer Studie der FAO ist vor kurzem festgestellt 
worden, daß allein im Jahr 1991 eine Tropenwaldflä- 
che zerstört worden ist, die so groß ist wie Österreich 
und die Niederlande zusammen. 

Meine Damen und Herren, diesem Wahnsinnsraub- 
bau muß schnellstens ein Ende gesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Darüber, liebe Kolleginnen und Kollegen von allen 
Seiten, waren sich in der Enquete-Kommission 
„Schutz der Erdatmosphäre" alle Wissenschaftler und 
alle Parlamentarier einig, und darüber war sich auch 
der Deutsche Bundestag einig. Am 26. Oktober 1990 
hat er eine Beschlußempfehlung angenommen, in der 
die Bundesregierung aufgefordert wird, „schnell und 
gezielt" — so wörtlich — auf nationaler und interna- 
tionaler Ebene Maßnahmen zu ergreifen, die der Tro- 
penwald Vernichtung Einhalt gebieten. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Wir sind da- 

(B) bei!) 

— Wenn man heute, lieber Kollege Harries, also ein 
Jahr später, die Frage stellt, was denn in der Zwi- 
schenzeit geschehen sei, dann lautet die Antwort lei- 
der: Herzlich wenig, so gut wie nichts. Das ist blama- 
bel und kann nicht hingenommen werden. 

Daß die Bundesregierung mit fast allen Aufträgen 
im Verzug ist, kann ich an wenigen Beispielen doku- 
mentieren. 

Erstens. Noch immer liegt kein Aktionsprogramm 
zur Unterstützung der Entwicklungsländer bei Wald- 
schutzmaßnahmen vor. Dieses Programm hätte u. a. 
Initiativen für bilaterale Modellprojekte zum Tropen- 
waldschutz, für Aufforstungsprogramme, für die Ein- 
richtung von Naturreservaten und ähnliches enthal- 
ten können. Der Verabschiedungstermin war übri- 
gens der 30. November 1990. Ich frage: Wo bleibt die- 
ses Aktionsprogramm? Vielleicht bekommen wir dar- 
auf heute eine Antwort. 

Zweitens. Es fehlen die ebenso dringend geforder- 
ten Initiativen auf EG-Ebene, um z. B. den Transfer 
umweltfreundlicher Technologien bei der Energie- 
versorgung, insbesondere bei der Nutzung der Solar- 
energie, voranzubringen, um die EG -Finanzmittel zur 
Tropenwalderhaltung zu erhöhen und eine schärfere 
Prüfung der Umweltverträglichkeit der Projekte der 
Europäischen Gemeinschaft durchzusetzen, übrigens 
auch deshalb, um die Lebensrechte der indianischen 
Bevölkerung besser zu schützen. Diese Forderungen 
dürfen nicht auf die lange Bank geschoben werden. 

(Beifall bei der SPD) 


Ein drittes Beispiel. Noch immer beteiligt sich die (C) 
Bundesregierung an der Finanzierung der waldzer- 
störerischen Tropenforstwirtschaftsaktionspläne der 
FAO. Das ist besonders bedauerlich; denn dabei wird 
der größte Teil der Gelder für die industrielle Nutzung 
der tropischen Wälder verwendet. Das ist unverant- 
wortlich. 

Erst kürzlich hat die EKD in ihrer Studie — Fallbei- 
spiel: Amazonien — darauf hingewiesen, daß Kolum- 
bien zwar einerseits eine beispielhafte Schutzpolitik 
für die Wälder und auch für die indigenen Bevölke- 
rungsgruppen betreibe, andererseits aber die Reali- 
sierung eines Tropenforstwirtschaftsaktionsplans in 
Aussicht genommen habe, der die übrigen Waldge- 
biete am Amazonas der Industrialisierung preisgeben 
würde. 

Der Bundestagsbeschluß fordert eindeutig, daß die 
Tropenforstwirtschaftsaktionspläne in Tropenwald- 
schutzpläne umzuwandeln seien und daß sich die 
Bundesregierung energisch für eine gründliche Re- 
form einzusetzen habe. Der Abfluß der Finanzmittel 
— das steht in Ihrem eigenen Antrag, Herr Kollege 
Schmidbauer — sei an die Bedingung zu knüpfen, daß 
die bereits bestehenden oder in Planung befindlichen 
Tropenforstwirtschafts aktionspläne so reformiert 
würden, daß der Schutzgedanke Priorität erhalte. Bis- 
her werden in der Regel nur 8 % der Finanzmittel für 
Schutzzwecke verwendet. Ich frage Sie: Wo bleiben 
denn die energischen Schritte der Bundesregierung 
zur Durchsetzung dieser Reform? 

Ein viertes Beispiel. Weit und breit ist nicht zu er- 
kennen, welche neuen und wirksamen Initiativen 
zum Schuldenabbau unternommen worden sind, ge- (D) 
rade bei den Tropenwaldländem. Diese Initiativen 
sollten laut Parlamentsbeschluß bis hin zum Schul- 
denerlaß gehen. Im Gegenteü, wenn Pressemeldun- 
gen zutreffen, dann hat ausgerechnet Bundesfinanz- 
minister Waigel jüngst zusammen mit dem britischen 
Finanzminister einen Vorschlag der EG-Kommission 
für einen Schuldenerlaß der AKP- Länder gegenüber 
der EG abgeblockt. Ein rascher Schuldenabbau ist 
jedoch gerade für die ärmsten Tropenländer lebens- 
notwendig, denn der Zwang zur Devisenerwirtschaf- 
tung führt in vielen Tropenländem unmittelbar zur 
Regenwaldzerstörung. Nicht zufällig gehören ja die 
fünf wichtigsten Tropenwaldländer auch zu den größ- 
ten Schuldnerländern dieser Erde. Hier muß gehan- 
delt werden. 

Übrigens ist es nicht uninteressant, daß diese For- 
derung nach einem großzügigen Schuldenerlaß zu- 
gunsten der armen Länder auch von der Jungen 
Union unterstützt wird, 

(Pari. Staatssekretär Hans-Peter Repnik: 

Sehr gut!) 

beispielsweise neulich auf ihrem Deutschlandtag in 
Trier. Nehmen Sie sich das einmal zu Herzen, Herr 
Repnik! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der war ja da!) 

Meine Damen und Herren, die Latte der größten- 
teüs nicht erfüllten Anforderungen ist 20 Punkte lang. 

Kein Wunder, daß exakt die Erfüllung des Punktes 20 
auch noch aussteht, nämlich die Vorlage eines Be- 
richts, in dem die Bundesregierung Auskunft darüber 
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(A) geben soll, welche Maßnahmen sie auf internationa- 
ler, EG-weiter und nationaler Ebene ergriffen hat und 
wie weit die Empfehlungen der Enquete -Kommission 
umgesetzt wurden. Dieser Bericht ist überfälhg. Er 
hätte bereits bis zum 1. März 1991 vorliegen müssen. 
Aber wo nichts geschehen ist, gibt es natürlich auch 
schlecht etwas zu berichten. Wir fordern Sie auf, die- 
sen Bericht nun endlich bis zum 1. Dezember dieses 
Jahres vorzulegen. Insoweit muß übrigens das Datum 
in unserem Antrag unter Nr. 1 geändert werden. 

In auffallendem Gegensatz zu den nicht gemachten 
Hausaufgaben steht die Aktivität der Bundesregie- 
rung, voran auch des Bundeskanzlers, auf dem inter- 
nationalen Parkett. Es trifft zu: hier hat die Bundesre- 
publik als erstes und einziges Land einen Vorstoß 
unternommen 

(Zuruf des Abg. Hans- Joachim Fuchtel 
[CDU/CSU]) 

und ein Pilotprogramm für Brasilien bereitgestellt, 
das zum Schutz der Amazonaswälder eingesetzt wer- 
den soll. Diese Initiative ist begrüßenswert und ver- 
dient Anerkennung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Allerdings sind ein paar dicke Fragezeichen zu set- 
zen. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Immer 
noch? — Zuruf von der CDU/CSU: Wo 
denn?) 

Denn es zeigt sich immer mehr, daß die Rahmenbe- 
dingungen bei der Umsetzung dieses Projekts alles 

(B) andere als optimal sind. Es wäre wünschenswert, 
wenn sich die Bundesregierung intensiv dafür ver- 
wenden würde, daß diese Rahmenbedingungen bes- 
ser gestaltet würden. Bisher finden die Planungen fast 
ausschheßhch hinter verschlossenen Türen statt. Ein 
offener Dialog nüt den Betroffenen — eine unerläßli- 
che Voraussetzung für das Gelingen des Projekts — 
wird nicht geführt. Es sind keine Initiativen zur Wah- 
rung der Rechte der Indianervölker Amazoniens er- 
griffen worden. Auch eine Einbeziehung der NGOs, 
der Nichtregierungsorganisationen, erfolgt nicht, wie 
sie die zahlreichen Umweltverbände dringend for- 
dern. 

Auf der anderen Seite, meine Damen und Herren, 
geht gleichzeitig die wirtschaftliche Ausbeutung der 
amazonischen Regenwälder unvermindert weiter, 
auch unter Beteiligung deutscher Firmen. Hier wäre 
auf eine rasche Änderung zu drängen. Hier läge eine 
wichtige Aufgabe, eine wichtigere jedenfalls als das 
ständige, zugegebenermaßen öffentiichkeits wirk- 
same Vorzeigen des Br asihen- Projekts. 

Es ist unter diesen Bedingungen nicht verwunder- 
lich, daß bisher erst, wenn die Informationen stimmen, 
knapp zwei Fünftel der Finanzmittel abgeflossen sind 
und nicht eindeutig klar ist, ob und inwieweit sie wirk- 
hch zum Tropenwaldschutz verwendet werden. 

Meine Damen und Herren, wir bedauern — und ich 
denke, wir bedauern alle — , daß das von der Enquete - 
Kommission vorgeschlagene Sofortprogramm der sie- 
ben größten Industrienationen in Höhe von 750 Mil- 
honen DM, das einen exemplarischen Durchbruch 
hätte bewirken können, sowohl bei dem Weltwirt- 


schaftsgipfel in Houston 1990 als auch bei dem dies- (C) 
jährigen in London gescheitert ist. Damit haben die 
sieben reichsten Länder die Chance vertan, den Wil- 
len zur gemeinsamen Verantwortung zu dokumentie- 
ren und mit gutem Beispiel zur Rettung dieses Öko- 
systems voranzugehen. Aber um so dringlicher sind 
nunmehr bilaterale und EG-weite Maßnahmen sowie 
der Abschluß einer internationalen Khmakonvention 
und einer Waldkonvention auf der UN- Konferenz 
1992 in Brasüien. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man braucht die 
Situation nicht zu dramatisieren — sie ist dramatisch. 
Minute für Minute verschwinden 38 ha Tropenwald. 

Die Zerstörung führt nicht nur zu erhebhchen Klima- 
auswirkungen, sondern auch zu schweren sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Schäden. Regionale 
Klimaveränderungen sind bereits heute spürbar. Je 
nach Region nehmen die Niederschlagsmengen um 
bis zu 30 % ab. Die Trockenzeiten verlängern sich, die 
Gefahr von Waldbränden wächst, die Trinkwasser- 
versorgung ist teilweise nicht mehr gewährleistet, 
z. B. in Teilen Indiens. 

Die tropischen Wälder beherbergen 50 bis 70 7o al- 
ler Tier- und Pflanzenarten. Einige Wissenschaftler 
sprechen sogar von 90 %. Aber jede Stunde wird eine 
Art ausgerottet. Ich frage: Wie lang wollen wir uns das 
noch leisten? Hier geht ein riesiges genetisches Poten- 
tial unwiederbringlich verloren. Wir bräuchten es 
dringend, z. B. für Nachzüchtungen von Kulturpflan- 
zen, zur Gewinnung von Substanzen für Arzneimittel, 
für neue Werkstoffe usw. Wir verwüsten die Vorrats- 
kammern der Erde, bevor wir überhaupt erkundet 
haben, was sie enthalten. Das ist ein Frevel am Le- pj 
bensrecht der kommenden Generationen. 

Von der UNESCO wurden die Tropenwälder als 
gemeinsames Erbe der Menschheit eingestuft. Ihre 
Rettung ist daher eine Aufgabe der internationalen 
Staatengemeinschaft. Wenn die Chancen jetzt nicht 
genutzt werden, dann sind sie später auch durch die 
ehrgeizigsten Aufforstungsprogramme nicht mehr zu- 
rückzuholen. Wir haben keine Zeit mehr zu verlieren. 
Deshalb muß alles getan werden, um eine schnelle 
Eindämmung der Vernichtungsrate zu erreichen und 
um die Ursachen für die Tropenwaldzerstörung wenn 
nicht zu beseitigen, so doch wenigstens zu mindern. 

Diese Ursachen liegen aber zu einem nicht gerin- 
gen Teil auch im Verhalten der Industrieländer; denn 
die meisten der industriellen Großprojekte, z. B. der 
Bau von Riesenstaudämmen, große Straßenbauvorha- 
ben, Bergbauprojekte, werden erst durch die Bereit- 
stellung von Krediten der Weltbank und der interna- 
tionalen Entwicklungsbanken möglich gemacht. Wir 
finanzieren vermeintlichen Fortschritt und fragen zu 
wenig danach, wem er eigentlich zugute kommt. 

Auch bei diesen Kreditzusagen müssen neue Ent- 
scheidungsrichtlinien gefunden werden. Wir wecken 
Hoffnung auf Wohlstand und haben in Wahrheit einen 
Teufelskreis in Gang gesetzt, der die meisten Dritte- 
Welt- Länder in Verschuldung, in noch tiefere Armut 
und Verwüstung ihrer Lebensgrundlagen führt. 

Grundsätzlich ist festzuhalten, daß — erstens — die 
Industrieländer als Hauptverursacher der Klimaver- 
änderungen auch den Hauptteil der Finanzmittel zur 
Rettung des Tropenwaldes aufbringen müssen. Dazu 
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(A) sollte entweder ein spezieller Tropenwaldfonds oder 
aber ein allgemeiner Umweltfonds bei den Vereinten 
Nationen eingerichtet werden. Es ist auch festzuhal- 
ten, daß die Industrieländer größere Anstrengungen 
zur Erhaltung ihrer eigenen Wälder unternehmen 
müssen; sonst vorher en wir die moralische Basis, an- 
deren Forderungen zu stellen. 

Ferner, denke ich, bleiben wir dabei, daß der baldi- 
gen Lösung der Schuldenkrise eine Schlüsselfunktion 
für die Tropenwalderhaltung zukommt. 

Schheßhch ist eine Neuorientierung unserer gesam- 
ten Entwicklungs- und Außenwirtschaftspohtik sowie 
unserer Energie- und Agrarpohtik unerläßlich; denn 
lange genug sind ökologische und soziale Aspekte 
vernachlässigt worden. 

Lassen Sie mich zum Schluß aus gegebenem Anlaß 
ein Wort zu den Praktiken des internationalen Tro- 
penholzhandels sagen. Es wird immer wieder mit ge- 
türkten Zahlen die Mär verbreitet, der kommerzielle 
Holzeinschlag trage nicht oder nur unerheblich zur 
Tropenwaldvernichtung bei, weil — so sagt man — 
86 % der Tropenholzes als Brennholz und nur 14 % als 
Nutzholz verwendet würden. Dabei unterschlägt 
man, daß der allergrößte Teil des Brennholzes eben 
nicht aus Regenwäldern, also aus Primärwäldern, 
stammt, sondern aus Trockenwäldern und Busch- 
savannen, wo das Holz gesammelt wird. Man unter- 
schlägt ferner, daß gerade der kommerzielle Holzein- 
schlag durch den Bau von Wegenetzen den Primär- 
wald aufreißt und dadurch landlose Siedler eindrin- 
gen können. Man unterschlägt auch, daß beim Fällen 
und Abtransport großer Stämme ein Vielfaches des 
(®) tatsächhch genutzten Holzes zerstört wird. Zurück 
bleiben verwüstete Flächen, deren Böden der Erosion 
preisgegeben sind. Es kann von einer nachhaltigen 
und umweltschonenden Bewirtschaftung, für die sich 
Bundeswirtschaftsminister Möllemann kürzlich in ei- 
nem Brief an die Initiative „Rettet den Regenwald" 
eingesetzt hat, überhaupt keine Rede sein. Deshalb 
fordern wir ein Importverbot für Tropenhölzer aus 
Primärwäldern und eine klare Kennzeichnung für 
Importe aus Sekundärwäldern. Wir fordern dies übri- 
gens in Übereinstimmung mit den Vorschlägen des 
Europäischen Parlaments. 

Wenn wir fortfahren, Fensterrahmen, Türen, Par- 
kettböden, Wandverkleidungen samt Parkbänken 
und Frühstücksbrettchen aus tropischen Hölzern zu 
kaufen, machen wir uns unmittelbar mitschuldig an 
der Vernichtung des Regenwaldes. Deshalb verdie- 
nen die vierhundert Städte und Gemeinden in unse- 
rem Lande große Anerkennung, die durch Beschluß 
einen Verzicht auf Tropenhölzer im gesamten öffent- 
lichen Bereich durchgesetzt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist mir bewußt, meine Damen und Herren, daß 
wir sowohl in der Enquete-Kommission als auch im 
Parlament verschiedene Schwerpunkte setzen und 
verschiedene Wege vorgeschlagen haben. Das ist 
aber nicht der Kernpunkt, Der Kernpunkt ist, daß 
überhaupt gehandelt wird und daß schnell gehandelt 
wird. Dazu fordern wir die Bundesregierung auf. Ein 
weiteres Verzögern ist nicht zu verantworten. 

(BeifaU bei der SPD) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er- (C) 

teile ich dem Abgeordneten Kampeter das Wort. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Jetzt 

haben Sie es schwer, Frau Hartenstein hat 
Maßstäbe gesetzt!) 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Herr Präsident, 
wieso habe ich nur fünf Minuten Redezeit? Ich soll 
sechs Minuten reden. 

(Heiterkeit — Harald B, Schäfer [Offenburg] 

[SPD]: Er fängt schon an zu feilschen!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Wenn Sie 
einen Moment nachdenken würden, dann würden sie 
feststellen: Die fünfte Minute läuft jetzt ganz durch, so 
daß es in der Addition sechs sind. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Herr Präsident, ehr- 
furchtsvoll verneige ich mich vor Ihnen. Als junger 
Parlamentarier habe ich das nicht gewußt. Ich lerne 
aber gerne. 

Vizepräsident Dieter- Julius Cronenberg: Sehen Sie, 
auf diese Weise werden Sie heute abend zu später 
Stunde noch etwas schlauer. Dies geht aber auf Ko- 
sten Ihrer Redezeit. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Das weiß ich; des- 
wegen fange ich jetzt auch an und sage: Sehr verehr- 
ter Herr Präsident! Meine heben Kolleginnen und Kol- 
legen! Frau Kollegin Hartenstein hat vorhin die rich- 
tungweisenden Beschlüsse des Deutschlandtages der 
Jungen Union von der vergangenen Woche ange- 
führt. Ich danke, daß selbst die Opposition schon die 
Jugendorganisation der großen deutschen Volkspar- 
tei hier zitiert. 

Zwei Dinge hierzu: Der Staatssekretär aus dem Ent- 
wicklungshilfeministerium war anwesend und von 
daher maßgebhch inhalüich an der Vorbereitung die- 
ser Beschlüsse beteüigt. 

(Zuruf des Abg. Harald B. Schäfer [Offen- 
burg] [SPD]) 

Zum zweiten wünsche ich Ihnen, daß der Bundes- 
kanzler einmal die Beschlüsse der Jungsoziahsten als 
so richtungweisend wie die Beschlüsse der Jungen 
Union charakterisieren könnte. — Aber die Junge 
Union ist sicherhch nicht die einzige Organisation, die 
sich mit dem Tropenwald beschäftigt. 

Vor einigen Wochen durfte ich eine von Schülern 
der Kurt-Tucholsky-Gesamtschule in Minden initi- 
ierte Ausstellung über die Vernichtung der Tropen- 
wälder eröffnen. Schon bei Schülern ist das Bewußt- 
sein für dieses Thema derart stark, daß die Fragen in 
der Diskussion außerordentlich sachkundig und 
schon sehr kritisch waren. Dies zeigt: Dieses Thema 
berührt Menschen aller Altersstufen zutiefst. 

Nicht nur deshalb haben die Bundesregierung und 
die CDU/CSU-Fraktion in diesem Bereich Druck ge- 
macht und waren zumeist die ersten, die auf interna- 
tionaler Ebene Ideen, Perspektiven und konkrete Vor- 
schläge entwickelt haben. 

Ganz besonders möchte ich die Bemühungen des 
Bundeskanzlers hervorheben, der dieses Thema mit 
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(A) großem Engagement auf die Tagesordnung der Welt- 
wirtschaftsgipfel gesetzt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Harald B. Schä- 
fer [Offenburg] [SPD]: Der ist nicht da!) 

— Herr Kollege Schäfer, wenn Ihre kontinuierlichen 
Zwischenrufe auf eine Zwischenfrage deuten, müssen 
Sie sich, wenn ich das richtig sehe, an den Präsidenten 
wenden. Ansonsten würde ich mich freuen, wenn ich 
ein bißchen weiter vortragen könnte. 

Die Partnerländer sollen weiterhin für ein Sofort- 
programm in Höhe von 750 Millionen DM gewonnen 
werden. Wir haben uns bereit erklärt, unseren Beitrag 
von allein 250 Millionen DM schon jetzt bereitzustel- 
len. Auch der Bundeskanzler wird sich als der zukünf- 
tige Präsident der G-7-Länder dafür einsetzen, sinn- 
volle Soforthilfe für den Schutz der tropischen Regen- 
wälder durch die Industrienationen zu leisten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Kampeter, sind Sie bereit, eine Frage des 
Abgeordneten Schäfer zu beantworten? 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Aber selbstver- 
ständlich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich rechne 
Ihnen das nicht an; auch das ist in Ordnung. Bitte 
schön. 

Harald B. Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Kollege, 
da sie mich liebenswürdigerweise gebeten haben, will 

(B) ich aus Respekt vor Ihnen der Bitte nachkommen. 

Wie erklären Sie sich denn die Tatsache, daß trotz 
der in der Tat auch aus meiner Sicht guten Beschlüsse 
der Jungen Union, was die Notwendigkeit der Steige- 
rung der Entwicklungshilfemittel angeht, die Leistun- 
gen der Bundesrepublik für die Entwicklungshilfe in 
den letzten Jahren zurückgehen und, was die Ver- 
pflichtungsermächtigungen angeht, weiter zurückge- 
gangen sind? 

(Michaela Geiger [CDU/CSU]: Das ist gar 
nicht wahr!) 

— Doch, gemessen am Anteil am BSP. — Bitte schön. 
Sie soUen die Frage beantworten können. 

Steffen Kampeter (CDU/CSU): Herr Kollege Schä- 
fer, selbstverständlich will ich das gerne machen. Da 
ich als Umweltpolitiker spreche, will ich mich gerne 
auf meinen Bundesumweltminister beziehen, der als 
saarländischer Landes Vorsitzender die Einhaltung 
des Anteils der Entwicklungshilfe am BSP in Höhe 
von 0,7 % für die nächsten Jahre als Perspektive ein- 
gefordert hat. Ich sehe eigentlich kein Hindernis, daß 
wir gemeinsam im Deutschen Bundestag bei den 
Haushaltsberatungen die entsprechenden Mittel wer- 
den bereitstellen können. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wir 
rufen dann Ihre Zustimmung ab!) 

— Ich habe da wenig Sorge. Aber jetzt wollen wir erst 
einmal über die Umweltzusammenhänge und den 
Tropenwald sprechen. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 


Wenn über den Schutz der Tropenwälder diskutiert (C) 
wird, taucht häufig die Forderung nach einem gene- 
rellen Schuldenerlaß für die Entwicklungsländer auf. 
Dieser sei angeblich die Grundvoraussetzung zur Lö- 
sung auch der Entwicklungsprobleme. Dabei werden 
jedoch gerne die schwerwiegenden Nachteile einer 
solchen Scheinlösung vernachlässigt. 

Ein genereller Schuldenerlaß ist ungerecht gegen- 
über Ländern, die sich in der Vergangenheit unter 
großen Opfern bemüht haben, ihren Zahlungsver- 
pflichtungen nachzukommen. Ineffiziente und damit 
zumeist auch umweltschädigende Regime werden 
durch die vermeintliche Wohltat Schuldenerlaß er- 
muntert, ihre Mißwirtschaft fortzuführen. Ein Schul- 
denerlaß wird bei den betroffenen Ländern nur dann 
zu direktem und wirksamem Einfluß auf den Schutz 
des Regenwaldes führen, wenn er eindeutig an Ge- 
genleistungen auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
gekoppelt ist. 

Bei der konkreten Ausgestaltung der Idee Schul- 
dentausch gegen Umweltschutz müssen auch unkon- 
ventionelle Wege gegangen werden. So könnten auch 
internationale Umweltschutzorganisationen in diese 
Maßnahmen integriert werden. Die Bundesregierung 
sollte daher vorurteüsfrei prüfen, in welcher Weise 
sich solche Maßnahmen, die allen dienen, der Um- 
welt, den verschuldeten Ländern und den Gläubi- 
gern, unterstützen lassen. 

Viele der Tropenwaldstaaten benötigen unsere Un- 
terstützung nicht nur für Umweltschutzmaßnahmen. 

Die Industrienationen müssen sich endlich dazu 
durchringen, den Welthandel umfassender zu Hbera- 
lisieren und den Protektionismus auf allen Ebenen zu (D) 
beseitigen. Gerade was den Handel mit Agrarproduk- 
ten angeht, tun die Industrienationen vielen Tropen- 
waldstaaten großes Unrecht, indem durch Abschöp- 
fung, Subventionen und nichttarifäre Handelshemm- 
nisse die Konkurrenzfähigkeit für die Produkte dieser 
Länder künstlich behindert wird. 

Als wichtigem Partner im Bereich der Entwick- 
lungszusammenarbeit kommt der Weltbank eine we- 
sentliche Rolle zu. So hat die Bundesregierung ge- 
meinsam mit den Franzosen bereits 1989 die Initiative 
zur Schaffung eines neuen Finanzierungsinstruments 
der globalen Umweltfazilität in Höhe von 2,2 Müliar- 
den DM zur Bekämpfung des Treibhauseffektes und 
zum Schutz der Artenvielfalt bereitgestellt. Herr Kol- 
lege Rieder wird zu den Fragen der Arten gleich noch 
umfassend Stellung nehmen. 

Ich möchte noch einiges zu den Strukturanpas- 
sungsmaßnahmen des Internationalen Währungs- 
fonds sagen. Sie müssen aus meiner Sicht unter dem 
Stichwort „Grüne Konditionalität" fortentwickelt 
werden. Der Währungsfonds war in der Vergangen- 
heit oft der Kritik auf Grund seiner Strukturanpas- 
sungsprogramme ausgesetzt. Wir werden aber zu- 
künftig beim IWF unter ökologischen Gesichtspunk- 
ten nicht umhinkommen, Aspekte wie Energieent- 
wicklung, Rolle des ländlichen Raumes oder die Poh- 
tik für die Forstwirtschaft bei der Konditionalität zu 
berücksichtigen. 

Experten schätzen allein die jährlichen fiskalischen 
Verluste wegen falscher ökonomischer Anreize in tro- 
penwaldbewirtschaftenden Ländern wie Brasilien 
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(A) oder Indonesien auf über 1,5 Milliarden DM. Wir kön- 
nen den Währungsfonds diesen ökologischen Scha- 
den nicht dauerhaft finanzieren lassen. 

Da die rote Lampe leuchtet, möchte ich Sie abschlie- 
ßend bitten, die entschlossene Politik der Bundesre- 
gierung zum Erhalt der tropischen Regenwälder auch 
auf außenwirtschaftlichem und ökologischem Gebiet 
zu unterstützen. Dies sollten wir vor allem für die 
Generation der heutigen Schülerschaft tun, die sich 
auch in Ihrem Heimatkreis sicherlich sehr, sehr dafür 
interessiert. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat die Abgeordnete Frau Sehn. 

Marita Sehn (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Jährlich 
geht nach einer niedrig angesetzten Schätzung der 
FAO eine Fläche von 16,8 Millionen Hektar tropi- 
schen Regenwaldes unwiederbringlich verloren. Aber 
können wir das Ausmaß dieser Zerstörung wirklich 
erfassen? Beschränken wir uns nicht vielmehr darauf, 
solche Zahlen zu registrieren, ohne uns über die Di- 
mensionen wirklich im klaren zu sein? — Die Fläche 
von 16,8 Millionen Hektar entspricht in etwa den Ter- 
ritorien der Niederlande, Dänemarks und Österreichs 
zusammen. In weniger als einem Tag wird in den Tro- 
pen beispielsweise eine Fläche Regenwalds zerstört, 
die der Größenordnung der Stadt Köln entspricht. 

Daß die ökologischen Folgen des zerstörerischen 
Umganges mit der Natur in den Ländern der Dritten 
Welt nicht nur regionaler Art sein werden, haben wir 
in der Bundesrepubük Deutschland bereits deutlich 
vor Augen gehabt, ohne allerdings einen direkten 
Bezug zur Zerstörung der Vegetation in den Ländern 
der Dritten Welt herzustellen. 

Im Frühjahr 1989 — manche von Ihnen, meine Da- 
men und Herren, erinnern sich vielleicht — bemerk- 
ten erstmals viele Bürgerinnen und Bürger in Nord- 
rhein-Westfalen Sand auf ihren Autos, Sand, der 
durch den Wind aus Westafrika in die Bundesrepublik 
Deutschland getragen worden war. Wir haben dies als 
schönes Naturereignis zur Kenntnis genommen, ohne 
jeodch nach den Ursachen zu fragen. 

Die extreme Brennholzknappheit und die Übernut- 
zung der Ressourcen in den trockenen Tropen West- 
afrikas führen zur Zerstörung der Vegetation, zum 
Absinken des Wasserspiegels und schließlich zur Aus- 
trocknung der Böden. Der Boden ist der Winderosion 
ungeschützt ausgesetzt. Auf diese Weise gehen allein 
in Westafrika jährlich 400 bis 600 Millionen t frucht- 
baren Oberbodens unwiederbringlich für diese Re- 
gion verloren. Je nach Klimaverhältnissen gelangen 
davon 10 Milüonen t nach Europa und werden von 
uns staunend, vielleicht auch ärgerhch als Schmutz 
auf unseren gepflegten Autos bemerkt. 

Die Wälder haben wichtige Funktionen für den Bo- 
denschutz, für die Khmaentwicklung, den Wasser- 
haushalt und dienen als Lebensraum für die Hälfte 
aller bekannten rund 5 Mühonen Lebensarten auf un- 
serer Erde. Durch Abholzen, Überschwemmen und 


Brandroden wurde bereits ein großer Teil dieser Arten (C) 
vernichtet. 

Scheinbare Patentlösungen wie die Forderung nach 
einem Importverbot für tropische Hölzer sind ange- 
sichts der geringen Abnahme von nur 3 % durch die 
Bundesrepublik Deutschland keinesfalls geeignet, 
der Tropenwaldzerstörung wirkungsvoll zu begeg- 
nen. Dies würde nur zu einer intensiveren Umwand- 
lung des Tropenwaldes in landwirtschaf liehe Nutzflä- 
chen führen und zusätzlich den Dialog mit den Tro- 
penwaldländern massiv beeinträchtigen. 

Ohne die Bereitschaft der Tropenwaldländer zum 
Dialog und zu einer aktiven Beteiligung an der Reali- 
sierung von Schutzmaßnahmen sind alle Bemühun- 
gen zum Scheitern verurteilt. Der ablehnenden Hal- 
tung gegenüber einer internationalen Zusammenar- 
beit vor allem in den Provinzen muß durch Aufklärung 
und Einbindung der dort lebenden Bevölkerung unter 
Berücksichtigung ihres traditionellen Wissens entge- 
gengewirkt werden. Das häufig kritisierte Tropen- 
waldaktionsprogramm soll diese Möglichkeiten 
schaffen. Es kann aber nur dann effektiv sein, wenn es 
konzeptionell weiterentwickelt und auch stärker 
durch die Tropenwaldländer selbst geprägt wird. 

Die Enquete-Kommission „Schutz der Erdatmo- 
sphäre" hat in ihrem zweiten Bericht eine umfassende 
Sachstandsaufnahme und sinnvolle Empfehlung zum 
Schutz der tropischen Wälder erarbeitet. Es ist nun 
Aufgabe der Bundesregierung, dem Deutschen Bun- 
destag zu berichten, welche dieser Empfehlungen auf 
nationaler, EG-weiter und internationaler Ebene um- 
gesetzt worden sind bzw. in naher Zukunft umgesetzt 
werden. Dabei interessiert besonders, welche Initiati- (d) 
ven zum Schutz der Tropenwälder im Rahmen des 
UN-Umweltprogrammes in Angriff genommen wor- 
den sind und wie der Verhandlungsstand vor allem 
mit Blick auf die UN-Umweltkonferenz 1992 ist. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
erteile ich dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Schmidbauer das Wort. 


Bernd Schmidbauer, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolle- 
ginnen und Kollegen! Stratosphärischer Ozonabbau, 
der zusätzliche Treibhauseffekt und die Vernichtung 
der tropischen Wälder gefährden in der Tat die 
Menschheit und die gesamte Biosphäre der Erde. 
Diese globale Umweltsituation erfordert gemeinsa- 
mes und entschlossenes Handeln. Die Herausforde- 
rung an die internationale Politik ist sicher einzig- 
artig. 

Allerdings ist kein Staat, keine Regierung hierzu 
alleine in der Lage. Wir brauchen daher eine ver- 
stärkte internationale Zusammenarbeit sowie eine 
enge umweit- und entwicklungspolitische Partner- 
schaft zwischen Ost und West, zwischen Nord und 
Süd. 
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(A) Diese Partnerschaft, meine sehr verehrten Kollegin- 
nen und Kollegen, wird aber nur dann gehngen, wenn 
die Industriestaaten bereit sind, jenen Beitrag zu lei- 
sten, der ihren besonderen finanziellen und technolo- 
gischen Möghchkeiten entspricht. Darin liegt die Be- 
deutung für unsere bilateralen Maßnahmen im Ver- 
hältnis zu den einzelnen Tropenwaldländern. 

(Beifall des Abg. Steffen Kampeter [CDU/ 
CSU]) 

Dem Schutz der tropischen Wälder kommt nicht 
nur vor dem Hintergrund des Treibhauseffektes, zu 
dem die Waldvernichtung etwa 15% beiträgt, eine 
große Bedeutung zu. Es geht vor allen Dingen um die 
Erhaltung dieses weltweit artenreichsten Ökosy- 
stems. 

Bereits heute sind die Auswirkungen erkennbar. 
Die Experten sind sich einig, daß weit über die Hälfte 
aller Arten in den tropischen Wäldern beheimatet 
sind. Diese Arten sind durch die Vernichtung der Tro- 
penwälder vom Aussterben bedroht. Die Lebens- 
räume der Eingeborenen und anderer ethnischer Min- 
derheiten sind gefährdet. 

Besonders wichtig ist, daß regionale Khmaverände- 
ningen und der Verlust des Waldes kurzfristig in ihren 
sozialen, ökologischen und ökonomischen Auswir- 
kungen für die Menschen in den Tropenwaldländern 
schwerwiegender sind als die Folgen der globalen 
Erwärmung. 

Was die Entwicklung auf der internationalen politi- 
schen Ebene angeht, so hat der Bundeskanzler in den 
vergangenen Jahren die Führungsrolle übernommen. 

(B) Es ist gut, daß dies auch von der SPD so gesehen wird. 
Auf Initative des Bundeskanzlers hat die Gruppe der 
sieben großen Industrienationen deutlich auf die Be- 
deutung dieses Problems hingewiesen und Lösungs- 
wege aufgezeigt. Der Wirtschaftsgipfel von Houston 
hat die Weltbank 1990 ersucht, in enger Zusammen- 
arbeit nüt der brasihanischen Regierung und der EG- 
Kommission ein Pilotprogramm zur Erhaltung der 
brasilianischen Regenwälder auszu arbeiten. 

Der Gipfel von London im Sommer dieses Jahres hat 
noch einmal die Bedeutung dieses Pilotprogramms 
hervorgehoben und die Bereitschaft der G 7 signali- 
siert, sowohl multilateral wie auch bilateral die erfor- 
derhchen Mittel aufzubringen. Dies muß nun so rasch 
wie möglich realisiert werden. 

Bilateral hat die Bundesregierung für dieses Pilot- 
vorhaben insgesamt 250 Mühonen DM vorgesehen. 
Der Kollege Repnik hat ein entsprechendes Abkom- 
men vor wenigen Tagen in Brasiha unterzeichnet. 
Damit wird deutlich, daß wir nüt unserer bilateralen 
Hilfe im Zuge dieses Pilotprojekts ernst machen. Alle 
anderen G -7 -Mitglieder stehen nun ebenfalls in der 
Pflicht, ihren Beitrag entsprechend einzubringen. Der 
Bundeskanzler hat sich dieser Sache persönlich ange- 
nommen. — Ich will hier klar sagen: Wir müssen deut- 
hch machen, daß die Bundesrepublik alleine nicht der 
Zahlmeister sein kann, sondern daß es in der Tat auf 
das gemeinsame Vorgehen aller reichen Industrielän- 
der ankommt. 

Die Bundesregierung nutzt alle ihr in der bilateralen 
und multilateralen Zusammenarbeit zur Verfügung 
stehenden Möghchkeiten, in den Tropenwaldländern 


das Bewußtsein für diese komplexe und schwierige (C) 
Thematik zu fördern und weltweit die Bereitschaft zur 
Finanzierung und Durchführung tropenwalderhalten- 
der Maßnahmen zu erhöhen. Dies war auch Gegen- 
stand der Gespräche, die der Bundeskanzler in Brasi- 
hen sowohl mit dem Präsidenten wie auch nüt den 
Gouverneuren der betreffenden Bundesstaaten ge- 
führt hat. Im übrigen werden diese Gespräche fortge- 
führt, damit das gegenseitige Verständnis für diese 
Problematik wächst. Nach Angaben der Weltemäh- 
rungsorganisation ist Deutschland mit 15% der inter- 
national für Tropenwalderhaltung bereitgestellten 
Mittel wichtigstes bilaterales Geberland für diesen 
Zweck. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß für die 
multilaterale Hüfe die bei der Weltbank eingerichtete 
globale Umweltfazilität grundsätzlich das geeignete 
Instrument ist. Wir halten jedenfalls nichts von der 
Einrichtung einer Vielzahl von Fonds für globale Um- 
weltaufgaben. Neue Bürokratien müssen vermieden 
werden. Die GEF befindet sich noch in der Püotphase. 
Schon jetzt aber liegt ein Schwerpunkt der Mittelver- 
gabe auf dem Schutz der Artenvielfalt und dem 
Schutz des Tropenwaldes. Wir werden diese positive 
Entwicklung weiter fördern und unterstützen. 

Die internationalen Maßnahmen zur Erhaltung der 
Tropenwälder sind sicherlich — das ist ebenfalls un- 
strittig — noch nicht befriedigend organisiert und ko- 
ordiniert. Derzeit befassen sich mehrere Organisatio- 
nen mit den Tropenwäldern. Künftig muß aber mehr 
als bisher sichergestellt werden, daß alle Bemühun- 
gen in dieselbe Richtung gehen und letzthch dem 
Schutz des Tropenwaldes dienen. Dieses Ziel kann 
nur erreicht werden, wenn durch geeignete Verfahren 
sichergestellt ist, daß die Umweltverträglichkeit aller 
Projekte im Tropenwald und in seinem Umfeld außer 
Zweifel steht. 

Die Bundesregierung setzt sich insbesondere dafür 
ein, daß die erforderhchen Ändemngen beim Tropen- 
waldaktionsprogramm vorgenommen werden. Auf 
UN-Ebene muß eine effiziente Koordination und Bün- 
delung aller Bemühungen sichergestellt sein. 

Obwohl kein unmittelbarer Zusammenhang zwi- 
schen dem Tropenwaldrückgang und der Auslands- 
verschuldung der Tropenwald besitzenden Länder er- 
kennbar ist, ist die Bundesregierung der Auffassung, 
daß die Verschuldung vieler dieser Länder zu den 
strukturellen Einflußgrößen der TropenwaldzerstÖ- 
rung gehört. Die Bundesregierung hat daher seit 1978 
Schulden aus der finanziellen Zusammenarbeit in 
Höhe von 9 MiUiarden DM erlassen. Sie wird einen 
weiteren Schuldenerlaß zugunsten der am wenigsten 
entwickelten Länder prüfen und beabsichtigt, ihn 
auch künftig mit der Maßgabe zu verbinden, daß die 
hierdurch freiwerdenden Mittel für besondere Maß- 
nahmen zum Schutz und zur Erhaltung der Umwelt, 
insbesondere der Tropenwälder, eingesetzt werden. 

Außer den am wenigsten entwickelten Ländern ge- 
währt die Bundesregierung für Maßnahmen der Tro- 
penwalderhaltung auch solchen Entwicklungslän- 
dern Zuschüsse, die üblicherweise nur Kredite erhal- 
ten. 
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Pari. Staatssekretär Bernd Schmidbauer 
(A) Auf den Punkt internationale Verhandlungen, den 
Frau Hartenstein angesprochen hat, will ich noch ein- 
gehen. Hier wird deuthch, daß wir diejenigen sind, 
daß wir zu der Pressure-group gehören, die für die 
1992 in Brasilien stattfindende UN-Konferenz für Um- 
welt und Entwicklung die notwendigen Vorschläge 
einbringt. Ich will dabei nennen: erstens, daß im Rah- 
men der Weltkhmakonvention so rasch wie mögüch 
völkerrechthch verbin dhche Vereinbarungen zum 
Schutz und Erhalt der Wälder getroffen werden, sowie 
zweitens, daß eine globale Übereinkunft im Hinbhck 
auf Bewirtschaftung, Schutz und Erhaltung der Wäl- 
der aller Klimazonen verabschiedet wird, die in zu- 
nächst noch unverbindhcher Form wesentliche Ele- 
mente einer Waldkonvention enthalten und Festle- 
gungen zu Verfahren und Zeitplan internationaler Re- 
gierungsverhandlungen für eine solche Waldkonven- 
tion treffen soll. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sehr 
allgemein ist das!) 

Um eine grundsätzhche Lösung der Probleme zu 
erreichen, müssen die Ursachen der Armut beseitigt 
werden, integrierte Landnutzungskonzepte erarbeitet 
sowie wirtschafthche Anreize geschaffen werden, um 
der Waldvernichtung entgegenzusteuern. 

Die Bundesregierung hat bei den internationalen 
Khmaverhandlungen und bei den Vorbereitungen der 
UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung die ent- 
sprechenden Initiativen ergriffen und konkrete Vor- 
schläge, Herr Kollege Schäfer, für die geplanten Ver- 
einbarungen und Übereinkünfte eingebracht. Einen 
Durchbruch bei diesen Verhandlungen wird es nur 
geben, wenn es uns gelingt, die Entwicklungsländer 
von der Ernsthaftigkeit unserer eigenen Pohtik zu 
überzeugen und sie finanziell und technologisch zu 
unterstützen, um die notwendigen wirtschafthchen 
und sozialen Änderungen zu ermögtichen. Zur Glaub- 
würdigkeit unserer Position gehört insbesondere, daß 
wir in jenen Bereichen entschlossen handeln, in de- 
nen die Ursachen globaler Umweltbedrohungen in 
erster Linie von unserem Gebiet ausgehen. 

Es wird nicht einfach sein, den Tropenwald rasch 
und effizient zu schützen. Die positiven Erfahrungen 
mit dem Montrealer Protokoll wie auch mit der Errich- 
tung der globalen Umweltfazilität zeigen aber, daß die 
notwendigen Fortschritte in der internationalen Um- 
weltpohtik erreichbar sind, wenn sie wirkhch gewollt 
werden. 

Zum Schluß, Frau Kollegin Hartenstein: Der Bericht 
wird Ihnen in Kürze zugehen. Er wird so gehaltvoll 
sein, daß sich hoffenüich alle Ihre Wünsche in diesem 
Bericht wiederfinden, Gut Ding will Weile haben. In- 
sofern bitten wir auch hier für die Verzögerung um 
Entschuldigung, liebe Frau Kollegin Hartenstein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Zurheide. 

Burkhard Zurheide (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Umweltpolitische Aspekte spie- 
len in der Debatte über entwicklungspohtische Ziele 
eine immer stärkere Rolle. Der Schutz und die Erhal- 
tung der tropischen Regenwälder sind dabei von be- 


sonderer Wichtigkeit. Unter den Industrieländern gibt (C) 
es allerdings kaum ein Land, das daraus so weitrei- 
chende Konsequenzen gezogen hat, wie die Bundes- 
republik. Seit 1958 hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land mehr als 100 Projekte gefördert, die Maßnahmen 
der Walderhaltung und der forstwirtschaftlichen Ent- 
wicklung darstellen. Da auch die betroffenen Ent- 
wicklungsländer ein verstärktes Interesse an Projek- 
ten dieser Art haben, bestehen derzeit 120 bilateral 
geförderte Entwicklungsvorhaben. Auch im Rahmen 
der multilateralen Zusammenarbeit fördert die Bun- 
desrepubhk Deutschland Programme zur Tropen- 
walderhaltung, so z. B. durch die Bereitstellung von 
Treuhandmitteln für die UNESCO, die FAO und vor 
allem für die globale Umweltfazüität bei der Welt- 
bank, für die die Bundesrepublik erhebhche Beiträge 
zahlt. 

Alle diese Bemühungen, für die zu Recht erhebhche 
finanzielle Mittel eingesetzt werden, werden jedoch 
vergebens bleiben, wenn es uns nicht gehngt, den 
Teufelskreis zu durchbrechen, der sich aus Armut, 
Bevölkerungs Wachstum, zunehmendem Druck auf 
die natürhchen Ressourcen, Umweltzerstörung und 
verschärfter Armut zusammensetzt. Wenn die Bevöl- 
kerung wächst, so werden, um wenigstens die ele- 
mentaren Lebensbedürfnisse befriedigen zu können, 
immer größere Waldflächen beansprucht. Auf Brand- 
rodung will ich in diesem Zusammenhang nur hinwei- 
sen. 

Darüber hinaus schlagen die Menschen wegen der 
völhg unzureichenden individuellen Energieversor- 
gung Brennholz ein, wovon auch wegen des steigen- 
den Bevölkerungsdrucks immer mehr benötigt wird, pj 
So hoffe ich, daß sich auch die im nächsten Jahr in 
Brasilien stattfindende UN-Konferenz Umwelt und 
Entwicklung mit diesem so häufig vernachlässigten 
Zusammenhang zwischen Tropenwaldvernichtung 
und Überbevölkerung auseinandersetzen wird. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Es ist bezeichnend und erschreckend, daß dieser Zu- 
sammenhang, der so elementar wie offenkundig ist, 
von einigen durchaus verschiedenen gesellschaftli- 
chen Gruppen nicht akzeptiert wird. Die einen wollen 
diesen Zusammenhang deswegen nicht zur Kenntnis 
nehmen, weü sie glauben, dadurch würde die angeb- 
hche alleinige Verantworthchkeit des Nordens für die 
Regenwaldzerstörung verwischt werden; die anderen 
können diesen Zusammenhang nicht wahmehmen, 
weü es nach ihrer Auffassung Überbevölkerung gar 
nicht geben kann. Es bleibt aber dabei, daß nach dem 
Weltbevölkerungsbericht der UN 80% der Waldver- 
nichtung auf das BevöUkerungswachstum zurückge- 
führt wird. 

Genausowenig zutreffend ist allerdings die Be- 
hauptung, der Export von Tropenholz sei die allei- 
nige oder überwiegende Ursache für die Abholzung 
des tropischen Regenwaldes. Ein Importverbot bzw. 
ein Nutzungsverzicht für tropische Hölzer hätte kon- 
traproduktive Folgen. Das Eigeninteresse der Tropen- 
waldländer am Erhalt ihrer Waldressourcen würde 
untergraben, statt es zu stärken. Wegen der in einem 
solchen Fall zu erwartenden Überführung großer Tro- 
penwaldflächen in andere Nutzungsformen würde 
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(A) dies erst recht eine vermehrte Tropenwaldvernich- 
timg zur Folge haben. 

Es kommt mithin entscheidend darauf an, die noch 
vorhandenen Primärwälder unter Schutz zu stellen 
und die übrigen Tropenwaldnutzflächen nachhaltig 
zu bewirtschaften, d. h. immer nur so viel Holz einzu- 
schlagen, wie nachwächst. Die Vorreiterrolle der 
Bundesrepublik Deutschland beim Schutz des Tro- 
penwaldes hat auch das Ziel, gemeinsam mit den Tro- 
penwaldländem Lösungen zum Schutz dieser natürli- 
chen Ressourcen zu finden. Soweit es in diesen Län- 
dern an den notwendigen Techniken, an Umset- 
zungsstrategien und an Finanzmitteln fehlt, sind diese 
Länder bei der ökologisch notwendigen Umstruktu- 
rierung und Sicherung einer auf Dauer tragfähigen 
Entwicklung nachhaltig zu unterstützen. 

Einseitige Schuldzuweisungen führen überhaupt 
nicht weiter. Weder der industrialisierte Norden noch 
die Länder der Dritten Welt tragen die alleinige Ver- 
antwortung für den Zustand der tropischen Regen- 
wälder. Nur ein partnerschaftliches Miteinander der 
Länder des Nordens und des Südens, bei dem man 
sich nicht gegenseitig bösen Willen bzw. Bevormun- 
dung vorwirft, ist in der Lage, die Probleme zu lösen. 
Die deutsche Entwicklungspolitik hat hier die richti- 
gen Weichen gestellt. Sie kann, muß und wird aller- 
dings ihre Bemühungen noch weiter verstärken. 

Vielen Dank. 

(BeifaU bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 

(B) hat die Abgeordnete Frau Dr. Hartenstein. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will nur drei Bemerkungen 
machen. 

Erstens. Zumindest bis jetzt hat die Bundesregie- 
rung auf keine der konkreten Fragen eine konkrete 
Antwort gegeben, weder hinsichtlich des Aktions- 
programms und der fehlenden EG -Initiativen noch 
auf die Frage, warum die Reform des Tropenforstwirt- 
schaftsaktionsplans nicht vorangetrieben worden ist. 
Die Botschaft hör' ich wohl, allein mir fehlt der 
Glaube, wenn immer wieder nur gesagt wird: Die 
Bundesregierung beabsichtigt . . . Das wird seit an- 
derthalb Jahren verkündet, und ich glaube, wir sind 
uns darüber einig, daß wir keine Zeit mehr haben, all 
dies vor uns herzuschieben. 

Zweiter Punkt. Kollege Kampeter, man sollte — 
auch wenn man neu ist — niemandem etwas unter- 
stellen, was er nicht gesagt und auch nicht geschrie- 
ben hat. In keinem der Papiere und auch nicht in mei- 
ner Rede ist ein genereller Schuldenerlaß gefordert 
worden, sondern ein durchaus differenzierter Schul- 
denerlaß. In Ihrem eigenen Antrag steht: 

Die Bundesregierung sollte dabei Schuldener- 
leichterungen bis hin zum Schuldenerlaß für die 
ärmsten Länder mit Gegenleistungen auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes in Betracht ziehen. 

Ich gebe Ihnen gerne die Drucksache 1 1/8009. 

Meine dritte Bemerkung betrifft den internationa- 
len Tropenholzhandel. Frau Kollegin Sehn hat schon 


gesagt, wir hätten ja nur eine Abnahmequote von 3 % . (C) 

Frau Kollegin Sehn, das sind immerhin 1,8 Millionen 
m^ Jahr für Jahr, und zwar mit steigender Tendenz. In 
der Zwischenzeit ist die Quote einmal zurückgegan- 
gen. In zehn Jahren sind das 18 Millionen m^. 

Wir halten den Raubbau in Schwung; das muß man 
wissen. Die Importeure selbst sagen uns: Was sie in 
die Bundesrepublik einführen können, ist nur das 
Feinste vom Feinen. Wir sind wirklich involviert; wir 
können uns gar nicht aus dieser Verstrickung heraus- 
mogeln. 

1950 betrug der Tropenholzexport insgesamt 
4,3 Millionen m^; 1980 betrug er bereits 81 Millionen 
m^. Das ist eine Verzwanzigfachung in wenigen Jahr- 
zehnten. Ich denke, das sollten wir uns vor Augen 
halten. In diesem Punkt appelliere ich ganz ausdrück- 
lich an Sie, an die Mehrheitsfraktion, und auch an die 
Bundesregierung: Hier ist sofortiges Handeln am 
dringendsten erforderlich. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
erteile ich dem Abgeordneten Dr. Rieder das Wort. 

Dr. Norbert Rieder (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Keiner der hier Anwesen- 
den — und das haben ja alle Vorredner deutlich ge- 
macht — wird daran zweifeln, daß die Erhaltung und 
die Ausweitung der tropischen Wälder eine der wich- 
tigsten Aufgaben ist, die die Menschheit in den näch- 
sten Jahren und Jahrzehnten zu bewältigen hat. Doch (D) 
wie bei vielen anderen vergleichbaren Aufgaben so- 
wohl aus dem Umweltbereich als auch aus anderen 
Bereichen — ich denke hier etwa an die Bewältigung 
des Nord-Süd- bzw. Ost-West-Gefälles oder die welt- 
weite Friedenssicherung — müssen wir sehr genau 
überlegen, welcher Weg zur Erreichung dieses Zieles 
der richtige ist. 

Nicht immer ist der scheinbar einfache Weg der 
beste. Staatliche Beschäftigungsprogramme oder — 
anders genannt — Sofortprogramme müssen sehr ge- 
nau überlegt werden, auch wenn sie unter einem et- 
was anderen Namen außerhalb der eigenen Landes- 
grenzen eingesetzt werden sollen. Denn in der Regel 
werden sie von den Empfängern gerne akzeptiert. 

Wer würde schon geschenktes Geld ablehnen? Das 
Geld aber landet irgendwo. Eine Bewußtseinsände- 
rung ist nicht festzustellen. Die alten kontraprodukti- 
ven Strukturen bleiben erhalten, ja, werden sogar 
noch stabüisiert. Der Ruf nach dem nächsten Pro- 
gramm wird um so lauter. 

Wie aber kann nun eine wirkungsvolle Hilfe zur 
Erhaltung der Tropenwälder aussehen? Welche Rand- 
bedingungen müssen erfüllt sein, um das zu errei- 
chen, was wir alle möchten? 

Die wichtigsten sind folgende: 

Erstens. Die tropischen Regenwälder müssen nicht 
nur bei uns, sondern vor allem in den Tropen in ihrem 
Wert erkannt werden. Noch ist es doch so, daß in wei- 
ten Bereichen der Wald als nutzlos oder gar als Feind 
angesehen wird, der am besten dadurch genutzt wird, 
daß man ihn abbrennt oder abschlägt, um die Fläche 
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(A) für eine anderen Nutzung, die mehr Gewinn ver- 
spricht, freizumachen. Wenn man weiß, daß etwa in 
Brasilien nur 3 % des gefällten Holzes als wertvolles 
Rundholz genutzt wird, der Rest aber mehr oder weni- 
ger sinnlos verbrannt wird, die Brandrodung also im 
Vordergrund steht, mag das diesen wesenthchen 
Aspekt ausreichend charakterisieren. 

Es ist deshalb unabdingbar nötig, als zweite Rand- 
bedingung die Bevölkerung selbst in die Nutzung 
und Erhaltung der Tropenwälder einzubinden. 

Drittens. Der Tropenwald ist nicht nur als Faktor 
des Khmaschutzes zu erhalten, sondern vor allem 
auch als bisher nur oberflächhch wissenschafthch er- 
forschtes, ungeheuer vielfältiges Ökosystem und als 
Reservoir von Pflanzen und Tieren mit einem gigan- 
tischen, kaum erschlossenen Potential für die mensch- 
hche Ernährung und die medizinische Forschung. 

Wenn man sich diese Randbedingungen nun ge- 
nauer und vor allem ohne Vorurteile durch den Kopf 
gehen läßt, stellt man sehr schnell fest, daß viele der 
häufig gemachten Vorschläge nicht nur nutzlos sind, 
sondern sogar schädhch. Das gilt z. B, für die weitver- 
breitete Forderung nach dem Verbot der Nutzung von 
Tropenholz in den Industrieländern, Wäre diese For- 
derung erfolgreich, würde die Nutzung des Tropen- 
holzes noch weniger Gewinn als bisher bringen, wäre 
der Tropenwald für die Eigentümer noch wertloser als 
bisher. Die Brandrodung wäre nicht mehr zu stoppen. 
Oder glaubt jemand, daß unsere deutschen Wälder 
gesichert würden, wenn man die Nutzung einheimi- 
schen Holzes verbieten würde? Am Tage nach dem 
Erlaß eines solchen Gesetzes, vor dem uns Gott be- 
wahren möge, würde die Ausstockung, die Vernich- 
tung der Wälder beginnen. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Herr Rieder, 
ich bitte sie!) 

— Mit Sicherheit. — Zur Erhaltung der Tropenwälder 
müssen wir sogar die Nutzung tropischen Holzes ver- 
bessern, 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie ha- 
ben so vernünftig angefangen!) 

allerdings zu einem angemessenen Preis, der nicht 
nur das Fällen der Bäume vergütet, also den Raubbau, 
sondern der auch die Neuanlage von Wäldern und die 
Waldpflege bis zur Nutzung enthält. Solch ein System 
schafft gleichzeitig sinnvolle Arbeitsplätze für eine 
Bevölkerung, die über ihren Arbeitsplatz das nötige 
Verständnis für den Wald entwickelt. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Das stimmt al- 
les schhcht nicht!) 

Erst so läßt sich dann erreichen, daß auch vöUig unge- 
nutzte Wälder erhalten bleiben. 

(Dr, Liesel Hartenstein [SPD]: Fragen Sie 
Ihre Kollegen!) 

nach der einfachen Formel: ohne Verständnis kein 
Waldschutz. 

Wir kommen deshalb hier sehr schnell zu Erkennt- 
nissen, die eigentiich banal sind, Herr Schäfer, aber 
offensichüich immer wieder neu verkündet werden 
müssen, da sie einem beachthchen Teil von Parlamen- 


tariern, der derzeit allerdings nicht in der Mehrheit ist, (C) 
nicht bekannt sind. 

Diese Erkenntnisse sind folgende: 

Erstens — Herr Schäfer, das gilt auch für Sie — : Was 
nichts kostet und keinen Gewinn verspricht, wird 
nicht geschätzt. — Auch Sie sind manchmal zu bil- 
üg. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zweitens. Viel besser als jedes wie auch immer ge- 
nannte Beschäftigungsprogramm ist die Anwendung 
der Grundprinzipien der Sozialen Marktwirtschaft; 
denn nur so werden die grundlegenden Strukturen 
geschaffen, die auf lange Sicht die tropischen Wälder 
erhalten helfen. 

Im Prinzip das gleiche, was für die tropischen Wäl- 
der gesagt wurde, gilt natürhch auch für die Masse der 
außertropischen Wälder; denn auch in Nordamerika, 
in Rußland, aber auch im Mittelmeerraum — um nur 
wenige Beispiele zu nennen — , sind wir noch weit von 
einer echten Forstkultur, von einer nachhaltigen Nut- 
zung entfernt. 

(Harald B, Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aber 
nicht nur dort, auch bei uns!) 

— Richtig, auch bei uns, ohne Zweifel. Ich habe aus- 
drücklich gesagt: „um nur wenige Beispiele zu nen- 
nen". 

Wenn Sie sich nun anschauen, was die derzeitige 
Bundesregierung in den letzten neim Jahren alles in 
dieser Richtung zustande gebracht hat, 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ange- 
kündigt!) 

dann verstehe ich Sie, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von der SPD, die Sie den Antrag, über den 
wir heute debattieren, gestellt haben, nicht so recht, 
wird doch in der Antwort sehr deuüich werden — Herr 
Schmidbauer hat es zum großen Teil schon vorwegge- 
nommen — , daß die Bundesrepublik auch auf diesem 
Gebiet, wie überhaupt im Umweltschutz, weltweit die 
Führungsrolle, um nicht zu sagen; die Antreiberrolle 
übernommen hat — und das nicht nur in Vorschlägen, 
sondern auch im Durchsetzen und Finanzieren her- 
vorragender und weiterführender Programme zum 
Waldschutz auf der ganzen Welt. Ich denke, es ist gut, 
daß Sie, meine Damen und Herren von der SPD, durch 
Ihren Antrag erreicht haben, daß eben das wieder ein- 
mal deutlich gemacht wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Juiius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, als letzten habe ich den Parla- 
mentarischen Staatssekretär Repnik auf der Rednerh- 
ste, dem ich jetzt das Wort erteile. 

Hans-Peter Repnik, Pari. Staatssekretär beim Bim- 
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Schäfer, Sie haben vorher recht gehört, 
als der Kollege Kampeter darauf hingewiesen hat, daß 
ich auf dem Deutschlandtag der Jungen Union war. 

Sie haben sich erstaunt umgehört. Ich war in der Tat 
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(A) als Gast und nicht als Mitglied der Jungen Union dort. 
Ich bin leider diesem Alter entwachsen. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ich 
dachte Sie haben die Altersgrenze nach oben 
verschoben!) 

— Nein. 

Aber ich habe viel gelernt und viel mit den jungen 
Leuten diskutiert. Ich darf hinzufügen, daß ich mich in 
der Tat darüber freue, daß sich die Nachwuchsorgani- 
sation meiner Partei in einer Zeit, in der alle Welt 
eurozentriert denkt, handelt und argumentiert, die- 
sem Zukunftsthema „Dritte Welt — eine Welt", wie 
der Deutschlandtag hieß, und dem Erhalt der Schöp- 
fung zugewandt hat. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Herr Repnik, 
bei Ihnen ist noch nicht alle Hoffnung verlo- 
ren!) 

— Danke schön, Frau Hartenstein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Be- 
deutung des globalen Umweltschutzes und insbeson- 
dere des Tropenwaldes wurde heute erneut deutlich, 
und sie ist unbestritten. Dies haben auch alle Beiträge 
meiner Vorredner deutlich gemacht. Die Debatte hat, 
glaube ich, auch darüber hinaus gezeigt, daß — und 
dies ist wichtig zu betonen — es in der Grundsatzfrage 
zwischen allen Parteien keinen Dissens gibt, sondern 
vielmehr ein gemeinsames Ringen darum, wie wir in 
den Industrieländern unserer besonderen Verantwor- 
tung in diesem Zusammenhang gerecht werden kön- 
nen. 

Ich glaube schon, Frau Hartenstein — und ich 
nehme Ihnen persönlich das auch ab — , daß wir um 
gemeinsame Ansätze ringen sollten. Deshalb war ich 
etwas erstaunt, daß sie heute zum Teil mit Fakten 
argumentiert haben — das erschwert mir die Linie in 
meiner Rede zu halten, weil ich einfach darauf einge- 
hen muß — , die so zum Teil nicht mehr oder nicht 
ganz stimmen. 

Ich würde Sie schon gerne fragen, woher Sie die 
Erkenntnis haben, daß auch in diesem Jahr wieder 
80 000 ha — ich zitiere Sie jetzt — Tropenwald in Bra- 
silien eingeschlagen wurden. 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Nein, nein, 

80 000 Brandstellen!) 

— 80 000 Brandstellen festgestellt wurden, richtig. 
Entschuldigung. 

Ich habe in der vergangenen Woche mit dem Um- 
weltminister Lutzenberger zwei Tage verbracht. Ich 
konnte den Kanzler in Brasihen begleiten. Lutzenber- 
ger — ich kenne ihn seit Jahren und habe mehrere 
Begegnungen mit ihm gehabt — hat gesagt, sie hätten 
noch keine Satellitenauswertung über die Brände 

— die würde irgendwann im März/ April nächsten 
Jahres vorliegen — , aber eines wüßten sie: daß zum 
erstenmal die Zahl der Brände ganz nachdrücklich 
zurückgegangen sei. Er habe zum erstenmal Hoff- 
nung, daß nur noch ein Bruchteil der Verluste aus dem 
Jahr 1990 in 1991 in Brasilien zu beklagen sei. Er habe 
damit auch zum erstenmal die Hoffnung, daß der 
Schutz des tropischen Regenwaldes gewährleistet sei. 
Ich sage das deshalb, weil ich meine, trotz der Sorge, 


die wir alle haben, sollten wir auf die Hoffnung dort, (C) 
wo sie sich abzeichnet auch hinweisen. Wir sind, 
glaube ich, hier schon ein Stück weiter, als heute häu- 
fig in der Öffentlichkeit noch argumentiert wird. 

Zweiter Punkt. Sie haben gesagt, die Bundesregie- 
rung habe nicht geantwortet. Kollege Schmidbauer 
hat im Hinblick auf den Bericht Ihnen schon eine Ant- 
wort gegeben. Ich möchte auf andere Punkte noch 
kurz eingehen, die Sie angesprochen haben. Tropen- 
waldaktionspläne. Wir wissen, daß es ein paar Aus- 
reißer beim Tropenwaldaktionsplan gab, und wir sind 
die Regierung und der Mitgliedstaat, der am stärksten 
und am nachhaltigsten an der Reform dieser Pläne 
gearbeitet hat. Alles in allem, glauben wir aber — dies 
ist eine allgemeine Erkenntnis — , sollten wir sie nicht 
stoppen, sollten wir sie nicht abbrechen, sondern wir 
sollten sie reformieren, das Kind nicht mit dem Bade 
ausschütten. 

Zur £G-Position. Bundeskanzler Helmut Kohl hat 
auf dem EG-Gipfel in Dublin hier eine entsprechende 
Beschlußfassung herbeigeführt. Ein Ergebnis dieses 
EG-Gipfels, im Einvernehmen dann mit Toronto und 
Houston im Weltwirtschaftsgipfel, war dann das 
Pilotprogramm „Brasilien zum Schutz der Tropenwäl- 
der". Es gibt zwischenzeitlich mehrere Entschließun- 
gen auch der EG -Entwicklungsministerräte. Ein ganz 
wichtiger internationaler Schritt nach vorn auf Grund 
der Initiative des Bundeskanzlers! 

Drittens. Im Hinblick auf das Tropenholz teile ich 
Ihre Sorge — das möchte ich ausdrücklich sagen — , 
was den Import von Tropenholz angeht. Aber auch 
da sollten wir das Positive herausstreichen. Die ITTO (D) 
hat beschlossen, mit unserer Hilfe und Unterstützung, 
daß bis zum Jahr 2000 nur noch aus bewirtschafteten 
Beständen Tropenholz exportiert und zu uns in die 
jeweiligen Importländer importiert werden kann. 

Auch dies ist doch ein wichtiger Schritt nach vorn. Ich 
weiß, daß es Probleme mit der Kennzeichnungspflicht 
gibt. Es wird diskutiert, aber ich glaube, auch hier sind 
wir auf dem Weg zu einem guten Ergebnis. 

Sie haben den Schuldenerlaß eingefordert. Bernd 
Schmidbauer hat darauf hingewiesen, wir haben über 
9 Milharden DM — wir sind das einzige Land in dieser 
Größenordnung weltweit — Schuldenerlaß den ärm- 
sten und sechs afrikanischen hochverschuldeten Län- 
dern gewährt, dabei die letzten vier Schuldenerlaß- 
maßnahmen gegen Aufrechnung im Umweltbereich. 

Das Stichwort „debt for nature swap" haben wir in 
Afrika in einem ganz erhebhchen Umfang umgesetzt, 
und auch in einem asiatischen Staat, in Laos. Alles in 
allem glaube ich doch, das ist eine Entwicklung, die 
sich sehen lassen kann. 

Auf all die anderen Zahlen, die ich gern vorgetra- 
gen hätte, kann ich leider nicht mehr eingehen. 

Zu der Reise des Bundeskanzlers nach Brasilien. 

Hinsichthch unserer Leistungen darf ich auf folgendes 
aufmerksam machen. Helmut Kohl hat dieses Reise- 
ziel bewußt gewählt. Er wollte mehrere Botschaften 
überbringen: erstens daß wir auch in der jetzigen Zeit 
den Süden, die Entwicklungsländer nicht vergessen, 
trotz der Probleme in den neuen Ländern und trotz der 
Probleme in Osteuropa. 
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Pari. Staatssekretär Hans-Peter Repnik 

(A) Zweitens wollte er durch den Besuch in Brasiüen, im 
Amazonasbereich deutlich machen, welch prioritäre 
Rolle bei uns die Erhaltung der Tropenwälder ein- 
nimmt und wie pohtisch wichtig dies für uns ist. 

Drittens ~ dies scheint mir wichtig zu sein, und das 
sollten wir nicht vergessen — wollte er eines deutlich 
machen. Wir haben Gespräche geführt — für mich 
war es die zweite Gesprächsrunde — mit Vertretern 
der sogenannten indigenen Völker, Indianervertreter, 
Sammlervertreter und dergleichen mehr. Ich habe fast 
zwei Stunden wieder mit ihnen gesprochen. Wir woll- 
ten deutlich machen, daß es uns nicht nur auf den 
Wald ankommt, sondern auch auf die Menschen, die 
im Wald und vom Wald leben. Wald schützen heißt 
eben auch, die Menschen schützen, ihnen eine Zu- 
kunft geben. Auch diese Botschaft wollte Helmut Kohl 
übermitteln. 

Der vierte Punkt ist ganz wichtig: Er wollte durch 
den Besuch in Brasilien auch auf die UNCED-Konfe- 
renz in Rio im nächsten Jahr hinweisen. Er ist bisher 
der erste und einzige international anerkannte Staats- 
führer, der sich bereit erklärt und angekündigt hat, 
daß er an der Konferenz in Brasilien im nächsten Juni 
teilnehmen will. Auch da wollte er eine Initialzündung 
geben — er wird die G 7-Präsidentschaft im Januar 
übernehmen — und deutüch machen, daß die 
UNCED-Konferenz, daß ihr Erfolg für den Erhalt der 
Schöpfung schlechthin wichtig ist. 

Herr Präsident, bitte gestatten Sie mir zum Schluß 
noch ein Zitat. Ich weiß, die rote Lampe leuchtet. 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Staatssekretär, Sie haben dazu sogar das verfassungs- 
mäßige Recht. Ich kann Sie nur bitten, aber ich kann 
Ihnen nicht das Wort entziehen. 

(Dr. Hans de With [SPD]: Sie müssen das ja 
nicht so deuthch sagen!) 


Hans-Peter Repnik, Pari. Staatssekretär: Das freut 
mich. Vielen Dank, Herr Präsident. Ich möchte mich 
dennoch in die Disziplin einfügen und die Kollegin- 
nen und Kollegen, die so lange ausgeharrt haben, 
nicht durch eine zu lange Rede bestrafen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das ist sehr 
interessant! Eine gute Rede!) 

Daß das, was ich jetzt vorgetragen habe, nicht nur 
unserer Überzeugung entspricht, sondern auch in 
Brasilien so gesehen wird, möchte ich durch zwei Zi- 
tate belegen. 

Ich habe darauf hingewiesen: Ich habe mit Vertre- 
tern der indigenen Völker ein langes, ausführliches 
Gespräch gehabt; vor zwei Jahren das erstemal, jetzt 
das zweitemal. Ich erwähne das, weil Sie gesagt ha- 
ben, wir würden das ohne diese Völker machen. Wir 
haben ausdrückhch — dies auch abgestimmt mit Prä- 
sident CoUor de Mello — beschlossen, diese Völker in 
unsere Maßnahmen einzubeziehen. Wir werden auch 
die Nichtregierungsorganisationen, die in diesem Be- 
reich tätig sind, unterstützen. Wir haben entspre- 
chende Dinge in Aussicht genommen. 

Der Vertreter der Indianer in Amazonien hat ge- 
sagt: Wir sind dem Bundeskanzler dankbar, daß er zu 


uns an den Amazonas gekommen ist. Dies ist minde- (C) 
stens genauso wichtig wie das Geld, das Sie zur Ver- 
fügung stellen, weil er der erste Staatsmann ist, der 
sich um unser Schicksal persönlich vor Ort kümmert. 

Ich glaube, auch dies ist ein wichtiges Signal. 

Ein zweites Zitat: 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das 
war doch kein Zitat! Das war eine Vorle- 
sung!) 

— Das war ein sinngemäßes Zitat. 

(Heiterkeit) 

Ich kann Ihnen das Zitat aber nachüefern. Herr Schä- 
fer, es steht sogar im Botschaftsbericht. Ich kann es 
nachliefern. 

Ein zweites Zitat, in dem Fall von der größten bra- 
siüanischen Zeitung, nämüch von „O Globo". 

(Dr. Liesel Hartenstein [SPD]: Jetzt ist es ein 
richtiges Zitat?) 

— Ich könnte noch viele Zitate bringen. Ich habe viele 
da. 

(Heiterkeit) 


Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Staatssekretär, ich möchte Sie darauf aufmerksam 
machen: Überstrapazieren Sie bitte nicht die Geduld. 
Wir haben Ihren Hinweis eben als eine Art Verspre- 
chen aufgefaßt. Daran möchte ich Sie erinnern. 


(Heiterkeit) 


(D) 


Hans-Peter Repnik, Pari. Staatssekretär: Das ist 
nicht meine Absicht. Aber Sie haben mir Mut ge- 
macht, Herr Präsident. Ich verspreche jedoch: Jetzt 
folgt mein letzter Hinweis. 

Zitat von „O Globo" — im Zusammenhang, echt 
wörtlich — 

Deutschland ist das einzige Land der Welt, das 
die moralische Autorität hat, Brasilien in Umwelt- 
fragen Lehren zu erteilen. Ausgestattet mit einer 
rigorosen Gesetzgebung ist Deutschland das be- 
ste Beispiel für Umweltschutz weltweit. 

Dies wollen wir auch in der Zukunft bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Dieter- Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, die Abgeordnete Frau Braband 
hat mir ihre Rede zu diesem Tagesordnungspunkt zu 
Protokoll gegeben.*) Ich nehme an, daß das Haus 
gern dies zustimmend zur Kenntnis nimmt, womit der 
Geschäftsordnung Genüge getan ist. 

Dies vorausgeschickt kann ich Sie bitten, der Über- 
weisung des Ältestenrates auf Vorlage 12/921 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zuzu- 
stimmen. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Das ist also der Fall. 


• ) Anlage 9 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg 

Damit kommen wir zu Tagesordnungspunkt 15: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne- 
ten Dietmar Schütz, Dr. Herta Däubler-Gmelin, 
Brigitte Adler, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Informationszugangsrechte für Bürgerinnen 
und Bürger 

- Drucksachen 12/752, 12/1273 - 

Ich habe dem Haus die erfreuliche Mitteilung zu 
machen, daß mir die Bereitschaft signalisiert worden 
ist, die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt zu Pro- 
tokoll zu geben.*) Ich nehme an, das Haus ist damit 
einverstanden, so daß ich der Geschäftsordnung auch 
in diesem Punkte Genüge getan habe. 


Meine Damen und Herren, nachdem wir dies alles (C) 
erledigt haben, kann ich Ihnen mitteilen, daß die heu- 
tige Tagesordnung zu Ende ist und ich die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf morgen, Frei- 
tag, den 8. November 1991, 9.00 Uhr einberufe. 

Ich wünsche den Damen und Herren, die so gedul- 
dig ausgeharrt haben, einen angenehmen Restabend 
und stelle fest: Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.49 Uhr) 


*) Anlage 10 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) 


entschuldigt bis 
einschließlich 


(B) 


Antretter, Robert 

SPD 

07. 

11. 91 

Bargfrede, Heinz-Günter 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Beckmann, Klaus 

FDP 

07. 

11. 91 

Büchler (Hof), Hans 

SPD 

07. 

11. 91 

Conradi, Peter 

SPD 

07. 

11. 91 

Doppmeier, Hubert 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Ewen, Carl 

SPD 

07. 

11. 91 

Falk, Ilse 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Fischer (Unna), Leni 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Dr. Gautier, Fritz 

SPD 

07. 

11. 91 

Genscher, Hans-Dietrich 

FDP 

07. 

11. 91 

Dr. Glotz, Peter 

SPD 

07. 

11. 91 

Dr. Gysi, Gregor 

PDS 

07. 

11. 91 

Haack (Extertal), 

SPD 

07. 

11. 91 

Karl-Hermann 




Haschke 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

(Großhennersdorf) , 




Gottfried 




Dr. Haussmann, Helmut 

FDP 

07. 

11. 91 

Henn, Bernd 

fraktionslos 07. 

11. 91 

Hollerith, Josef 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Homburger, Birgit 

FDP 

07. 

11. 91 

Huonker, Gunter 

SPD 

07. 

11. 91 

Jungmann, (Wittmoldt), 

SPD 

07. 

11. 91 

Horst 




Körper, Fritz Rudolf 

SPD 

07. 

11. 91 

Dr. Kohl, Helmut 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Kolbe, Manfred 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Koitzsch, Rolf 

SPD 

07. 

11. 91 

Kors, Eva-Maria 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Koschnick, Hans 

SPD 

07. 

11. 91 

Kubicki, Wolfgang 

FDP 

07. 

11. 91 

Dr. Graf Lambsdorff, Otto FDP 

07. 

11. 91 

von Larcher, Detlev 

SPD 

07. 

11. 91 

Leidinger, Robert 

SPD 

07. 

11. 91 

Leutheusser- 

FDP 

07. 

11. 91 

Schnarrenberger, 




Sabine 




Marten, Günter 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Dr. Matterne, Dietmar 

SPD 

07. 

11. 91 

Möllemann, Jürgen W. 

FDP 

07. 

11. 91 

Dr. Müller, Günther 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Müller (Pleisweiler), 

SPD 

07. 

11. 91 

Alb recht 




Müller (Zittau), Christian 

SPD 

07. 

11. 91 

Nolte, Claudia 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Paintner, Johann 

FDP 

07. 

11. 91 

Pfuhl, Albert 

SPD 

07. 

11. 91 

Regenspurger, Otto 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

Rempe, Walter 

SPD 

07. 

11. 91 

Dr. Scheer, Hermann 

SPD 

07. 

11. 91 

Schily, Otto 

SPD 

07. 

11. 91 

Schmidt (Aachen), Ursula 

SPD 

07. 

11. 91 


Abgeordnete(r) 


entschuldigt bis 
einschließlich 


Dr. Schmude, Jürgen 
Dr. Schuster, Werner 
Schwanitz, Rolf 
Dr. Soell, Hartmut 
Dr. Sperling, Dietrich 
Steiner, Heinz-Alfred 
Tillmann, Ferdi 
Vogel, (Ennepetal), 
Friedrich 

Dr. Vondran, Ruprecht 
Dr. Warnke, Jürgen 
Dr. Wieczorek, Norbert 
Wollenberger, Vera 

Zapf, Uta 
Zierer, Benno 


SPD 

07. 

11. 91 

SPD 

07. 

11. 91 

SPD 

07. 

11. 91 

SPD 

07. 

11. 91 

SPD 

07. 

11. 91 

SPD 

07. 

11. 9M* 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 * 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 

SPD 

07. 

11. 91 

Bündnis 

07. 

11. 91 

90/GRÜNE 



SPD 

07. 

11. 91 

CDU/CSU 

07. 

11. 91 * 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 


Anlage 2 


Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Angelika Barbe (SPD) zur Abstim- 
mung über den Gesetzentwurf eines Dreizehnten Ge- (D) 
setzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes und 
eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Europa- 
abgeordnetengesetzes (Tagesordnungspunkt 11) 

Die Bürgerinnen und Bürger in den östlichen Bun- 
desländern sehen sich folgender Situation gegenüber: 
Jeder zweite Sozialhilfeempfänger in den neuen Bun- 
desländern ist unter 25 Jahre alt. Die Jugendlichen 
sehen keine Perspektive für ihre eigene Zukunft. 
Angst und Unsicherheit schlagen in Gewalt um. Bund, 
Länder und Kommunen haben kein Geld. Deshalb 
wird zuallererst an den Zuschüssen für Projekte ge- 
spart, werden Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ge- 
kürzt. 

Bundestagsabgeordnete arbeiten sehr viel und 
brauchen auch ein angemessenes Gehalt. Die Ar- 
beitslosen in den neuen Bundesländern sind auf 
Grund des Umbruchs schuldlos arbeitslos. Unge- 
rechte Verteilung von Arbeit führt zu einer ungerech- 
ten Verteilung der Chancen, die die Gesellschaft dem 
einzelnen bietet. 

Deshalb unterstütze ich den Antrag von Bünd- 
nis 90/DIE GRÜNEN, die Diätenerhöhung solange 
auszusetzen, bis annähernd gleiche Lebensverhält- 
nisse im Westen und Osten Deutschlands gegeben 
sind. 

Ich trage den Beschluß zur Diätenerhöhung nicht 
mit und werde deshalb den „Zugewinn", den ich er- 
halte, für die Schaffung von Arbeitsplätzen in Frauen-, 
Umwelt- und Jugendprojekten zur Verfügung stellen 
und darüber öffentlich Rechenschaft ablegen. 
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(A) Neben weiteren Einzelspenden habe ich als Bun- 
destagsabgeordnete aus der ehemaligen Volkskam- 
mer gemeinsam mit anderen Kolleginnen und Kolle- 
gen im vierten Quartal 1990 einen persönlichen Spen- 
denbetrag in Höhe von je 10 000 DM für Projekte der 
Arbeiterwohlfahrt zur Verfügung gestellt. 


Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Friedhelm Julius Beucher (SPD) 
zur Abstimmung über den Gesetzentwurf eines Drei- 
zehnten Gesetzes zur Änderung des Abgeordneten- 
gesetzes und seines Zwölften Gesetzes zur Änderung 
des Europaabgeordnetengesetzes (Tagesordnungs- 
punkt 11) 

Hiermit erkläre ich, daß ich der 13. Änderung des 
Abgeordnetengesetzes (Diätenerhöhung) nicht zu- 
stimme. 


Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Dr. Eberhard Brecht (SPD) zur Ab- 
Stimmung über den Gesetzentwurf eines Dreizehnten 
Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
und eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Euro- 
paabgeordnetengesetzes (Tagesordnungspunkt 11) 

Ich werde gegen eine Erhöhung der Entschädigung 
für die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
stimmen. Ich möchte mein Abstimmungsverhalten 
wie folgt erklären: 

1. Im Vergleich mit den in Westdeutschland ver- 
gleichbaren Einkommen ist die vorgesehene Anhe- 
bung der Entschädigung gerechtfertigt. Ich wende 
mich mit dieser Feststellung auch gegen die in der 
Öffentlichkeit immer wieder geäußerte Erwartung, 
derzufolge Abgeordnete grundsätzlich auf Erhöhun- 
gen ihrer Bezüge zu verzichten hätten. Eine darauf 
gerichtete, mitunter mit Falschdarstellungen geführte 
Kampagne einiger Medien mißbillige ich ausdrück- 
lich. 

2. Eine Erhöhung der Diäten halte ich im Fall der 
Abgeordneten aus den neuen Bundesländern für pro- 
blematisch, weil dort die Einkommen für vergleich- 
bare Tätigkeiten deutlich geringer sind. Andererseits 
ist für mich eine Klassifizierung in Bundestagsabge- 
ordnete erster und zweiter Klasse nicht akzeptabel. 
Diesem Dilemma kann ein Abgeordneter aus einem 
neuen Bundesland nur dadurch entrinnen, indem er 
seine Zustimmung oder Enthaltung zur Diätenneure- 
gelung an die Zusage knüpft, den Einkommenszu- 
wachs an eine gemeinnützige Einrichtung abzufüh- 
ren. Dieses Verfahren empfinde ich als nicht weitrei- 
chend genug. 


3. In den Reden zur deutschen Einheit wurde immer (C) 
wieder betont, daß diese nur durch Teilen auch wirt- 
schaftlich und sozial gestaltet werden kann. Dazu be- 
darf es der Solidarität von uns allen. Ein solches 
deutsch-deutsches Engagement begegnet mir in den 
unterschiedlichsten Bereichen in unserer Gesell- 
schaft. Daneben erfahre ich aber auch den Egoismus 
von Interessengruppen, die über die einmalige Ergän- 
zungsabgabe zur Lohn- und Einkommenssteuer hin- 
aus nicht zu einer noch so geringen Beschränkung 
ihres Einkommenszuwachses zugunsten der Bürger 

im Osten Deutschlands bereit sind. Ich glaube, daß in 
einer solchen Situation gerade Abgeordnete, aber 
auch Minister und Staatssekretäre durch ihr eigenes 
Verhalten Zeichen setzen sollten, um damit für mehr 
Glaubhaftigkeit der demokratischen Institutionen un- 
serer Gesellschaft zu werben. Die von der SPD-Bun- 
destagsfraktion geforderte Einführung einer allge- 
meinen Arbeitsmarktabgabe für Beamte, Selbstän- 
dige, Abgeordnete und Minister in Höhe der zusätzli- 
chen Beitragsbelastung der Arbeiter und Angestellten 
ist ein richtiger Schritt in diese Richtung. 

4. Aufgrund des Bedarfs an Zeichen der Solidarität 
mit den Schwächeren im vereinten Deutschland 
konnte ich dem vorliegenden Gesetzentwurf meine 
Zustimmung nicht geben. Wenn in den siebziger Jah- 
ren in einer weniger kritischen Situation des Bundes- 
haushaltes die Abgeordneten aller Fraktionen zum 
Einfrieren ihrer Bezüge bereit waren, so wäre jetzt in 
einer weitaus dramatischeren Situation ein ähnliches 
Moratorium für die nächsten zwei Jahre geboten ge- 
wesen. Daher bedauere ich die heutige Entscheidung 
des Deutschen Bundestages. 


Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Elke Ferner (SPD) zur Abstim- 
mung über den Gesetzentwurf eines Dreizehnten Ge- 
setzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes und 
eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Euro- 
paabgeordnetengesetzes (Tagesordnungspunkt 11) 

Die Entscheidung über die heute anstehende Erhö- 
hung der Diäten der Abgeordneten habe ich mir nicht 
leicht gemacht. Ich bin nach langen Überlegungen zu 
der Überzeugung gelangt, daß ich dem vorliegenden 
Gesetz zu diesem Zeitpunkt nicht zustimmen kann. 
Ich möchte vorausschicken, daß ich nicht die Höhe der 
Bezüge und auch nicht das Maß der Erhöhung kriti- 
siere. 

Ich bin auch der Meinung, daß Abgeordnete finan- 
ziell unabhängig sein müssen, um ihre verantwor- 
tungsvolle Tätigkeit frei von äußeren Zwängen aus- 
üben zu können; denn verglichen mit dem Einkom- 
men anderer Berufsgruppen, die eine ähnliche Ver- 
antwortung tragen, liegen wir als Abgeordnete sicher- 
lich nicht an der obersten Grenze. 

Ich teile auch nicht die Stimmungsmache der Me- 
dien, die die Abgeordneten der Selbstbedienung be- 
zichtigen oder die Höhe der Diäten geißeln, ohne zu 
erwähnen, wie die Mehraufwendungen durch das 
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(A) Mandat aussehen, ohne den Zeitaufwand, das persön- 
liche Engagement und nicht zuletzt die Verantwor- 
tung, die wir zu tragen haben, zu berücksichtigen. 
Diese Medienkampagne trägt meines Erachtens er- 
hebhch zur Pohtikverdrossenheit in der Bevölkerung 
bei, die auf Dauer imsere Demokratie gefährdet. 

Aber nicht nur die Medien, sondern auch führende 
Politiker der Koahtionsfraktionen bzw. der Bundesre- 
gierung tragen mit Äußerungen zum „Maßhalten" bei 
den nächsten Tarif Verhandlungen mit zu dem Unver- 
ständnis in der Bevölkerung bei, wenn es um die Erhö- 
hung der Diäten geht. Maßhalten wäre bei solchen 
Äußerungen eher angebracht. 

Ein weiteres Problem sehe ich in dem Verfahren 
selbst, auch wenn nach einem Urteü des Bundesver- 
fassungsgerichts der Bundestag, also wir alle, selbst 
über die Diätenerhöhung abstimmen muß. 

Dies alles vorausgeschickt, bin ich dennoch davon 
überzeugt, daß weite Teile der Bevölkerung durch die 
Erhöhung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge, der 
Mineralölsteuer, durch den Solidaritätszuschlag und 
die ständig steigenden Lebenshaltungskosten stärker 
belastet werden, als ich als Abgeordnete. Deshalb 
kann ich dem Gesetzentwurf heute nicht zustim- 
men. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß ich die Entschei- 
dung all derer, die heute dem Gesetz zustimmen, re- 
spektiere und niemandem von Ihnen unmorahsche 
Motive unterstelle, wenn Sie nach Abwägung aller 
Argumente zu einem anderen Entschluß gelangt sind. 
Denn ich teüe die Meinung, daß natürlich auch den 
|B) Abgeordneten eine Erhöhung ihrer Bezüge zusteht, 
wie dies in allen anderen Berufsgruppen ebenso der 
Fall ist. Ich bitte Sie, auch meine Entscheidung zu 
respektieren. 


Anlage 6 

Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Günter Graf (SPD) zur Abstim- 
mung über den Gesetzentwurf eines Dreizehnten Ge- 
setzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes und 
eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Euro- 
paabgeordnetengesetzes (Tagesordnungspunkt 11) 

Ich werde dem 13. Gesetz zur Änderung des Abge- 
ordnetengesetzes und dem 12. Gesetz zur Änderung 
des Europaabgeordnetengesetzes meine Zustimmung 
nicht geben. 

Damit meine Nichtzustimmung nicht mißverstan- 
den wird, sehe ich mich zu nachstehenden Bemerkun- 
gen veranlaßt: Die Anpassung der Abgeordnetenent- 
schädigung an die allgemeine Einkommensentwick- 
lung, gemessen an den allgemeinen Steigerungen der 
Lebenshaltungskosten, halte ich im Grundsatz für 
notwendig und richtig. In einer Zeit, in der allen Bür- 
gern tief in die Tasche gegriffen wird, sei es durch 
indirekte Steuern — Telefon, Benzin usw. — sei es 
durch dirkete Abgaben — Solidarbeitrag — , ist sie 
nicht zu vertreten, denn diese Belastungen treffen in 


erster Linie die Bezieher kleinster Einkommen. Allein (C) 
die vorgesehenen prozentualen Erhöhungen der Ab- 
geordnetenentschädigung übersteigen die monath- 
chen Einkommen vieler Mitbürgerinnen und Mitbür- 
ger. Deshalb halte ich die vorgesehenen prozentualen 
Erhöhungen für nicht angemessen imd den Zeitpunkt 
für falsch gewählt. 

Was die prozentualen Erhöhungen angeht, so güt 
meine Haltung natürlich auch anderen Berufsgrup- 
pen gegenüber, die über weitaus höhere Einkommen 
verfügen. Damit kein Mißverständnis entsteht: Meine 
Haltung resultiert nicht aus „Futtemeid" , sondern aus 
Solidarität mit denen, die nicht auf der „Sonnenseite" 
des Lebens stehen, denn für den einen, den Sozialhü- 
feempfänger, bedeuten 4,8% Erhöhung 22 DM im 
Monat, für den Abgeordneten 464 DM und für einen 
Wirtschaftsprüfer im Schnitt 960 DM. Was den „rich- 
tigen Zeitpunkt" angeht, sei angemerkt, daß dieser 
wohl auch künftig kaum gefunden werden kann. 

Was die Erhöhung der Kostenpauschale angeht, er- 
laube ich mir nur einen Hinweis: Die sehr unter- 
schiedlichen Strukturen der Wahlkreise führen 
zwangsläufig zu sehr unterschiedlichen Mandatsauf- 
wendungen mit der Folge, daß die Kostenpauschale 
möglicherweise für manche Kollegin bzw. manchen 
Kollegen nicht ausreicht, für andere zu einem Teil 
steuerfreien Einkommens wird. Dies kann nicht rich- 
tig sein. 

Aus vielen Gesprächen mit Kolleginnen und Kolle- 
gen aus den verschiedenen Fraktionen dieses Hauses 
weiß ich, daß viele von ihnen meine Bedenken im 
Grunde teüen. 


Anlage 7 

Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Siegfried Scheffler (SPD) zur Ab- 
stimmung über den Gesetzentwurf eines Dreizehnten 
Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
und eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Euro- 
paabgeordnetengesetzes (Tagesordnungspunkt 11) 

Hiermit erkläre ich, daß ich der 13. Änderung des 
Abgeordnetengesetzes — Diätenerhöhung — nicht 
zustimme. 

Begründung: Als Abgeordneter aus dem Wahlkreis 
Lichtenberg/Köpenick — Ostteü Berlins — , einem 
Wahlkreis, der gekennzeichnet ist durch eine hohe 
Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit Null und der bitteren 
Realität, daß der Mehrzahl der großen Industriebe- 
triebe die Abwicklung droht, kann ich aus meiner 
regional bestimmten politischen Verantwortung her- 
aus der vorgeschlagenen Erhöhung nicht zustim- 
men. 

Hinzu kommt, daß ich als Abgeordneter des Deut- 
schen Bundestages auf Grund des überaus großen 
Bedarfs an finanziellen Mitteln für den Aufbau Ost die 
Verpflichtung übernehme, ein Zeichen der Solidarität 
mit allen Arbeitnehmern zu setzen, die durch Sonder- 
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(A) abgaben und Steuererhöhungen beim Aufbau Ost 
kräftig zur Kasse gebeten werden. 

Von allen Seiten — ich möchte an dieser Stelle be- 
sonders den Berhner Senat hervorheben — wird zu 
Recht eine allgemeine Sparpohtik angemahnt. Die 
Auswirkungen dieser Sparpohtik sind in meinem 
Wahlkreis bereits bitter zu spüren: Kindergarten- 
plätze wurden und werden gestrichen. Dringend not- 
wendige Instandsetzungen von Krankenhäusern und 
Schulen werden nicht reaüsiert bzw. auf Folgejahre 
verschoben. 

Ich bin mir bewußt, daß Abgeordnete nicht von der 
allgemeinen Steigerung der Lebenshaltungskosten 
ausgenommen werden können. Sie haben deshalb 
wie alle übrigen Bürgerinnen und Bürger unseres 
Landes auch einen berechtigten Anspruch auf Erhö- 
hung ihres Arbeitsentgeltes bzw. ihrer Diäten. 

Die soziale Situation, wie sie soeben von mir be- 
schrieben wurde, fordert jedoch für mich ein besonde- 
res politisches Signal zum jetzigen Zeitpunkt. Aus den 
vorgetragenen Gründen fordert das mir übertragene 
poütische Mandat daher ein Nein zur Diätenerhö- 
hung. 


Anlage 8 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Dr. Margrit Wetzel (SPD) zur Ab- 
stimmung über den Gesetzentwurf eines Dreizehnten 
Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
und eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des 
Europaabgeordnetengesetzes 
(Tagesordnungspunkt 11) 

Ich lehne den Beschlußvorschlag des Gesetzes aus 
folgenden Gründen ab. 

Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Abge- 
ordnetenentschädigung halte ich trotz der außerge- 
wöhnlich hohen Arbeitsbelastung und Verantwor- 
tung der Abgeordneten den Vergleich mit Berufs- 
gruppen der oberen Einkommensklassen für nicht 
vorrangig. Unsere Demokratie lebt nicht zuletzt ge- 
rade von der Heterogenität der MitgÜeder des Parla- 
ments, die unabhängig von Geschlecht und Herkunft, 
von Ausbüdung, Beruf und gesellschaftücher Stellung 
als Abgeordnete in ihrer verfassungsrechthchen Stel- 
lung gleich sind. 

Zur Grundlage unserer Entscheidung gehört auch 
der Bericht über die Einkommensentwicklung der Ta- 
rifeinkommensbezieher, der Sozialhüfeempfänger, 
der Rentner. Dieser Vergleich wird erst aussagekräf- 
tig, wenn er nicht in Prozenten, sondern in absoluten 
DM-Einkommensbeträgen angestellt wird. Ich halte 
es für bedenküch, wenn unsere Abgeordnetenent- 
schädigung um den Betrag erhöht wird, auf den 
durchschnitthch in diesem Jahr die Mindestregelsätze 
der Sozialhilfe erhöht wurden. 

Wir haben MiUionen von Arbeitslosen, Kurzarbei- 
tern und geringfügig Beschäftigten. Die zukünftige 
Einkommensentwicklung in den neuen Bundeslän- 


dern ist noch nicht reaÜstisch abzuschätzen. Millionen (C) 
von Menschen in unserem Land leben aus den unter- 
schiedhchsten Gründen ohne die soziale Sicherheit, 
die sie brauchen. In den zurückhegenden Wochen 
haben wir ein erschreckendes Ausmaß an Fremden- 
feindhchkeit erfahren, an Haß auf Menschen, die vor 
dem Hunger und Elend in ihren Heimatländern zu uns 
fliehen, um Aufnahme und Hilfe zu erbitten. Wenn wir 
es ernst damit meinen, die Ursache der Armutswan- 
derung bekämpfen zu woUen, wenn wir das Elend in 
den Entwicklungsländern mit abbauen wollen, wenn 
wir zur Stabiüsierung des ökologischen Gleichge- 
wichts der Erde beitragen wollen, müssen wir hin- 
sichtüch des Verzichtens und Abgebens — nicht nur 
pohtisch, sondern auch persönÜch — gravierend um- 
denken lernen. 

Pohtische Entscheidungen gewinnen ihre Kraft aus 
ihrer sachlichen Angemessenheit und morahsch ver- 
standenen Glaubwürdigkeit. Die Chance, die dem 
Parlament mit der eigenständigen Entscheidung über 
die Änderung der Abgeordnetenentschädigung gege- 
ben wird, sollte genutzt werden, ein deuthches poü- 
tisch-moraüsches Signal zur Selbstbeschränkimg de- 
rer, deren Einkommen zum angemessenen Leben 
ausreicht, zu setzen. 


Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 14 
(Antrag betr. Klimaschutz durch Maßnahmen 
zur Tropen Walderhaltung) 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): Wir hatten in die- 
sem Hause schon mehrfach die Gelegenheit, zu ein- 
zelnen Aspekten, aber auch zum Gesamtkomplex Kh- 
maschutz uns auseinanderzusetzen, und ein Vorwurf 
an die Bundesregierung zieht sich wie ein roter Faden 
durch alle Debatten: der Vorwurf der Untätigkeit, der 
Verschleppung und des Aussitzens. Die Geschichte 
des vorhegenden Antrags und des dazugehörenden 
Änderungsantrags zeigt dies in beeindruckender 
Weise. 

Der Antrag datiert meines Wissens vom 1 1 . Juh 
1991 — in ihm wird die Umsetzung eines Beschlusses 
des Deutschen Bundestages immerhin vom 26. Okto- 
ber 1990 eingefordert — , die dort vorgenommene 
Fristsetzung nennt den 1. März 1991, und heute 
— lassen Sie mich nicht lügen — ist immerhin der 
7. November 1991, und passiert ist nichts. 

Herr Bundeskanzler, Sie reisen doch gern mal in die 
Welt und preisen sich und die Regierung, für die Sie 
doch die Ihchthnienkompetenz haben, als Vordenker 
und Vorreiter des Umweltschutzes in der Welt, so ge- 
schehen auf Ihrer letzten Reise nach Chile und Brasi- 
hen. Denken Sie an Ihre Worte am 27. Oktober 1991 
vor dem Club Transatlantico in Sao Paulo: „Sie wis- 
sen, daß ich mich gerade auch im Kreise der großen 
Industrieländer für den Schutz der tropischen Regen- 
wälder besonders einsetze. “ 

Wir nehmen Sie beim Wort, Herr Kanzler. 
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(A) Nur, wie verträgt sich das mit der Tatsache, daß Ihr 
Finanzminister Waigel beim G-7-Treffen in London 
derjenige war, der die Schuldenstreichung für die 
ärmsten Länder verhindert hat, wo doch allgemein 
bekannt ist, daß Schuldenkrise und Naturzerstörung 
in einem ursächhchen Zusammenhang stehen? 

Die Völker der Dritten und Vierten Welt werden 
durch ihre von den Industrieländern erst erzeugte Ar- 
mut gezwungen, die natürhchen Ressourcen zu plün- 
dern. Da nützt das Gerede über Marktöffnung und 
„fairen Wettbewerb"' überhaupt nichts! 

Gestern sagten Sie, sich besonders einsetzen zu 
wollen, daß die Uruguay-Runde des GATT ein Erfolg 
wird. Dann nehmen Sie hier und jetzt Stellung, ob sie 
endhch dem Agrarprotektionismus und dem Subven- 
tionsunwesen in der Agrarwirtschaft ein Ende ma- 
chen wollen, eine Reform der EG-Agrarpolitik einlei- 
ten wollen und dabei endlich zumindest den Ansatz 
einer ökologischen Orientierung erkennen lassen 
wollen, und informieren Sie uns über Initiativen der 
Bundesregierung für die institutioneile Aufwertung 
des GATT. 

Doch reden wir über den vorhegenden Antrag. Der 
Schutz der Tropenwälder ist ein Kernstück in den 
Bemühungen um die Erhaltung des Weltklimas, und 
es muß endhch Schluß sein mit der Vernichtung von 
160 000 bis 200 000 km^ pro Jahr. 

AUe im Antrag geforderten Maßnahmen finden un- 
sere ungeteilte Unterstützung — insbesondere die 
dort formuherten Hauptziele: Erhaltung der Primär- 
wälder, Beteihgung der indigenen Völker, Förderung 
der Aufforstung und nachhaltige Bewirtschaftung. 

Doch wir haben auch vor unserer eigenen Tür zu 
kehren, und dies betrifft nicht nur die Verantwortung 
der Industrieländer für die durch die internationale 
Arbeitsteilung entstandene Situation in den Ländern 
der sogenannten Dritten Welt: 

Die Industrieländer tragen die Hauptverantwortung 
für die Belastung des Weltkhmas durch C02-Emissio- 
nen, Spurengase, zu hohen Energieverbrauch und die 
zunehmende Chemisierung, und hier ist ein Umsteu- 
ern erforderhch. 

Was geleistet werden muß, ist die Verbindung einer 
Pohtik der „nachhaltigen Entwicklung" , der Umstruk- 
turierung des Weltwirtschaftssystems und des ökolo- 
gischen Umbaus der Industriegesellschaften. Ein er- 
ster Schritt hierzu wäre, wenn es gelänge, auf der 
UNCED völkerrechthch verbindliche Abkommen 
über die Reduzierung der Schadstoffemissionen in die 
Atmosphäre zu schheßen. 


Anlage 10 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 15 
(Große Anfrage betr. Informationszugangsrechte 
für Bürgerinnen und Bürger) 

Dietmar Schütz (SPD): Die Große Anfrage meiner 
Partei zum Recht auf Zugang zu Informationen der 


Bürger ist ausgelöst worden durch die Beobachtung (C) 
der fortschreitenden Verselbständigung der Verwal- 
tungen mit ihrem zunehmenden Informationsüberge- 
wicht einerseits und den diesen Tendenzen ohnmäch- 
tig gegenüberstehenden Bürgern andererseits. 
Gleichzeitig werden sich gerade die Bürger mehr und 
mehr ihrer demokratischen Teühaberr echte bewußt, 
die sie direkt — auch ohne die Mediatisierung durch 
die Parteien — in Anspruch nehmen wollen. 

Die Schere zwischen dem Informationswissen 
— und damit auch der Macht — der öff entheben Ver- 
waltung über die Bürger und den Informationsmög- 
üchkeiten der Bürger geht immer weiter auseinander. 

Der Bürger durchschaut die vielen Verfahrensabläufe 
etwa im sozialen Kontext, beim Fiskus, in den Bau- 
und Anlagengenehmigungsverfahren immer schwe- 
rer. Er wird, obwohl seine Teilnahmemöghchkeiten 
offener diskutiert werden, zunehmend zum Objekt 
von Handlungen und Verfahren. 

Die informationsmöghehkeit des Bürgers bezieht 
sich ledigheh darauf, „sich aus den allgemein zugäng- 
lichen Quellen zu unterrichten". Dies sind vor allem 
die Medien. Sein ureigenster Fall, sein besonderes 
Informationsinteresse etwa beim Bau einer Durch- 
gangsstraße, bei den Modahtäten seiner Energierech- 
nung oder den Hintergründen seiner Rente werden 
dort aber häufig gar nicht behandelt. Unser Befund 
war also: Die Verwaltung hat einen Informationsvor- 
sprung gegenüber dem Bürger, gegenüber dem 
Volkssouverän; dieser Vorsprung hat eine Machtver- 
schiebung zugunsten der Verwaltung bewirkt. Der 
Informationsvorsprung und fehlende Informationen 
beim Bürger schaffen Ohnmachtsvorstellungen und (D) 
verstärken dadurch seine Pohtikverdrossenheit. 

Gleichzeitig wissen wir, daß in anderen demokra- 
tisch verfaßten Ländern wie etwa in Schweden, den 
USA, Kanada, den Niederlanden umfassende Infor- 
mationszugangsrechte der Bürger bestehen, von de- 
nen wir noch träumen. Unsere Große Anfrage hat die- 
sen Tatbestand zum Gegenstand gemacht, wobei wir 
neben dem Problem des allgemeinen Informationszu- 
gangs besonders den Umweltbereich und auch den 
Parlamentsbereich mit unseren Fragen herausgeho- 
ben haben. 

Die Antwort der Bundesregierung ist erwartungs- 
gemäß. Sie hat verfassungsrechthehe Probleme mit 
dem Informationszugangsrecht. Sie sagt, eine Mitent- 
scheidung einzelner, nicht durch das Gesamtvolk Le- 
gitimierter verbietet sich auf Grund des Demokratie- 
prinzips. Dies könne bis zum Partizipationsverbot ge- 
hen. Im Rahmen des Gewaltenteüungsprinzips steht 
nach Auffassung der Regierung die Ausübung de- 
mokratischer Kontrolle nur den dafür legitimierten 
staathehen Organen zu. 

Die Bundesregierung hat zudem funktionale Ein- 
wände gegen ein allgemeines Informationszugangs- 
recht, weil damit eine Beeinträchtigung der ordnungs- 
gemäßen Erfüllung der Aufgabe der Verwaltung ein- 
hergehen könne wie z. B. die Überlastung von Dienst- 
räumen und die Überbeanspruchung von Bedienste- 
ten. 

Darüber hinaus zeugt die Antwort von einem tiefen 
Mißtrauen gegenüber dem demokratiebewoißten Bür- 
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(A) ger, wenn als Folge eines Informationszugangsrechts 
ein unzulässiger Druck auf die Entscheidungsfindung 
der Verwaltungsbeamten bis hin zu dessen Famüien- 
angehörigen befürchtet wird. 

Das dieser Antwort zugrunde liegende Verfas- 
sungs- und Demokratieverständnis kann von uns 
schlechterdings nicht geteilt werden. Das nicht hinter- 
fragte Gewaltenteilungsprinzip kann nun wirkhch 
nicht die zusätzliche Kontrolle der Öffenthchkeit 
durch Informationszugang verbieten, ln der Fortent- 
wicklung der Parteiendemokratie hat das klassische 
Gewaltenteilungsprinzip seine Funktion als Macht- 
kontrollinstrument verloren. Nicht die Legislative 
kontroUiert heute die Exekutive, sondern ihr kleinerer 
Teil: die Parteienopposition. 

Das Demokratieprinzip steht zudem einer zusätzli- 
chen Kontrolle durch Öffentlichkeit von Medien und 
Bürgern nicht entgegen. Angesichts der bereits er- 
wähnten Machtverschiebung durch Konzentration 
der Information bei der Verwaltung bedeutet ein all- 
gemeines Informationszugangsrecht eher ein Stück 
Rückeroberung verlorengegangener demokratischer 
Rechte. Zudem bewirkt eine zusätzliche Kontrollmög- 
lichkeit durch Erhebung und Bewertung von Informa- 
tionen keinerlei Beeinträchtigung der Rechte der zu- 
ständigen Organe, etwa des Parlaments. Diese Kon- 
troUmöglichkeiten bestehen nebeneinander und er- 
gänzen sich. Wie häufig verwenden wir als Parlamen- 
tarier die von der Presse oder Bürgerinitiativen her- 
ausgefundenen Fakten in unserem Parlamentsall- 
tag. 

(B) Schließlich macht es einen erheblichen Unter- 
schied, ob wir lediglich Kontrolle durch Information 
gewährleisten oder ob wir eine Teilhabe an den Ent- 
scheidungen ermöglichen. Die Kontrollrechte und 
echten Mitwirkungsrechte, die zwar beide unter dem 
Oberbegriff Partizipation laufen, sind hier deutlich zu 
unterscheiden. In der Antwort der Bundesregierung 
werden sie dagegen häufig synonym verwendet. Dies 
vernebelt den Sachverhalt und löst erst so Fragen 
nach der Legitimation von Entscheidungen aus. 

Die funktionalen Gesichtspunkte des Vorbehalts 
gegenüber den Informationszugangsrechten über- 
zeugen überhaupt nicht. Wenn auch die Rechtstradi- 
tion der Länder mit ausgeprägten Informationszu- 
gangsrechten andere sind als unsere, so kann doch 
deren Praxis der Verfahrensbewältigung für uns Vor- 
büd und Anreiz sein. In vielen Ländern hat die Ge- 
währung von Informationszugangsrechten zu keinem 
erhöhten Verwaltungsaufwand geführt. Die Beispiele 
zeigen: Die Gewährung von Informationszugangs- 
rechten läßt sich organisieren, wenn man den Willen 
dazu hat. Diesen WiUen hat die Bundesregierung of- 
fenkundig nicht. 

Erschreckend sind das zu Beginn der Antwort zu- 
tage tretende Mißtrauen und die Berührungsangst vor 
dem Bürger. Wer derartige Pressionsszenarien — der 
entscheidende Beamte wird bis zu seiner Famüie ver- 
folgt — vor gibt, um die Informationsrechte abzuleh- 
nen, hat fast ein Feindbild als Bürgerbild verinner- 
licht. Ich will Pressionen nicht ausschließen. Aber dies 
ist doch der Ausnahmefall, und dies gibt es auch ohne 
Informationszugangsrechte. Was sollen die Richter sa- 


gen, die in Prozessen etwa des organisierten Verbre- (C) 
chens tätig sind? 

Wenn die Verwaltung den mündigen, mitgestal- 
tungswilligen, demokratisch gesinnten Bürger vor 
Augen hätte — und der ist in der Mehrzahl — , könnte 
sie derartige pessimistische Szenarien nicht aufrecht- 
erhalten. Verwaltungen dürfen nicht davon ausge- 
hen, daß nur sie allein die legitimierten Sachwalter 
des Gemeinwohls und der richtigen Entscheidung 
sind. Bei der Teilnahme der Bürger an Bürgerinitiati- 
ven, Demonstrationen und Bürgerforen können nur 
sachlich richtige und für die Gemeinschaft akzeptable 
Ergebnisse zustande kommen, wenn die Bürger mit 
richtigen und ausreichenden Informationen an die 
Sachlösung herangehen. Diese müssen sie sich ver- 
schaffen können. 

Verwaltung und Bürger müssen Zusammenarbei- 
ten: Es darf kein Bereich abgeschottet bleiben. Die 
Schranken der Verwaltung müssen geöffnet sein. Der 
Bürger als Bittsteller muß zugunsten des Bürgers als 
Partner bei den Entscheidungen akzeptiert werden. 

Dieses Bürgerbild bestätigt sich bereits bei den In- 
formationszugangsmöglichkeiten im Umweltbereich. 
Durch die Antworten zu den detailhert von uns abge- 
fragten unterschiedlichen Informationszugangsfor- 
men in den unterschiedlichen Umweltgesetzen zeich- 
net die Bundesregierung zumindest für diesen Be- 
reich eine ganz andere Wirklichkeit des Informations- 
zugangs zu Umweltdaten durch den Bürger. Hier ver- 
wirklicht sich der mündige, mit Information ausgestat- 
tete Bürger zumindest teilweise. 

P) 

Wie kann die Bundesregierung ein eigentiich 
durchweg negatives Bild zur Informationsfreiheit und 
zum Informationszugang zeichnen, wenn die bislang 
wirklich konkreten Erfahrungen im Umweltbereich 
durchaus positiv sind? Das von der Bundesregierung 
für den Bereich der sonstigen allgemeinen Verwal- 
tung herangezogene Akteneinsichtsrecht des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes und dessen abgefragte Aus- 
weitung hat sie möglicherweise auf die falsche Fährte 
gebracht. Es geht hier nicht um die zur Verteidigung 
der eigenen Rechtspositionen notwendigen Aus- 
kunfts- und Einsichtsrechte — die auch verbessert 
werden könnten — , sondern um die jenseits des eige- 
nen Interesses liegenden Informationszugangsrechte 
im Rahmen einer Informationsfreiheit als Ausfluß grö- 
ßerer demokratischer, von auf das Gemeinwohl bezo- 
genen Einflußmöglichkeiten. 

Die Bundesregierung betont dagegen, daß unsere 
Rechtsordnung auf der Konzeption des Individual- 
rechtsschutzes beruhe und insofern das Aktenein- 
sichtsrecht auf dieser Basis geregelt ist. Es könne also 
nur von den Beteiligten zur Wahrung ihres Informa- 
tionsinteresses wahrgenommen werden, nicht aber 
zur Wahrnehmung der Rechte anderer oder eines öf- 
fentiichen Interesses. Verlasse ich diese dem Rechts- 
staatsprinzip verpflichtete Rechtstradition, wenn wir 
neben dem Individualrechtsanspruch das Recht auf 
Informationszugang als Mitwirkungsrecht des Bür- 
gers fordern? 

Bei der Klagebefugnis ist zum Teil auf Landesebene 
bereits die Verbandsklage neben der individuellen 
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(A) Klagebefugnis etabliert. Wir fordern das genauso wie 
die FDP für unseren gesamten Rechtsraum. 

Ebenso brauchen vsdr im Informationszugangsrecht 
neben dem möglicherweise noch weiter zu entwik- 
kelnden individuellen Akteneinsichtsrecht ein allge- 
meines Informationszugangsrecht. Dieses Recht se- 
hen wir gerade aus dem Demokratieprinzip entwik- 
kelt. Wir stehen damit möghcherweise im Gegensatz 
zur Bundesregierung, die durch das Demokratieprin- 
zip diese Form der Partizipation verboten sieht. 

Die Ausgestaltung der Umweltrechte in den natio- 
nalen Einzelgesetzen mit ihren unterschiedlichen Par- 
tizipationsformen und die EG-Richtlinie über den 
freien Zugang zu Informationen über die Umwelt zei- 
gen, daß diese Überlegung zum Informationszugang 
für ein großes staatliches Verwaltungsfeld teilweise 
Wirklichkeit geworden ist. Es gilt nun, dies auf dem 
Felde des Umweltrechts konsequent weiter auszu- 
bauen. Das heißt konkret, daß die Umsetzung der EG- 
Richtlinie auch in allen Bereichen durchgesetzt 
wird. 

Möglicherweise können auch ähnhche Strukturen 
der Information und der Beteiligung in anderen Ver- 
waltungsfeldern vorbereitet werden. Einige sozialde- 
mokratische Länder arbeiten an dem Entwurf eines 
Informationszugangsgesetzes. Wir werden uns an die- 
ser Diskussion beteiligen, um die Erfahrung der Län- 
der in den Bundestag einzubringen. 

Wir können der allgemeinen Politikverdrossenheit 
der Bürger durch die Gewährung von mehr Bürger- 
rechten begegnen. Dies sollten wir auch tun. 

(B) 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Die Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage der SPD- 
Fraktion „Informationszugangsrechte für Bürgerin- 
nen und Bürger'' zeigt, daß der Zugang des interes- 
sierten Bürgers zu den Datenbeständen der Verwal- 
tung ausreichend gesichert ist. Von einem Informa- 
tionsübergevsdcht der Verwaltung kann daher keine 
Rede sein. Die in der Fragestellung hegende Unter- 
stellimg, daß die Verwaltung nur durch ein allgemei- 
nes Zugangsrecht für jedermann kontrolUert werden 
könne, wird überzeugend widerlegt. 

Im Gegensatz zu einigen ausländischen Staaten vsde 
Schweden, Norwegen, Kanada und den USA steht 
dem einzelnen in Deutschland grundsätzhch kein all- 
gemeines Informationsrecht zur Verfügung. Der Bür- 
ger hat jedoch eine Vielzahl von gesetzhchen Mög- 
hchkeiten, in Verwaltimgs Vorgänge Einsicht zu neh- 
men bzw. Auskunft zu verlangen. Durch ein Geflecht 
besonderer Zugangs- und Informationsrechte werden 
wir den berechtigten Informationsinteressen der ein- 
zelnen Bürger gerecht. 

Ein zentrales Instrument ist dabei das Aktenein- 
sichtsrecht nach § 29 des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes. Diese Regelung hat in Abkehr von dem früher 
geltenden Prinzip der Aktengeheimhaltung den 
Grundsatz der „beschränkten Aktenöffentlichkeit" 
festgeschrieben. Das heißt, die Beteiligten des Ver- 
waltungsverfahrens sind grundsätzlich berechtigt, in 
die Verwaltungsakten Einsicht zu nehmen. Die Be- 
schränkung des Einsichtsrechts auf die Verfahrensbe- 
teiligten ist Ausdruck der Konzeption der deutschen 


Rechtsordnung, die auf dem Prinzip des Individual- (C) 
rechtsschutzes beruht. Das heißt, der einzelne kann 
mit einer Klage grundsätzlich nur die Verletzung ei- 
gener Rechte geltend machen und nicht die Wahrung 
der Rechte anderer oder des öffentlichen Interesses 
gerichtlich überprüfen lassen. 

Ferner stehen dem Bürger weitere Informations- 
möglichkeiten wie z. B. die Auskunftsansprüche des 
Betroffenen nach dem Bundesdatenschutzgesetz über 
die zu seiner Person gespeicherten Daten zu. Nach 
dem Melderecht kann sich der Bürger aus den Melde- 
registem informieren, er kann in das Handelsregister, 
in das Grundbuch, in Personenstandsbücher Einsicht 
nehmen. Dies steht jeweils in den dafür geltenden, 
bereichsspezifischen gesetzhchen Regelungen. 

Diese Vorschriften stellen einen angemessenen 
Ausgleich zwischen dem Informationsbedürfnis des 
einzelnen und dem Geheimhaltungsinteresse des 
Staates und beteihgter Dritter dar. 

Bei einem allgemeinen Informationszugangsrecht 
wäre ein solcher angemessener Ausgleich zur Wah- 
rung der jeweils entgegenstehenden Interessen nur 
möghch, wenn hierzu eine Vielzahl von Annahmetat- 
beständen geschaffen würde. Vor diesem Hinter- 
grund erscheint der Ansatz des deutschen Verwal- 
tungsrechts vorzugswürdig. Er ist auch für den Bürger 
leichter durchschaubar. 

Verweigert eine Verwaltungsbehörde dem einzel- 
nen zu Unrecht die beanspruchte Akteneinsicht bzw. 
den geltend gemachten Auskunftsanspruch, so kann 
der Bürger zur Durchsetzung seiner Rechte die Ver- pj 
waltungsgerichte anrufen. Diese können wiederum 
Aktenvorlage oder Auskunftserteilung von den Be- 
hörden verlangen. Damit ist die Transparenz und die 
Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns in unserem 
Rechtssystem zusätzlich abgesichert. 

Ich sehe daher auch keine Notwendigkeit — wie in 
der großen Anfrage angeregt — , besondere Gremien 
zur Behebung des vermeintlichen Informationsdefi- 
zits der Öffentlichkeit einzurichten. Der Behördenap- 
parat würde dadurch nur unnötig erweitert. Davor 
warne ich. Überdies spricht das geltende Verfas- 
sungsrecht gegen die Schaffung der Möglichkeit, dem 
Bundestag, seinen Ausschüssen oder einzelnen Abge- 
ordneten die Einsichtnahme in die Akten der Bundes- 
regierung zu gestatten. Dort, wo dies notwendig und 
sinnvoll ist, enthält das Grundgesetz Sondervorschrif- 
ten, die die Ausnahmen regeln. Kontrollorganen des 
Parlaments, wie Untersuchungsausschüssen im Rah- 
men von Beweiserhebungen, dem Petitionsausschuß 
und beispielsweise dem Wehrbeauftragten wurden 
dort Rechte auf Akteneinsicht und -Vorlage einge- 
räumt. Diese Vorschriften stellen jedoch — wie ge- 
sagt — Sonderregelungen dar und sind nicht Aus- 
druck eines allgemeinen Informationszugangsrechts 
zu Akten der Regierung. 

Ein solches allgemeines Akteneinsichtsrecht für 
Mitglieder des Deutschen Bundestages würde im Er- 
gebnis mit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der 
Gewaltenteilung kollidieren. Eine Akteneinsicht wird 
es nur mit besonderer Begründung für die jeweilige 
Legitimation geben können. 
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(A) Auch die Schaffung eines Bürgerbeauftragten des 
Deutschen Bundestages, der — mit unabhängigem 
Status — auf Antrag eines Bürgers Einsicht in die Ak- 
ten der Verwaltung nehmen kann, halte ich nicht für 
sinnvoll. Bei Soldaten — unter Umständen auch bei 
anderen speziellen Gruppen in der Gesellschaft — er- 
scheint ein spezieller Beauftragter des Parlaments auf 
Grund deren besonderer persönlicher Situation an- 
gebracht. Die Einrichtung eines Bürgerbeauftragten, 
wie die SPD-Fraktion es fordert, würde jedoch den 
falschen Eindruck erwecken, daß exekutive Tätigkeit 
grundsätzlich einer „vermittelnden Instanz" aus der 
Legislative bedarf. Dies ist nach den geltenden verfas- 
sungsrechtlichen Regeln weder zulässig noch ent- 
spricht es tatsächlich bestehenden Bedürfnissen. Ver- 
fassungsrechtliche und verfassungspohtische Erwä- 
gungen sprechen daher auch bei diesem Vorschlag 
dagegen, ihn aufzugreifen. 

Dr, Burkhard Hirsch (FDP): Ober den freien Zugang 
zu Informationen für jedermann wird in der Bundes- 
republik gesprochen, seitdem bekannt geworden war, 
daß es in einer Reihe von Staaten Akteneinsichts- 
rechte für jedermann unabhängig von jedem konkre- 
ten Anlaß gibt. 

Der Forderung nach freedom of Information haben 
aUe Verwaltungen unabhängig davon, welche Regie- 
rung an der Macht war. Widerstand entgegengesetzt. 
Das hat sich grundsätzlich auch nicht durch die EG- 
Richtlinie über den freien Zugang zu Informationen 
über die Umwelt geändert, der die Bundesregierung 
zugestimmt hat und die wenigstens in diesem Bereich 
(Bj den Informationszugang sichert, ohne daß ein konkre- 
tes Einzelinteresse bestehen müßte. Die Richtlinie 
stammt vom Juni 1990. Sie muß bis zum 31. Dezember 
1992 verwirklicht werden. Von der Umsetzung sehen 
wir noch nichts. 

Merkwürdig an der Antwort der Bundesregierung 
ist es auch, daß die Angaben über die tatsächlichen 
Erfahrungen, die man in anderen Ländern mit dem 
Informationszugang gemacht hat, mehr als lückenhaft 
sind. Es wird zwar wiederholt auf die negativen Erfah- 
rungen in den Vereinigten Staaten hingewiesen, we- 
niger auf Kanada, weniger auf Schweden — wo das 
Informationsrecht immerhin seit 1766 gegeben ist — , 
gar nicht auf die uns unmittelbar benachbarten Nie- 
derlande. 

Über die Erfahrungen, die mit dem Einbhckrecht in 
die Wasserbücher in den Bundesländern gemacht 
worden sind, wird im wesentlichen mit Nichtwissen 
geantwortet. Das ist unbefriedigend. Das kann nicht 
hingenommen werden. Das zeigt, daß wir mit der Ant- 
wort der Bundesregierung das Thema keineswegs ab- 
schließen können. Wir sind am Anfang einer intensi- 
ven Diskussion und eines Entscheidungsprozesses. 

Die Verfassungsdiskussion in den neuen Bundes- 
ländern — z. B. in Brandenburg, Thüringen und Sach- 
sen — zeigt, daß wir uns auch bei der Reform des 
Grundgesetzes damit auseinandersetzen müssen, daß 
das gewandelte Verhältnis von Bürger und Staat zu 
mehr Transparenz und zu mehr Öffentlichkeit ver- 
pflichtet. Hier droht weder der Abbau des parlamen- 
tarischen Systems, noch ein Verstoß gegen den im 
Parteienstaat ohnehin lädierten Grundsatz der Ge- 


waltenteilung. Die Gewaltenteilung soll den Bürger (C) 
vor der Übermacht des Staates und nicht den Staat vor 
der interessierten Anteilnahme des Bürgers schüt- 
zen. 

Nach allen Erfahrungen ist es auch nicht so, daß die 
Verwaltungen durch die Flut heranstürmender infor- 
mationsgieriger Bürger in ihrer Tätigkeit ernsthaft be- 
hindert würden. Das stimmt einfach nicht. Wir haben 
z. B. in Nordrhein- Westfalen als erste die Katastro- 
phenschutzpläne für Kernkraftwerke für jedermann 
zugänghch gemacht. Ganz wenige haben davon Ge- 
brauch gemacht, obwohl man ja wirkhch von einem 
berechtigten Interesse sprechen kann. Ähnliches gilt 
für die Öffnung der Wasserbücher in den meisten 
Bundesländern. 

Läßt man einmal alle theoretisierenden, abstrakten 
verfassungsrechthchen Erwägungen weg — die in der 
Antwort der Bundesregierung mit quälender Um- 
ständlichkeit vorgetragen werden — , dann bleiben 
drei konkrete Gegenüberlegungen übrig, nämlich er- 
stens, daß durch die Aktenöffnung die individuellen 
Interessen Dritter, Einzelpersonen ebenso wie Unter- 
nehmen, geschädigt werden könnten nüt der Folge, 
daß sie auch dem Staat gegenüber notwendige Infor- 
mationen nicht oder nicht richtig geben; zweitens, daß 
das Recht auf Mitwissen mißverstanden wird als ein 
Recht jedermanns, mitzuentscheiden; drittens, daß 
die Verwaltung bei der Planung, Vorbereitung, Über- 
legung eigener Entscheidungen gehindert wird. 

Ich will mich wenigstens dieser dritten Überlegung 
kurz zuwenden, weil in ihr ein Kern enthalten ist, den 
man respektieren muß. Wenn z. B. ein Ministerium (D) 
die pohtische Leitung des Hauses beraten soll, dann 
muß der einzelne Beamte wissen, daß der nicht mit 
seinen Erwägungen und Vorschlägen, daß er nicht mit 
der Darstellung der Risiken, die in jeder Entscheidung 
hegen, öffentlich vorgeführt wird. Das ist wie im Pri- 
vatleben auch. Jeder von uns hat auch Überlegungen, 
die er besser für sich behält. Manches Tagebuch wird 
erst veröffenthcht, wenn alle Beteihgten tot sind. Wer 
solche Akten veröffenthchen wiU, wird ernsthafte und 
keineswegs positive Folgen auslösen. 

Es gibt aber auch durchaus Bereiche, in denen der 
öffentliche Zugang zu Informationen weit besser or- 
ganisiert werden kann und sollte. Dazu gehört in er- 
ster Linie der Umweltbereich, in dem das berechtigte 
öffenthche Interesse mit dem individuellen Rechtsan- 
spruch nur wenig zu tun hat. Dazu gehört z. B. der 
Verbraucherschutzbereich, dazu gehört die Katastro- 
phenplanung in der Umgebung aller industriellen 
Großvorhaben. Dazu gehören alle statistischen Struk- 
turdaten, die die Grundlage politischer Planungen 
sind. Man kann das fortsetzen und muß in diesen 
Bereichen in der Tat generell und ohne Einzelrege- 
lungen den Zugang zu Informationen öffnen. 

Das gilt schheßhch auch für das Verhältnis des Par- 
lamentes zur Regierung, also z. B. für die Petitionsaus- 
schüsse, für die Parlamentarische Kontrollkommission 
der Nachrichtendienste usw. Hier muß die Frage nicht 
heißen, welche Akten kann ich öffnen, sondern umge- 
kehrt, welche Akte darf die Verwaltung im allgemei- 
nen öffentlichen Interesse der Öffnung entziehen. Die 
Beweislast trägt nicht derjenige, der die Akten sehen 
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(A) will, sondern derjenige, der meint, sie aus übergeord- 
netem allgemeinen Interesse nicht öffnen zu sollen. 

Wir bewegen uns technisch und politisch auf eine 
Informationsgesellschaft zu. Sie bedarf neuer Rege- 
limgen, die das Verhältnis von Staat und Bürger ver- 
ändern. Die Antwort der Bundesregierimg ist nicht 
das letzte Wort. Wir werden in allen Ausschüssen, ins- 
besondere auch im Innenausschuß, überlegen, wie 
wir die bisher gemachten internationalen Erfahrun- 
gen besser nutzen können, und in welchen PoÜtikbe- 
reichen wir schneller als bisher im Zugang zu Infor- 
mationen vorangehen können. 

Ingrid Koppe (Bündnis 90/GRÜNE): Seit vielen Jah- 
ren wird über das Akteneinsichtsrecht für Bürgerin- 
nen und Bürger diskutiert, ohne daß es der Gesetzge- 
ber bisher für nötig gehalten hätte, dem Bundestag 
einen Entwurf für eine gesetzüche Regelung zu unter- 
breiten. 

Einzig die Fraktion der GRÜNEN hat in der letzten 
und in der vorletzten Legislaturperiode einen auch 
nach Ansicht vieler Fachleute ausgereiften Gesetz- 
entwurf zur Einsicht in Umweltakten vorgelegt. 

Die Reaktion der anderen Parteien war bezeich- 
nend für den Umgang mit diesem Bereich. Aus Krei- 
sen der SPD verlautete, sie plane die Vorlage eines 
eigenen Gesetzentwurfs, auf den wir allerdings bis 
heute vergeblich warten. 

Andererseits waren sich alle anderen Parteien im 
Rechtsausschuß einig, daß der Entwurf der GRÜNEN 
nicht Gegenstand einer Anhörung werden solle. So 
blieb dieser Gesetzentwurf im parlamentarischen Ge- 
triebe stecken. 

Es bedurfte der EG-Kommission, um die parlamen- 
tarische Diskussion wieder in Gang zu bringen. Nach- 
dem die Bundesregierung über Jahre hinweg eine 
Beschlußfassung in Brüssel zugunsten der Bürgerin- 
nen und Bürger blockiert hatte, liegt seit dem 7. Juni 
1990 die Richtlinie des Rates über den freien Zugang 
zu Informationen über die Umwelt vor. Sollte die SPD 
jedoch geglaubt haben, die Frist bis zur Umsetzung 
der Richtlinie in bundesdeutsches Recht sei ein Anlaß 
für die Bundesregierung, auch nur den Ansatz für 
gesetzgeberische Aktivitäten offenzulegen, so muß 
sie von der Antwort auf ihre Große Anfrage enttäuscht 
sein. 

Immerhin, die Bundesregierung hat, wie sie voller 
Stolz verkündet — Frage 9, Seite 13 —, der Richtlinie 
zugestimmt. Der Nachsatz ist aber geradezu der Inbe- 
griff von Engagement und Eifer: „Die Bundesregie- 
rung prüft derzeit Art und Umfang der Umsetzung der 
RichUinie, die bis zum 31. Dezember 1992 zu erfolgen 
hat." 

Das ist also der regierungsamtliche Stand einer de- 
mokratischen Grundsatzforderung, die seit mehr als 
15 Jahren in der Bundesrepublik von immer mehr 
Menschen erhoben, 1980 im Parteiprogramm der FDP 
festgeschrieben und am Runden Tisch in Ost-Berlin 
sogar den Rang einer Verfassungsnorm erhalten 
hat. 

Ich kann nicht einsehen, daß es den Menschen in 
dem vereinigten Deutschland noch immer nicht er- 


laubt wird, sich selbst um ihre eigenen Angelegenhei- (C) 
ten zu kümmern. 

Die Bundesregierung hält im Grundsatz an dem 
Bild einer Exekutive fest, die sich allenfalls im Um- 
weltbereich — notgedrungen durch die EG — für den 
nicht am Verfahren direkt beteiligten Bürger ein we- 
nig öffnet. 

Herr Minister Schäuble, Ihre staatsrechtlichen Ant- 
worten auf die Eingangsfragen der Kolleginnen und 
Kollegen der SPD-Fraktion sind Ausdruck eines ver- 
fassungspolitischen Verständnisses, das ich nicht teile 
imd das sich nach meiner Überzeugung im vereinig- 
ten Deutschland nicht durchsetzen darf. Sie schrei- 
ben, das Demokratieprinzip verbiete die Mitentschei- 
dungsbefugnis einzelner, nicht durch das Gesamtvolk 
legitimierter bei der Erfüllung staatlicher Aufgaben. 

Sie beklagen sich über möghche Repressalien gegen 
Amtsleiter und die ungebührhche Beanspruchung der 
Behörden durch den „freedom of information act" in 
den USA. 

Sind denn für Sie Bürger, die Genehmigungsbe- 
scheide einsehen wollen, nichts anderes als poten- 
tielle Terroristen, die nichts anderes im Sinn haben, 
als den vor Angst schlotternden Amtsleiter zu bedro- 
hen? Gibt es für Sie denn keinen Unterschied zwi- 
schen einem durch Einsicht in die Akten einsichtigen 
Bürger und einem Randaüerer, der Amtsstuben demo- 
liert und die Beschäftigten an ihrer Arbeit hindert? 

Ihnen reicht es aus, wenn — wie Sie formuüeren — 
gewählte Vertreter ihre Amtsleiter einsetzen, die 
dann ohne Bürgerbeteihgung walten können. Sie 
können sich gerade nicht auf das Grundgesetz stüt- pj 
zen. Das legt nämhch in Art. 20 Abs. 2 fest: Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus. Weiter heißt es in 
Satz 2: Sie — die Staatsgewalt — wird vom Volke in 
Wahlen und Abstimmungen . . . ausgeübt. 

Herr Minister Schäuble, das Grundgesetz bekennt 
sich zur Volkssouveränität, nicht zu einem durch zyk- 
lische Akklamation erneuerten Obrigkeitsstaat! 

Der Staat und seine Verwaltung müssen mit offenen 
Karten arbeiten. Die Behörden müssen lernen, daß sie 
für die Bürgerinnen und Bürger da sind und nicht 
umgekehrt. 

Ob im öffentlichen Dienstrecht mit seiner grotesken 
Überbetonung des Beamtenwesens oder bei der Be- 
stimmung des Verhältnisses von Staat und Bürger: Ich 
verlange eine gläserne Verwaltung, eine poütische 
Diskussions- und Gesprächskultur der Offenheit und 
der Partizipation, nicht der Geheimräte und Hinter- 
zimmerkabinette . 

Ich fordere deshalb, daß ein Akteneinsichtgesetz für 
alle Bereiche der öffenthchen Verwaltung eine opti- 
male Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger sicher- 
stellt. Die — erkennbar widerwillig zu leistende — 
Regelung des Akteneinsichtsrechts in Umweltakten 
ist nur der Anfang. Die anderen Bereiche müssen fol- 
gen, im Interesse einer demokratischen Kultur der 
Bürgerbeteihgung auf allen gesellschaftüchen und 
staatüchen Ebenen. 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): In der Informa- 
tions- und Mediengesellschaft, in der wir leben, und 
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(A) insbesondere durch die Entwicklung der elektroni- 
schen Kommunikation mit ihren beinahe schon un- 
übersehbaren Mögüchkeiten ist die Frage des Infor- 
mationszugangs geradezu essentiell für eine funktio- 
nierende Demokratie. 

Es ist Aufgabe der Politik, die notwendigen Rege- 
lungen im Spannungsfeld zwischen notwendigem 
Datenschutz und freier Informationsgewinnung und 
-Verarbeitung zu treffen, wobei klar sein sollte, daß 
Verwaltungen und Behörden, aber auch große Unter- 
nehmen und Interessenverbände gegenüber dem Ein- 
zelnen auch eine Informationspflicht haben sollten 
und daß ihre Arbeit und ihre Entscheidungen grund- 
sätzlich so transparent wie möghch sein sollten. 

In der Debatte um die Volkszählung wurde dies im 
Gegensatzpaar „gläserner Staat/gläsemer Bürger" 
thematisiert. Das sogenannte Volkszählungsurteü si- 
chert der Bürgerin und dem Bürger das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung. Dieses Grund- 
recht wäre meines Erachtens um ein Recht auf umfas- 
sende Information zu erweitern, wenn man das Wort 
von der „mündigen Bürgerin und dem mündigen Bür- 
ger" ernst nimmt. 

Der Gegenstand der hier in Rede stehenden Großen 
Anfrage ist nicht von ungefähr der Umweltbereich. 

Die Ökologiebewegung hat sich u. a. auch ein gro- 
ßes Verdienst um die demokratische Kultur erworben, 
als sie begann, in ihrem Kampf gegen Atomkraft- 
werke, großtechnische Anlagen oder gigantische 
Straßenbauten Informationsrechte, Beteüigungs- und 

(B) Mitgestaltungsrechte der Betroffenen einzufordem 
und durchzusetzen. 

Diese Rechte sind aber nicht auf einen eng gefaßten 
Umweltbereich zu beschränken, gerade weü wir 
heute wissen, daß alle größeren Unternehmungen 
Auswirkungen auf die Umwelt haben. Ein geschärftes 
ökologisches, d. h. die Zusammenhänge erkennendes 
Bewußtsein tut das Seinige hierzu: Zukünftig wird nur 
eine vorausschauende Politik, die sich der Aufgabe 
stellt, die staatliche Sphäre, die Frage des Produzie- 
rens und Austauschens wieder mit den Lebenswelten 
der Einzelnen zu verbinden, die notwendige Akzep- 
tanz erreichen. Hier ist es von entscheidender Bedeu- 
tung, wie den Informationsbedürfnissen und Mitent- 
scheidungsansprüchen entsprochen wird. Es muß 
selbstverständhch werden, daß die Bürgerinnen und 
Bürger nicht nur ein Recht auf Transparenz und somit 
die Möglichkeit zur Kontrolle haben, sondern es müs- 
sen darüber hinaus reale Mitwirkungsmöghchkeiten 
geschaffen werden. 

Ein allgemeines Informationszugangsrecht ist anzu- 
streben. Der Umweltbereich, wo die Diskussion mei- 
nes Erachtens insbesondere auf Europaebene am wei- 
testen vorangeschritten ist, kann hier eine Vorreiter- 
rolle spielen. 

Jetzt muß es darum gehen, bestimmte Mindeststan- 
dards, bestimmte Rechtsansprüche der Einzelnen und 
bestimmte Informationspflichten festzulegen, wobei 
grundsätzlich Entscheidungen auf der jeweils unter- 
sten Ebene angesiedelt sein sollen (Subsidiaritätsprin- 
zip). 


Zu nennen wäre hierbei: 

— grundsätzhche Beteihgung der Bürgerinnen und 
Bürger bei allen wirtschaftlichen und infrastruktu- 
rellen Vorhaben, Verbesserung der Mitwirkungs- 
rechte Einzelner, erleichterter Zugang zu Rechts- 
mitteln (Klagemöglichkeit) ; 

— Offenlegung von Umweltdaten, Schadstoffen und 
Abfällen durch die Firmen; 

— umfassende Information durch entsprechende 
Umweltberichte mit aufbereiteten Daten; 

— Akteneinsichtsrecht für jeden und 

— umfassende Umweltverträghchkeitsprüfungen im 
Zuge eines vorausschauenden Umweltschutzes. 

Lassen Sie mich abschheßend sagen, daß ich im 
Gegensatz zur Auffassung der Bundesregierung die 
Einrichtung eines Ombudsmannes oder einer Om- 
budsfrau für sehr sinnvoll halte. Mit der Schaffung 
eines Informationszugangsrechts würde rechtspohti- 
sches Neuland betreten, der Einzelne hätte die Mög- 
lichkeit, eine vermittelnde Instanz zwischen Exeku- 
tive und Legislative anzurufen. 

Dr. Hans de With (SPD): In Seminaren ebenso wie in 
Stammtischgesprächen wird über die Selbstherrhch- 
keit von Politik und Verwaltung räsoniert. Die einen 
sagen: Das Entstehen der immer komplexer werden- 
den Regelungen unserer Lebensvorgänge sei weder 
zugänglich noch kontroUierbar, womit sich ein Teil 
der Staatsverdrossenheit begründe. Die anderen be- 
haupten schhcht und einfach: Die da oben machen 
doch, was sie wollen. 

Mag diesen zugespitzten Äußerungen auch mit ei- 
ner gewissen Distanz begegnet werden, so läßt sich 
doch zweierlei kaum leugnen: 

1. Eine Demokratie lebt vom Prinzip der Öffentlich- 
keit. 

2. Ohne Wissen um die öff entheben Vorgänge kön- 
nen daraus resultierende Entscheidungen nur 
schwerüch verstanden und kaum akzeptiert wer- 
den. 

Als Anselm von Feuerbach 1821 seine „Betrachtun- 
gen über die Öffenthehkeit und Mündhehkeit der Ge- 
rechtigkeitspflege" schrieb, lebte der Strafprozeß 
noch im Sinne der Demagogenverfolgungen verbor- 
gen hinter den verschlossenen Türen der Amtsstuben 
im Sinne des gemeinrechüichen Inquisitionsprozes- 
ses. Einer der Mentoren unserer Strafrechtspflege, 
Eberhard Schmidt, schrieb dazu: 

Indem der pohtische Liberahsmus des 19. Jahr- 
hunderts eine Beteihgung des Volkes an den wich- 
tigsten Angelegenheiten des öffentiiehen Lebens 
anstrebte, woUte er auch die Strafrechtspflege, de- 
ren hochpohtische Bedeutung durch die Demago- 
genverfolgung jedermann begreiflich geworden 
war, der Mitwirkung und dem Miterleben des Vol- 
kes zugängheh machen. 

Und es bedurfte noch der Bewegungen der Paulskir- 
che, des reformierten Strafprozesses und der Beispiele 
außerhalb unserer Grenzen, ehe das Öffenthehkeits- 
prinzip 50 Jahre später Eingang in unsere Rechts- 
pflege fand. 
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Heute ist das alles selbstverständlich, wobei wir 
natürlich auch wissen, daß es sich dabei nur um ein 
Prinzip handelt und der Öffentlichkeit im Einzelfall 
schutzwürdige Interessen des Betroffenen entgegen- 
stehen können, worauf ebenso selbstverständhch Be- 
dacht genommen wird. 

Im Verwaltungsverfahren kam es zum ersten gro- 
ßen Einbruch im Sinne einer Herstellung von Öffent- 
hchkeit durch den Anspruch auf Akteneinsicht der 
Beteiligten mit der Formulierung des § 29 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes, das allerdings erst seit dem 
1. Januar 1977 in Kraft ist. Dabei aber sind zwei Um- 
stände bedeutsam: 

1 . Der grundsätzliche Anspruch auf Akteneinsicht für 
die Beteiligten war weder im Musterentwurf noch 
im Entwurf 1970 enthalten. Erst der Entwurf aus 
dem Jahre 1973 nahm nach der entsprechenden 
öffentüchen Kritik Abschied vom Grundsatz des 
Aktengeheimnisses zugunsten der Parteiöffent- 
lichkeit des Verfahrens. Dritte haben ein solches 
Aktenzugangsrecht nicht. 

2. Für das Planfeststellungs verfahren modifiziert der 
§ 72 eben dieses Verwaltungsverfahrensgesetzes 
die MÖghchkeit auf Akteneinsicht dahin gehend, 
daß diese nunmehr nach pflichtgemäßem Ermes- 
sen zu gewähren ist, also kein Anspruch mehr be- 
steht. 

Nun ist es keineswegs so, daß der Unbeteiligte und 
damit die Öffentlichkeit schlechthin von jedem Ver- 
waltungsverfahren ausgeschlossen sind. Einmal gibt 
es entsprechende presserechthche Bestimmungen, 
die allerdings diverse Einschränkungen enthalten. 
Zum anderen existiert seit 7. Juni 1990 die Richthnie 
des Rates über den freien Zugang zu Informationen 
über die Umwelt, der die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat. Danach sind die Behörden verpflichtet, 
jedermann ohne Prüfung von dessen Interesse Aus- 
kunft über Informationen zur Umwelt zur Verfügung 
zu stellen. Und natürhch gibt es Einsichtsrechte und 
Verpflichtung zur Offenlegung anderswo, beispiels- 
weise im Raumordnungsverfahren. 

Dennoch bleibt die Frage: Ist genügend Öffenthch- 
keit hergestellt? Oder besser gesagt: Hat die Öffent- 
hchkeit genügend Zugang zu Eingriffsvorhaben, Pla- 
nungsabsichten und Genehmigungs werken der öf- 
fentlichen Hand? Ganz sicher nicht. 

Wäre es nicht von Interesse, rechtzeitig zu wissen, 
wenn jemand einen Bauantrag im Naturschutzgebiet 
stellt? Kennen nicht einige von uns Beispiele, bei de- 
nen sogenannte Mächtige oder Prominente wider Er- 
warten ganz plötzlich eine Baugenehmigung in einem 
Naturschutzgebiet erhalten haben, wobei zur Überra- 
schung aller der erforderliche staatliche Dispens er- 
teilt worden war? 

Ist es nicht ein geflügeltes Wort, daß alle nasenlang 
die Straßen auf gerissen werden, weil eine Hand nicht 
weiß, was die andere tut? Könnte hier die offene Infor- 
mation für die Öffentiichkeit nicht in dem einen oder 
anderen Fall bewirken, daß eben nur einmal aufge- 
graben wird? 

Nun haben wir gehört und wissen wir seit geraumer 
Zeit, daß Demokratien, die älter sind als die unseren, 
den nächsten Schritt schon gewagt haben, nämüch 


schlechthin ein Akten einsichtsrecht für jedermann (C) 
— unter gewissen Bedingungen — zu gewähren. 

Wie zum Beispiel die Vereinigten Staaten, Kanada 
und Schweden. Und die bisherigen Erfahrungen zei- 
gen, daß damit keineswegs die Verwaltung ineffizient 
geworden ist. Deswegen war es an der Zeit, daß diese 
Frage einmal im Deutschen Bundestag behandelt 
wird. 

Wenn ich nun auf die Große Anfrage der SPD die 
Antwort der Regierung anschaue, fällt mir zweierlei 
auf: 

Im Umweltbereich — sicherlich auf Grund der zi- 
tierten „Euro "-Richtlinie über den freien Zugang zur 
Information über die Umwelt — antwortet und ver- 
fährt die Bundesregierung weitgehend großzügig. 
Generell aber lehnt sie eine Öffnung der Verwal- 
tungsvorgänge für die Öffenthchkeit ab mit Begrün- 
dungen, die nicht frei von Überlegungen sind, wie sie 
bloße Bürokratien pflegen, und die — lassen Sie mich 
das offen sagen — nicht ohne verfassungsrechtliche 
Pikanterie sind. 

Da wird nämhch das allgemeine Akteneinsichts- 
recht unter Hinweis auf das „Demokratieprinzip" ab- 
geblockt, weil der einzelne keine „Mitentscheidungs- 
befugnis" habe und kein „durch das Gesamtvolk Le- 
gitimierter" sei. Wörtlich heißt es weiter: 

. . . kann eine generalisierte Ermöglichung der 
Teilhabe der Allgemeinheit an der den staathchen 
Organen zugewiesenen Ausübung demokrati- 
scher Kontrolle gravierende verfassungsrechtliche 
Probleme aufwerfen. 

(D) 

Wenn das Bundesverfassungsgericht in ständiger 
Rechtsprechung schon vom mündigen und auch infor- 
mierten Bürger ausgeht, muß man sich wirklich fra- 
gen, warum er nicht grundsätzlich die MÖghchkeit 
haben sollte, sich über alle die Öffentlichkeit interes- 
sierende Vorgänge zu informieren, um daraus im Rah- 
men der bestehenden Möglichkeiten Überlegungen 
und Handlungsweisen abzuleiten. Sei es, daß er gar 
nichts tut, sei es aber auch, daß er Leserbriefe schreibt, 
Interessengruppen bildet, eine Parteimeinung zu bil- 
den versucht oder sonstige legale Einflußmaßnahmen 
ausübt, um den Karren in eine andere Richtung zu 
bewegen. Die Kenntnis allein kann schon gar nicht 
verfassungsrechthch negativ relevant sein. Und 
warum sollte ein aus dieser Handlung gewonnenes 
Tun im Sinne einer Einwirkung nach bisherigen lega- 
len Mögüchkeiten verfassungsrechthch bedenklich 
sein? 

Fragen darf ich deshalb schon: Schwingt hier nicht 
eine nicht mehr in unsere Welt passende Tendenz 
nach dem Motto mit: Wenn die zuviel wissen, stören 
sie nur. Was in den Vereinigten Staaten nicht das 
Demokratieprinzip berührt und nicht zu einem Parti- 
zipationsverbot führt, dürfte doch auch bei uns verfas- 
sungsrechthch nicht problematisch sein. 

Wir Sozialdemokraten hätten uns gewünscht, und 
dazu wäre Anlaß gewesen, daß sich die Bundesregie- 
rung offener gegeben und Wege aufgezeigt hätte, ein 
Mehr an Öffenthchkeit zu vermitteln. 

Die Bundesregierung sei daran erinnert, wie lange 
sie sich gesträubt hat, mehr Öffenthchkeit für die Par- 
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(A) lamentarische Kontrollkommission — also bei der 
Kontrolle der Dienste — zu gewähren. Beim Ver- 
kehrswegebeschleunigungsgesetz geht die Bundes- 
regierung — wenn auch auf andere Weise — einen 
ebenso engherzigen Weg. 

Alles in allem: Im Kern ist es eine Antwort im alten 
Geist. Ich frage mich, wo bei der Beschlußfassung 
über diese Antwort der Bundesminister der Justiz ge- 
bheben war. 

Eduard Lintner, Pari, Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Mit der Großen Anfrage „Infor- 
mationszugangsrechte für Bürgerinnen und Bürger" 
fordert die SPD-Fraktion die Einführung eines allge- 
meinen Informationszugangsrechtes zu allen Daten- 
beständen der Verwaltung. Es wird behauptet, daß 
die bestehenden gesetzhchen Einsichts- und Aus- 
kunftsrechte dem Informationsbedürfnis der Bürger 
nicht gerecht werden. Daher müsse das Informations- 
übergewicht der Verwaltung abgebaut werden. 

Dazu ist zunächst zu bemerken, daß diese Forde- 
rung im Umweltbereich — was den Fragestellern of- 
fensichthch nicht bekannt war — bereits reahsiert ist. 
Denn seit dem 7. Juni 1990 ist die Richthnie der Euro- 
päischen Gemeinschaften über den freien Zugang zu 
Informationen über die Umwelt in Kraft. Sie muß bis 
zum 31. Dezember 1992 in deutsches Recht umgesetzt 
sein. Entsprechende Vorbereitungen sind im Hause 
des Kollegen Töpfer und in den Ländern im Gange. 

Im übrigen sieht das Rechtssystem der Bundesrepu- 
bhk Deutschland keinen allgemeinen Informationszu- 

(B) gang für jedermann ohne Nachweis eines berechtig- 
ten Interesses vor. Dem interessierten Bürger steht 
jedoch ein Geflecht von spezifischen Zugangs- und 
Informationsrechten zur Verfügung. Ich nenne hier 
beispielsweise das Akteneinsichtsrecht der am Ver- 
waltungsverfahren Beteihgten nach § 29 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes, das Einsichtsrecht der Be- 
troffenen in Gerichtsakten nach den verschiedenen 
Prozeßordnungen sowie die Beteiligung der Öffent- 
hchkeit im Rahmen von Planfeststellungs verfahren 
für Großprojekte wie Abfallentsorgungsanlagen und 
Atomkraftwerke . 

Diese Methode der Information der Öffentiichkeit 
durch besondere Rechtsvorschriften, die sich entwe- 
der auf eine bestimmte Person beziehen — z. B. die 
Beteihgten des Verwaltungsverfahrens — oder für be- 
stimmte Sachgebiete gelten — z. B. im Recht des Han- 
delsregisters — , hat sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung bewährt. Das geltende Prozeßrecht bietet 
dem einzelnen zudem ausreichende Rechtsschutz- 
möghchkeiten zur Durchsetzung dieses Rechtsan- 
spruches auf Information. 

Die Fragesteller verweisen ferner auf die Gesetzes- 
lage in verschiedenen ausländischen Staaten wie den 
USA, Kanada, Norwegen und Schweden, die zum Teil 
auf eine lange Tradition eines freien Zugangsrechts 
zu Datenbeständen der Verwaltung zurückblicken 
können. In der Praxis hat sich jedoch gezeigt, daß die 
Regelungen des deutschen Rechts jenen Vorschriften 
in ihrer Effektivität in keiner Weise nachstehen. Denn 
das deutsche Recht sichert — wie ausgeführt — die 
angemessene Information der Öffentlichkeit durch 


besondere Gesetzesvorschriften, die bereits entge- (C) 
genstehenden Interessen Dritter Rechnung tragen. 

Hier ist zum Beispiel der Anspruch anderer Personen 
auf Achtung ihrer Privatsphäre, der von Firmen auf 
Schutz ihrer Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse und 
die Notwendigkeit des Schutzes bestimmter militäri- 
scher Daten zu nennen. 

Die ausländischen Rechtsordnimgen, die den ein- 
zelnen ein allgemeines Informationszugangsrecht 
einräumen, sehen dagegen eine schier unüberseh- 
bare Anzahl von Ausnahme tatbeständen vor, um je- 
nen Interessen Dritter ausreichend Rechmmg zu tra- 
gen. Dies halte ich für wenig bürgerfreundlich, was 
sich auch in Erhebungen über die Inanspruchnahme 
des Zugangsrechtes niederschlägt: es wird in erster 
Linie von Wirtschaft, Industrie und Presse und nur zu 
einem kleinen Prozentsatz von Einzelpersonen wahr- 
genommen. 

Ferner begegnet die Einräumung eines Informa- 
tionszugangsrechts für jedermann mit dem Ziel einer 
wirksamen Kontrolle der Verwaltung — wie es die 
Fragesteller verstehen — verfassungsrechtlichen Be- 
denken. Denn der Abbau des vermeintlichen „Infor- 
mationsübergewichts" der Verwaltimg bringt eine 
Mitwirkung der Allgemeinheit an Verwaltungsent- 
scheidungen mit sich. Diese hat jedoch Entscheidun- 
gen eigenverantwortlich zu fällen imd unterhegt da- 
bei nur der Kontrolle durch die Gerichte. 

Ferner besteht natürlich zwangsläufig die Gefahr 
einer Verzögerung von Verwaltungsentscheidungen 
durch die Notwendigkeit, jedermann in den Amtsräu- 
men Akteneinsicht zu gewähren. 

(D) 

Dies bedeutet jedoch nicht, daß im gesamten Admi- 
nistrativbereich ein allgemeiner Informationszugang 
ausgeschlossen wäre. Dieses Recht kann eingeräumt 
werden, wenn in bestimmten Verwaltungsbereichen 
eine allgemeine Einsichtnahme in Entscheidungsun- 
terlagen sachhch gerechtfertigt ist. Eine derartige Be- 
teihgung der Öffentüchkeit hält die Bundesregierung 
im Bereich des Umweltrechts für geboten. Denn ein 
effektiver Umweltschutz ist nur zu erreichen, wenn 
jeder einzelne hierzu beiträgt und sich umweltgerecht 
verhält. Deutliche Fortschritte im Umweltschutz sind 
nur bei einem hohen Umweltbewußtsein und einem 
entsprechenden Engagement der Bürger zu erzielen. 
Hierzu ist die umfassende Information der Öffenthch- 
keit über den Zustand der Umwelt, über die Folgen 
umweltbeeinträchtigenden Verhaltens und über das 
Handeln der Verwaltung notwendige Voraussetzung. 

Die Bundesregierung hat daher der eingangs erwähn- 
ten Richthnie der EG zugestimmt und hält die Umset- 
zung dieses Regelwerkes in nationales Recht für ver- 
einbar mit den bewährten Strukturen des deutschen 
Verwaltungsrechts. 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig auf die 
Fragen der Abgeordneten Claire Marienfeld (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/1447 Fragen 10 und 11): 
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(A) Treffen die Pressemitteilungen zu, daß der Bundesminister 
der Verteidigung, Dr. Gerhard Stoltenberg, mit dem britischen 
Verteidigungsminister, Tom King, vereinbart hat, sämtUche bri- 
tischen Militärbewegungen in der Lünebiuger Heide bis 1994 
schrittweise einzustellen, und hat der Bundesminister der Ver- 
teidigung danach den britischen Streitkräften eingeräumt, die 
Übungsmöglichkeiten auf Truppenübungsplätze der Bundes- 
wehr zu verlagern? 

Trifft es zu, daß die britischen Streitkräfte ihre Ausbildungs- 
und Übimgstätigkeit in einem Drei-Stufen- Plan vollständig auf 
die bestehenden Truppenübungsplätze der Bundeswehr Mun- 
ster, Bergen-Hohne und Sennelager verlegen, und wenn ja, mit 
wie vielen zusätzlichen Truppenübungen auf dem bestehenden 
Truppenüb vmgsplatz Senne muß die lippische Bevölkerung, die 
jetzt schon erhebhchen Belastungen ausgesetzt ist, rechnen? 

Zu Frage 10: 

Bundesminister Dr. Gerhard Stoltenberg und sein 
britischer Kollege Tom King haben am 17. Oktober 
1991 eine Regelung vereinbart, die der britischen Ar- 
mee schrittweise einen vollständigen Verzicht auf 
Übungen im Gebiet Solt au- Lüneburg ab Mitte 1994 
erlaubt. Die britische Armee erhält dafür Übungsmög- 
hchkeiten auf bestehenden Truppenübungsplätzen 
der Bundeswehr. 

Zu Frage 11; 

Die vereinbarte Regelung sieht vor, daß die briti- 
schen Streitkräfte ihre Ausbüdungs- und Übungstä- 
tigkeit in drei Phasen von Soltau-Lüneburg auf die 
Truppenübungsplätze Bergen, Münsingen, Grafen- 
wöhr und Putlos verlagern werden. Die britischen 
Streitkräfte stellen der Bundeswehr dafür aus ihrem 

(B) Nutzungsanteü von 16 Wochen auf dem Truppen- 
übungsplatz Sennelager 4 Wochen zur Nutzung zur 
Verfügung. Zusätzüche Truppenübungen entstehen 
dadurch nicht. 

Die Aufgabe des Soltau-Lüneburg- Gebiets ist wie 
folgt geplant: 

— 1992: Aufgabe eines größeren Geländes südwest- 
hch Lüneburg und Verlängerung der Sommer- 
pause. 

— 1993: Aufgabe des Gebietes ostwärts der Bundes- 
autobahn 7 und Beibehaltung der verlängerten 
Sommerpause. 

— 1994: Einstellung der gesamten Ausbüdung/ 
Übungen im Raum Soltau-Lüneburg ab Mitte 
1994. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Olaf Feldmann (FDP) 
(Drucksache 12/1447 Frage 12): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß im Zusammen- 
hang mit dem kanadischen Truppenabzug aus Söllingen und 
Lahr sowie der Auflösung des Aufklärungsgeschwaders Immel- 
mann in Bremgarten die TRA 206A (Temporary Restricted Area) 
nüt der TRA 206B zusammengelegt wird, und wenn ja, ist auf- 


grund der Zusammenlegimg der TRA nüt einer Reduzierung der (C) 
neuen TRA und damit auch mit einer Verringerung des militä- 
rischen Flugbetriebes über Baden-Baden, dem Murgtal und 
dem Schwarzwald zu rechnen? 


Im Rahmen einer einvemehmlich mit dem Bundes- 
minister für Verkehr beschlossenen Neuordnung der 
Luftraumstruktur im Bereich des Schwarzwaldes wer- 
den ab Mitte November 1991 die Temporary Restric- 
ted Areas 206 a und 206 b zusammengelegt und ver- 
kleinert. Die nördhche Grenze der neuen Temporary 
Restricted Area 206 verläuft dann auf einer Linie 
Lahr-Schramberg. 

Diese Maßnahme und die Strukturmaßnahmen im 
Bereich der alitierten und eigenen Streitkräfte lassen 
eine Verminderung der Fluglärmbelastung über Ba- 
den-Baden, dem Murgtal und dem nördlichen 
Schwarzwald erwarten. 


Anlage 13 

Antwort 

der Staatsntinisterin Ursula Seiler-Albring auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Olaf Feldmann (FDP) 
(Drucksache 12/1447 Frage 30): 

Welchen Beitrag will und kann die Bvmdesregierung im Hin- 
blick auf die am 30. Oktober 1991 in Madrid eröffnete Nahost- 
Friedenskonferenz für den Nahost-Friedensprozeß leisten, und 
welche Rolle wird sie im Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaft bei der Lösung der damit verbundenen Probleme wie der 
israelischen Siedlungspolitik in den besetzten Gebieten, der 
Grenzfragen zwischen Israel und dem Libanon (israelische 
5-Meüen-Schutzzone im Südlibanon) und zwischen Israel und 
Syrien (israelische Annexion der Golanhöhen), einer regionalen 
Abrüstung und Rüstungskontrolle, der Wasserfrage und der re- 
gionalen Wirtschaftsförderung übernehmen? 

Die Europäische Gemeinschaft war durch die Präsi- 
dentschaft bei der Madrider Konferenz vertreten. Zur 
Delegation der Gemeinschaft gehörte auch ein Beam- 
ter des Auswärtigen Amtes. Die Bundesregierung hat 
an der inhaltlichen Vorbereitung der europäischen 
Teilnahme, insbesondere an der Rede der Präsident- 
schaft, aktiv mitgearbeitet. Sie ist dabei von den 
Grundsätzen ausgegangen, die die deutsche wie die 
europäische Nahostpolitik seit Jahren leiten. 

Der niederländische Außenminister van den Broek 
hat am 30. Oktober 1991 in Madrid vor der Nahost- 
Friedenskonferenz auch im Namen der Bundesregie- 
rung die Haltung der Zwölf zu dem durch die Konfe- 
renz eingeleiteten Verhandlungsprozeß im Nahen 
Osten eingehend dargelegt. Er hat dabei bekräftigt, 
daß die EG und ihre Mitgliedsstaaten sich in konstruk- 
tiver Partnerschaft an allen Phasen des Verhand- 
lungsprozesses beteiligen werden. 

In dieser Erklärung, über die in den Medien berich- 
tet wurde, hat der niederländische Außenminister 
auch die Prinzipien hervorgehoben, welche unverän- 
dert die Position der Zwölf bestimmen: Die Entschtie- 
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(A) Bungen des Sicherheitsrates 242 und 338, der Grund- 
satz von „Land für Frieden'', das Recht aller Staaten 
der Region einschließlich Israels, in sicheren und an- 
erkannten Grenzen zu leben und das Selbstbestim- 
mungsrecht des palästinensischen Volkes. Zum Liba- 
non hat AM van den Broek auf die Sicherheitsratsent- 
schließung 425 hingewiesen. 

Aus der Sicht der Bundesregierung ist es von großer 
Bedeutung, daß die Konfliktparteien bei der Nahost- 
Friedenskonferenz in Madrid ihre Bereitschaft zu ei- 
nem Verhandlungsprozeß wie vor allem von den USA 
vorgeschlagen bekräftigt haben: 

Direkte Verhandlungen auf der Grundlage der Ent- 
schließungen 242 und 338, zwischen Israel und den 
Palästinensern auf der einen Seite, zwischen Israel 
und seinen arabischen Nachbarn andererseits. Diese 
politischen Verhandlungen sollen ergänzt und unter- 
stützt werden durch multilaterale Verhandlungen 
über regionale Zusammenarbeit in Bereichen ge- 
meinsamen Interesses, etwa Rüstungskontrolle und 
regionale Sicherheit, Wasser, Umwelt, Flüchtlingsfra- 
gen, wirtschaftliche Entwicklung. Die Bundesregie- 
rung wird zusammen mit ihren europäischen Partnern 
diese Bemühungen in den verschiedenen Bereichen 
entschlossen und konstruktiv fördern. 


Anlage 14 

Antwort 

der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring auf die Fra- 
(B) gen des Abgeordneten Dr. Klaus Kühler (SPD) 
(Drucksache 12/1447 Fragen 33 und 34): 

Hat der Bundeskanzler bei seinem Besuch in Brasilien inner- 
halb der Erörterung zur Rettung der Regenwälder auch den 
Schutz der dort lebenden Minderheits Völker angesprochen, und 
welche Möghchkeiten sieht die Bundesregierung, mit dafür 
Sorge zu tragen, daß bestimmte Indio-Minoritäten vor dem Aus- 
sterben bewahrt werden? 

Welche Resultate haben hinsichthch der Menschenrechte die 
Gespräche mit dem stellvertretenden Ministerpräsidenten der 
Volksrepubhk China, Zou Jiahua, erbracht, und wird der Bun- 
desmiiüster für Wirtschaft, Jürgen W. Möllemann, bei seinem 
bevorstehenden Besuch in China die schweren Menschen- 
rechtsverletzungen gegenüber Dissidenten wie Wei Jingsheng, 
Bao Zunxin, Wang Dan, Liu Gang und Zhang Ming anspre- 
chen? 

Zu Frage 33: 

Der Bundeskanzler hat gegenüber seinen brasi- 
lianischen Gesprächspartnern die Notwendigkeit zur 
Achtung der Menschenrechte — und damit auch der 
Rechte der Indianer — sowie den gemeinsamen Wil- 
len zur Bewahrung der Umwelt unterstrichen. Dieses 
ist die Grundlage für die Zusammenarbeit bei der 
Bewahrung der tropischen Regenwälder im Amazo- 
nasgebiet. Die Erhaltung der tropischen Regenwälder 
und damit der Lebensräume der ansässigen Indianer- 
gruppen ist der beste Indianerschutz. Hierfür wird die 
Bundesregierung im Rahmen der entwicklungspoliti- 
schen Zusammenarbeit 250 MiUionen DM beitra- 
gen. 

Darüber hinaus ist es jedoch notwendig, daß die 
brasilianische Regierung die Lebensräume der India- 
ner konkret durch Einrichtung von Indianerreserva- 


ten gesetzlich ab sichert. Daher ist bei den politischen (C) 
Gesprächen mit der brasilianischen Regienmg und 
den Vertretern brasilianischer Indianervölker die Er- 
wartung der Bundesregierung unterstrichen worden, 
daß die brasilianische Regierung ihrer Verantwortung 
zum Schutz der Indianer nachkommt und ihre Verfas- 
sungsvorschriften zur Einrichtung von Indianer- 
schutzgebieten zügig umsetzt. 

Zu Frage 34: 

Alle Gesprächspartner in der Bundesregierung ha- 
ben die Politik der chinesischen Führung in Men- 
schenrechtsfragen angesprochen. Dies ist besonders 
deutlich in den politischen Gesprächen geschehen, 
die Bundesminister Genscher und Bundesminister 
Seiters geführt haben. 

Die chinesische Regierung wurde auf gef ordert, die 
nach den Tiananmen-Demonstrationen verurteilten 
Vertreter der Demokratiebewegung zu begnadigen. 
Auch die Frage der freien Entfaltungsmöglichkeiten 
der Religionsgemeinschaften wurde zur Sprache ge- 
bracht. Darüber hinaus wurde die Bedeutung der 
Menschenrechtsfrage für die Weiterentwicklung des 
büateralen Verhältnisses betont. 

Zou hat seinerseits sehr deutlich bekundet, daß die 
chinesische Regierung bereit ist, den Dialog in diesen 
Fragen fortzuführen. 

Bundesminister Möllemann wird das Menschen- 
rechtsthema anläßlich der siebten Tagung des 
deutsch-chinesischen gemischten Ausschusses für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Peking erneut an- 
sprechen. (D) 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Gerd Wartenberg (Berhn) (SPD) 
(Drucksache 12/1447 Frage 40): 

Wann legt die Bundesregierung den Gesetzentwurf zur Ände- 
rung des Asylverfahrensgesetzes und der Verwaltungsgerichts- 
ordnung vor? 

Die gesetzgeberische Umsetzung der Zielvorstel- 
lungen erfordert tiefgreifende und umfassende Ände- 
rungen des Asylverfahrensrechts, die komplizierte 
und schwierige Fragen aufwerfen. Etwa 80% der 
asylrechtlichen Regelungen sind von den Änderun- 
gen betroffen. 

Es bedarf einer sorgfältigen Vorbereitung der Ge- 
setzesänderungen — ggf. kommt auch eine Neufas- 
sung des Asylverfahrensgesetzes in Betracht — , wenn 
ein praxisgerechtes Ineinandergreifen der asylrechtli- 
chen Verfahren auf Feststellung der politischen Ver- 
folgung und der ausländerrechtlichen Verfahren auf 
Aufenthaltsbeendigung und zudem eine reibungslose 
Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden 
gewährleistet werden und Mißbrauchsmöglichkeiten, 
die dem Ziel der Verfahrensbeschleunigung zuwider- 
laufen, im Rahmen des Möglichen ausgeschlossen 
werden sollen. 
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(A) Die Bundesregierung ist um eine schnelle Erstel- 
lung des Gesetzentwurfs bemüht. Sie wird in den ge- 
setzgeberischen Vorarbeiten in Kürze die Länder be- 
teiligen. 

Ein genauer Termin kann derzeit noch nicht ange- 
geben werden. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage des Abgeordneten Ortwin Lowack (fraktions- 
los) (Drucksache 12/1447 Frage 43): 

Welche Leistungen wurden aus öffentlichen Haushalten, ein- 
schließüch Zahlungen aus Hermes-Bürgschaften und unter Be- 
rücksichtigung der Entscheidungen des Pariser Clubs bis ein- 
schließlich September 1991 an die Republik Polen erbracht? 

Die Bundesrepubhk Deutschland hat an die Repu- 
bhk Polen umfangreiche finanzielle Unterstützungen 
geleistet. Das sind für Leistungen, die bis zum 15. No- 
vember 1989 erfolgt sind, rd. 7,5 Milharden DM. Für 
neue Leistungen seit dem 15. November 1989 rd. 
4,8 MiUiarden DM, wovon 2,5 MiUiarden DM auf 
neue Hermes -Deckungen entfallen. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) 
(Drucksache 12/1447 Fragen 44 und 45): 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um die sich 
zuspitzende und zunehmend chaotischer werdende Verkehrs- 
situation an den Grenzübergängen zur Tschechoslowakei in den 
Griff zu bekommen, und wie ist der Stand der Bemühungen, 
eine gemeinsam betriebene Grenzabfertigung zeitlich vorzuzie- 
hen? 

Was ist der Grund dafür, daß die Zollverwaltung zwar alle vom 
Parlament bewilligten B7-Dienstposten besetzt, längst aber 
nicht alle Beförderungsmöglichkeiten für den mittleren Dienst 
ausgeschöpft hat? 

Zu Frage 44: 

Eine kurzfristige Behebung der schwierigen Ver- 
kehrs- und Zollabfertigungsverhältnisse an der 
deutsch-tschechischen Grenze ist nicht erreichbar. 
Die Grenzabfertigungsanlagen müssen zum größten 
Teü wesentiich erweitert oder neu gebaut werden. 
Die deutsche und die tschechische Zollverwaltung ha- 
ben angesichts der kritischen Situation eine Reihe von 
Vereinfachungen abgesprochen, die bis zum 30, No- 
vember 1991 organisatorisch umgesetzt sein wer- 
den. 

Bei den Grenzübergängen in Neugersdorf, Zinn- 
wald, Schönberg, Schimding, Waidhaus, Furth im 
Wald und PhÜippsreuth werden Abfertigungsschnell- 
spuren eingerichtet. Diese sind rund um die Uhr geöff- 
net und bestimmt für Leerfahrzeuge, Lkw, die Waren 
im durchgehenden Carnet TIR-Verfahren befördern 
und Lkw, die beim Grenzübergang keine Dienstlei- 
stungen der Spediteure in Anspruch nehmen. Damit 


wird ein schnelles Abfließen eines Teüs des erhebh- (C) 
chen Verkehrsaufkommens erwartet. Nach hiesiger 
Einschätzung sind davon bis zu 40% des Aufkom- 
mens umfaßt. 

Die getroffenen Absprachen sollen ein pragmati- 
sches Zusammenwirken beider Seiten herbeiführen. 

Für gemeinsame Grenzabfertigungen müssen noch 
die rechthchen Voraussetzungen geschaffen werden. 

Die Vertragsverhandlungen dafür sind weitgehend 
abgeschlossen. Mit der Ratifizierung ist in Kürze zu 
rechnen. 


Zu Frage 45: 

Derzeit können im mittleren Zolldienst nicht alle 
Beförderungsmöghchkeiten ausgenutzt werden. In 
der Zollverwaltung werden die Beamten aller Lauf- 
bahnen imd Funktionsgruppen nach einer bundesein- 
heitiichen Beförderungsreihenfolge befördert. Diese 
wird nach Leistung und Eignung sowie nach dem 
Bef Örderungs dienstalter aufgestellt. Planstellen von 
Funktions gruppen bleiben zwangsläufig unbesetzt, 
wenn keine dieser Funktionsgruppen angehörenden 
Beamten nach der Beförderungsreihenfolge mehr zur 
Beförderung anstehen. Hierdurch tritt dann die von 
Ihnen geschilderte Situation ein. 

Abhilfe wird in Kürze durch das Bundesbesoldungs- 
und Versorgungsanpassungsgesetz 1991 geschaffen 
werden, das für die Zollverwaltung eine „Öffnungs- 
klausel" vorsieht. Die „Öffnungsklausel" ermöghcht 
es dann, Zollbeamte des mittleren Dienstes auf nicht (D) 
ausgenutzten Stellen der Funktionsgruppe „mittlerer 
Grenzzolldienst“ zu befördern. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage des Abgeordneten Werner Schulz (Berhn) 
(Bündnis 90/GRÜNE) (Drucksache 12/1447 Frage 
48): 

Inwieweit vereinbart sich die Erhöhung der Kfz-Küometer- 
pauschale für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsplatz zum 
1. Januar 1991 bzw. die Erhöhung der Kfz-Pauschale für Ge- 
schäftsreisen zum 1. Oktober 1991 mit verbalen Äußerungen der 
Bundesregierung, dem Schienenverkehr Priorität einzuräumen, 
wenn durch die geplante Erhöhung der Bahntarife der Abstand 
der Kosten zwischen Bahn- und Autobenutzung vergrößert 
wird, und damit eindeutig der individuelle Kfz- Verkehr bevor- 
zugt wird? 


Die Erhöhung des steuerhchen Kilometer- Pausch- 
betrags je Entfemungskilometer für Fahrten von der 
Wohnung zur Arbeitsstätte mit dem eigenen Kraft- 
fahrzeug berücksichtigt vor allem die Kostenerhö- 
himg aufgrund der angehobenen Mineralölsteuer. 
Damit sollen bekanntiich die Nachteile für Fempend- 
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(A) 1er vermieden werden, denen häufig Öffentliche Ver- 
kehrsmittel für die Fahrt zur Arbeitsstätte nicht zur 
Verfügung stehen. 

Bekannthch deckt vor allem dieser Pauschbetrag 
regelmäßig nicht die tatsächhch entstandenen Kosten 
für die Kraftfahrzeug-Benutzung^ Insofern sieht die 
Bundesregierung keinen Widerspruch zu ihrer bishe- 
rigen Politik. 

Mit der Anhebung des Kilometersatzes für Dienst- 
und Geschäftsreisen sollen je gefahrenen Kilometer 
die tatsächhchen Aufwendungen für die Kraftfahr- 
zeugbenutzung ab gegolten werden. Diese Regelung 
knüpft an die Wegstreckenentschädigung im öffenüi- 
chen Dienst an. Die Anhebung war ebenfalls wegen 
der gestiegenen Kosten notwendig. Auch hier sieht 
sich die Bundesregierung nicht im Widerspruch. 

Im übrigen verweise ich auf die Antwort des Bun- 
desministers für Verkehr auf Ihre Frage, inwieweit die 
geplante Erhöhung der Tarife der Deutschen Bundes- 
bahn einen Beitrag zur Minderung des Treibhaus- 
effektes sein kann. Diese Frage ist bereis ab gehandelt 
worden. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Klaus Beckmann auf die 
Frage des Abgeordneten Ortwin Lowack (fraktions- 
(Bj los) (Drucksache 12/1447 Frage 49): 

Wer bezahlt die aufwendigen und teuren Annoncen, z. B. in 
der Zeitschrift Stern vom 24. Oktober 1991, „Europas Vorteile 
bleiben überall haften", die u. a. auch auf einen Aufkleber hin- 
weisen, auf dem sich, zusammen mit Bundesadler und den 
12 Sternen des Europarats der Aufdruck „Jürgen W. Mölle- 
mann, Bundeswirtschaftsminister" befindet und die wörüich un- 
terzeichnet ist: „Die Europa-Initiative von Bundeswirtschaftsmi- 
nister Jürgen W. Möllemann"? 

Diese Anzeige, die über den Europäischen Binnen- 
markt informiert und weitere Informationsangebote 
enthält, wird aus dem Einzelplan 09 (Titel 902-53185/ 
Eurofitneßprogramm) des Bundesministers für Wirt- 
schaft finanziert. Eine aufmerksamkeitsstarke Gestal- 
tung der Anzeige ist Voraussetzung dafür, daß sie 
Breitenwirkung erzielen kann. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt ist auch das Kosten-ZNutzenverhältnis zu 
sehen. 


Anlage 20 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Klaus Beckmann auf die Fra- 
gen der Abgeordneten Dr. Christine Lucyga (SPD) 
(Drucksache 12/1447 Fragen 54 und 55): 

Ist der Bimdesregienmg bekannt, nach welchen Kriterien die 
Gesamtsumme aus der „Perifra"- Förderung für deutsche Rand- 
gebiete für den Raum Mecklenburg-Vorpommern nach Neu- 
brandenburg vergeben wurde, und wo wurde diese Entschei- 
dimg letztendhch getroffen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob eine Fortführung des (C) 
Programms Perifra über das Jahr 1991 hinaus vorgesehen ist, 
imd wenn ja, welche Projekte werden in Mecklenburg-Vorpom- 
mern als vorrangig förderungswürdig angesehen? 

Zu Frage 54: 

Die Kriterien für die Bereitstellung von Finanzmit- 
teln im Rahmen des PERIFRA-Programms wurden von 
der EG-Kommission festgelegt und der Bundesregie- 
rung in einer Mitteilung vom 21. März 1991 übermit- 
telt. Sie betreffen insbesondere den Förderbedarf, der 
sich aus Konversionsproblemen ergibt. 

Die Entscheidung über die für Gebiete in Mecklen- 
burg-Vorpommern bereitgestellte Summe wurde 
letztendhch von der EG-Kommission in Brüssel getrof- 
fen. Grundlage dieser Entscheidung war jedoch ein 
Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern, den 
Standort Neubrandenburg zu fördern. 

Zu Frage 55: 

Der Bundesregierung ist derzeit nicht bekannt, ob 
eine Fortführung des PERIFRA- Programmes über das 
Jahr 1991 hinaus vorgesehen ist. 


Anlage 21 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Erich Riedl auf die Fragen 
des Abgeordneten Ame Börnsen (Ritterhude) (SPD) 
(Drucksache 12/1447 Fragen 59 und 60): 

Ist der Bundesminister für Wirtschaft bereit, in den von ihm 
monatlich veröffentlichten internationalen Vergleich der Ver- 
braucherpreise für Deutschland auch die Zahlen für die neuen 
Bundesländer aufzunehmen? 

Ist der Bundesminister für Wirtschaft bereit, in den von ihm 
monatlich veröffentiichten internationalen Vergleich der Ar- 
beitslosenquoten für Deutschland auch die Zahlen aus den 
neuen Bundesländern aufzunehmen? 

Zu Frage 59: 

Die Aufnahme der neuen Bundesländer in den in- 
ternationalen Vergleich der Verbraucherpreise ist bis- 
her nicht erfolgt, weil bis zum Berichtsmonat Juni 
1991 noch keine Preisveränderungen zum entspre- 
chenden Vorjahreszeitraum ermittelt werden konn- 
ten, die sich ausschheßhch auf Preise in D-Mark bezo- 
gen. Nachdem dies mit Vorliegen des Berichtsmonats 
Juli nunmehr der Fall ist, werden die Angaben für die 
neuen Bundesländer in Zukunft mit berücksichtigt. 

Allerdings ist zu beachten, daß es hinsichtiich der 
Aussagefähigkeit dieser Zahlen bis auf weiteres 
gleichwohl erhebliche Einschränkungen gibt: 

Die Gewichtungsstruktur des Verbraucherpreisin- 
dex stammt noch aus dem Jahre 1989, also aus der Zeit 
der sozialistischen Mangelwirtschaft, und trägt nicht 
dem Umstand Rechnung, daß sich die Verbrauchsge- 
wohnheiten der Bevölkerung inzwischen total verän- 
dert haben. Die ausgewiesene Preisrate dürfte daher 
erheblich verzerrt sein. Die Arbeiten für die notwen- 
dige Aktualisierung des Warenkorbes laufen, sie be- 
nötigen aber wegen des damit verbundenen großen 
technischen Aufwandes noch einige Zeit. 
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(A) Die zur Zeit ausgewiesenen Preissteigerungsraten 
für Ostdeutschland sind noch aus einem zweiten 
Grunde irreführend: Sie werden zu einem großen Teil 
durch die Umstellung von der Kommandowirtschaft 
zur Marktwirtschaft geprägt. Dabei ist die Heranfüh- 
rung vieler vom Staat jahrelang künstlich extrem 
nie^g gehaltener Preise an marktwirtschaftliche Be- 
dingungen — insbesondere an die tatsächlichen Ko- 
sten — erforderlich, damit diese Preise ihre wichtige 
RoUe als Knappheitsindikator und Steuerungssignal 
am Markt erfüllen können. Die derzeit registrierte 
Preissteigerungsrate ist deshalb kein Anzeichen für 
inflationäre Tendenzen, Dies ist insbesondere zu be- 
achten, wenn die Preisentwicklung in den neuen Bun- 
desländern mit der in anderen Staaten, in denen die- 
ser strukturelle Sondereinfluß nicht wirksam ist, ver- 
güchen werden soll. 


Zu Frage 60; 

Die nationalen Angaben der verschiedenen Staaten 
über ihre Arbeitslosenquote sind aufgrund der bei der 
Ermittlung bestehenden erhebüchen methodischen 
Unterschiede nicht miteinander vergleichbar. Deswe- 
gen müssen sie zunächst nach einem einheithchen 
Verfahren aufbereitet werden. Dies geschieht für die 
EG-Staaten regelmäßig durch das Statistische Amt 
der Europäischen Gemeinschaften (SAEG). Für die 
neuen Bundesländer ist eine solche Berechnung der- 
zeit aber noch nicht möglich. Hierzu müssen zunächst 
die Ergebnisse einer Arbeitskräftestichprobe abge- 
wartet werden, die das SAEG im Frühjahr 1991 durch- 
geführt hat. Sobald für die neuen Bundesländer eine 
nach dem standardisierten Konzept berechnete Ar- 
beitslosenquote vom SAEG vorgelegt wird, was vor- 
aussichtlich im Herbst 1992 der Fall sein wird, wird 
das BMWi diese in seinen internationalen Vergleich 
aufnehmen. 


Anlage 22 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Georg Gallus auf die Fragen 
des Abgeordneten Helmut Lamp (CDU/CSU) (Druck- 
sache 12/1447 Fragen 61 und 62): 

Liegen der Bundesregierung Angaben über Restbestände von 
Pflanzenschutzmitteln mit dem Wirkstoff Atrazin vor, deren An- 
wendung im Frühjahr 1991 in der Bundesrepubhk Deutschland 
verboten wurde und heute als Sondermüll entsorgt werden 
muß? 

Ist es rechtens und empfehlenswert, daß möghche Restbe- 
stände dieses Pflanzenschutzmittels in benachbarte Länder, 
z. B. Frankreich oder die Niederlande, in denen die Anwendung 
des Atrazins nach wie vor erlaubt ist, exportiert werden? 


Zu Frage 61: 

Die Menge der vorhandenen Lagerbestände in den 
alten Bundesländern ist unbekannt. 


Die Länder berichteten in einer Umfrage, daß in der (C) 
Regel keine Probleme in der Entsorgung der meist nur 
geringfügigen Restbestände gesehen werden. Die 
Bundesregierung führt dies darauf zurück, daß sie 
bereits frühzeitig über das beabsichtigte Verbot infor- 
miert hat. 

Nach Angaben der neuen Länder vom Aprü 1991 
waren im Beitrittsgebiet 94,6 t atrazinhaltige Pflan- 
zenschutzmittel vorhanden, die als AbfaU zu entsor- 
gen sind. 

Zu Frage 62: 

Die Bundesregierung hält es grundsätzlich lücht für 
empfehlenswert, daß Pflanzenschutzmittel mit Wirk- 
stoffen, deren Anwendung verboten ist, exportiert 
werden. Es ist jedoch die Souverärütät anderer Staa- 
ten zu respektieren. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß Pflan- 
zenschutzmittel nur in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, wenn diese nach den Vorschriften der §§11 
bis 15 des Pflanzenschutzgesetzes zugelassen sind. 

Für die Ausfuhr bestimmte Pflanzenschutzmittel be- 
dürfen nicht der Zulassung. Bei der Ausfuhr sind je- 
doch die Vorschriften des § 23 des Pflanzenschutzge- 
setzes zu beachten. Danach sind u. a. Exporteure von 
Pflanzenschutzmitteln verpflichtet, auch internatio- 
nale Vereinbarungen, insbesondere den Verhaltens- 
kodex für das Inverkehrbringen und die Anwendung 
von Pflanzenschutz- und Schädhngsbekämpfungs- 
mitteln der FAO zu berücksichtigen. Durch das dort 
geforderte Notifizierungsverfahren wird sicherge- 
stellt, daß die Einfuhr bestimmter Stoffe nur mit Zu- 
stimmung des Empfängerlandes erfolgen kann. (1^) 


Anlage 23 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Georg Gallus auf die Frage 
der Abgeordneten Ulrike Mehl (SPD) (Drucksache 
12/1447 Frage 63): 

Wie wirkt sich die EG-Entscheidung zum Verbot der großflä- 
chigen Treibnetzfischerei auf geschützte Tierarten, wie Meeres- 
schildkröten, Delphine, Robben und Seevögel, aus, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, den notwendigen Arten- 
schutz dieser Tiere sicherzustellen? 

Das von der EG erlassene Verbot der großflächigen 
Treibnetzfischerei, das am 01. 06. 1992 in Kraft tre- 
ten wird, bedeutet einen wesentlichen Beitrag zum 
Schutz der in der Anfrage genannten Tierarten. Die 
EG setzt damit die UNO-Resolution 44/225 um, die ein 
solches Verbot weltweit in allen Gewässern der „Ho- 
hen See" verfügt hat. Die EG geht über diese Resolu- 
tion noch hinaus, da sich das von ihr ausgesprochene 
Verbot nicht nur auf die „Hohe See", sondern auch 
auf das „EG-Meer" bezieht. 

Für eine begrenzte Übergangszeit bis zum 31. 12. 
1993 gestattet die EG Fischern, die bereits vor dem 
01. 06. 1990 Treibnetzfischerei im Nordost- Atlantik 
betrieben haben, ein oder mehrere Netze zu benut- 
zen, deren Gesamtlänge rücht über 5 km liegen darf. 
Danach gilt auch für diese Fischer die Begrenzung 
der Netzlänge auf maximal 2,5 km. Auch diese 
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(A) Übergangsregelung bedeutet eine wesentliche Redu- 
zierung des bestehenden Fischereiaufwandes und 
hält sich an die genannte EntschÜeßung der UNO. Sie 
wurde von der Bundesregierung im Rahmen eines 
Gesamtkompromisses zur Erhaltung der Fischbe- 
stände und anderer lebender Meeresschätze ange- 
nommen. 

Die EG hat die Ostsee, die von der UNO-Resolution 
nicht erfaßt wird, von ihrer Regelung zunächst ausge- 
nommen, weil dieses Gebiet der Regelungsbefugnis 
der internationalen Ostsee-Fischereikommission 
unterliegt, in der alle Anrainer der Ostsee vertreten 
sind. In dieser Kommission wird sich die EG für eine 
Übernahme der Gemeinschaftsbestimmungen einset- 
zen. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen zum 
Schutz der in der Anfrage genannten Tierarten auf 
nationaler und internationaler Ebene fortsetzen, ins- 
besondere im Rahmen des Washingtoner Arten- 
schutzübereinkommens und des Übereinkommens 
zum Schutz der wandernden wildlebenden Tierarten 
(Bonner Konvention). 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Georg Gallus auf die Fragen 
(B) des Abgeordneten Dr. Gerald Thalheim (SPD) 
(Drucksache 12/1447 Fragen 64 und 65): 

Kann die Eintragung einer neuen Rechtsform nach § 69 Abs. 3 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LAG) verweigert werden, 
weil die Prüfung der Bilanz oder anderer für eine ordnungsge- 
mäße Anmeldung notwendigen Unterlagen nicht fristgerecht 
erfolgt ist, wobei die Verzögerung jedoch nicht vom Antragstel- 
ler zu vertreten ist? 

Wenn ja, folgt dann zwangsläufig eine Auflösung der LPG per 
Gesetz nach § 69 Abs. 3 LAG? 

Die Eintragung einer neuen Rechtsform nach § 69 
Abs. 3 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes muß 
verweigert werden, wenn nicht dem zuständigen Re- 
gistergericht bis einschließlich 31. 12. 1991 eine ord- 
nungsgemäße Anmeldung zugegangen ist. 


Eine Anmeldung ist ordnungsgemäß, wenn sie alle (C) 
Voraussetzungen erfüllt, die gesetzüch für die Eintra- 
gung in das Handels- oder Genossenschaftsregister 
vorgeschrieben sind, also vom Registergericht ledig- 
hch noch die Eintragung zu verfügen ist. 

Dies setzt voraus, daß zum einen nach § 29 des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes alle nach dem 
für die neue Rechtsform geltenden Gründungsrecht 
vorgeschriebenen Urkunden und zum anderen die in 
§ 32 Abs. 3 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
genannten Urkunden der Anmeldung beigefügt 
sind. 

Die erforderhchen Unterlagen müssen dem Regi- 
stergericht bis spätestens zum 31. 12. 1991 vollzähhg 
und vollständig zugegangen sein. Sofern nach § 26 
Abs. 2 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes dem 
Umwandlungsbeschluß eine geprüfte Abschlußbilanz 
beizufügen ist, die bei Beschlußfassung bereits vorüe- 
gen muß, gehört diese Bilanz zu den einzureichenden 
Unterlagen. Die Prüfung einer Bilanz bzw. eines Jah- 
resabschlusses ist nur in den in gesetzhchen Vor- 
schriften für die neue Rechtsform ausdrücklich ge- 
nannten Fällen, differenziert nach Größenklassen der 
Unternehmen, erforderlich. 

Liegt dem Registergericht bis spätestens zum 
31. 12. 1991 eine in dem oben beschriebenen Sinne 
ordnungsgemäße Anmeldung der neuen Rechtsform 
nicht vor, ist die LPG nach § 69 Abs. 3 des Landwirt- 
schaftsanpassungsgesetzes kraft Gesetzes aufgelöst. 

Bei der Frist nach § 69 Abs. 3 des Landwirtschafts- 
anpassungsgesetzes handelt es sich um eine Aus- 
schlußfrist, die unabhängig von einem Verschulden 
der Antragsteller grundsätzüch nicht verlängert wer- 
den kann. 

Ob registerverfahrensrechthch eine Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand bei unverschuldeter Frist- 
säumnis möghch ist, kann wegen Fehlens einer aus- 
drücklichen verfahrensrechtiichen Vorschrift für die 
Fälle des § 69 Abs. 3 des Landwirtschaftsanpassungs- 
gesetzes nicht abschüeßend beurteilt werden,* die 
Bundesregierung neigt jedoch zu der Auffassung, daß 
bei Versäumung der Ausschlußfrist des § 69 Abs. 3 
eine Wiedereinsetzung nicht in Betracht kommen 
dürfte. 
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